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Beginn: 10:03 Uhr 

Präsident André Kuper: Liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Meine Damen und Herren! Ich heiße Sie herz-
lich willkommen. 

Im Moment höre ich über die Lautsprecher kaum et-
was. Wir müssen die Technik nachsteuern. 

(Präsident André Kuper wird ein Mikrofon ge-
reicht.) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine Damen und 
Herren! Nachdem diese kleine Tonpanne behoben 
ist, darf ich Sie alle zu unserer 36. Sitzung des Land-
tags Nordrhein-Westfalen herzlich willkommen hei-
ßen. Mein Gruß gilt auch den Gästen auf der Zu-
schauertribüne, den Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern der Medien sowie den Zuschauerinnen und Zu-
schauern an den Bildschirmen. 

Für die heutige Sitzung haben sich fünf Abgeord-
nete entschuldigt; ihre Namen werden in das Pro-
tokoll aufgenommen. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung darf ich noch einmal 
darauf hinweisen, dass der ursprünglich für heute an-
gesetzte Tagesordnungspunkt 22 entfällt. 

Damit treten wir in die Tagesordnung ein. 

Ich rufe auf: 

1 Planungen der Landesregierung zu aktuellen 
energie- und klimapolitischen Herausforde-
rungen 

Unterrichtung 

der Landesregierung 

In Verbindung mit: 

Gericht verhängt Rodungsstopp im Hamba-
cher Wald – Landesregierung muss sich jetzt 
der politischen Verantwortung für das Rheini-
sche Revier stellen! 

Aktuelle Stunde 
auf Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 17/3849 

In Verbindung mit: 

Gesellschaftlichen Konsens zum Kohleaus-
stieg ernst nehmen: Rodungsmoratorium und 
neue Leitentscheidung jetzt! 

Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 17/3791 

Der Chef der Staatskanzlei hat mit Schreiben vom 
8. Oktober mitgeteilt, dass die Landesregierung be-
absichtigt, den Landtag zu Planungen der Landesre-
gierung zu aktuellen energie- und klimapolitischen 
Herausforderungen zu unterrichten. 

Zudem hat die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen mit 
Schreiben vom 8. Oktober gemäß § 95 Abs. 1 unse-
rer Geschäftsordnung eine Aussprache zu einer ak-
tuellen Frage der Landespolitik beantragt, welche 
uns als Drucksache 17/3849 vorliegt. 

Diese beiden Punkte sollen gemeinsam beraten wer-
den. Ebenfalls in die Debatte mit einbezogen wird der 
Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Drucksa-
che 17/3791. 

Die Unterrichtung der Landesregierung erfolgt durch 
den Minister für Wirtschaft, Innovation, Digitalisie-
rung und Energie, Professor Dr. Pinkwart. Ich erteile 
Herrn Minister Pinkwart nun das Wort. Bitte schön. 

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister für Wirtschaft, 
Innovation, Digitalisierung und Energie: Sehr geehr-
ter Herr Präsident! Meine sehr verehrten … 

(Präsident André Kuper reicht Minister 
Prof. Dr. Andreas Pinkwart das Mikrofon.) 

– Funktioniert es nicht? Das ist mal eine neue Form 
der Kommunikation. 

(Vereinzelt Heiterkeit) 

Ich darf noch einmal neu beginnen. Dann läuft aber 
auch die Zeit neu.  

(Heiterkeit – Am Redepult wird ein neues Mik-
rofon angebracht.) 

– Das ist ja toll; wunderbar. Ich sehe, es liegt nicht an 
der Energieversorgung. 

(Beifall von der CDU, der SPD, der FDP und 
der AfD) 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Die NRW-Koalition ist angetre-
ten, Gegensätze zu überwinden und Ökonomie und 
Ökologie miteinander in Einklang zu bringen. Unser 
Ziel ist es, Nordrhein-Westfalen bis spätestens 2030 
zum innovativsten, leistungsstärksten und klima-
freundlichsten Industrieland weltweit zu machen.  

Die NRW-Koalition hat sich in ihrer Koalitionsverein-
barung klar zum Klimaschutzabkommen von Paris 
und dem Ziel bekannt, dass die Welt in der zweiten 
Hälfte des Jahrhunderts weitgehend treibhausgas-
neutral wirtschaften soll. Das im Klimaschutzgesetz 
Nordrhein-Westfalen für 2020 vorgegebene Minde-
rungsziel für Treibhausgasemissionen in Höhe von 
25 % gegenüber 1990 werden wir nicht nur einhalten, 
sondern Nordrhein-Westfalen wird es übererfüllen.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 
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Zur Erreichung der Klimaziele bedarf es auch, aber 
nicht nur einer Wende in der Energieerzeugung. Die 
Energiesysteme der Zukunft sind dabei so zu gestal-
ten, dass sie die Faktoren Bezahlbarkeit, Versor-
gungssicherheit und Klimaverträglichkeit gleichran-
gig berücksichtigen und langfristig in Einklang brin-
gen.  

Dies ist angesichts der komplexen energiewirtschaft-
lichen Wirkungszusammenhänge eine anspruchs-
volle Aufgabe. Diese Aufgabe kann und wird gelin-
gen, wenn wir sie offensiv, aber auch sachlich und 
mit klarem Verstand und Weitsicht angehen. Die Ge-
staltung der Energiesysteme der Zukunft erfordert 
Entscheidungen mit strukturellen und langfristigen 
Auswirkungen – nicht nur für die Energiewirtschaft, 
sondern auch für die energieintensive Industrie und 
ihre Beschäftigen sowie auch für unsere Gesellschaft 
insgesamt.  

Diese Aufgabe ist deshalb nicht geeignet für politi-
sche Kurzsätze nach dem Motto: Raus aus der 
Kohle, rein in die Erneuerbaren; es wird schon ir-
gendwie klappen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Mit solchen pauschalen und unterkomplexen Aussa-
gen mag man kurzfristig politischen Zuspruch be-
kommen, der Sache selbst helfen sie wenig. 

Wir wollen auch vor dem Hintergrund der Arbeit der 
Kommission „Wachstum, Strukturwandel und Be-
schäftigung“ für ein Gelingen der Energiewende sor-
gen, die die Belange der nordrhein-westfälischen 
Wirtschaft, ihrer Beschäftigten und der Bürgerinnen 
und Bürger in berücksichtigt. Wir brauchen eine ver-
lässliche Perspektive für alle Beteiligten hier in unse-
rem Land und in Deutschland. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Die Energiewirtschaft selbst und die mit ihr direkt und 
indirekt verbundenen Zuliefererbranchen sind ein 
wichtiger Wirtschafts- und Beschäftigungsfaktor. Das 
ist jedoch nicht alles. Eine zuverlässige und stabile 
Energieversorgung ist auch für Nordrhein-Westfalen 
insgesamt von existenzieller Bedeutung. 

Unsere heimische Wirtschaft ist auf eine sichere und 
bezahlbare Energieversorgung angewiesen wie 
kaum ein anderes Bundesland. Nur so kann sich 
Nordrhein-Westfalen als Industriestandort weiterent-
wickeln und Wertschöpfung und Hunderttausende 
hochwertige Arbeitsplätze erhalten. 

Allein die Unternehmen in den weitgehend energie-
intensiven Branchen Papier, Glas, Chemie, Kunst-
stoff, Mineralöl und Metallerzeugung beschäftigen in 
Nordrhein-Westfalen mehr als eine Viertelmillion Ar-
beitnehmer. Das sind sehr gute Arbeitsplätze mit or-
dentlichen Tarifverträgen und Einkommen für die 
Menschen in unserem Land. 

Hinzu kommen zahlreiche Arbeitsplätze bei Zuliefe-
rern, im Investitionsgüterbereich wie dem Maschi-
nenbau und bei unternehmensnahen Dienstleistern 
wie Güterverkehr, IT, Leasing oder Forschung und 
Entwicklung, die auch in Nordrhein-Westfalen viel-
fach ohne die energieintensive Industrie überhaupt 
nicht denkbar wären. 

Um diese wirtschaftliche Kraft zu erhalten, benötigen 
wir auch in Zukunft eine leistungsstarke, eine hoch 
innovative Energieerzeugung. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Wie lange die Kohleverstromung noch als Brücke be-
nötigt wird, darüber berät derzeit die Kommission 
„Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung“. 
Diese Ergebnisse wollen wir abwarten. Die Landes-
regierung steht in diesem Prozess dafür ein, die Kli-
maziele nicht gegen die Wirtschaft auszuspielen. Wir 
können und wollen die Klimaziele nur zusammen mit 
einer starken und modernen Wirtschaft erreichen 
und nicht auf Kosten einer Deindustrialisierung unse-
res Landes. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vor welche immensen Herausforderungen uns die 
Energiewende stellt, zeigt unter anderem ein Blick in 
die Quartalsberichte zu Netz- und Sicherungsmaß-
nahmen der Bundesnetzagentur. Im Jahr 2012 wa-
ren Redispatch-Maßnahmen im deutschen Übertra-
gungsnetz in einem Umfang von rund 5.000 GWh er-
forderlich, um die Netzstabilität zu gewährleisten. Im 
Jahr 2017 waren bereits Redispatch-Maßnahmen in 
Höhe von 20.500 GWh nötig. Dies bedeutet eine Ver-
vierfachung des Eingriffsvolumens innerhalb von nur 
fünf Jahren. 

Die dabei anfallenden Kosten sind allein von 2016 
mit 880 Millionen Euro auf 1,4 Milliarden Euro in 2017 
gestiegen, und man geht davon aus, dass sich die 
Kosten in 2025, wenn die Kernkraftwerke abgeschal-
tet worden sind, auf über 4 Milliarden Euro pro Jahr 
belaufen könnten. 

Meine Damen und Herren, die Zunahme netzstabili-
sierender Maßnahmen verdeutlicht, dass die Zuver-
lässigkeit unseres Energiesystems zunehmend auf 
die Probe gestellt wird. Veränderungen im Verhältnis 
von erneuerbaren zu konventionellen Energieerzeu-
gungskapazitäten führen dazu, dass sich auch das 
Verhältnis volatiler Kapazitäten aus erneuerbaren 
Energien auf der einen Seite und grundlastfähiger 
Kapazitäten aus konventioneller Erzeugung auf der 
anderen Seite verändert. 

Da weder der Netzausbau noch die Entwicklung leis-
tungsfähiger Speichertechnologien mit dieser Ent-
wicklung Schritt halten, hat diese Verschiebung mas-
sive Auswirkungen auf die Versorgungssicherheit. 
Verschärfen wird sich die Situation in den kommen-
den Jahren durch den beschlossenen Kernenergie-
ausstieg, mit dem bis Ende 2022 weitere rund 10 GW 
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gesicherte Kraftwerksleistungen täglich nicht mehr 
zur Verfügung stehen werden. Über Jahrzehnte ha-
ben wir die Netzstabilität aber als gegeben ansehen 
können. 

Netzstabilität ist und bleibt ein unerlässlicher Faktor 
für den dauerhaften Erfolg unseres Wirtschaftsstan-
dortes. Diesen Standortfaktor dürfen wir nicht leicht-
fertig aufs Spiel setzen. 

(Beifall von der CDU und der FDP)  

Die Digitalisierung liefert uns einerseits neue Antwor-
ten zur Lösung dieser Flexibilitätsanforderungen. An-
dererseits werden aber auch die Ansprüche an die 
Versorgungssicherheit und Netzstabilität durch die 
Digitalisierung noch einmal erheblich steigen. Vom 
Smart Home bis zur Smart Factory – alles wird am 
Strom hängen. 

Es wäre fahrlässig, eine Reduzierung des Niveaus 
der Versorgungssicherheit hinzunehmen und gleich-
zeitig über die Weiterentwicklung von Industrie 4.0, 
vernetze Mobilität oder Cybersicherheit zu sprechen. 
Deutschland kann nicht digital werden wollen, aber 
gleichzeitig seine Stromversorgung schwächen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Um die Kohlekraftwerke schneller vom Netz nehmen 
zu können, wird gerne angeführt, dass Deutschland 
schon genügend Strom produziere und sogar expor-
tiere. Verschwiegen wird dabei gerne, dass die Brut-
tostromleistung aus Wind- und Fotovoltaik zwar für 
einen Stromüberschuss sorgt, dieser Strom beim 
deutschen Verbraucher und der deutschen Industrie 
aber nicht verlässlich ankommt – 

(Zuruf von der AfD) 

erstens wegen der Wetterabhängigkeit und zweitens 
wegen fehlender Übertragungsnetze. Von den für 
50 % Anteil der Erneuerbaren an der Energieversor-
gung bis 2030 bisher geplanten 7.700 km Übertra-
gungsnetzen sind gerade einmal 13 % fertiggestellt 
worden. Das müssen wir uns vor Augen führen. 

Die Erneuerbaren tragen zwar bruttobezogen mittler-
weile ein Drittel zur Stromumwandlung bei, insge-
samt aber nur 10 % der täglich gesicherten Leistung. 

(Zuruf von der AfD) 

Je nach Ausstiegsszenario aus der Kohleverstro-
mung würde Deutschland als größtes Industrieland 
Europas zum Stromimporteur. Ihre Rolle als Mitte 
des nächsten Jahrzehnts einzige Nettostromexpor-
teure in Europa würden Polen und Frankreich aus-
bauen. Das eine Land produziert 90 % seines Stroms 
aus Kohle, das andere Land 75 % seines Stroms aus 
Atomkraft. Wir würden in Deutschland nicht nur die 
Atomkraft, sondern auch die Kohle aufgeben, um 
beides in den Nachbarländern in schlechterer Quali-
tät für Sicherheit und Umwelt zu fördern und dafür 
auch noch teuer bezahlen. 

(Helmut Seifen [AfD]: Das ist die Politik der 
Grünen!) 

Wir können und wollen die Energiewende aber nicht 
negativ, sondern positiv und zukunftsgerecht gestal-
ten, meine sehr verehrten Damen und Herren. Dazu 
müssen wir die Energiewende in Deutschland vom 
Kopf auf die Füße stellen 

(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

und sie mit einem verlässlichen Plan unterlegen, wie 
wir bis wann aus den konventionellen Energien aus-
steigen können. Dieser Ausstieg ist aus Klimaschutz-
gründen und wegen der Endlichkeit der Ressourcen 
unzweifelhaft notwendig, 

(Zuruf von der SPD) 

aber er muss bezahlbar sein und darf die Versor-
gungssicherheit nicht infrage stellen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Für eine Neujustierung der Energiewende benötigen 
wir ein ganzes Maßnahmenbündel, das die derzeit 
losen Enden der Energiewende sinnvoll zusammen-
führt. Hierzu erarbeitet die Landesregierung derzeit 
gemeinsam mit der Industrie, der Energiewirtschaft, 
den Verbänden und den Gewerkschaften eine Ener-
gieversorgungsstrategie. Aus Sicht der Landesregie-
rung müssen dabei unter anderem die folgenden 
wichtigen Aspekte berücksichtigt werden: 

Erstens: schnellerer Ausbau der Strom- und Gas-
netze für den Transport des Ökostroms zum Ver-
braucher und Synchronisation mit dem Ausbau der 
erneuerbaren Energien. Dies reduziert auch die stark 
gestiegenen Kosten, von denen ich eben sprach. 

Zweitens: Erhalt der Versorgungssicherheit durch 
eine Verlagerung der Energieerzeugung aus Gas-
kraftwerken, die unter anderem auf bestehenden 
Kohlekraftwerksstandorten in Nordrhein-Westfalen 
entstehen und längerfristig auf synthetisches Gas 
aus erneuerbaren Quellen umgestellt werden kön-
nen. 

(Zuruf von der SPD) 

Drittens: stärkere Anreize für eine Sektorenkoppe-
lung und Belebung der Sektoren, die nicht dem EU-
weiten Emissionshandel unterliegen, mit einem CO2-
Preis, der Teile der bisherigen Abgaben und Steuern 
ablöst. 

Viertens: Förderung dezentraler urbaner Energielö-
sungen aus Fotovoltaik, Geothermie, Kraft-Wärme-
Kopplung und Elektromobilität. Hier hat Nordrhein-
Westfalen aufgrund seiner Siedlungsstruktur große 
Potenziale. 

Fünftens: Schaffung von angemessenen wirtschaftli-
chen Rahmenbedingungen für gesicherte Leistun-
gen und Förderung einer marktorientierten Flexibili-
sierung bei Angebot und Nachfrage. 
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Last, not least, meine Damen und Herren: Reduzie-
rung von Steuern und Abgaben auf Strom sowie an-
teilige Finanzierung der EEG-Umlage aus dem Bun-
deshaushalt, nicht zuletzt – das füge ich hinzu – im 
Interesse einer sozial gerechteren Kostenverteilung. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Diese wichtigen Maßnahmen sind entscheidende 
Voraussetzungen für eine schnellere Reduzierung 
der Kohleverstromung und könnten das Fundament 
für einen Neustart der Energiewende bilden, der 
Deutschland wieder zu einem Vorbild in der Welt 
werden lässt. Das waren wir einmal. Inzwischen 
schaut das Ausland aber kopfschüttelnd auf die Inef-
fizienz der deutschen Energiepolitik. Das müssen wir 
ändern. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Die rot-grüne Vorgängerregierung hat den Ausstieg 
aus der Braunkohle für nach 2045 vorgesehen. Das 
ginge schneller, aber nur, wenn die zuvor beschrie-
benen Maßnahmen zur Neujustierung der Energie-
wende schneller und verlässlich umgesetzt werden 
und die Frage des Strukturwandels in der Region 
konkret und nachhaltig beantwortet wird. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Nur wenn Deutschland es schafft, die Energiewende 
so weiterzuentwickeln, dass sie den Wohlstand si-
chert und der Umwelt dient, wird es weltweit Nach-
ahmer geben. Zu dieser Aufgabe gehören die Förde-
rung der Transformation in der Industrie, die For-
schung und Entwicklung und der in die Zukunft ge-
richtete Strukturwandel in den Regionen. 

Die Landesregierung arbeitet daran, diese Voraus-
setzungen zu schaffen, und setzt gezielte Maßnah-
men und Initiativen um. Der Schlüssel dafür sind In-
novationen und Investitionen. Für beides schaffen 
wir in Nordrhein-Westfalen wieder bessere Rahmen-
bedingungen, indem wir den Zeitraum bis zur Geneh-
migung von modernen und klimafreundlichen Anla-
gen halbieren und dafür sorgen, dass die neuen um-
weltfreundlichen Anlagen in Nordrhein-Westfalen 
schneller errichtet werden können. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Die Menschen in Nordrhein-Westfalen sind bereit, 
den Weg der Energiewende mitzugehen. Diese Ak-
zeptanz gilt es aber zu erhalten. Der aktuelle Bericht 
des Bundesrechnungshofes belegt, was jeder Bun-
desbürger leistet, um den Atomstrom und konventio-
nelle Energieträger durch Erneuerbare zu ersetzen. 
Bislang hat die Energiewende 160 Milliarden Euro 
gekostet. Einen Großteil haben die Verbraucher di-
rekt bezahlt. Allein im vergangenen Jahr waren es 24 
Milliarden Euro über die EEG-Umlage, hinzu kamen 
weitere Umlagen über den Strompreis. 

Im Ergebnis attestiert der Bundesrechnungshof der 
Energiewende aber, dass zwei der drei Grundpfeiler 

einer verantwortungsvollen Energiepolitik brüchig 
sind: Bezahlbarkeit und Klimaschutz.  

Einerseits hat Deutschland die höchsten Strom-
preise, was zunehmend zu einer sozialen Frage wird. 
Gerade die einkommensschwachen Haushalte und 
der Mittelstand leiden am meisten unter der Verteue-
rung. Andererseits – das muss uns zu denken ge-
ben – verbessert sich die CO2-Bilanz bei Weitem 
nicht so stark, wie es eigentlich notwendig wäre.  

Doch damit nicht genug, meine Damen und Herren. 
Mit der Forderung nach einem übereilten Kohleaus-
stieg gerät nun auch der dritte Grundpfeiler einer klu-
gen Energiepolitik ins Wanken: die Versorgungssi-
cherheit.  

In seinem Bericht vom 28. September 2018 stellt der 
Bundesrechnungshof fest – ich darf mit Genehmi-
gung des Präsidenten zitieren –: 

„Trotz des erheblichen Einsatzes von Personal 
und Finanzmitteln erreicht Deutschland die Ziele 
bei der Umsetzung der Energiewende bisher 
überwiegend nicht …“ 

Weiter heißt es: 

„Aus Sicht des Bundesrechnungshofes sind ent-
scheidende Verbesserungen bei der Koordination 
und Steuerung der Energiewende unumgänglich. 
Die Bundesregierung bleibt zum Handeln aufge-
fordert. Anderenfalls könnte in der deutschen und 
der internationalen Öffentlichkeit der Eindruck 
entstehen, Deutschland sei nicht imstande, die 
gesamtgesellschaftlich und langfristig angelegte 
Energiewende erfolgreich zu gestalten und umzu-
setzen …“ 

So weit der Bundesrechnungshof, ich denke, eine 
neutrale Instanz.  

Genau an dieser Kritik des Bundesrechnungshofs 
setzt unsere Politik für Nordrhein-Westfalen an, die 
ich eben in Eckpunkten beschrieben habe. Wir müs-
sen alles tun, um die Energiewende vom Kopf auf die 
Füße zu stellen, ein breites Fundament zu legen. Ge-
nau das erwarten wir auch von der Arbeit in der Kom-
mission „Wachstum, Struktur und Beschäftigung“.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

In den vergangenen Monaten ist immer wieder die 
Leitentscheidung der rot-grünen Landesregierung 
zur Zukunft des Rheinischen Reviers aus dem Jahr 
2016 angesprochen worden. Man muss anerkennen, 
dass die gerade einmal zwei Jahre zurückliegende 
Leitentscheidung von einem energiewirtschaftlichen 
Realismus geprägt war.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Die von SPD und Bündnis 90/Die Grünen beschlos-
sene Leitentscheidung vom 5. Juli 2016 basierte auf 
der Bedeutung der Braunkohleverstromung für Ver-
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sorgungssicherheit und Preisstabilität und berück-
sichtigte bereits den künftigen Rückgang der Braun-
kohleverstromung. Die damalige Landesregierung 
hatte in der Leitentscheidung zur Verkleinerung des 
Tagebaus Garzweiler II unter anderem festgestellt, 
dass – ich zitiere – „Braunkohlenabbau in den Tage-
bauen Garzweiler II, Hambach und Inden in Nord-
rhein-Westfalen zur langfristigen Energieversorgung 
weiter erforderlich“ bleibe.  

Im Rahmen der Erarbeitung der Leitentscheidung hat 
die Landesregierung ein Onlinebeteiligungsverfah-
ren durchgeführt. In diesem Verfahren ist bereits eine 
Schonung des Hambacher Forstes von den Bürgern 
thematisiert worden. In der Abwägung hat sich die 
von den Grünen mitgetragene Landesregierung aber 
gegen diese Anregung entschieden. Der zurückge-
hende Bedarf an Braunkohle könne genutzt werden, 
um auf eine sonst noch notwendige Umsiedlung von 
Menschen zu verzichten. Dies sei der schwerste mit 
dem Braunkohleabbau verbundene Eingriff. Der mit 
der damaligen Leitentscheidung ausdrücklich bestä-
tigte Bedarf für Braunkohleabbau auch nach 2030 
mache aber den Tagebau Hambach, in dem keine 
weiteren Umsiedlungen mehr erforderlich werden, in 
seinen unveränderten Abbaugrenzen erforderlich. 

(Heiterkeit von der CDU) 

Mit Blick auf die Leitentscheidung der rot-grünen 
Landesregierung ist anzumerken – die Abwägung 
„Menschen vor Bäumen“, die Sie getroffen haben,  

(Zuruf von Michael Hüber [SPD]) 

die aus meiner Sicht richtig war –, dass das im selben 
Jahr war, in dem das Pariser Klimaabkommen ge-
schlossen wurde und der Bund mit dem Land eine 
Herausnahme von fünf Kohlekraftwerksblöcken ver-
einbarte, da die Bedrohung der nationalen Klimaziele 
für 2020 schon zu diesem Zeitpunkt vollumfänglich 
bekannt war. Sie haben also wissentlich, wie sich die 
Lage entwickelt, entschieden. Rückblickend war das 
eine rational vernunftgeleitete Entscheidung. Es 
wäre nur schön gewesen, Sie hätten sich in den letz-
ten Wochen und Monaten an diese Entscheidung 
und Ihre Begründung erinnern können. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Zuruf von 
Michael Hübner [SPD]) 

In den vergangenen Wochen und Monaten haben wir 
eine Vermischung von Sachverhalten aus politi-
schem Kalkül erlebt, die nicht geschehen darf. Wäh-
rend die WSB-Kommission über die mittel- bis lang-
fristige Ausrichtung der Energieversorgung berät, 
geht es bei den Diskussionen um den Hambacher 
Forst um die Umsetzung von bestehenden Abbauge-
nehmigungen auf der Grundlage der eben zitierten 
Leitentscheidung. 

Hierzu hat das Oberverwaltungsgericht in der Haupt-
sache bisher nicht entschieden, sondern sich für die 

Entscheidung mehr Zeit erbeten. Diese Entschei-
dung respektieren wir selbstverständlich. 

Gleichzeitig erwarten wir aber auch, dass die De-
monstranten den Beschluss des Oberverwaltungs-
gerichts vom 14. September 2018 zur Vollziehung 
der Räumungsanordnung der Baumhäuser respek-
tieren und angesichts der im Beschluss bestätigten – 
ich zitiere das Gericht – „Gefahren für die Bewohner 
der Baumhäuser unter Gesichtspunkten des Brand-
schutzes und einer mangelnden Sicherung vor Stür-
zen in die Tiefe“ jetzt eine erneute Errichtung von 
Baumhäusern unterlassen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Wir werden Rechtsbrüche – damit das ganz klar ist – 
auch künftig nicht akzeptieren. Wir können den Ord-
nungsbehörden und Einsatzkräften aber auch nicht 
fortlaufend zumuten, die Bewohner der Baumhäuser 
vor sich selbst und das vom BUND als besonders 
schutzwürdig angemeldete Gebiet vor den Aktivisten 
zu schützen.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, ich möchte für die Lan-
desregierung die Gelegenheit nutzen und den Ret-
tungskräften, den Polizeibeamtinnen und Polizeibe-
amten für ihren anspruchsvollen und besonnenen 
Einsatz im Zuge der Räumungsmaßnahmen großen 
Dank aussprechen.  

(Lang anhaltender Beifall von der CDU und 
der FDP)  

Die Kommission „Wachstum, Strukturwandel und 
Beschäftigung“ ist unter anderem mit dem Ziel einge-
setzt worden, einen Plan zur schrittweisen Reduzie-
rung und Beendigung der Kohleverstromung ein-
schließlich eines Abschlussdatums vorzulegen. 

Die Kommission hat aber auch den Auftrag zur 
Schaffung einer konkreten Perspektive für neue, zu-
kunftssichere Arbeitsplätze in den betroffenen Regi-
onen im Zusammenwirken zwischen Bund, Ländern, 
Kommunen und den wirtschaftlichen Akteuren. 

In den letzten Monaten haben wir in enger Abstim-
mung mit den regionalen Vertretern aus Wissen-
schaft, Wirtschaft und Politik ein umfassendes Pro-
gramm zur Entwicklung neuer Perspektiven für das 
Rheinische Revier entwickelt und der WSB-Kom-
mission vorgelegt. 

Darüber hinaus haben wir eine Prioritätenliste für das 
Start- und Langfristprogramm abgestimmt, das wir 
am Freitag mit der WSB-Kommission besprechen. 

An die traditionsreichen Stärken der Energiewirt-
schaft in unserem Land anzuknüpfen, ist unsere 
größte Chance, damit wir auch an den neuen, wach-
senden Geschäftsfeldern eines sich wandelnden 
Energiesystems teilhaben. 
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Die bestehenden Kraftwerke in Verbindung mit den 
energieintensiven Unternehmen bilden gemeinsam 
mit unseren Innovationskompetenzen die hohe La-
gegunst des Rheinlandes für das Erzeugen von Pro-
dukten, die wir nach der Energiewende mehr denn je 
brauchen. Ich spreche hier vom Produkt „Versor-
gungssicherheit“, das neu konzipiert werden muss. 

(Dr. Christian Blex [AfD]: Das Sie kaputt ge-
macht haben!) 

Denn es wird anspruchsvoller, kontinuierlich und zu-
verlässig Energie bereitzustellen. 

Wir setzen uns daher in Berlin unter anderem dafür 
ein, dass als eines unserer Leitprojekte das Realla-
bor Wärmespeicherkraftwerk MS-Store-to-Power 
eingerichtet wird. 

Dieses Wärmespeicherkraftwerk soll an einem ehe-
maligen Kraftwerkstandort als Reallabor geschaffen 
werden. Dabei handelt es sich um einen Flüssigsalz-
Wärmespeicher, der bis zu 1 Gigawatt Wärme spei-
chern soll. Er ist schwarzstartfähig und kann in einer 
sogenannten Dunkelflaute als Back-up-Kraftwerk 
dienen. 

Mit einem Gesamtsystemwirkungsgrad von ca. 40 % 
kommt der Speicher einem modernen Braunkohle-
kraftwerk in seiner Wirkung nahe. Durch die Entwick-
lung von Hochtemperaturwärmepumpen werden in 
Zukunft sogar Gesamtwirkungsgrade von bis zu 
70 % möglich. 

Deswegen werden wir uns als weiteres Leitprojekt 
um die Ansiedlung eines DLR-Instituts für Hochtem-
peraturwärmepumpen bemühen. Sie werden zur 
Verbesserung des Wirkungsgrades für die Weiter-
entwicklung der Wärmespeicher in Zukunft dringend 
benötigt. 

Neue Chancen brächte dem Rheinischen Revier 
auch die Ansiedlung einer Batteriezellproduktion. 
Hier arbeiten wir in der vom Ministerpräsidenten ge-
leiteten Kommission für Elektromobilität in unserem 
Land zusammen mit den Akteuren in Bund und Eu-
ropa intensiv daran, dass eine solche Produktion mit 
eigenen Unternehmen aus der Region und Europa 
hier in Nordrhein-Westfalen im Rheinischen Revier 
angesiedelt werden kann. 

Vor dem Hintergrund des anstehenden Strukturwan-
dels gewinnt der räumliche Transformationsprozess 
zusätzlich an Bedeutung. Hierzu planen wir eine in-
ternationale Bau- und Technologieausstellung „Rhei-
nisches Zukunftsrevier“, die die Neuordnung des 
Raumes und die Weiterentwicklung der Siedlungen 
als Orte der Zukunft in einem Mobilitätsrevier der Zu-
kunft mit dem Anspruch verknüpft, wegweisende 
Schritte in eine innovative und klimafreundliche Zu-
kunft mit hoher Lebensqualität zu gehen. 

Um diese und andere Projekte wie etwa auch die Er-
richtung eines Campus Rhein-Erft der TH Köln zu 

fachlichen Schwerpunkten der Transformation zu re-
alisieren, soll das Rheinische Revier als Sonderge-
biet ausgewiesen werden, um optimierte Flächen-
ausweisung und schnelle Genehmigungsverfahren 
zu realisieren und die notwendigen Verkehrsinfra-
strukturmaßnahmen schnell umsetzen zu können. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir stehen 
in den kommenden Monaten und Jahren vor großen 
Herausforderungen: der Neujustierung der Energie-
wende, aber auch der strukturpolitischen Entwick-
lung der von der Reduzierung der Kohleverstromung 
betroffenen Regionen. 

Hier benötigen wir keine Symbolpolitik, sondern 
brauchen vernunftgeleitetes nachhaltiges Handeln. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Zuruf von 
Michael Hübner [SPD]) 

Emotionen können helfen, einen Politikwechsel ein-
zuleiten. Sie allein machen ihn aber noch nicht erfolg-
reich. Das große Risiko einer Politik, die sich vom Pa-
thos großer Emotionen tragen lässt, ist: Löst sie ihre 
Versprechen nicht ein, ist die Enttäuschung derart 
groß, dass das emotionale Pendel heftig zur anderen 
Seite ausschlägt. 

(Zuruf von der SPD: Das kennt die FDP ja gut!) 

Dies wäre ein Desaster für den Klimaschutz, meine 
Damen und Herren. Das wollen wir nicht. Deshalb 
wollen wir den Erfolg für die Energiewende hier in 
Nordrhein-Westfalen und in Deutschland. – Herzli-
chen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Anhaltender Beifall von der CDU und der 
FDP) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Minister 
Professor Dr. Pinkwart. – Ich eröffne nun die Aus-
sprache und erteile als erstem Redner für die Frak-
tion der SPD Herrn Abgeordneten Herter das Wort. 

Ich darf Sie darüber informieren, dass wir – Sie ha-
ben es gemerkt – in einem Bauteil der Plenarsaalan-
lage einen technischen Defekt haben. Daher bitte ich 
um Ihr Verständnis dafür, dass wir bis auf Weiteres 
auf die Handmikrofone, die normalerweise für den 
Besucherdienst genutzt werden, zurückgreifen müs-
sen. Danke für Ihr Verständnis. 

Marc Herter (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen, meine Herren! Herr Pinkwart, Sie 
sind sehr ambitioniert gestartet und haben gesagt, es 
gehe der Koalition um die Versöhnung von Ökologie 
und Ökonomie. 

Dann haben Sie hier 15 Minuten lang einen Status-
bericht geliefert – einen Statusbericht darüber, was 
in der Energiewirtschaft so vor sich geht, einen Sta-
tusbericht darüber, wo Ihre Sorgen sind, die ich übri-
gens in großen Teilen teile, und einen Statusbericht 
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darüber, was der eine oder andere Akteur machen 
müsste. 

Herr Minister, Folgendes habe ich vermisst: Was will 
denn die Landesregierung machen? Was will denn 
die NRW-Koalition machen? 

(Beifall von der SPD) 

Herr Pinkwart, das war doch alles rheinische Mystik 
nach dem Motto „Man müsste mal“: Man müsste mal 
dies tun; man müsste mal das tun – und immer an-
dere müssten mal was tun. 

(Zuruf von Ralf Witzel [FDP]) 

Das war auf ganzer Linie enttäuschend – ein ganz 
und gar nicht entfesselter Wirtschaftsminister. 

(Beifall von der SPD – Zuruf von Dietmar Bro-
ckes [FDP]) 

Man hätte sich übrigens wünschen können, dass 
nicht der Wirtschaftsminister, sondern der Minister-
präsident zu dieser zentralen Frage der Landespolitik 
Stellung nimmt, wie er das ja in den Talkshows auch 
tut. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Man hätte sich wünschen können, dass er uns und 
die Menschen im Land wissen lässt, wohin denn die 
Reise gehen soll – wenn er sich dabei nicht nur auf 
Plattitüden zurückziehen würde wie den am Sonn-
tagabend gegebenen Hinweis, das mit der Energie 
sei ja auch nicht so einfach. 

(Lachen von der SPD) 

Allerdings fasst es ganz gut das zusammen, was 
diese Koalition in den letzten Monaten an Irrfahrt in 
der Energiepolitik hingelegt hat. Ihnen, meine Damen 
und Herren, fehlt der energiepolitische Kompass. 

(Beifall von der SPD) 

Sie haben angefangen, die Frage der kurzfristig still-
zulegenden Kraftwerke anzugehen. Die einen haben 
von 5 Gigawatt gesprochen; dann waren es 7 Giga-
watt. Hätte man mit Herrn Laschet an jenem Abend 
noch ein bisschen mehr Rotwein getrunken, wäre 
wahrscheinlich sogar mehr drin gewesen. 

(Zurufe von der CDU) 

– Alles gut; alles gut. 

Herr Pinkwart hat gleichzeitig gesagt – man muss 
sich das einmal vor Augen führen –, die Laufzeiten 
sollten nicht angetastet werden, 

(Zuruf von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

während der Ministerpräsident ausführte, die 2030er-
Jahre müssten schon erreicht werden. Herr Pofalla, 
der immerhin – die Älteren werden sich erinnern – 
lange Jahre Vorsitzender der CDU am Niederrhein 
war, hat dann 2038 als das Enddatum ausgerufen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, da geht es 
ein bisschen wie auf dem Basar zu. Das ist ganz und 
gar nicht dem Thema angemessen. Es ist übrigens 
auch ganz und gar nicht den Menschen angemes-
sen, um die es hier im Rheinischen Revier geht. 

(Beifall von der SPD – Zuruf von Henning 
Höne [FDP]) 

Es ist eben auch keine ehrliche Kommunikation, die 
Sie pflegen. 

(Zuruf von Dietmar Brockes [FDP]) 

Da schickt Herr Reul die Polizei in den Hambacher 
Forst. In der Tat ist den Einsatzkräften im Dienst zu 
danken – wie immer Einsatzkräften im Dienst zu dan-
ken ist, Herr Pinkwart, die sich für die Umsetzung von 
Recht und Gesetz einsetzen. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Die Frage ist doch nicht, ob dieser Einsatz so, wie 
Sie ihn durchgeführt haben, rechtmäßig und zweck-
mäßig war, sondern, ob es sich dabei nicht einfach 
nur um ein vorgeschobenes Argument gehandelt hat 
und Sie damit Eskalation in die Sache gebracht ha-
ben. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Hinterher haben Sie sich dann hingestellt und ge-
sagt, es gehe doch nur … 

(Ralph Bombis [FDP]: Sie haben rechtsfreie 
Räume geschaffen!) 

– Haben Sie Herrn Pinkwart vorhin zugehört, was die 
Frage angeht … 

(Zurufe von der CDU) 

– Haben Sie Herrn Pinkwart vorhin zugehört, als es 
um die Frage ging, wie es in den nächsten Monaten 
und Jahren weitergeht? Wir als SPD sind sehr ge-
spannt, ob die Themen „rechtsfreie Räume“ und 
„Bauordnung“ denn für Sie in den nächsten Monaten 
eine ähnlich große Rolle spielen. 

(Beifall von der SPD – Zuruf von der FDP) 

Da sind wir sehr gespannt. 

Sie jedenfalls haben die Landesregierung in dieser 
Angelegenheit zum Winkeladvokaten gemacht. 

(Zuruf von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

Da war er wieder: Armin, der Trickser. 

(Beifall von der SPD – Zuruf von Henning 
Höne [FDP]) 

Das wäre alles verkraftbar. 

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Jetzt weiß ich, wa-
rum Sie nicht Vorsitzender geworden sind! – 
Gegenrufe von der SPD) 
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Das wäre alles verkraftbar, Herr Hovenjürgen, wäre 
da nicht Ihr schlampiger Einsatz in der Sache gewe-
sen. 

(Unruhe – Glocke) 

Das Gericht hat Ihnen doch eines ganz klar ins 
Stammbuch geschrieben. Es hat nämlich die Darle-
gung der energiepolitischen Notwendigkeit bemän-
gelt. Da geht es eben nicht darum, sich hinter einer 
rot-grünen Leitentscheidung zu verstecken, sondern 
darum, hier dem Parlament zu erklären, warum es 
denn zu dieser mangelhaften Darlegung vor dem 
Oberverwaltungsgericht gekommen ist – 

(Beifall von der SPD) 

übrigens Ihres Hauptbetriebsplans, des Hauptbe-
triebsplans, der am 29.03. dieses Jahres durch die 
obere Bergbehörde genehmigt worden ist. 

Am Ende wollte Armin Laschet dann den Unfallort 
unerkannt verlassen. 

(Heiterkeit von Nadja Lüders [SPD]) 

Am Freitag hat er ausgeführt, Sie hätten immer wie-
der gesagt, die Gerichte müssten entscheiden. Des-
halb haben Sie vermutlich auch räumen lassen. Au-
ßerdem hat er gesagt, es sei nicht Ihre Entscheidung, 
sondern eine rot-grüne Entscheidung gewesen. Des-
halb ist die Entscheidung auch am 29.03. dieses Jah-
res gefallen. 

Jetzt wollen Sie innehalten und überlegen. „Innehal-
ten und überlegen“ wäre in der Tat eine ratsame 
Strategie gewesen. Nur: Wann innehalten und über-
legen? Dann, wenn ein Oberverwaltungsgericht 
spricht? Oder wäre es nicht klug gewesen, als Minis-
terpräsident diejenigen, die dort als Akteure unter-
wegs sind – egal, ob es RWE ist, ob es die Natur-
schützer sind, ob es die Gewerkschaften sind, ob es 
die Kommunen sind –, an einen Tisch zu holen und 
so lange zu reden, bis man diese Angelegenheit löst, 
und zwar, bevor es zur Eskalation gekommen ist? 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Sie haben die Angelegenheit ordentlich vor die Wand 
gefahren. „DER SPIEGEL“ schreibt, es sei eine Bla-
mage; Sie stünden vor dem Scherbenhaufen Ihrer 
Energiepolitik. Jedenfalls haben Sie fahrlässig Zu-
kunft aufs Spiel gesetzt. 

Jetzt wollen Sie also reden; Sie wollen denken; Sie 
wollen handeln. Mein Zutrauen ist begrenzt. 

Allerdings ist es in der Tat an der Zeit, über eine ge-
lingende Energiewende zu reden. Wir brauchen ei-
nen neuen energiepolitischen Konsens. Da sind wir 
uns ausgesprochen einig, Herr Pinkwart. 

Es geht übrigens auch nicht darum, ob wir aus der 
Kohle aussteigen, sondern es geht darum, wann und 
wie wir aus der Kohle aussteigen. 

In Bezug auf die Braunkohle hat die rot-grüne Lan-
desregierung schon im Jahr 2016 in der Leitentschei-
dung, die hier hinreichend erläutert worden ist, die-
sen Ausstieg dem Grunde nach festgelegt. 

Wann und wie wir aussteigen, wird übrigens über Er-
folg und Misserfolg der Energiewende und über Ak-
zeptanz und Nichtakzeptanz entscheiden. 

Ich bin froh, dass wir einig sind, dass wir die Klima-
ziele erreichen wollen. Es war auch hier im Hause 
gelegentlich – ich erinnere an Äußerungen von Herrn 
Lindner – umstritten, ob das die gemeinsame Posi-
tion ist. Ich bin froh, dass es die gemeinsame Posi-
tion ist. 

(Zurufe von der CDU – Gegenruf von Jochen 
Ott [SPD]) 

Wir sind gut beraten, dabei die Punkte „Industrie-
standort Nordrhein-Westfalen“ und „Beschäftigte 
nicht nur in der Energie-, sondern auch in der ener-
gieintensiven Industrie“ sowie die Frage bezahlbarer 
Energie im Auge zu behalten und als gleichwertige 
Eckpunkte in diese Debatte einzuführen. Dem dient 
die Kommission „Wachstum, Strukturwandel und Be-
schäftigung“.  

Mir reicht es nicht aus, Herr Pinkwart, die Ergebnisse 
abzuwarten, die diese Kommission denn zeitigt, son-
dern ich wäre froh, wenn sich das größte Bundesland 
mit einer der vier produzierenden Braunkohleregio-
nen dort einbringen und diese Kommission gestalten 
würde. Das wäre unsere Anforderung. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN – Ste-
fan Kämmerling [SPD]: So ist das! – Zuruf von 
Dietmar Brockes [FDP]) 

Dazu müsste man dann übrigens nicht nur darüber 
reden, dass man eine energiepolitische Strategie 
„am Ausarbeiten dran ist“ – 

(Vereinzelt Heiterkeit von der SPD) 

und dann auch noch darüber, mit welchen Akteuren 
man da unterwegs ist. Vielmehr müsste man uns 
eine Vorstellung davon verschaffen und uns hier im 
Hohen Hause in die Diskussion darüber einbeziehen, 
wie denn diese Strategie aussehen soll, mit der wir in 
Zukunft den energiepolitischen Kompass in diesem 
Lande legen wollen. 

(Beifall von der SPD) 

Es wäre gut, wenn wir die Energiewende endlich als 
ökonomisches Projekt und als soziales Projekt be-
greifen würden. Es wäre gut, neue Perspektiven zu 
schaffen und nicht immer nur über Ausstieg zu re-
den, sondern über Einstieg in neues Wirtschaften 
und neue Arbeit zu sprechen. Das ist die Herausfor-
derung, vor der wir stehen. 

(Beifall von der SPD) 

Ich will Ihnen dazu drei Vorschläge machen. 
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Erster Vorschlag: Investitionen in Wertschöpfung. Ja, 
wir brauchen all die Technologien, die Sie hier vorge-
stellt haben. Wir brauchen Speicher und Leitungen, 
damit die immensen Redispatch-Kosten wegfallen. 

(Zurufe) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es ist aber 
auch notwendig, dass diese Landesregierung ihren 
Kreuzzug gegen die Windkraft aufgibt. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Diese Landesregierung fördert vom Windkrafterlass 
über den LEP bis zur Bundesratsinitiative eben nicht 
den Umstieg, sondern blockiert die Energiewende an 
diesen Punkten. 

Zweiter Vorschlag: Das Rheinische Revier ist hier an-
gesprochen worden. Mein Kollege Guido van den 
Berg aus dem Revier wird zu verschiedenen Punkten, 
die dort unter dem Stichwort „Wertschöpfung“ und un-
ter dem Stichwort „Wachstumsregion der nächsten 
Generation“ eine Rolle spielen, gleich einiges sagen. 

Mir ist eines wichtig, nämlich, dass wir uns einig sind, 
dass der Umbau in der Region nicht nur durch Lip-
penbekenntnisse vonseiten der Landesregierung 
nach dem Motto „Macht mal!“ begleitet wird, sondern 
dass er aktiv unterstützt wird – finanziell, organisato-
risch und auch von den Personalkapazitäten her. 
Das ist unsere Anforderung. 

(Vereinzelt Beifall von der SPD) 

Wir haben Ihnen für morgen einen Antrag vorgelegt, 
in dem es darum geht, das Rheinische Revier als 
Sonderfördergebiet auszuweisen und dafür zu sor-
gen, dass an dieser Stelle … 

(Zuruf von Ministerpräsident Armin Laschet) 

– Dann sind wir uns einig. Dann können wir das ja 
morgen machen. Wunderbar. Perfekt. Dann ändern 
wir die Empfehlung von „Überweisung“ auf „direkte 
Abstimmung“. Dann können wir das ja morgen direkt 
beschließen. Wunderbar. Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Dritter Vorschlag: Der frühere Wirtschaftsminister 
dieses Bundeslandes, Garrelt Duin, und Ilse Aigner 
als bayerische Wirtschaftsministerin haben sich vor 
nicht ganz zwei Jahren einmal Gedanken darüber 
gemacht, wie man eigentlich die Frage der doppelten 
Kosten für das bisherige System und das neue Sys-
tem in den Griff bekommen kann. Sie haben den Vor-
schlag gemacht: Lasst uns doch einmal über einen 
Streckungsfonds nachdenken. Lasst uns doch ein-
mal darüber nachdenken, ob wir nicht Lasten, die 
heute unterwegs sind, in späteren Jahren, in denen 
die Finanzierung günstiger ist, abbezahlen können. – 
Ich glaube, dass wir das in diesem Hause sehr ernst-
haft diskutieren müssen. 

(Vereinzelt Beifall von der SPD) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, von den 
Grünen würde ich mir in der Frage der Umsetzung 
der Energiewende etwas mehr Nachdenklichkeit ei-
nes Reiner Priggen wünschen. Ja, man kann immer 
„höher, schneller, weiter“ rufen. Man kann aber auch 
sagen: Wir müssen die Menschen in diesem Struk-
turwandel mitnehmen; wir müssen die Wirtschaft in 
diesem Strukturwandel mitnehmen. – Ich glaube, 
dass das eine gemeinsame Herausforderung ist, der 
wir uns immer gemeinsam gestellt haben. Darauf 
lege ich großen Wert. Es wäre schön, wenn wir uns 
weiter gemeinsam dieser Herausforderung stellen 
würden. – Herzlichen Dank. 

(Anhaltender Beifall von der SPD) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Kollege 
Herter. – Für die CDU erteile ich nun dem Kollegen 
Löttgen das Wort. 

Bodo Löttgen (CDU): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Lieber Kollege Her-
ter, man hätte sich gewünscht, dass der Fraktions-
vorsitzende der SPD zu diesem für unser Industrie- 
und Energieland so wichtigen Thema heute hier ge-
sprochen hätte. 

(Zuruf von Volkan Baran [SPD]) 

Er kann sich nicht einfach in der letzten Plenarsitzung 
an dieses Rednerpult stellen und kritisieren, dass die 
SPD bei Entscheidungen des Landtagspräsidiums 
benachteiligt wird, wenn es um industriepolitische 
Fragen geht, und anschließend, Herr Kutschaty, auf 
seinem Sessel sitzen bleiben, wenn eine solche 
Frage hier aufgerufen wird. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Zuruf von 
der SPD: Was ist das für eine Strategie, Herr 
Löttgen? – Weitere Zurufe von der SPD) 

Durch Ihr heutiges Schweigen, Herr Kollege 
Kutschaty, haben Sie weitere Glaubwürdigkeit in die-
sem Landtag verspielt. 

(Vereinzelt Beifall von der CDU und der FDP – 
Zuruf von Michael Hübner [SPD]: Ganz starker 
Vortrag! Jetzt bin ich einmal auf die energiepo-
litischen Leitlinien gespannt! – Weitere Zurufe 
von der SPD – Unruhe – Glocke) 

– Wenn Sie das gleiche Engagement, das Sie jetzt 
an den Tag legen, um hier Lärm zu erzeugen, wäh-
rend Ihrer Regierungszeit an den Tag gelegt hätten, 
dann wäre vielleicht auch etwas daraus geworden; 
so aber nicht. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Meine Damen und Herren … 

(Michael Hübner [SPD]: Energiepolitik ist kom-
pliziert, Herr Löttgen! Das merkt man an Ihren 
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Ausführungen! – André Stinka [SPD]: Was 
kommt jetzt? Nichts! – Zuruf von Mehrdad 
Mostofizadeh [GRÜNE] – Weitere Zurufe) 

Präsident André Kuper: Liebe Kolleginnen und Kol-
legen, ich darf Sie um Ruhe bitten. Der Redner hat 
das Wort. 

(Stefan Kämmerling [SPD]: Ja, so wie eben, 
oder? Klar, ja! Unparteiisch! Super! – Michael 
Hübner [SPD]: Sagen Sie einmal etwas Ener-
giepolitisches! Dann können wir Ihnen zuhö-
ren! – Unruhe)  

Bodo Löttgen (CDU): Ich habe den Ausführungen 
des Kollegen Herter zugehört, ohne einen einzigen 
Zwischenruf zu tätigen. 

(Marc Herter [SPD]: Das kann ich nicht bestä-
tigen, Herr Kollege! – Weitere Zurufe von der 
SPD) 

Sie sollten die Größe besitzen, mir jetzt ohne weitere 
Zwischenrufe zuzuhören. Wenn Sie das nicht kön-
nen, können Sie gern herausgehen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Der 5. Oktober 2018 ist in Deutschland für die aller-
meisten Bürger ein ganz normaler Freitag; bald ist 
Wochenende. Gegen 11 Uhr wird durch den Eilbe-
schluss des Oberverwaltungsgerichts Münster be-
kannt, dass RWE die bewaldeten Flächen des Ham-
bacher Forstes vorerst nicht für die Braunkohleförde-
rung in Anspruch nehmen darf. 

Am 5. Oktober 2018 um 11 Uhr hatten BUND und 
Grüne Grund zum Feiern. 

Seit dem 5. Oktober 2018 um 11 Uhr haben die Be-
schäftigten in der Braunkohle und ihre Angehörigen 
Angst vor einer ungewissen Zukunft. Seit dem Eilbe-
schluss haben sich Menschen in der Region gefragt: 
Was wird aus uns? 

Und besonders Eilige hatten Forderungen, die es am 
besten gestern umzusetzen galt. 

Ich bin der Landesregierung, Herr Minister Professor 
Pinkwart, dankbar dafür, dass sie in einer solch am-
bivalenten Lage die Gelegenheit zu einer Unterrich-
tung genutzt hat, Antworten gegeben hat, eingeord-
net hat und bewertet hat. 

Meine Damen und Herren, am 5. Oktober 2018 um 
11 Uhr morgens liegt der Stromverbrauch in 
Deutschland bei gut 72 Gigawatt. Konventionelle 
Kraftwerke erzeugen davon 44 Gigawatt. Regenera-
tive Energie liefert 36 Gigawatt. Der Strompreis be-
trägt 53 Euro pro Megawattstunde. Wir können 8 Gi-
gawatt Strom exportieren. 

Acht Stunden später, um 19 Uhr, als weitere Sektkor-
ken knallen, beträgt der Strombedarf in Deutschland 

67 Gigawatt. 53 Gigawatt davon werden durch kon-
ventionelle Kraftwerke geliefert. 15 Gigawatt liefert 
die regenerative Energie. Wir exportierten nichts 
mehr. Der Strompreis liegt bei 83 Euro pro Mega-
wattstunde. Die Fieberkurve des deutschen Strom-
marktes, täglich abzulesen auf den Internetseiten 
von Agora Energiewende, macht das komplizierte 
Geflecht von Abhängigkeiten – Einspeise- und Last-
verteilungsmechanismen, Dispatchen und Redispat-
chen, Kapazitätsüberhang oder -mangel – von Preis-
findungsprozessen deutlich. Sie, Herr Minister, ha-
ben das dankenswerterweise hier ausführlich be-
schrieben. 

Dieses hochkomplexe System muss von Politik und 
Energieerzeugern neu geregelt werden, um unseren 
Beitrag zum Klimaschutz – übrigens ebenfalls ein 
hoch komplexes System – zu leisten. 

Nun gilt aber bekanntermaßen, dass es zu jedem 
komplexen Problem eine einfache und leicht ver-
ständliche, aber leider falsche Lösung gibt. Eine 
grundfalsche Lösung ist es, komplexe Herausforde-
rungen wie das Umsteuern in der Energiepolitik und 
bei dem Klimaschutz über Symbolpolitik lösen zu 
wollen. 

Der Hambacher Forst wurde von vielen zum Symbol 
gemacht – übrigens ein falsches Symbol für ein rich-
tiges Ziel. Aber eine Politik der Zeichen, der Worte, 
der Gesten, der Transparente, der bewusst erzeug-
ten Bilder darf nicht zum Scheinersatz für faktische 
Politik werden. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Faktische Politik – auch das haben Sie in Ihrer Rede 
klar und deutlich aufgezeigt – war und ist die Leitlinie 
des Handelns und der Planungen der NRW-
Koalition. 

„Die Energiewende ist dann erfolgreich, wenn 
Deutschland auch bei wachsenden Anteilen er-
neuerbarer Energien ein starker Industriestandort 
bleibt.“ 

Das war ein Zitat von der Internetseite von Agora 
Energiewende – bekanntermaßen nicht gerade eine 
Kampftruppe für CDU und FDP. Dennoch wird damit, 
zusammen mit dem bisher Gesagten, deutlich, wel-
ches die vier Ecken des Quadrates sind, die es im 
Gleichgewicht zu halten gilt. 

Erstens: bezahlbare und planbare Energiekosten für 
den in hartem Wettbewerb stehenden Industrie-
standort Nordrhein-Westfalen. Es hat sich nämlich 
gezeigt, dass die Verlässlichkeit von Rahmenbedin-
gungen seit der Zeit Ludwig Erhards eine Erfolgsga-
rantie für die Zukunft ist. Wenn die Strompreise so 
weit steigen, dass das Licht am Ende des Tunnels 
nicht mehr bezahlbar ist, ist es zu spät. 

Zweitens: vorausschauende Politik für notwendigen 
Strukturwandel, die zuerst die Voraussetzungen für 



Landtag   10.10.2018 

Nordrhein-Westfalen 17 Plenarprotokoll 17/36 

 

den Einstieg in zukunftssichere Arbeitsplätze schafft 
und dann den Ausstieg sozial verträglich verwirklicht. 

Drittens: die Gewährleistung von Versorgungssicher-
heit und Systemstabilität – sprich: der Ausbau von 
Netzen und regenerativen Energieträgern unter 
Wahrung der Akzeptanz der davon Betroffenen. 

Viertens: eine zeitliche Einordnung der Maßnahmen, 
die mit der größtmöglichen Effizienz und den ge-
ringstmöglichen Grenzkosten den bestmöglichen 
Beitrag zum Klimaschutz leisten. 

Auch Sie, Herr Professor Pinkwart, haben für die 
Landesregierung klipp und klar herausgearbeitet, 
dass das Gleichgewicht zwischen diesen vier Eck-
punkten Maßstab unseres Handelns ist. Sie haben 
Maßnahmen konkret benannt, die notwendig sind, 
um wirksam auszutarieren. 

Jetzt kommt Bündnis 90/Die Grünen ins Spiel – die 
gleichen Grünen übrigens, in deren Wahlprogramm 
zur Landtagswahl 2017 der Begriff „Hambach“ nicht 
ein einziges Mal auftaucht, die uns heute aber erklä-
ren, dass man dieses Quadrat der Abhängigkeiten 
auf einen einzigen Punkt reduzieren kann: auf den 
symbolischen Punkt „Hambacher Forst“. 

Sie haben den Menschen suggeriert und tun es 
heute noch, dass hier über nicht mehr und nicht we-
niger als die Rettung des Weltklimas entschieden 
wird. 

Klar, meine Damen und Herren; wer den Abstand zu 
einem Quadrat nur groß genug wählt, der kann Ver-
bindungslinien nicht mehr erkennen. Für ihn sieht 
das Ganze aus der Entfernung wie ein Punkt aus. 
Durch die Überhöhung der Symbolkraft dieser 100 
ha haben Sie von Bündnis 90/Die Grünen erhebli-
chen Anteil daran 

(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Sie haben 
doch die Polizisten dahin geschickt!) 

– auch Sie, Herr Rüße –, dass nicht mehr differen-
ziert wird. Sie haben sich gegen Stabilität und Aus-
gleich und für Polarisierung und Monokausalität ent-
schieden. 

(Beifall von der CDU und der FDP)  

Ich will es noch einmal für diejenigen, die es nicht 
verstanden haben, etwas klarer ausdrücken: Die 
Grünen sind eine Klientelpartei und sie bleiben eine 
Klientelpartei. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Zurufe 
von den GRÜNEN) 

Und deshalb ist auch für mich der Hambacher Forst 
zu einem Symbol geworden; einem Symbol für die 
Unfähigkeit der Grünen, ein komplexes System von 
Abhängigkeiten ausgewogen und auf Interessenaus-
gleich bedacht zu betrachten.  

(Beifall von der CDU und der FDP – Norwich 
Rüße [GRÜNE]: Mann, ist das schlecht! – Zu-
rufe von Monika Düker [GRÜNE] und 
Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

Aber die Debatte um den Hambacher Forst hat über 
die Themen Energieversorgung, Energiesicherheit, 
Bezahlbarkeit von Energie, Sicherheit von Arbeits-
plätzen, Strukturwandel und Klimaschutz hinaus die 
Frage aufgeworfen, welchen Wert wir der Einhaltung 
rechtsstaatlicher Prinzipien noch zumessen. 

Im Antrag des Landesvorstands der Grünen zum 
Landesparteirat am 7. Oktober in der Nähe des Ham-
bacher Forstes liest man – Zitat: „Wer diesen Weg“ – 
gemeint ist der Weg des friedlichen Protests – „ver-
lässt und Gewalt gegen Personen, zum Beispiel 
Stein- oder Fäkalienwürfe, ausübt, ist nicht mehr Teil 
unseres Protestes.“ 

(Zuruf von der SPD: Ja, ja!) 

Was für eine hammermäßig harte Abgrenzung ge-
gen Gewalttäter! Eine klare Verurteilung von Gewalt 
gegen Polizeibeamte? – Keine klare Verurteilung von 
Gewalt, sondern vorsichtiges Herantasten an eine 
Grenzlinie des Rechtsstaates. 

(Zurufe von Berivan Aymaz [GRÜNE] und Jo-
sefine Paul [GRÜNE]) 

„Nicht mehr Teil unseres Protestes“ – das ist mir zu 
wenig. Das ist das Gegenteil eines klaren Signals, 
das notwendig gewesen wäre, um zu deeskalieren. 
Sie wollen Rechtsstaatspartei sein? Aber Sie vertei-
digen den Rechtsstaat doch nur dort, wo es Ihnen in 
den Kram passt.  

(Beifall von der CDU) 

Meine Damen und Herren von den Grünen, Sie sind 
zu einer Partei geworden, die duschen will, ohne 
nass zu werden. 

(Zuruf von Matthi Bolte-Richter [GRÜNE]) 

Und das ist in einer parlamentarischen Demokratie 
schlicht und einfach nicht möglich. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Sie leisten im Übrigen damit denjenigen Vorschub, 
die sagen, es bedarf unrechtmäßiger Handlungen, 
damit der Kohleausstieg schnellstmöglich kommt. 
Viele Grüne haben Plakate … 

(Zuruf von Dr. Christian Blex [AfD]) 

– Herr Blex, zu Ihren klimapolitischen Positionen 
nach dem Motto „Den Klimawandel gibt es gar nicht“, 
kommen wir gleich. Ich freue mich ganz besonders 
auf diese Vorlesung, die uns gleich ereilen wird. Ich 
kann Ihnen aber nicht versprechen, dass ich dabei 
sein werde. 

(Zuruf von Helmut Seifen [AfD]) 
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Sie leisten, meine Damen und Herren von den Grü-
nen, damit denjenigen Vorschub, die sagen, es be-
dürfe unrechtmäßiger Handlungen, um den Kohle-
ausstieg schnellstmöglich hinzubekommen. 

Viele Grüne haben Plakate in den Händen gehalten, 
auf denen der Satz „Reden statt Roden“ stand.  

(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Das ist die 
Position!) 

Aber meine Damen und Herren, auch von den Grü-
nen, wie soll das denn funktionieren, wenn man sich 
der Diskussion durch den Bau neuer Baumhäuser 
entzieht? Der Rechtsstaat ist doch keine Wendeja-
cke, die Sie im Hambacher Forst ausziehen und hier 
wieder anziehen können. 

(Zuruf von Norwich Rüße [GRÜNE]) 

Wer morgens für sich einfordert, dass ein Beschluss 
des OVG von allen Beteiligten ohne Wenn und Aber 
akzeptiert werden muss, der darf nachmittags nicht 
mit dem Bau neuer Baumhäuser beginnen. 

(Beifall von der CDU und der FDP, Herbert 
Strotebeck [AfD], Alexander Langguth [frakti-
onslos] und Marcus Pretzell [fraktionslos]) 

Es sei denn, das Ziel ist nicht der Schutz von Bäu-
men oder des Klimas, sondern die Herausforderung 
des Rechtsstaats. Deshalb lautet mein eindringlicher 
Appell: Wir können und wollen keine Zonen unter-
schiedlichen Rechts in unserem Land dulden. Mit 
Vernunft und etwas gutem Willen können jetzt Kon-
fliktsituationen vermieden werden. 

(Zurufe von Berivan Aymaz [GRÜNE] und 
Norwich Rüße [GRÜNE]) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen von Bündnis 90/Die 
Grünen, tauschen Sie den Text Ihrer Plakate und 
Transparente aus! Wie wäre es mit „Akzeptieren statt 
Agitieren“ oder „ Zuhören statt Zimmern“? 

Die Rechtslage ist klar; eine Rodung wird bis zur Ent-
scheidung des Gerichts im Hauptsacheverfahren 
nicht stattfinden. Bis dahin kann die von vielen und 
ebenso von Ihnen geforderte Ruhe im Wald endlich 
einkehren. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Zuruf von 
Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

Ein letzter Punkt aus dem Antrag der Grünen, der 
heute debattiert werden sollte: die von den Grünen 
geforderte neue Leitentscheidung. 

(Unruhe) 

Ministerpräsident Armin Laschet hat zu Recht darauf 
hingewiesen, dass jetzt die Chance bestehe, innezu-
halten und nach Lösungen zu suchen.  

(Zurufe von Monika Düker [GRÜNE] und Jo-
sefine Paul [GRÜNE]) 

Innehalten heißt, die Zeit zu nutzen und die Folgen 
einer Entscheidung auf komplexe Systeme verant-
wortlich und vorausschauend zu bewerten. Das kann 
am Ende zu einer neuen Leitentscheidung führen; 
aber es wäre doch geradezu fahrlässig, die Entschei-
dung der Strukturwandelkommission und deren Aus-
wirkungen auf das Industrie- und Energieland Nord-
rhein-Westfalen nicht abzuwarten. 

(Unruhe – Glocke) 

Und es wäre geradezu grotesk, das Urteil des OVG 
im Hauptsacheverfahren bei einer solchen Entschei-
dung nicht zu berücksichtigen.  

Ich kann verstehen, Kolleginnen und Kollegen von 
Bündnis 90/Die Grünen, dass Sie die alte Leitent-
scheidung Ihrer rot-grünen Landesregierung 
schnellstmöglich loswerden wollen – 

(Zuruf) 

eine Leitentscheidung, die Ursache für den Konflikt 
im Hambacher Forst ist und die Sie als Grüne zwi-
schenzeitlich bis zur Selbstverleugnung relativiert 
haben. Aber es ist Gott sei Dank nicht meine Aufgabe 
oder die der NRW-Koalition oder die der Landesre-
gierung, für Seelenfrieden bei den Grünen zu sorgen. 

(Zuruf: Was ist Ihre Aufgabe?) 

Eine Leitentscheidung soll … 

(Arndt Klocke [GRÜNE]: Dann sagen Sie uns 
doch mal, wie es bei der Laufzeitverlängerung 
der Atomkraftwerke 2010 war!) 

– Herr Klocke, darüber können wir uns gerne an an-
derer Stelle unterhalten. Ich war gerade bei der Lei-
tentscheidung, … 

(Arndt Klocke [GRÜNE]: Sie können auch mal 
auf den Zuruf eingehen!) 

… und eine Leitentscheidung … 

(Unruhe – Glocke) 

Ich habe das Gefühl, dass manch knallender Sekt-
korken das Ziel nicht erreicht und empfindliche Stel-
len getroffen hat. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Herr Klocke, eine Leitentscheidung soll, nein muss 
Planungs- und Rechtssicherheit geben. Das ist Ge-
genstand einer landesplanerischen Leitentschei-
dung. Planungs- und Rechtssicherheit mögen für Sie 
keine Werte sein, für uns sind es wichtige Werte. Ver-
lässlich bleiben, rechtsstaatliche Prinzipien garantie-
ren, Energieversorgung, Arbeitsplätze und Umwelt-
schutz zusammendenken – das ist die ganzheitliche 
Politik in Verantwortung für unser Land.  

(Arndt Klocke [GRÜNE]: Das hat man bei der 
Atomkraft gesehen!) 
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Das ist die Politik dieser NRW-Koalition. – Ich danke 
Ihnen fürs Zuhören. 

(Anhaltender Beifall von der CDU und der 
FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Löttgen. – Für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen spricht Frau Kollegin Düker. 

Monika Düker (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Wa-
rum findet eigentlich hier und heute diese Debatte in 
der Form einer Unterrichtung statt? – Die ehrliche 
Analyse ist, Herr Pinkwart, Herr Laschet: weil Ihre 
Augen-zu-und-durch-Strategie des Aussitzens, der 
einseitigen Interessenvertretung von RWE, die Stra-
tegie der Diffamierung, der Kriminalisierung  

(Zurufe von der CDU) 

des Protestes – das hat Herr Löttgen gerade wieder 
gemacht –, die Strategie des Versteckens und Ver-
schanzens hinter rot-grünen Entscheidungen aus 
der letzten Legislaturperiode – das hat ja den größten 
Teil der Redezeit von Herrn Löttgen und Herrn Pink-
wart ausgemacht – und schlussendlich Ihre Strategie 
der Verweigerung der Übernahme von Verantwor-
tung für die Zukunft des Rheinischen Reviers kra-
chend und auf der ganzen Linie gescheitert ist. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Deswegen reden wir hier und heute über dieses 
Thema. Die Strategie ist krachend gescheitert vor ei-
nem Gericht und vor der Zivilgesellschaft, krachend 
gescheitert an der Mehrheitsmeinung der Bevölke-
rung. Sie haben in den letzten Wochen und Monaten 
Politik an den Menschen in NRW vorbei gemacht. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Was haben wir uns nicht alles anhören müssen – 
Herr Löttgen, Sie konnten es nicht lassen und muss-
ten es heute wieder vortragen –: Der Hambacher 
Wald sei sowieso nicht mehr zu retten, ein Rodungs-
stopp gefährde die Versorgungssicherheit, die aus-
gehenden Lichter, die verlorenen Arbeitsplätze und 
dann – Ihr großer Auftritt heute wieder, Herr Lött-
gen – der Hambacher Wald als Treffpunkt einer mili-
tanten, international vernetzten linken Szene aus 
ganz Europa.  

(Bodo Löttgen [CDU]: Ja! Genau!) 

Unser Innenminister Herbert Reul prognostizierte im 
August, Hunderte von Gewalttätern aus dem interna-
tionalen Linksextremismus seien auf dem Weg. Und 
Frau Scharrenbach attestierte uns, wir würden zu 
dieser Gewalt aufwiegeln und einen Schutzzaun um 
die Linksextremisten ziehen. 

(Arndt Klocke [GRÜNE]: Genau das haben 
Sie gesagt!) 

Diese Szenarien sind in dieser Form nicht eingetre-
ten. Das wissen Sie ganz genau. 

(Beifall von den GRÜNEN – Matthias Kerkhoff 
[CDU]: Fragen Sie mal die Polizisten! – Wei-
tere Zurufe von der CDU und der FDP) 

– Herr Sieveke, regen Sie sich wieder ab! – Die nüch-
terne Bilanz nach dem Fiasko, nach Ihrem Fiasko der 
letzten Woche ist: Niemand glaubt Ihnen diese Mär-
chen. Das müssen Sie heute einfach mal akzeptie-
ren. Das tut weh. Ich kann es verstehen.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Das ist nicht leicht. Dafür habe ich eine gewisse Em-
pathie. Aber Sie müssen da jetzt durch.  

Erstens. Das Oberverwaltungsgericht Nordrhein-
Westfalen schreibt Ihnen ins Stammbuch: Es gibt – 
entgegen Ihrer Behauptung – keine Belege, dass die 
sofortige Rodung des Hambacher Waldes für die 
Energieversorgung notwendig sei.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Das kann man übrigens in Studien nachlesen. Herr 
Laschet, Sie hätten das in diesen Studien nachlesen 
können, diese Entscheidung treffen und sich dafür 
einsetzen müssen, nicht das Gericht.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Zweitens. Die Gewaltausübung durch Steinwürfe 
und den widerwärtigen Fäkalienbewurf – anders 
kann man es nicht nennen – wurden, Herr Löttgen, 
anders als Sie es behaupten, von uns Grünen stets 
und bei jeder Gelegenheit abgelehnt. Hören Sie end-
lich auf, uns in eine Ecke mit den Gewalttätern zu 
stellen! Das stimmt nicht!  

(Zurufe von der CDU, der FDP und der AfD) 

Klar ist auch, dass die Gewalt bei Weitem nicht die 
vom Innenminister prognostizierten Ausmaße ange-
nommen hat. Ihre Hysterie, Herr Minister, war ja ge-
radezu grotesk.  

(Daniel Sieveke [CDU]: Unglaublich! – Weitere 
Zurufe von der CDU) 

Es waren Ihre leitenden Polizeibeamten, Herr Minis-
ter, die die Mär vom Tunnelsystem à la Vietcong in 
die Welt gesetzt und behauptet haben, dass wir uns 
im Hambacher Wald eigentlich im Vietnamkrieg be-
finden.  

(Minister Herbert Reul: Sie wissen, dass das 
nicht stimmt!) 

Das waren Ihre leitenden Polizeibeamten, oder die 
„Rheinische Post“ hat falsch zitiert.  

Drittens. Liebe Kolleginnen und Kollegen, Umfragen 
belegen, dass die große Mehrheit der Menschen in 



Landtag   10.10.2018 

Nordrhein-Westfalen 20 Plenarprotokoll 17/36 

 

Nordrhein-Westfalen eine Rodung dieses Waldes 
ablehnt, einen schnellen Kohleausstieg will. Und 
gleichzeitig brechen Ihre Umfragewerte, Herr La-
schet, dramatisch ein.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Denn es ist auch eine Mehrheit Ihrer Wähler, die 
diese Politik ablehnt.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Eindrucksvoll belegten 50.000 Menschen am 6. Ok-
tober, dass der Antikohleprotest von einer breiten 
Mehrheit der Bevölkerung getragen wird.  

Und, Herr Reul, es ist Ihre Polizei, die sich klar … 

(Bodo Löttgen [CDU]: Es ist nicht „Ihre Poli-
zei“; das sagen Sie! Entlarvend!) 

– Unser aller Polizei, aber es ist auch Ihre Polizei. 

(Zurufe von der CDU und der FDP) 

– Herr Reul, Herr Löttgen, … 

(Weitere Zurufe von der CDU und der FDP) 

– Meine Herren, wir sind hier nicht auf dem Pavian-
hügel, sondern in einem deutschen Parlament. Kom-
men Sie alle mal wieder runter!  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Jetzt zur Sache: Es ist der Innenminister, der diesen 
größten, aus unserer Sicht völlig unnötigen Polizei-
einsatz in der Geschichte Nordrhein-Westfalens zu 
verantworten hat. Und es war die Polizei in Nord-
rhein-Westfalen,  

(Dietmar Brockes [FDP]: Weil Sie nichts getan 
haben!) 

die sich klar gegen diese Räumung, gegen diese 
Maßnahmen ausgesprochen hat und 

(Minister Herbert Reul: Stimmt doch gar nicht!) 

Ihnen gesagt hat: Reden statt Roden muss jetzt pas-
sieren. – Ich zitiere den Bund Deutscher Kriminalbe-
amter. Herr Reul, das ist nicht gerade eine Vorfeld-
organisation der Grünen. Ich zitiere aus der Stellung-
nahme des Bundes Deutscher Kriminalbeamter:  

„Diese Amtshilfe hätte zum jetzigen Zeitpunkt ver-
sagt werden müssen, weil dem Land erhebliche 
Nachteile bei der Gewährleistung der Sicherheit 
für die Bevölkerung entstehen.“ 

Das ist unmissverständlich. Weiter sagt der Bund 
Deutscher Kriminalbeamter:  

„Hier werden die Kollegen regelrecht verheizt …“ 

So weit die Polizei in Nordrhein-Westfalen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Tatsache ist: Diese Sicherheitslücken sind entstan-
den, Herr Reul – und dafür haben Sie Verantwor-
tung – an den Kriminalitätsbrennpunkten in Duis-
burg-Marxloh, in der Düsseldorfer Altstadt und in all 
den Städten, aus denen Sie Unterstützungskräfte der 
Bereitschaftspolizei abgezogen haben. Und ich frage 
Sie hier und heute: War es das wert?  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Da ist es nicht mit dem getan, was wir selbstver-
ständlich auch tun: Dieser Polizei in Nordrhein-West-
falen kann gar nicht genug gedankt werden für die-
sen Einsatz. Aber damit ist es nicht getan.  

(Zuruf von Bodo Löttgen [CDU]) 

– Ich habe im Gegensatz zu Ihnen, Herr Löttgen, ge-
nau mit diesen Polizeibeamten vor Ort 

(Unruhe – Glocke) 

gesprochen und habe mir das angehört, was sie da 
alles auszuhalten haben. Sie waren da nicht, nein, 
ich habe Sie nicht gesehen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Aber ich glaube, dass dieser Dank hier und heute 
nicht ausreicht. Ich denke, es ist an der Zeit, Herr 
Reul, sich für diesen unnötigen Einsatz bei den Poli-
zeibeamtinnen und -beamten in Nordrhein-Westfa-
len zu entschuldigen. Das würde hier Größe zeigen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Herr Pinkwart, wenigstens haben Sie heute aner-
kannt, dass hier endlich etwas passieren muss – das 
ist ja schon mal was, ein richtiger Schritt in die Reali-
tät –, dass wir die Energiewende hier beherzt ange-
hen müssen.  

Aber das, was dann gekommen ist, was wir heute 
von Ihnen gehört haben, reicht bei Weitem nicht aus. 
Was war das? Da wurden von Ihnen ausführlich 
Probleme beschrieben: Ja, das ist alles ganz 
schwer! – Für „leicht“ sind Sie auch nicht gewählt 
worden, Herr Pinkwart! Die allgemeinen Ziele wur-
den wieder formuliert. Besonders ausführlich berich-
ten Sie immer gerne, was alles nicht geht. Das haben 
Sie auch noch einmal dargestellt. Fast schon ge-
nüsslich tragen Sie Ihre Bedenken vor, was alles 
problematisch ist.  

Dann werden Maßnahmen angekündigt, die irgend-
wann kommen müssen, die Sie aber nicht benennen. 
Und die bereits vor dem Sommer von Ihnen ange-
kündigte Energieversorgungsstrategie wird hier in 
mageren Stichworten – ich glaube, es waren fünf, 
sechs Stichworte – einfach nur angekündigt. Das 
Härteste ist: Eine Energieversorgungsstrategie, ohne 
die erneuerbaren Energien nur mit einem Wort zu er-
wähnen – das muss man erst einmal schaffen. Ich 
habe gut zugehört. Und ich habe einen Ausbaupfad 
für die Erneuerbaren in Ihrer Strategie nicht gefun-
den. 
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(Beifall von den GRÜNEN) 

Was es heute nicht gab, Herr Pinkwart – das ist das, 
was zu wenig ist –, waren konkrete Antworten. Aber 
die müssen schnell kommen, wenn wir wirklich noch 
gegensteuern wollen. Denn der Weltklimarat macht 
in seinem neuen Bericht eindrucksvoll deutlich, dass 
die nächsten Jahre wahrscheinlich die wichtigsten in 
unserer Geschichte sind und dass wir schnell han-
deln müssen. Das ist ein Weckruf. Es macht einen 
großen Unterschied, ob die Welt um 1,5°C oder 2 C 
erhitzt wird.  

Und was macht das alles für Nordrhein-Westfalen? 
Ja, das Kohleabbaugebiet muss drastisch verkleinert 
werden, egal was bei der Kohlekommission für ein 
Datum rauskommt, 2030 oder industriefreundlich 
2040. Die Abbaumengen werden nicht mehr diesel-
ben sein. Es werden nur noch 15 bis 30 % der Ab-
baumengen gebraucht. Da können Sie hier nicht nur 
eine Leitentscheidung ankündigen – das haben Sie 
ja noch nicht mal gemacht –, sondern da muss man 
anfangen, diese Leitentscheidung auch zu erarbei-
ten. Das hätten wir von Ihnen hier und heute erwar-
tet. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Zweitens. Abschalten der Kohlekraftwerke, Abbau-
gebiet verkleinern, das ist die eine Seite der Medaille. 
Aber man kann keinen Kohleausstieg fordern, hier 
die Energiewende ankündigen und gleichzeitig, Herr 
Pinkwart, weiter den Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien abbremsen und das dann auch noch Entfesse-
lung nennen. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Die Windenergie wird von Ihnen blockiert. Mit keinem 
Wort erwähnen Sie heute, wie Sie denn nun das 
Ziel – nicht unser Ziel, das sagt die Große Koalition 
in Berlin – von 65% Anteil der Erneuerbaren an der 
Stromerzeugung bis 2030 umsetzen wollen. Irgend-
wie finden die Erneuerbaren bei Ihnen in der Ener-
giewende nicht statt. Tatsache ist: Ohne die Erneu-
erbaren wird diese Energiewende nicht gelingen. Sie 
können nicht das eine ankündigen und bei dem an-
deren auf der Bremse stehen. Das funktioniert nicht. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Auch, was Sie wieder nur angekündigt haben, dass 
man für die Versorgungssicherheit noch irgendetwas 
anderes braucht als diese dreckigen Kohlemeiler, 
nämlich dezentrale Blockheizkraftwerke, flexible 
Gas- und Dampfturbinen: Ja, wo wollen Sie die denn 
hinstellen? Kündigen Sie das doch nicht an, sondern 
sagen Sie uns, wo die entstehen sollen. Sie müssen 
jetzt damit anfangen. Wenn der Kohleausstieg 
kommt, müssen die am Netz sein. Dazu kam auch 
nicht viel Konkretes.  

Und was überhaupt nicht gekommen ist: Was ma-
chen Sie eigentlich in Berlin in der Kohlekommis-
sion? Da gibt es nun viel Geld, 1,5 Milliarden Euro 
Fördermittel. Was beantragen Sie denn da für Pro-
jekte für NRW, ganz konkret? 

(Ministerpräsident Armin Laschet: Da müssen 
Sie zuhören!) 

Sie haben Projekte angekündigt. Aber sind die Be-
standteil eines Förderprojekts, was Sie von den 1,5 
Milliarden Euro dort haben wollen? Das hätten wir 
gerne einmal vorgestellt.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Aus Berlin hört man da durchaus etwas anderes: 
dass nämlich die ostdeutschen Bundesländer – sa-
gen wir es einmal vorsichtig – ambitionierter unter-
wegs sind. 

Mein Fazit zunächst: Nach Ihrer gescheiterten Politik 
der Verweigerung von Verantwortung stellen Sie sich 
endlich dem Diskurs. Das begrüßen wir. Aber was 
wir heute hier von Ihnen gehört haben, Herr Pinkwart, 
ist zu wenig. Da war zu viel Bedenkenträgerei. Da 
war zu viel: Ich mach mir Sorgen. – Da war zu wenig 
Aufbruch. Da war zu wenig Konkretes. Da war zu we-
nig Zukunftsweisendes für Nordrhein-Westfalen, wie 
ganz konkret hier die Energiewende gestaltet werden 
kann.  

Dennoch gilt für uns, den Blick nach vorne zu richten. 
Wie schon beim Kohleausstieg 2007 möchte ich 
Ihnen hier und heute auch seitens der Grünen un-
sere Kooperation und unsere Unterstützung für die 
Gestaltung und für die Umsetzung des Braunkoh-
leausstiegs anbieten. Denn, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, egal wer hier auf den Regierungsbänken 
sitzt: An dieser Aufgabe kommt verantwortungsbe-
wusste Politik im Jahre 2018 nicht vorbei.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Handeln Sie endlich, Herr Laschet! Ich hätte mir auch 
gewünscht, Sie hätten hier heute das Wort ergriffen, 
um zu sagen, dass diese Zukunftsaufgabe hier bei 
Ihnen Chefsache ist. Handeln Sie! Die Menschen in 
Nordrhein-Westfalen erwarten das von Ihnen. Wenn 
Sie das tun, haben Sie uns an Ihrer Seite. – Danke 
schön. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Düker. – Bevor der nächste Redner, 
diesmal für die FDP, das Wort erhält, hat Herr Kol-
lege Wagner von der AfD sich zur Geschäftsordnung 
gemäß § 29 gemeldet. – Herr Wagner, bitte. 

Markus Wagner (AfD): Meine Damen und Herren! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich stelle gemäß 
§ 42 Abs. 1 den Antrag auf Einzelabstimmung zum 
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Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Drucksa-
che 17/3791 zu den Punkten II und III, zumal der 
Punkt II eine klare Distanzierung von Gewalt enthält. 
Ich glaube, dass wir dem alle im Hause zustimmen 
könnten, auch wenn wir den Antrag ansonsten viel-
leicht nicht mittragen können. – Danke schön.  

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Wagner. – Ich bitte die Fraktionen, sich mit die-
sem Geschäftsordnungsantrag gemäß § 42 – bean-
tragte Einzelabstimmung – zu beschäftigen. Wir wer-
den über den Geschäftsordnungsantrag dann gege-
benenfalls unmittelbar vor der Abstimmung entschei-
den und festlegen, wie wir damit umgehen werden.  

Jetzt hat für die FDP-Fraktion Herr Kollege Rasche 
das Wort.  

Christof Rasche (FDP): Frau Präsidentin! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Wenn aus den Reihen der 
Opposition die Kritik an Minister Pinkwart vom Rede-
zettel abgelesen wird, ist das für mich verdächtig. 
Das hat dann weniger etwas mit der Rede von An-
dreas Pinkwart zu tun, sondern vielmehr mit der 
schlechten Vorbereitung des Redners, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen.  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Wir haben hier vor nicht einmal 14 Tagen den Lan-
deshaushalt 2019 eingebracht und diskutiert. Wir ha-
ben als NRW-Koalition dabei betont, wie wichtig uns 
Verlässlichkeit und Vernunft sind.  

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Das ist eben die neue Politik in Nordrhein-Westfalen, 
und genau das gilt auch für die Energiepolitik dieser 
Koalition. 

(Zuruf von Norwich Rüße [GRÜNE]) 

Es ist doch, lieber Kollege Herter, die richtige Ba-
lance zwischen Ökologie und Ökonomie, die es sie-
ben Jahre lang nicht gegeben hat und an der jetzt 
grundsätzlich gearbeitet wird.  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Die Grundpfeiler einer klugen Energiepolitik sind 
doch klar. Das ist Bezahlbarkeit, das ist Versor-
gungssicherheit, und das ist Klimaschutz. Wir müs-
sen alle drei Punkte miteinander verbinden, um eine 
vernünftige Energiepolitik in Nordrhein-Westfalen zu 
erreichen. Das hat sieben Jahre lang nicht geklappt, 
und wir sind jetzt auf einem guten Weg, diese drei 
Ziele, die sich zum Teil auch widersprechen, mitei-
nander zu verbinden. Denn nur wenn wir alle drei 
Ziele erreichen, werden wir für Nordrhein-Westfalen 
eine gute Energiepolitik gewährleisten können.  

Wir kennen Nordrhein-Westfalen alle gut: 18 Millio-
nen Menschen, 8,6 Millionen Haushalte, eine Million 
Arbeitsplätze in der überwiegend mittelständisch ge-
prägten Industrie, riesige Unternehmen in der Ener-
giewirtschaft, die weltweit agieren, ein starker Mittel-
stand, innovative kommunale Unternehmen. Das 
Herz der deutschen Industrie schlägt in Nordrhein-
Westfalen. Genau dieses Herz der deutschen In-
dustrie ist auf eine verlässliche Energiepolitik an-
gewiesen. Sie ist geradezu überlebenswichtig für 
unser Land, liebe Kolleginnen und Kollegen.  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Was heißt verlässliche Politik? – Energie muss ein-
fach verfügbar sein, egal ob die Sonne scheint, egal 
ob der Wind weht. Wir können uns in Nordrhein-
Westfalen keine Blackouts leisten. Das geht einfach 
nicht. Dann geht der Wirtschaftsstandort kaputt, und 
Investoren werden sich in Zukunft zurückziehen. Die-
ses einfache Beispiel „Nur weil der Wind nicht weht 
oder die Sonne nicht scheint, geht das Licht im OP-
Saal im Krankenhaus aus“ passt tatsächlich. So eine 
Politik dürfen wir in Nordrhein-Westfalen niemals ma-
chen. Da haben die Grünen und auch die Kollegen 
der SPD in den sieben Jahren große Sünden in 
Nordrhein-Westfalen begangen, liebe Kolleginnen 
und Kollegen.  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Wir brauchen eine verlässliche Politik – das ist ge-
nauso wichtig –, damit eben investiert wird, damit in-
novative Initiativen in Nordrhein-Westfalen entstehen 
und damit Fortschritt aufgebaut wird. Bei einem bin 
ich mir sicher, das verbindet mindestens vier Fraktio-
nen hier im Haus: Wir wollen alle gemeinsam den 
CO2-Ausstoß in Nordrhein-Westfalen, in Deutsch-
land, in Europa und auf der ganzen Welt senken. Die 
NRW-Koalition – Minister Pinkwart hat es eben ge-
sagt – wird die rot-grünen Klimaschutzziele, die Sie 
damals so gepriesen haben, als wären sie eine Sen-
sation, übertreffen. Wieso kritisieren Sie uns denn ei-
gentlich noch, wenn wir Ihre eigenen Ziele übertref-
fen?  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Das eigentliche Problem der Grünen ist doch: Klima-
schutzpolitik ist längst kein grünes Thema mehr.  

(Zuruf von den GRÜNEN: Doch!) 

Es ist kein grünes Thema mehr. Es ist ein Thema der 
SPD, es ist ein Thema der CDU, es ist ein Thema der 
FDP – und natürlich auch ein Thema der Grünen. 
Aber sie finden eben nicht mehr so statt wie früher, 
als die anderen Fraktionen und Parteien diese Klima-
schutzpolitik vielleicht noch nicht so auf dem Schirm 
hatten. Aber das hat sich geändert.  

Deshalb versuchen die Grünen, liebe Kolleginnen 
und Kollegen,  
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(Arndt Klocke [GRÜNE]: Warten wir mal Bay-
ern ab!) 

in zwei Punkten noch Unterschiede deutlich zu ma-
chen zwischen den Grünen auf der einen Seite und 
den anderen Fraktionen auf der anderen Seite.  

Der erste Unterschied ist: Die Grünen werden deut-
lich radikaler. Die Grünen inszenieren sich zumindest 
vor gewaltbereiten, kriminellen Menschen im Ham-
bacher Forst. Sie inszenieren sich. Das machen sie 
doch absichtlich, nur um aufzufallen, um radikal 
rüberzukommen, weil sich ihre Argumente von de-
nen anderer Parteien gar nicht mehr unterscheiden.  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Der zweite große Unterschied in der Energiepolitik 
ist: Die Grünen sind absolut unverlässlich. Man kann 
einfach nicht gestern getroffene Entscheidungen 
heute umwerfen und übermorgen das Gegenteil be-
haupten, liebe Kolleginnen und Kollegen. Das ist un-
glaubwürdig und unverlässlich.  

(Beifall von der FDP) 

Es war Ihre Leitentscheidung aus dem Jahre 2016. 
Sie haben damals die Kohleverstromung bis zum 
Jahre 2045 festgelegt, und die Rodung des Hamba-
cher Forsts war in dieser Leitentscheidung auch in-
begriffen. Heute tun die Grünen aber so, als wäre das 
alles gar nicht passiert.  

Ich kann an die Kollegen der Grünen nur sagen: 
Pinocchio lässt grüßen. Denn kein Mensch nimmt 
Ihnen das ab. Ich würde Sie im Gegenteil darum bit-
ten, vielleicht in Zukunft zu einer verlässlichen, ver-
ständlichen und ehrlichen Klimaschutzpolitik zurück-
zukommen, vielleicht gemeinsam mit den anderen 
Fraktionen hier im Haus.  

Was heißt vernünftige Energiepolitik? – Eine intakte 
Umwelt ist uns allen wichtig. Saubere Luft ist uns al-
len wichtig. Eine Zukunft mit einer guten Umwelt für 
zukünftige Generationen ist uns allen auch wichtig. 
Genau daran arbeiten wir doch in Nordrhein-Westfa-
len. Seit 1990 haben sich die Treibhausgasausstöße 
der Energiewirtschaft um über 25 % reduziert.  

Es ist also nicht so, als wenn die Energiewirtschaft in 
Nordrhein-Westfalen nichts geleistet hätte. Nein, mi-
nus 25 % – das war ein enormes Ergebnis, eine an-
erkennenswerte Leistung, auch wenn wir daran noch 
weiter arbeiten müssen.  

Wir brauchen zweitens den Weg zur umweltfreundli-
chen Energieversorgung durch Innovationen, durch 
Forschung und durch Investitionen. Wir müssen als 
Koalition, als Regierung und als Landtag insgesamt 
verlässliche Rahmenbedingungen schaffen, damit 
die kluge Forschungspolitik wirklich umgesetzt wer-
den kann; denn eines ist doch sicher: Selbst hier in 
Deutschland, mit all unserer Kraft, mit all dem Geld, 
das wir investieren, ist der Umstieg auf erneuerbare 
Energien von heute auf morgen nicht möglich. Das 

ist schlicht und einfach nicht möglich. Selbst die Grü-
nen haben gesagt, wir bräuchten noch bis 2045; zu-
mindest sagten sie das vor zwei Jahren noch.  

Unser Ziel ist doch nicht nur der Umstieg auf erneu-
erbare Energien in 5, 10 oder 15 Jahren allein in 
Deutschland – wahrscheinlich in Abhängigkeit von 
der technischen Entwicklung bei der Speichertech-
nik –, sondern unser Ziel ist es, dass sich erneuer-
bare Energien auch in Europa und auf der ganzen 
Welt durchsetzen. Was hilft es denn dem Weltklima, 
wenn wir das nur in Deutschland machen und die an-
deren Länder in Europa und in der übrigen Welt nicht 
motiviert werden können, den gleichen Weg zu ge-
hen? 

Wenn der deutsche Weg dazu führt, dass die wirt-
schaftliche Entwicklung sich sogar reduziert und 
dass auf der anderen Seite die Energiepreise fast 
ohne Ende nach oben schießen, weil das Tempo zu 
hoch ist, dann werden uns andere Länder auf der 
Welt dabei nicht folgen, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU – Zuruf von Norwich Rüße [GRÜNE]) 

Ein dritter Punkt für eine vernünftige Energiepolitik ist 
folgender: Wir dürfen den Menschen keinen Sand in 
die Augen streuen. Wir müssen ehrlich sagen, was 
geht und was nicht geht. Zur Ehrlichkeit gehört es, zu 
sagen: Für eine sichere Stromversorgung sind im 
Moment fossile Energieträger absolut notwendig. 
Wer das Gegenteil behauptet, sagt den Menschen 
die Unwahrheit, und genau das sollten wir unterlas-
sen. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

In verschiedenen Reden wurde es gerade schon ge-
sagt: Was passiert denn, wenn wir wirklich sehr, sehr 
schnell aus der Kohleverstromung ausscheiden, so 
wie es die Grünen wollen? – Dann bekommen wir 
tatsächlich Atomstrom aus Frankreich, und wir be-
kommen Kohlestrom aus Polen. Das ist doch die 
Wahrheit.  

Das ist offensichtlich das, was die Grünen wollen. Sie 
wollen definitiv Kohlestrom aus Polen und definitiv 
Atomstrom aus Frankreich; denn es gibt keine an-
dere Lösung, lieber Herr Klocke. Es gibt keine andere 
Lösung für Ihren schnellen Ausstieg! Deswegen wer-
den wir, liebe Kolleginnen und Kollegen von den Grü-
nen, diesen Weg auf keinen Fall mitgehen. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Der frühere Fraktionsvorsitzende der Grünen rief 
beim Redebeitrag von Andreas Pinkwart dazwi-
schen: „Ich dachte, es käme mal was Neues.“ – Ist 
das denn Ihre neue Botschaft: Kohlestrom aus Polen 
und Atomstrom aus Frankreich? Herzlichen Dank an 
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die Grünen! Da werden Ihnen die Menschen in Nord-
rhein-Westfalen nicht folgen. 

(Beifall von der FDP und der CDU – Zuruf von 
Norwich Rüße [GRÜNE]) 

Abschließend noch einige Bemerkungen zu den Re-
debeiträgen des Kollegen Herter und der Kollegin 
Düker. 

Zunächst, Kollege Marc Herter, wenn man Formulie-
rungen benutzt wie „entfesselter Wirtschaftsminister“ 
oder „Armin der Trickser“, dann führt das in der Regel 
zu reichlich Applaus, aber so richtig hat das eben kei-
nen von den Bänken gerissen, nicht einmal bei der 
SPD. 

(Widerspruch von der SPD) 

– Nein, keinen Einzigen. – Marc Herter sprach in Be-
zug auf die rot-grüne Koalition, die sieben Jahre hier 
regiert hat, von gemeinsamen Herausforderungen, 
denen man sich gestellt hat. 

(Zuruf von der SPD: In der Tat!) 

Das Problem ist nur, Sie haben keine gemeinsamen 
Lösungen gefunden, Kollege Herter. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Wenn Sie vermeintlich gemeinsame Lösungen ge-
funden haben, wurden sie anschließend vom Koaliti-
onspartner blockiert. Genauso wie Ihr früherer Koali-
tionspartner jetzt in der Energiepolitik agiert, hat er es 
während Ihrer Regierungszeit gemacht. Sie haben 
sich in irgendwelchen Hinterstübchen geeinigt, und 
anschließend wurde gegeneinander gearbeitet. Des-
halb wurden Sie auch abgewählt, liebe Kolleginnen 
und Kollegen! 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Abschließend zu den Kollegen von der SPD insge-
samt. 

(Zuruf von Marc Herter [SPD]) 

– Ja, Bodo Löttgen hat mir schon einiges vorwegge-
nommen. Tut mir leid, Marc Herter. 

(Zuruf von Marc Herter [SPD]) 

– Nein, er hat ja gesagt, was er mir weggenommen 
hat. Er hat mir aber auch etwas übrig gelassen. 

Bei allem Rollenspiel von Opposition, Regierung und 
Koalition hätte ich mir gewünscht, die SPD hätte, als 
den Einsatzkräften gedankt wurde, die Größe ge-
habt, einfach mal zu applaudieren. Das wäre schön 
gewesen. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Andreas Pinkwart hat sich ausdrücklich bei den Ein-
satzkräften bedankt; er hat das sehr ausführlich ge-
macht. Keiner von der SPD hat geklatscht, niemand.  

(Zurufe von der SPD: Wir haben uns selber 
dafür bedankt! – Guck nur mal ins Protokoll! – 
Weitere Zurufe) 

– Klar, mache ich.  

Kollegin Düker, Sie haben gerade sowohl Ihr Verhält-
nis zur Polizei als auch Ihr Verhältnis zu Gewalttätern 
sehr deutlich gemacht. Mit Ihrem Satz: „Es ist Ihre 
Polizei“, also nicht Ihre, haben Sie Ihr negatives Ver-
hältnis zur Polizei geradezu dogmatisch hier in den 
Raum gestellt.  

(Zuruf von Monika Düker [GRÜNE]) 

Das spricht für Sie. Das ist die Einstellung bei den 
Grünen, aber es ist eben nicht unsere Einstellung. 
Die Polizistinnen und Polizisten in Nordrhein-Westfa-
len haben so etwas nicht verdient. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Und dann Ihr überaus rücksichtsvolles Verhalten ge-
genüber Gewalttätern; ich wiederhole: Ihr sehr rück-
sichtsvolles Verhalten gegenüber Gewalttätern. 
Liebe Frau Düker, das geht überhaupt nicht. 

(Beifall von der FDP und der CDU – Monika 
Düker [GRÜNE]: Das glaubt Ihnen von den 
40.000 Polizistinnen und Polizisten keiner!) 

Bodo Löttgen warf den Grünen in seiner Rede eben 
Unfähigkeit vor, und zwar vor allem wegen einer wi-
dersprüchlichen und irrationalen Energiepolitik. Ich 
weiß nicht, ob das Unfähigkeit ist. Vielleicht ist es 
auch einfach nur Strategie. Frau Düker sprach eben 
von Strategie, verband damit aber die Verantwortung 
für die Zukunft. Ich habe den Eindruck, Sie wollen 
kurzfristig die Umfragewerte steigern. Das ist die ein-
zige Strategie, die die Grünen verfolgen. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Wer wiederholt in Opposition und Regierung das Ge-
genteil von dem sagt, was er vorher gemacht hat, 
und umgekehrt, der kann vielleicht kurzfristige Ge-
ländegewinne erzielen. Er wird aber niemals das 
Vertrauen der Menschen in Nordrhein-Westfalen auf 
Dauer gewinnen. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Rasche. – Für die AfD spricht Kollege 
Loose.  

Christian Loose (AfD): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Brand-
anschläge auf Geschäfte, Anschläge auf Häuser, Be-
drohung von Menschen, die nur ihrer Arbeit nachge-
hen, Jagd auf Menschen – das Kapitel „Hambacher 
Forst“ ist auch ein dunkles Kapitel der Gewalt. Diese 
Gewalt geht von der Straße aus – von Vermummten 
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mit Eisenstangen, Molotowcocktails und Stahl-
schleudern. Es ist an der Zeit, dass wir gegen diese 
Gewalt aufstehen und den Opfern sagen: Ihr seid 
nicht allein.  

(Beifall von der AfD) 

Daneben gibt es aber zum Glück auch friedliche De-
monstranten, und zwar auf beiden Seiten. Die einen, 
zumeist Mitglieder oder Anhänger der Grünen, de-
monstrieren, um Arbeitsplätze von RWE-Mitarbeitern 
zu vernichten. Die anderen demonstrieren, um ihre 
Arbeitsplätze zu erhalten.  

Dabei ist die Entscheidung über die Abholzung des 
Hambacher Forstes bereits 40 Jahre alt und wurde 
in der letzten Legislaturperiode von Rot-Grün mehr-
mals bestätigt. Zuletzt wurde RWE im Jahre 2016 bei 
der Verkleinerung von Garzweiler garantiert, dass 
das Abbaugebiet Hambach bestehen bleibt. Das 
heißt, die Grünen haben explizit die Abholzung des 
Hambacher Forstes beschlossen.  

Diesen Kompromiss wollen die Grünen in der Oppo-
sition jetzt einseitig aufkündigen. Hier erkennt man 
die Unzuverlässigkeit der Grünen, wenn es um die 
Einhaltung von Kompromissen geht. 

(Beifall von der AfD) 

Die Industrie braucht Rechtssicherheit, um zu inves-
tieren und Arbeitsplätze zu schaffen. Die Menschen, 
die bei RWE oder in der Industrie arbeiten, brauchen 
Rechtssicherheit.  

Und Ihnen, liebe Grünen, reicht noch nicht mal die 
Unsicherheit, die das aktuelle Urteil des Oberverwal-
tungsgerichts angerichtet hat. Sie wollen darüber 
hinausgehen und drohen den Arbeitnehmern von 
RWE mit dem sozialen Kahlschlag. Was erzählen 
Sie den RWE-Mitarbeitern jetzt? Was erzählen Sie 
einem Familienvater, der sich gerade ein Haus ge-
baut und dafür einen hohen Kredit aufgenommen 
hat, wenn dieser jetzt aufgrund Ihrer Politik seinen 
Arbeitsplatz verliert? 

Ich weiß, Sie fordern jetzt einfach neue Arbeitsplätze. 
Aber woher sollen die denn kommen? – Auf den Bäu-
men wachsen sie jedenfalls nicht.  

(Beifall von der AfD) 

Jeder hier im Raum sollte sich jetzt die Frage stellen, 
was diese Entscheidung des Oberverwaltungsge-
richtes eigentlich für den Wirtschaftsstandort 
Deutschland bedeutet. Bisher konnten Unternehmen 
auf den Schutz der Eigentumsrechte vertrauen. 
Diese Rechte wurden RWE nun zumindest temporär 
entzogen. RWE hat Milliarden Euro in Kraftwerks-
technik, in Großbagger, in Fördersysteme und in die 
Ausbildung der Mitarbeiter investiert. Diese Investiti-
onen wurden aufgrund der angenommenen Rechts-
sicherheit getätigt.  

Doch jetzt gibt es in Deutschland keine Rechtssicher-
heit mehr. Wie viele Unternehmen werden nun bei 
ihrer nächsten größeren Investition Teile ihres Unter-
nehmens ins Ausland verlagern? Wie viele Arbeits-
plätze werden aus Deutschland verschwinden? – 
Aber kein Problem, man fordert als Grüne einfach 
neue Arbeitsplätze, und dann pumpt man, wie es die 
SPD am Donnerstag mit ihren Antrag versuchen 
wird, einfach viel Geld ins System. – Das aber ist 
Wirtschaftssachverstand, den wir aus der DDR ken-
nen. 

(Beifall von der AfD) 

Den Grünen reicht aber noch nicht mal die Vernich-
tung der Arbeitsplätze. Sie müssen auch noch die 
Menschen im Revier demütigen. So postet Ihre Frak-
tionsvorsitzende Frau Düker Vergleiche mit Kohle 
und Nazis und beschimpft damit die hart arbeitenden 
Mitarbeiter vor Ort. – Ist das Ihr moralischer Kodex? 
Nur Menschen, die Windkraftanlagen bauen, sind 
gute Menschen, und die anderen sind in Ihren Augen 
braun? 

Seit sechs Jahren besetzen Ökoterroristen den Ham-
bacher Forst illegal und attackieren immer wieder 
Polizisten, Sicherheitsmitarbeiter und Mitarbeiter von 
RWE. Dabei ist diesen Gewalttätern nicht nur die De-
mokratie, sondern auch die Umwelt egal. Oder wo 
waren diese, als nur wenige Kilometer entfernt ein 
Teil des Aachener Münsterwaldes für Windräder ge-
rodet und Tausende von Bäumen gefällt wurden?  

Diese Leute lehnen unseren Rechtsstaat ab. So be-
fand sich im Gebiet der Baumhäuser beispielsweise 
eine riesige Antifa-Flagge. Leider sind die Mitglieder 
der Antifa nicht für ihre Gewaltfreiheit bekannt, wie 
wir seit G20 wissen. Leider wird diese Antifa von der 
SPD und auch von ver.di in zahlreichen Städten un-
terstützt.  

Noch bezeichnender ist aber, dass ver.di nicht mal 
mehr die Interessen der eigenen Mitglieder vertritt. 

(Beifall von der AfD) 

So hat ver.di die Landesregierung vor ein paar Wo-
chen schriftlich aufgefordert, die Rodungsarbeiten zu 
verhindern bzw. zu einem Stopp zu bringen.  

(Helmut Seifen [AfD]: Unglaublich!) 

Nach Ansicht von ver.di sei dies im Interesse aller 
gesellschaftlich relevanten Gruppen. Das heißt, 
ver.di erkennt die RWE-Mitarbeiter, also die eigenen 
Mitglieder, nicht mal mehr als gesellschaftlich rele-
vante Gruppe an. 

(Beifall von der AfD) 

Stattdessen sympathisiert ver.di mit der Antifa und 
entfernt sich damit leider immer weiter vom Rechts-
staat.  
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Das Forstgebiet im Rheinischen Revier wird übrigens 
seit dem 16. Jahrhundert als Wirtschaftswald ge-
nutzt; das heißt, seit dieser Zeit kam es immer wieder 
zu Rodungen und Abholzungen. 

Auch sind die Bäume dort nicht 12.000, sondern ma-
ximal 300 Jahre alt. Dann wird argumentiert, die dor-
tigen Böden seien 12.000 Jahre alt. – Ja, die letzte 
Eiszeit, das letzte Auftauen der Böden fand vor 
12.000 Jahren statt. Alle Waldböden sind aus dieser 
Zeit und somit 12.000 Jahre alt. Das ist also eine Bin-
senweisheit. Etwa ein Drittel der Flächen in Deutsch-
land bestehen aus Wald.  

95 % des Hambacher Forstes sind bereits abgeholzt. 
Es geht nur noch um 200 ha Forst. 

Zum Vergleich: Von 2002 bis 2012 sind die Waldflä-
chen in Deutschland um 50.000 ha angestiegen – 
und wir reden hier über 200 ha, die abgeholzt werden 
sollen. RWE hat bereits über 1.300 ha wiederaufge-
forstet und wird am Ende mehr aufforsten, als abge-
holzt wurde. 

Wie heißt es so schön in der Bibel? Wer ohne Mas-
sivholzmöbel ist, der werfe den ersten Stein. 

(Heiterkeit und Beifall von der AfD) 

Sie können ja mal gedanklich durch Ihre Wohnung 
gehen und schauen, ob dort nicht ein Massivholz-
tisch oder ein Massivholzbett steht. 

(Helmut Seifen [AfD]: Edelhölzer!) 

Dann können Sie sich die Frage stellen: Woher 
stammt eigentlich das Holz? 

Was sind Ihre Alternativen, liebe Grüne? Wollen Sie 
4.000 Windräder? Dafür bräuchten Sie eine Fläche 
von zigtausend Hektar. Dafür ist einer Frau Brems 
auch der Wald nicht zu schade. 

(Beifall von der AfD – Helmut Seifen [AfD]: Ge-
nau!) 

Wenn die Windräder nach der Nutzung abgebaut 
werden, bleiben die Betonfundamente häufig im Bo-
den und versiegeln den Waldboden dauerhaft. 

(Norwich Rüße [GRÜNE]: Das stimmt doch 
nicht! – Gegenruf von Helmut Seifen [AfD]: 
Doch, das stimmt genau so!) 

– In Niedersachsen wird ein Meter abrasiert – wir ha-
ben eine Große Anfrage dazu eingestellt –, der Rest 
wird versiegelt. 

Wenn die Windräder nach der Nutzung abgebaut 
werden, bleiben diese Fundamente häufig im Boden 
und versiegeln den Waldboden dauerhaft. Hingegen 
schafft RWE am Ende der Braunkohleförderung ein 
einzigartiges Ökobiotop im Rheinischen Revier, das 
zudem das größte ist. Gegen all das darf man sein; 
das ist Ihr demokratisches Recht. Aber dann sind Sie 

zumindest moralisch verpflichtet, den Menschen rei-
nen Wein einzuschenken und ihnen zu erklären, wel-
che unangenehmen Folgen mit der Geschichte ver-
bunden sind. 

Ich jedenfalls danke heute den hart arbeitenden 
Menschen in den Energiekonzernen, dass diese je-
den Tag aufstehen und für uns den Strom produzie-
ren und verteilen, den wir benötigen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Loose. – Nun hat der fraktionslose Abgeordnete 
Herr Kollege Pretzell das Wort. 

Marcus Pretzell (fraktionslos): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren 
Kollegen! Das Oberverwaltungsgericht Münster hat 
vorläufig einen Rodungsstopp verhängt. Es handelt 
sich dabei noch nicht um eine endgültige Entschei-
dung, und deswegen ist hier auch noch gar nichts 
gescheitert und endgültig, wie es insbesondere von-
seiten der Grünen jubelnd behauptet wird. 

Vor diesem Hintergrund diskutieren wir – in einer Si-
tuation, in der Deutschland nach Dänemark europa-
weit die höchsten Strompreise und doppelt so hohe 
Strompreise aufweist wie unsere großen Nachbar-
länder Frankreich und Polen – über die Abholzung 
von 100 ha Wald. Sie erheben das hier zum Symbol 
für Klimapolitik, den Fortbestand des deutschen Wal-
des und ich weiß nicht, was alles noch. 

Es ging ursprünglich mal um 4.000 ha. Davon sind 
noch 200 ha übrig, von denen jetzt 100 ha gerodet 
werden sollen. Darüber sprechen wir hier. Dabei geht 
es um 0,000877 % des deutschen Waldes. Das 
Ganze ist besonders deshalb so spannend, weil 
gleichzeitig in Hessen darüber diskutiert wird, 1.400 
ha Mittelgebirgswald für die Errichtung von Wind-
krafträdern zu roden. 

Wir reden über 100 ha Wald; das ist ein Kilometer im 
Quadrat. Daran rauschen Sie auf der A 4 innerhalb 
von 30 Sekunden vorbei. Das merken Sie nicht ein-
mal. Und das erheben Sie hier zur Symbolpolitik. 

Wir diskutieren über eine Bechsteinfledermaus, die 
so etwas Ähnliches ist wie die Steinlaus und immer 
dann auftaucht, wenn Sie vorhaben, einen Wald zu 
retten. Haben Sie eigentlich mal darüber nachge-
dacht, wie viele Bechsteinfledermäuse täglich in Ih-
ren Windkrafträdern geschreddert werden? 

Kohle ist böse, Windkraft ist gut. Geschredderte Fle-
dermäuse in Windkrafträdern spielen keine Rolle, ge-
rodeter Wald für Windkrafträder spielt keine Rolle. 

Es wäre schön gewesen, wenn Sie sich 2016 nicht – 
wie heute – über die Bechsteinfledermaus Gedanken 
gemacht hätten, sondern über die Menschen, die 
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umgesiedelt worden sind. Wenn Ihnen das am Her-
zen gelegen hätte, dann hätte ich sogar verstehen 
können, dass Sie sich hier engagieren. Aber es geht 
Ihnen nicht um die Menschen, sondern es geht Ihnen 
um Symbolpolitik – und noch dazu um eine völlig fal-
sche. 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Pretzell. – Für die Landesregierung hat jetzt 
Herr Minister Dr. Pinkwart das Wort. 

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister für Wirtschaft, 
Innovation, Digitalisierung und Energie: Frau Präsi-
dentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
möchte nur zu einigen wenigen Punkten, die ange-
sprochen worden sind, Stellung nehmen, insbeson-
dere zu denen von Frau Düker. Ich weiß gar nicht, ob 
sie jetzt im Saal ist. 

(Andreas Keith [AfD]: Das Thema ist so wich-
tig! Das wichtigste Thema der Grünen! Pein-
lich! Peinlich!) 

Vielleicht kommt sie gleich wieder. 

(Andreas Keith [AfD]: Und die anderen spielen 
mit dem Handy!) 

Jedenfalls hatte Frau Düker für die Fraktion der Grü-
nen zwei Dinge angesprochen, die ich gerne gerade-
rücken möchte. Das eine war die Energieversor-
gungsstrategie, die ich für die Landesregierung an-
gekündigt hatte. Sie hatte in ihrem Beitrag den Ein-
druck vermittelt – so habe ich es jedenfalls wahrge-
nommen –, als hätten wir diese schon vor oder wäh-
rend der Sommerpause vorlegen wollen. 

Das muss ein Irrtum sein. Wir haben zu Sitzungen 
eingeladen, die dieses Thema bearbeiten sollen, und 
diese Einladungen haben wir auch dem Parlament 
zugeleitet. Möglicherweise meinte sie diese Einla-
dung im Rahmen der Entwicklung der Energieversor-
gungsstrategie. Dazu habe ich hier bereits wesentli-
che Eckpunkte benannt, die notwendig sind, damit 
wir dieses komplexe System auf eine nachhaltig gute 
Grundlage stellen können. 

Ich bin den Rednern dankbar, die auf die Komplexität 
des Energieversorgungssystems hingewiesen und 
deutlich gemacht haben, dass wir die Probleme we-
der mit Symbolakten noch mit Kurzschlusshandlun-
gen oder Sturzgeburten lösen können, sondern das 
wir sie vernünftig erarbeiten müssen. Dazu dient die 
von uns bereits eingeleitete Entwicklung einer Ener-
gieversorgungsstrategie. Diese wollen wir in den 
nächsten Monaten mit allen Akteuren gemeinsam 
weiterentwickeln. 

Des Weiteren haben Sie, Frau Düker – schön, dass 
Sie wieder da sind –, gesagt, Sie würden anerken-
nen, dass wir Vorschläge vorgetragen hätten,  

(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

vermissten dabei aber die Erneuerbaren. 

Die Erneuerbaren sind das Ziel. Ich habe es hier be-
reits vorgetragen. Das habe ich doch dargelegt. 

(Monika Düker [GRÜNE]: Ziele sind doch 
keine Maßnahmen!) 

– Was denn sonst? Ich habe dargelegt – ich darf das 
noch einmal zitieren –: 

 „… und sie mit einem verlässlichen Plan un-
terlegen, wie wir bis wann aus den konventionel-
len Energien aussteigen können.“ 

(Monika Düker [GRÜNE]: Wo ist denn der 
Plan?) 

Wohin sollen wir denn dann? Ganz ohne Energie 
wird es wohl nicht gehen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Ich habe sechs Punkte benannt, und in jedem Punkt 
geht es um die Erneuerbaren, und zwar ein Stück 
weit auch um die Besonderheit der Erneuerbaren. 

Die Erneuerbaren – das habe ich sehr ausführlich 
dargelegt; Sie haben das aber als negative Zu-
standsbeschreibung kritisiert, obwohl ich noch ein-
mal darauf hingewiesen habe – sind im Gegensatz 
zu den Konventionellen nicht so grundlastfähig, son-
dern sie sind volatil. Wir müssen also das Gesamt-
system jetzt so umbauen, dass es ... 

(Monika Düker [GRÜNE]: Ja, dann machen 
Sie das doch!) 

– Liebe Frau Düker, ich will Ihnen mal Folgendes sa-
gen: Sie waren früher auch schon einmal in einer 
Landesregierung. 

(Zuruf von der CDU) 

Dann haben Sie sieben Jahre lang mitregiert, und 
Sie haben wichtige Entscheidungen getroffen, zum 
Beispiel die Verlängerung der Braunkohle. Zu den 
anderen Themen haben Sie aber nichts hinterlassen! 
Das müssen wir uns jetzt erarbeiten; das möchte ich 
mal festhalten! 

(Beifall von der FDP und der CDU – Zuruf von 
der SPD) 

Sie haben das sicherlich nicht gerne getan – das be-
haupte ich gar nicht –, aber Sie waren in einer Not-
lage. Weil Sie noch keine Lösung hatten, haben Sie 
gesagt: Gut, dann müssen wir die Kohleverstromung 
als Brücke bereitstellen. Die anderen Antworten sind 
Sie aber nicht angegangen, sonst hätten wir sie doch 
vorliegen und könnten direkt daran weiterarbeiten. 
Wir müssen uns die Antworten jedoch selber erarbei-
ten, und eine Antwort – das habe ich gesagt – ist der 
schnellere Ausbau der Stromnetze. Ja, wofür 
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denn? – Für die Erneuerbaren! Das war mein erster 
Punkt. 

Der zweite Punkt: Ich habe vorgetragen, dass wir zur 
Einhaltung der Versorgungssicherheit und bei einem 
schnelleren Ausstieg aus der Kohle Übergangstech-
nologien brauchen. Wir haben vorgeschlagen, dass 
das Gas sein könnte. Das muss nicht dauerhaft Gas 
aus Erdgas sein, sondern – das habe ich hier ausge-
führt – das kann auch mit synthetischen Gasen aus 
erneuerbaren Quellen geschehen. Das war meine 
zweite Forderung, Gas 

(Beifall und Zuruf von der FDP) 

aus Erneuerbaren zu machen – ich hätte auch sagen 
können: Power-to-X –, um schrittweise eine Art Spei-
cher zu bekommen. 

Die dritte Forderung, die ich für die Landesregierung 
gestellt habe: Stärkere Anreize für eine Sektoren-
kopplung. – Warum? Damit wir die Erneuerbaren, 
wenn sie stark anfallen und gerade nicht zur Strom-
versorgung genutzt werden können, stärker in die 
anderen Sektoren hineinbekommen. 

Wir müssen uns fragen: Wo stehen wir eigentlich, 
wenn wir vom Strom einmal absehen, bei dem wir 
brutto ein Drittel Erneuerbare haben? Wo stehen wir 
denn bei der Wärme? Hier haben wir bisher gerade 
mal 12 % Erneuerbare. Wo stehen wir bei der Mobi-
lität? Hier haben wir erst einen Anteil von 6 % an er-
neuerbarer Energie. So sieht die Lage doch aus! 

(Zuruf von Arndt Klocke [GRÜNE]) 

Wir wollen jetzt versuchen, das Ganze zu verbes-
sern, indem wir durch Sektorenkopplung den Anteil 
der Erneuerbaren bei Wärme und Mobilität erhöhen. 

Ich komme jetzt zu meiner vierten Forderung. Da 
habe ich vorgetragen: Förderung dezentraler urba-
ner Energielösungen 

(Zuruf von Monika Düker [GRÜNE]) 

aus Fotovoltaik, Geothermie, Kraft-Wärme-Kopp-
lung, Elektromobilität. Für all das haben wir beste Vo-
raussetzungen! Ja, sind das keine Erneuerbaren? 
Oder haben Sie ein falsches Verständnis von Er-
neuerbaren? 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Fünftens habe ich vorgetragen: Schaffung von ange-
messenen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen für 
gesicherte Leistungen und Förderung einer marktori-
entierten Flexibilisierung bei Angebot und Nachfrage. 
Was heißt das denn? – Wenn wir vermehrt die Er-
neuerbaren haben – wir haben sie volatil –, müssen 
wir mit der Industrie daran arbeiten, dass eine Um-
stellung stattfindet. 

Denken wir an die Aluminiumindustrie: Bisher funkti-
oniert sie so, dass der Ofen immer gleichbleibend 
dieselbe Temperatur braucht, weil der Prozess sonst 

sofort unterbrochen ist. Was macht jetzt unsere Alu-
miniumindustrie? – Gott sei Dank macht sie es, sonst 
wäre sie hier nicht überlebensfähig. – Sie baut die 
Prozesse um, damit sie ihre Aluminiumproduktion 
über mehrere Stunden hinweg mal höher als normal 
üblich fahren kann, aber auch mal mit weniger Ener-
gie. 

Was passiert denn da? Da wird aus einem Alumini-
umwerk eine Art Energiespeicher, der mehr Energie 
aus dem System nehmen kann, wenn viel Erneuer-
bare vorhanden ist, und der auch auf einen Teil der 
Energienachfrage verzichten kann, wenn zu wenig 
Energie im System ist. Diese atmende Industrie 
brauchen wir, sonst werden wir das mit den Erneuer-
baren nicht schaffen. 

Sechste Forderung: Reduzierung von Steuern und 
Abgaben auf Strom und die anteilige Finanzierung 
der EEG-Umlage. – Wie wollen wir das denn sonst 
angehen? Wenn wir die Erneuerbaren noch schnel-
ler ausbauen wollen, können wir das doch nicht wei-
terhin nur auf dem Rücken der kleinen Leute ma-
chen! Das ist eine regressive Abgabe; das müssen 
wir uns vor Augen führen.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

96 % der Betriebe – Handwerk, Mittelstand – werden 
belastet. 

Das waren die sechs Forderungen. Alle haben mit 
dem Thema „erneuerbare Energien“ zu tun: wie wir 
sie schaffen, wie wir besser damit umgehen und wie 
wir unsere Industrie darauf einstellen. Das ist eine 
große Herausforderung, die wir aber gerne anneh-
men wollen. 

Wir wollen – das haben wir vor einigen Wochen auf 
der World Climate Conference in San Francisco 
deutlich gemacht – mit „IN4climate“ die Industrie 
beim Umbau hin zu einer klimafreundlichen Produk-
tion mitnehmen. Wir haben eine Energieforschungs-
offensive in Arbeit, womit wir die Potenziale, die in 
Nordrhein-Westfalen vorhanden sind, nutzen wollen, 
um bei den sechs Handlungsfeldern zu besseren Er-
gebnissen zu kommen. 

Meine Damen und Herren, wir müssen alles unter-
nehmen, damit die Energiewende in sich schlüssig 
wird, damit Nordrhein-Westfalen die Energiewende 
nicht erleiden muss, sondern dabei mitgestalten 
kann. Wir müssen zusehen, dass wir am Ende nicht 
als Verlierer, sondern als Gewinner dabei heraus-
kommen. 

(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

Dafür bedarf es Anstrengungen auf vielen Feldern. 
Wir müssen Komplexität beherrschbar machen, und 
wir müssen uns davor schützen, dass wir zum Opfer 
einer rein auf Symbolpolitik handelnden Politik wer-
den. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 
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Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Minister Dr. Pinkwart. – Für die SPD-Fraktion 
hat jetzt der Kollege van den Berg das Wort. 

Guido van den Berg (SPD): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrter Herr Pro-
fessor Pinkwart; Herr Minister! Ich will als erstes Res-
pekt zollen, weil Sie in Ihrem ersten Redebeitrag sehr 
deutlich gemacht haben, dass Sie die Leitentschei-
dung der Vorgängerregierung würdigen. Sie haben 
gesagt, sie sei von Realismus geprägt sowie rational 
und vernunftgeleitet gewesen. 

(Zuruf und Beifall von Daniel Sieveke [CDU]) 

Ich will jetzt nicht wieder den Ball aufnehmen und hin-
terfragen, wer sich da vom Acker macht usw. Zur his-
torischen Wahrheit gehört einiges dazu: Ich zitiere 
jetzt aus der „Aachener Zeitung“ vom 28.03.2014: 
Diese Entscheidung der rot-grünen Landesregierung 
geht zulasten der letzten heimischen Energieträger 
und zulasten von Zehntausenden Arbeitsplätzen in 
NRW. – Wer hat das gesagt? Der Ministerpräsident. 

Wenn wir ehrlich miteinander umgehen, müssen wir 
an dieser Stelle einige Dinge richtigstellen, Herr Mi-
nisterpräsident. Ich glaube, das tut auch not. Ich 
komme aus der Region. Diese Region will im Augen-
blick nur eines: Sie will wieder Frieden haben. 

Das, was wir in den letzten Monaten dort erlebt ha-
ben – auch an Zerrbildern in der Öffentlichkeit, an fal-
schen Darstellungen, an Simplifizierungen –, wird 
niemandem gerecht. Es wird den Beschäftigten in 
den Tagebauen und in den Kraftwerken nicht ge-
recht. Es wird in keiner Weise den Anwohnern oder 
Umsiedlern gerecht, die dort in den letzten Jahrzehn-
ten etwas erlitten haben, das aber vielfach auch als 
Chance in ihrer Biografie begriffen haben. Es wird 
denjenigen nicht gerecht, die für den Wald werben. 
Es wird auch den Polizeibeamtinnen und Polizeibe-
amten nicht gerecht, die nicht Teil einer Partei oder 
eines Konflikts sein wollten, sondern sich schlicht 
und ergreifend um den Rechtsstaat kümmern woll-
ten.  

(Beifall von der SPD) 

Das alles sind die Baustellen, die Wunden, die in die-
ser Region gerissen worden sind. – Herr Löttgen, 
man kann hier sagen: Das alles liegt an der Symbolpo-
litik. In diesem Hohen Hause muss aber die Frage ge-
stattet sein: Wie konnten diese Symbole entstehen? 

Natürlich ärgere ich mich auch über vereinfachte 
Darstellungen unseres ehemaligen Koalitionspart-
ners, der Grünen, die so tun, als ob sie mit der Ener-
giewende nichts zu tun hatten. Deshalb stellen sie 
heute einen Antrag, eine neue Leitentscheidung zu tref-
fen, weil sie davon ablenken wollen, dass wir bei die-
sem Thema schon verantwortlich unterwegs waren.  

(Beifall von der SPD, der CDU und der FDP) 

Was mich genauso ärgert, ist, dass Sie, Herr Minis-
terpräsident, mit Ihrem Innenminister die Polizei in ei-
nen Einsatz in diesen Wald geschickt haben, der mit 
Baurecht und Brandschutz begründet war, obwohl je-
des Kind in der Region wusste: Es geht darum, dass 
nachher gerodet wird und der Bagger kommt.  

(Beifall von der SPD – Zuruf von der SPD: So 
ist es!) 

Das hat Vertrauen zerstört, meine Damen und Her-
ren. Das hat ein Bild gezeichnet – das ist in der Öf-
fentlichkeit breit diskutiert worden –, dass hier ge-
trickst wird.  

(Zuruf von Bodo Löttgen [CDU]) 

Der Begriff ist an dieser Stelle leider richtig.  

(Beifall von der SPD – Bodo Löttgen [CDU]: 
Dann akzeptieren Sie das Urteil auch hinsicht-
lich …) 

– Herr Löttgen, Sie wissen genau, dass ich Urteile ei-
nes OVG … 

(Zuruf von Bodo Löttgen [CDU]) 

– Natürlich akzeptiere ich dieses Urteil. Aber das, 
was juristisch vielleicht geht, ist manchmal nicht aus-
reichend in einer politischen Diskussion, die wir brau-
chen, Herr Löttgen.  

(Beifall von der SPD) 

Es fehlt – das hat uns das Gericht doch aufgeschrie-
ben – die energiepolitische Begründung. Diese Lan-
desregierung hat Sondersitzungen über sich erge-
hen lassen und erklärt, das alles müsse nach Bau-
recht passieren. Auch bei den Richtern liegen die 
Zeitungen auf dem Frühstückstisch. Die wissen 
doch, dass es um mehr geht. Da ist das Zerrbild ent-
standen. Das ist das, was uns aufregt. 

(Beifall von der SPD) 

Mich treibt die Frage um: Wie kriegen wir den Frieden 
wieder hin? Wie wird diese Region versöhnt? Herr 
Ministerpräsident, zur Wahrheit gehört: Sie haben 
hier leider einen Beitrag geleistet, der mehr gespaltet 
als versöhnt hat. Das ist eines der Probleme, die wir 
haben. 

(Beifall von der SPD – Zuruf von Ministerprä-
sident Armin Laschet) 

Sie haben sich leider hinter Vorgängerregierungen 
versteckt, obwohl wir alle wissen: Es geht auch um 
aktuelle Rahmenbetriebspläne.  

(Zuruf von Ministerpräsident Armin Laschet) 

Sie haben sich weiter versteckt und gesagt: Nicht 
meine Regierung ist betroffen, sondern das betrifft 
nur die Leitentscheidung. 

(Zuruf von der SPD: Genau!) 
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Sie haben sogar so getan, als hätte RWE eine Nie-
derlage eingesteckt. Es war diese Landesregierung. 
RWE war in dem Prozess nur beigeladen. Das Land 
Nordrhein-Westfalen ist unterlegen. 

(Beifall von der SPD) 

Deswegen stellt diese Region Fragen und möchte 
Antworten darauf. Was kostet der Stopp des Tage-
baus Hambach? Wie werden die Arbeitsböschungen 
wieder zu standsicheren Hängen? Was ist mit dro-
henden Entlassungen? 4.600 Menschen in dieser 
Region haben Angst und Sorgen, sie möchten Ant-
worten haben.  

Ich habe heute Morgen noch mit dem Betriebsrats-
vorsitzenden telefoniert. Da mögen Sie grinsen, Herr 
Ministerpräsident. Er hat Sorgen und Nöte. Da oben 
sitzt ein langjähriger Betriebsratsvorsitzender des 
Kraftwerks Niederaußem. Diese Menschen haben 
Sorgen und Nöte, um die man sich kümmern muss. 
Darauf erwarten wir Antworten. 

(Beifall von der SPD – Zuruf von Ministerprä-
sident Armin Laschet) 

Was ist mit den Umsiedlern in Morschenich und Man-
heim? Was ist mit dem Geld der kommunalen Haus-
halte, das jetzt verbrannt ist, weil der RWE-
Aktienkurs im Keller ist? Wie geht es mit den unge-
planten Rekultivierungen weiter? Was ist überhaupt 
alles machbar, wenn an dieser Stelle möglicherweise 
gar kein ein See entstehen kann? Wer zahlt den gan-
zen Kram? Das sind die Punkte, zu denen wir Ant-
worten verlangen. Das alles ist nicht Gegenstand der 
Regierungserklärung gewesen. 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

Deswegen sage ich: Wir erwarten mehr von dieser 
Regierung. 

Herr Pinkwart, ich nehme es positiv auf, dass Sie ei-
nige Punkte von uns aufgegriffen haben, aber wir ha-
ben noch viel mehr. Ich denke, wir werden das auch 
morgen in die Debatte einbringen.  

Jetzt muss in dieser Region angepackt werden. Man 
darf sich nicht verstecken und warten, bis irgendet-
was durch die Kohlekommission passiert, sondern 
man muss die Dinge selbst gestalten. Das ist die Tra-
dition von Strukturwandel in Nordrhein-Westfalen, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Ein kurzer Hin-
weis: Aufgrund der Redezeitüberziehung der Lan-
desregierung bei der Unterrichtung bekommen alle 
Fraktionen drei Minuten Redezeit hinzu. Wir konnten 
das nur nicht in die Technik einspielen, sodass Ihnen 
das Ende Ihrer Redezeit angezeigt wurde. Ich mache 
es so wie immer, ich huste dann. 

Guido van den Berg (SPD): Dafür bin ich Ihnen sehr 
dankbar; denn ich war jetzt irritiert. Die drei Minuten 
will ich gerne noch nutzen, weil mir das Thema am 
Herzen liegt. 

Herr Minister Pinkwart, Sie haben vorhin gesagt, wir 
hätten Übereinstimmung beim Thema der Förder-
möglichkeiten. Für das Rheinische Revier muss et-
was getan werden. Wir stimmen auch in der Frage 
überein, ob wir nicht thermische Speicherkraft-
werke – auf Salztechnik oder anderer – nutzen kön-
nen, um Kraftwerksblöcke zu übernehmen. Beim 
Thema „Batteriefabrik“ sind wir ebenfalls einer Mei-
nung. Aber es muss mehr passieren. 

Was ist mit Infrastruktur? Was ist mit Bildung? Wir 
brauchen einen Sonderverkehrswegeplan für das 
Rheinische Revier. 

(Beifall von der SPD) 

Wir brauchen eine Initiative, wie Fachhochschulen, 
Hochschulen ins Rheinische Revier kommen. 

Wir brauchen eine Initiative, die darauf aufbaut, das 
Know-how der Arbeitnehmer in der Elektrotechnik 
weiter auszubauen. Wir haben ein virtuelles Kraft-
werk im Revier, das weiterentwickelt werden kann 
und Leittechnik für die erneuerbaren Netze der Zu-
kunft transportieren kann.  

Und wir wollen Pilotregion für Kohlenstoffkreislauf-
wirtschaft werden, Herr Minister Pinkwart. Wir haben 
in einer Enquetekommission zusammengearbeitet. 
Herr Rasche hat viele Initiativen auf den Weg ge-
bracht. Ich glaube, es ist lohnenswert, was wir da ma-
chen. 

Ich sage ganz deutlich: Wir müssen auch Orte des 
Fortschritts sichtbar werden lassen. Was ist bei-
spielsweise mit dem Brainergy-Park in Jülich? Davon 
habe ich nichts gehört. Was ist mit der :terra-nova-
Klimahülle in Bergheim, den Faktor-X-Siedlungen in 
Inden, den smarten Stadtteilen in Grevenbroich oder 
Bedburg? 

Hier brauchen wir eine Landesregierung, die den 
Kommunen unter die Arme greift und uns hilft, Herr 
Ministerpräsident. Da erwarten wir Hilfe. 

(Beifall von der SPD – Widerspruch von Josef 
Hovenjürgen [CDU]) 

Wir brauchen vor allen Dingen mehr Flächen. Das 
haben Sie gesagt, aber wohlfeile Worte reichen an 
der Stelle nicht. Wir brauchen mehr, und zwar be-
schleunigt.  

Sie schlagen Änderungen für den Regionalplan vor. 

(Das Ende der Redezeit wird angezeigt.) 

Herr Pinkwart, der steht im Regierungsbezirk Köln 
roundabout erst für 2025 an. Dann haben wir noch 
kein Bauleitplanverfahren und kein B-Planverfahren. 
Das kommt zu spät. 
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(Zuruf von Michael Hübner [SPD] – Gegenruf 
von Josef Hovenjürgen [CDU]: Keine Ahnung! 
Unglaublich!) 

Wir müssen da schneller werden und vor die Lage 
kommen. 

(Das Ende der Redezeit wird angezeigt.) 

Einen allerletzten Punkt will ich noch nennen; der ist 
mir wichtig. Zu dem, was im Augenblick stattfindet, 
was auch Herr Pofalla eingebracht hat – ein Deal mit 
RWE zum Kohleausstieg, zur Vergütung entgange-
ner Förderung etc. –, sage ich für die Sozialdemokra-
tie sehr deutlich: Was wir im Rheinischen Revier 
nicht brauchen, ist ein Deal mit den Konzernen. Was 
wir brauchen, ist ein Deal mit der Region und mit den 
Menschen vor Ort. – Vielen Dank. 

(Anhaltender Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege van den Berg. – Meine sehr verehrten 
Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
als nächste Rednerin hat für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen Frau Abgeordnete Brems das 
Wort. Bitte schön, Frau Kollegin. 

Wibke Brems (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Der beste 
Zeitpunkt, um mit dem Klimaschutz anzufangen, war 
vor 25 Jahren. Der zweitbeste ist heute. 

Nach der Debatte hier habe ich aber das Gefühl: Kein 
Redner hat irgendetwas dazu gesagt – außer meiner 
Kollegin Monika Düker –, 

(Lachen von der CDU und der FDP) 

vor welchen Herausforderungen wir aktuell beim Kli-
maschutz stehen, dass wir mehr machen müssen, 
dass wir beispielsweise dramatische Erkenntnisse 
seitens des Weltklimarats haben. Dazu hat hier kein 
anderer Redner gesprochen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Ich möchte das noch einmal deutlich machen. Sie 
scheinen offensichtlich völlig unbeeindruckt von sol-
chen Erkenntnissen zu sein, wie wir sie am Montag 
gehört haben. Der Weltklimarat hat gesagt: Ab einer 
Erderwärmung um 1,5 Grad Celsius im Vergleich 
zum vorindustriellen Niveau wird es unumkehrbare 
Veränderungen geben. 

(Zuruf von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

Dieser Zeitpunkt kann höchstwahrscheinlich schon 
2030, in zwölf Jahren, erreicht werden, wenn wir nicht 
endlich etwas tun. Niemand von Ihnen sagt etwas 
dazu, welche dramatischen Auswirkungen das hat. 
Niemand von Ihnen ist bereit, das anzuerkennen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Stattdessen habe ich von Ihnen ein Schulterzucken 
gesehen. Sie legen die Hände in den Schoß 

(Zuruf von der CDU: Unglaublich!) 

oder zeigen sogar auf andere – auf andere Nationen, 
auf die Bundesregierung – und sagen: „Die müssen 
etwas machen“ oder: Die machen ja sogar noch we-
niger. – So funktioniert das mit dem Klimaschutz aber 
nicht. 

Wir müssen auch in diesem Bundesland unserer 
Verantwortung gerecht werden. 

(Zuruf von der FDP: Tun wir doch!) 

Das Klimaschutzgesetz wäre beispielsweise ein 
Punkt. Es ist klar: Auch das reicht nicht mehr. Sie 
können sich nicht mehr darauf ausruhen, dass alte 
Ziele erreicht werden. Wir müssen leider neue set-
zen, und wir müssen ambitionierter werden. 

(Beifall von den GRÜNEN – Zurufe von der 
FDP) 

Herr Pinkwart, das ist nicht nur interessant, das sage 
ich, ehrlich gesagt, schon seit Monaten. Wenn Sie 
mir nur einmal zugehört hätten, würden Sie das jetzt 
nicht als Neuigkeit ansehen. 

(Beifall von den GRÜNEN – Lachen von Mi-
nister Prof. Dr. Andreas Pinkwart) 

Ich möchte jetzt darauf zu sprechen kommen, was 
das bedeutet. Der Kohleausstieg ist kein Selbst-
zweck, sondern ein Teil dessen, was wir dafür brau-
chen. Wir brauchen natürlich auch in anderen Sekto-
ren noch etwas, aber der Kohleausstieg ist ein es-
senzieller Punkt. 

Selbst wenn wir in Deutschland erst 2040 aussteigen 
würden – das wäre ja eher der Wunschtermin von 
RWE als unserer –, 

(Zuruf von Ministerpräsident Armin Laschet) 

bräuchten nur noch 30 % der Kohle von Hambach 
und Garzweiler überhaupt aus dem Boden geholt zu 
werden. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Dazu müssen Sie etwas sagen. Die Leitentscheidun-
gen müssen jetzt vorbereitet werden. Sie können 
nicht so lange warten, bis die Kohlekommission ge-
tagt hat oder bis – das haben Sie auch erklärt – alle 
Gerichtsentscheidungen geklärt sind. 

(Zurufe von der CDU) 

Es ist klar, dass Sie etwas verändern müssen, und 
es ist klar, dass Sie jetzt anfangen müssen, dafür die 
Vorbereitungen zu treffen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Herr Pinkwart und Kollegen von CDU und FDP, die 
Forderungen, Ziele und Ankündigungen, die wir hier 
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gehört haben, ersetzen kein konkretes Handeln. Sie 
regieren seit mehr als einem Jahr. Ihr Handeln wider-
spricht dem, was Sie hier als Ziele dargestellt haben. 

Nehmen wir die erneuerbaren Energien. Sie haben 
gesagt: Die erneuerbaren Energien sind das Ziel. 

(Zuruf von der FDP) 

Was machen Sie aber gleichzeitig? Sie bremsen die 
Windenergie aus, wo Sie nur können. Das passt ein-
fach nicht zusammen. 

(Beifall von den GRÜNEN – Widerspruch von 
Ministerpräsident Armin Laschet) 

– Sie sagen jetzt: Da stimmt doch gar nicht. – Ich bin 
vor Ort. Ich spreche mit den Leuten, mit Bürgerinnen 
und Bürgern, 

(Zurufe von der CDU und der FDP: Wir auch! – 
Weitere Zurufe) 

die in eine Windenergieanlage investieren wollen. 
Die sagen ganz klar: Wir wissen nicht mehr, was wir 
machen sollen. Wir bekommen kein Geld mehr. Wir 
wissen einfach nicht mehr weiter. 

Hier verspielen Sie Planungssicherheit. Das fordern 
Sie sonst immer, hier machen Sie es nicht. Das ist 
einfach unredlich. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Stattdessen lächeln Sie die Probleme einfach nur 
weg. So funktioniert das aber nicht. Sie wollen die 
Windenergie plattmachen. 

(Ministerpräsident Armin Laschet: Stimmt 
doch gar nicht! Das ist doch Unsinn! – Gegen-
ruf von Horst Becker [GRÜNE]: Schauen Sie 
doch mal in den Koalitionsvertrag!) 

– Doch, natürlich. Sie machen das einfach immer 
weiter. 

(Widerspruch von der CDU, von der FDP und 
von Ministerpräsident Armin Laschet) 

– Herr Ministerpräsident, Sie sagen: „Die steigen und 
steigen und steigen“, Sie tun aber nichts. 

(Zuruf von Ministerpräsident Armin Laschet – 
Gegenruf von Arndt Klocke [GRÜNE]) 

Wir wissen, dass wir in ein bis zwei Jahren wieder 
Windenergieanlagen verlieren, weil sie dann aus 
dem EEG herausfallen und höchstwahrscheinlich 
abgebaut werden. Wir müssen noch einiges 
obendrauf legen, um auch nur die Ziele der Bundes-
regierung zu erreichen. 

(Zuruf von Horst Becker [GRÜNE]) 

Was Sie hier angefangen haben, reicht noch lange 
nicht. 

(Beifall von den GRÜNEN – Das Ende der Re-
dezeit wird angezeigt.) 

Ich möchte noch kurz darauf zu sprechen kommen, 
dass Sie ja auch gesagt haben: Wir brauchen ver-
lässliche Perspektiven für alle Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter. – Das, was Sie alle bis vor Kurzem ge-
macht haben, war eben fatal. Nicht über einen Koh-
leausstieg zu reden, hat dafür gesorgt, dass wertvolle 
Zeit verstrichen ist, die man hätte nutzen können, um 
ebendiese Perspektiven sicher und langfristig darzu-
stellen. Jetzt muss man das leider in viel kürzerer Zeit 
machen. 

(Zuruf von Daniel Sieveke [CDU]) 

Zum Schluss möchte ich noch sagen: Nicht wir spie-
len hier Wirtschaft gegen Klima oder Umwelt aus, 
sondern Sie alle machen das. Die Zukunft von uns 
allen, auch die unserer Wirtschaft und unserer Ar-
beitsplätze, hängt ganz klar davon ab, 

(Das Ende der Redezeit wird angezeigt.) 

ob wir die Herausforderung dieser Generation, näm-
lich den Klimawandel nicht nur mit blumigen Worten 
zu beschreiben, annehmen und auch wirklich da-
nach handeln. Dafür brauchen wir unter anderem ei-
nen Kohleausstieg. Dafür brauchen wir aber auch ei-
nen ambitionierten Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien. 

(Das Ende der Redezeit wird angezeigt.) 

Wir dürfen nicht erst auf andere Zeiten warten, die 
noch langsamer sind; jetzt ist die Zeit dafür. Werden 
Sie endlich Ihrer Verantwortung gerecht! 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Abgeordnete Brems. – Als nächster Redner hat 
für die Fraktion der CDU der Vorsitzende Bodo Lött-
gen das Wort. Bitte schön, Herr Kollege. 

Bodo Löttgen (CDU): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich will zwei Be-
merkungen zu der Rede von Herrn Kollegen van den 
Berg machen. Sehr geehrter Kollege van den Berg, 
Sie erwecken den Eindruck, als sei die Räumung der 
Baumhäuser unrechtmäßig erfolgt, zumindest … 

(Stefan Kämmerling [SPD]: Nein, mit keinem 
Wort! – Michael Hübner [SPD]: Sie haben 
nicht zugehört!) 

– Vielleicht hören Sie zu. Sie erwecken den Ein-
druck – ich habe nicht gesagt, dass er das gesagt hat 
–, als sei sie zumindest 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Das ist respektlos!) 

oder wenigstens aus unlauteren Gründen erfolgt. 

(Nadja Lüders [SPD]: Das ist unwürdig, was 
Sie hier tun!) 
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Das darf ich hier noch einmal richtigstellen. Es ist hef-
tige Gerichtsschelte, was Sie gerade betreiben. 

(Zurufe von der SPD) 

Denn bevor geräumt wurde, haben das Verwaltungs-
gericht Aachen, das Verwaltungsgericht Köln, das 
Oberverwaltungsgericht Münster bestätigt, dass die 
vorgenommenen Räumungen 

(Nadja Lüders [SPD]: Sie haben gerade selber 
gesagt, dass er das nicht gesagt hat!) 

rechtmäßig und aus Gefahrengründen notwendig 
waren, meine Damen und Herren. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Rainer 
Schmeltzer [SPD]: Kein Mensch hat das ge-
sagt!) 

Jetzt können Sie doch nicht einfach sagen: Das Urteil 
passt mir, und jenes Urteil passt mir nicht. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Rainer 
Schmeltzer [SPD]: Das ist unlauter! Das hat 
keiner gesagt!) 

– Sie möchten also, dass das eine Urteil befolgt, das 
andere aber nicht befolgt wird, Herr Schmeltzer. 

(Zurufe von der SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Es ist eine sehr engagierte De-
batte. 

(Marlies Stotz [SPD]: Ja genau! Aber man 
muss trotzdem bei der Wahrheit bleiben!) 

Es wäre einfach wunderbar, wenn man dem Redner 
und gegebenenfalls auch den Zwischenrufern tat-
sächlich zuhören könnte. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Dann soll der Red-
ner aber auch …) 

Bodo Löttgen (CDU): Ich habe überhaupt nichts da-
gegen, mich mit Herrn Schmeltzer auf diese Art und 
Weise zu „unterhalten“. Aber dann kann man ja die 
Gelegenheit nutzen – das ist ein Satz, den man an 
diesem Redepult sagt – und erklären, dass man da 
missverstanden wurde. 

(Michael Hübner [SPD]: Das ist ja lächerlich!) 

Ein Zweites zu Herrn van den Berg … 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Nur Sie!) 

– Herr Schmeltzer, wie wollen Sie eigentlich dem 
Einfamilienhausbesitzer, 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Herr Löttgen, gu-
cken Sie doch erst mal, zu wem die entspre-
chenden Zwischenrufe gehören!) 

der ein kleines Gartenhäuschen schwarz gebaut hat, 
erklären, dass er die Abrissverfügung bekommt, 
während Sie sechs Jahre lang einen unrechtmäßi-
gen Zustand im Hambacher Forst tolerieren? 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Ein Zweites, Herr Kollege van den Berg, 

(Marc Herter [SPD]: Das ist der direkte Weg 
nach Wackersdorf, den Sie beschreiben) 

zu Ihrer ansonsten wirklich guten Rede, von der ich 
viele Dinge teile: Sie haben viele Herausforderungen 
benannt, weinen aber bei einem Punkt Krokodilsträ-
nen. Wenn Sie beklagen, dass Entwicklungen im Be-
reich des Rheinischen Reviers nicht zugelassen wor-
den sind, dann werfen Sie einmal einen Blick auf die 
Flächenpolitik der rot-grünen Landesregierung der 
vergangenen sieben Jahre. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Zuruf von 
Rainer Schmeltzer [SPD]) 

Sie haben keine Entwicklungschancen zugelassen. 
Sie haben eine Verhinderungspolitik betrieben 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Was?) 

und keine Politik der Ermöglichung von Industrie-
standorten und -ansiedlung. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Zu Frau Brems muss ich sagen – das hat mich jetzt 
am allermeisten gewundert –: 

(Marc Herter [SPD]: Eine gute Rede! – Zuruf 
von Jochen Ott [SPD]) 

Sie haben darauf gedrängt, man möge doch bitte die 
Entscheidungen der Strukturkommission in Berlin 
abwarten. Jetzt sind Sie schon einen Schritt weiter. 
Jetzt brauchen wir diese Entscheidungen gar nicht 
mehr abzuwarten und sollen sofort hier eine Leitent-
scheidung treffen. 

(Zuruf von Wibke Brems [GRÜNE]) 

Das ist unglaubwürdig, Frau Brems. Es ist unglaub-
würdig. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Zu dem Punkt „Windenergie“, den Sie angesprochen 
haben, will ich noch eines sagen, weil Sie ja perma-
nent davon reden, hier würde irgendetwas nicht mög-
lich gemacht: Das Gegenteil ist der Fall. Aber Ach-
tung! Eben habe ich gesagt – Sie konnten wahr-
scheinlich nicht zuhören, das kann ich verstehen –, 
dass Maßnahmen, die mit größtmöglicher Effizienz 
und mit geringstmöglichen Grenzkosten – Ach-
tung! – den bestmöglichen Beitrag zum Klimaschutz 
gewährleisten, auf die Akzeptanz der Betroffenen 
stoßen müssen. Wenn wir das durchsetzen wollen, 
brauchen Sie Akzeptanz. 

(Zuruf von der CDU) 
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Und auf diese Akzeptanz haben Sie niemals Rück-
sicht genommen. 

(Zuruf von Wibke Brems [GRÜNE]) 

Deshalb kann ich Ihnen sagen, dass die Menschen, 
die mir schreiben: „Bitte baut keine Windkraftwerke 
im Wald, bitte holzt keine Bäume mehr ab“, bei uns 
auch Gehör finden. Bei Ihnen sind sie vor die Wand 
gelaufen. Das ist Fakt. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Zurufe 
von Daniel Sieveke [CDU] und von Mehrdad 
Mostofizadeh [GRÜNE]) 

Ich habe einen letzten Punkt, der mich wirklich nach-
denklich stimmt. Frau Kollegin Düker, Sie haben Ihre 
Rede geschlossen mit dem Satz: Sie haben uns an 
Ihrer Seite. –Ich will ganz ehrlich sagen, dass ich mir 
nicht mehr sicher bin, ob ich jemanden an der Seite 
haben möchte, der sich nicht klar zu unserer Polizei 
bekennt und stattdessen davon spricht: Es ist Ihre 
Polizei, Herr Innenminister. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Michael 
Hübner [SPD]: Ach du Scheiße!) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Löttgen. – Als nächster Redner hat für 
die Fraktion der AfD der Abgeordnete Dr. Blex das 
Wort. Bitte schön. 

Dr. Christian Blex (AfD): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Sehr geehrte Abgeordnete! Schauen Sie sich 
mal die Umfragen an. Ergehen Sie sich doch hier 
nicht so heftig in Showkämpfen. Sie werden irgend-
wann die sozialistisch-ökologistische Einheitsfront 
zum Weiterregieren gegen uns bilden. So gesehen: 
Verscherzen Sie es sich doch nicht komplett mit den 
anderen. 

(Vereinzelt Lachen von der SPD) 

– Lachen Sie ruhig. Wir schauen mal. 

(Zuruf von der CDU: Das ist ein Brüller!) 

Meine Damen und Herren, unsere Vorfahren sind vor 
Millionen von Jahren von den Bäumen gestiegen. Sie 
sind durch die Steppe gewandert. Das Gehirn ist ge-
wachsen – bei den meisten zumindest. Vor über 
200.000 Jahren entstand der Homo sapiens sapiens.  

(Unruhe) 

In Zeiten wie heute kehren manche wieder auf die 
Bäume zurück und schmeißen mit Exkrementen. 

(Zuruf von Carsten Löcker [SPD]) 

Liebe Grüninnen, die Evolution kann manchmal auch 
regressiv sein. 

(Beifall von der AfD) 

Die Begründung mag mitunter im Bildungssystem lie-
gen, das Sie alle zu verantworten haben. 

Das sieht man auch bei Herrn Herter von der SPD, 
der tatsächlich sagt, die Energiewende sei ein sozia-
les Projekt. 

(Marc Herter [SPD]: Soll es werden!) 

Wenn man sich Ihre Studienabschlüsse ansieht, 
mag es sein, dass Sie meinen, alles sei ein soziales 
Projekt. Aber das ist es nicht. Es ist ein physikalisch-
technisches Projekt. 

(Zuruf von Marc Herter [SPD]) 

Genau aus diesen Gründen wird es scheitern. Genau 
aus diesen Gründen – das merkt man jetzt auch an 
den Laschet-Parteien – rücken die Frontbegradigun-
gen im Kampf um die Energiewende immer näher an 
Düsseldorf und Berlin heran. 

Man muss Herrn Pinkwart ein bisschen loben. Sie 
haben ja schon öfter meine Reden gehört, und Sie 
lernen ja dazu. Ein paar Fehler gibt es noch. 

(Heiterkeit von der CDU und der SPD) 

Herr Pinkwart, Sie sind kein Physiker. Das ist ja nicht 
schlimm, Sie lernen dazu. „Atomkraft“ ist der Kampf-
begriff der Grünen. Der richtige Ausdruck ist Kern-
kraft, Herr Pinkwart. Das ist symptomatisch. 

(Zurufe und Heiterkeit) 

– Lachen Sie nicht über physikalisch wichtige Sach-
verhalte.  

Ganz wichtig ist: Verwechseln Sie bitte nicht Watt 
und Wattstunden. Wattstunde ist eine Energieform. 
Watt ist eine Leistung, die regelmäßig erbracht wer-
den muss.  

Nichtsdestotrotz hat Herr Pinkwart durchaus erkannt, 
dass der Wind nicht immer weht und die Sonne nicht 
immer scheint, insbesondere nachts nicht. Leider 
Gottes ist Herr Pinkwart immer noch Gläubiger der 
„Church of Global Warming“. Viele von Ihnen sind 
das auch. 

Da Herr Löttgen eben gesagt hat … Oh, er ist raus-
gegangen. Ich wollte ihm gerade etwas erklären, weil 
er eben gesagt hat, dass er das nicht so gut versteht. 
Jetzt ist er gegangen. Ich hatte deshalb eine Grafik 
für ihn mitgebracht. Das ist einfacher als ohne; mit 
Zahlen haben es ja nicht alle so. 

(Dr. Christian Blex [AfD] zeigt eine Grafik.) 

Schauen Sie mal: Hier ist der CO2-Ausstoß im inter-
nationalen Vergleich. Das hier ist China, das hier sind 
die USA, das hier ist Russland, das hier ist Indien, 
das hier ist Deutschland, und dieses Fitzelchen hier 
hinten ist NRW. Jetzt gehen wir das mal kurz durch: 
Paris, Klimarettung. Was wollte Frau Brems? Die 
Welt retten und alles Mögliche.  
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Gehen wir das mal weiter durch: Das erste Land, 
China, braucht kein CO2 einzusparen. Das zweite 
Land, USA, will gar nichts einsparen. Das dritte Land, 
Indien, braucht es nicht. Das vierte Land, Russland, 
will nicht. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Sie können die 
Grafik jetzt bitte runternehmen. 

Dr. Christian Blex (AfD): Ich glaube, ich darf hier 
auch keine Zitate bringen, weil so etwas die Öffent-
lichkeit informiert. – Okay. 

Das hier ist Deutschland. Deutschland möchte das 
Klima retten. Sie sehen die Absurdität Ihrer Politik. 

Jetzt zeige ich Ihnen noch etwas. 

(Dr. Christian Blex [AfD] zeigt eine weitere 
Grafik.) 

Das hier war Deutschlands CO2-Ausstoß 1990. Dann 
kam die Deindustrialisierung in Mitteldeutschland, 
und das ist heute unser CO2-Ausstoß.  

(Zurufe) 

Das hier war China 1990, und das hier ist China heut-
zutage. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege 
Dr. Blex. 

Dr. Christian Blex (AfD): Meine Damen und Herren, 
Sie machen sich wirklich lächerlich. Es ist wirklich lä-
cherlich. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege 
Dr. Blex, entschuldigen Sie bitte, wenn ich Sie einen 
Augenblick unterbreche. 

(Vereinzelt Beifall von der CDU und der SPD) 

Dr. Christian Blex (AfD): Ja, wenn Sie die Redezeit 
anhalten. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Ja, die Redezeit 
wird dafür angehalten. Auch für Sie gilt, dass Sie aus 
der Redezeitüberziehung der Landesregierung drei 
Minuten über die angezeigte Zeit hinaus haben.  

Ich möchte nur einen Hinweis geben, weil wir das 
hier im Parlament in unserer Tradition und Ordnung 
bisher so hatten: Sie können hier alles sagen, was 
Sie sagen möchten. 

(Dr. Martin Vincentz [AfD]: Oh!) 

Das Präsentieren von Grafiken hier am Redepult ent-
spricht nicht der parlamentarischen Gepflogenheit. 

Deswegen bitte ich Sie, davon nur in zwingend not-
wendiger und zurückhaltender Weise Gebrauch zu 
machen. Sie haben Ihre Grafiken gerade selbst er-
läutert, sodass also eine Erklärung über die Sprache 
und die freie Rede möglich ist. – So viel als Hinweis.  

Entschuldigen Sie, dass ich Sie damit unterbrochen 
habe. Sie haben jetzt selbstverständlich wieder das 
Wort. 

Dr. Christian Blex (AfD): Vielen Dank. – Ich wollte 
das eigentlich gar nicht, aber Herr Löttgen hat ja vor-
hin gesagt, dass er das nicht so gut versteht. Deshalb 
sah ich mich gezwungen, das hier so zu zeigen. Ich 
wollte ja auch, dass er etwas lernt. 

Ich mache doch noch etwas.  

(Dr. Christian Blex [AfD] zeigt erneut eine Gra-
fik. – Heiterkeit von der CDU, der SPD, der 
FDP und den GRÜNEN) 

Das sind die Strompreise in Europa. Das hier ist 
Deutschland. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege. 

Dr. Christian Blex (AfD): Das sind die Strompreise 
in Deutschland. Das ist Deutschland. Das hier sind 
die anderen Länder. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege, 
ich möchte Sie jetzt noch einmal bitten, das Zeigen 
von Grafiken zu unterlassen. Im Übrigen: Von hier 
hinten kann ich an den Balken in keiner Weise erken-
nen, ob es sich um China oder Deutschland handelt. 
Insofern habe ich die Bitte, dass Sie das auch dem 
Präsidium einmal zeigen. 

Dr. Christian Blex (AfD): Das mache ich gerne. Bitte 
schön. 

(Dr. Christian Blex [AfD] wendet sich mit der 
Grafik zum Präsidium. – Zuruf von der CDU: 
Das ist hier ja Kindergarten!) 

Hier sehen Sie die Strompreise in Deutschland und 
in anderen europäischen Ländern. Die größte Linie 
ist Deutschland. Der Rest sind die anderen europäi-
schen Länder.  

Noch ganz schnell die letzte Grafik, 

(Dr. Christian Blex [AfD] zeigt eine weitere 
Grafik.) 

weil immer behauptet wird, Deutschland wäre ein rei-
ches Land. Das war es auch mal.  

(Lachen von der CDU, der SPD, der FDP und 
den GRÜNEN) 
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– Sie lachen. Das ist eigentlich ein bitterernstes 
Thema. Ein bitterernstes Thema! Sie werden nämlich 
einst sehen … 

(Unruhe)  

– Ich bitte doch das Präsidium, hier für Ruhe zu sor-
gen. 

(Lachen von der CDU, der SPD, der FDP und 
den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Abgeord-
neter, das habe ich mehrfach versucht. – Es klappt 
doch. 

Dr. Christian Blex (AfD): Sie haben eben gesehen, 
wir haben die teuersten Strompreise Europas. Jetzt 
könnte man ja meinen, wir wären das reichste Land. 
Das behaupten Ihre Parteien ja noch. Aber Frau Mer-
kel und die Rot-Grünen zuvor haben das Land in 
Grund und Boden gewirtschaftet. 

(Zurufe von der CDU: Oh!) 

Das können Sie am Medianeinkommen sehen. Wir 
fallen hinter Länder wie Griechenland, Italien und Un-
garn, die alle viel billiger sind, zurück. Alle!  

Sie haben das hier in Grund und Boden geritten. Sie 
sehen die Zahlen. 

(Lachen von Bodo Löttgen [CDU]) 

– Sie lachen. Sie sehen die Zahlen zu den Stromprei-
sen in Deutschland. Jetzt stellt sich die Frage: Wa-
rum ist das eigentlich so? Der Grund ist ziemlich ein-
fach: Es gab mal ein Land, das noch verrückter war 
und versucht hat, das Land mit Windkraftanlagen zu-
zubauen. Das war ein kleines Land im Norden, Dä-
nemark.  

Nun ist Dänemark deutlich wohlhabender als 
Deutschland. Es hat allerdings eines gemacht: Es 
hat eine Kehrtwende eingeleitet. Die Dänen haben 
nicht nur ihre Grenzen wieder gesichert und wollen 
auch keine Schweine von uns mehr in ihr Land las-
sen. Sie tun auch ganz andere Dinge. Es ist nicht nur 
so, dass Menschen sich integrieren müssen, wenn 
sie nach Dänemark kommen, sondern die Dänen ha-
ben auch ein Moratorium gegen den Windkraftaus-
bau erlassen. Seitdem bleibt der Strompreis in Däne-
mark gleich. 

In Deutschland steigt er munter weiter. Jetzt können 
Sie sich natürlich einmal klarmachen, woher das 
kommt. 

(Zuruf von der CDU: Gibt es dazu eine Gra-
fik? – Heiterkeit von der CDU) 

– Es ist bezeichnend, dass gerade die CDU sich so 
verhält. Was Sie gemacht haben, ist eigentlich ein 
Verrat an Ihren Wählern. Die laufen jetzt zu uns über. 

Insofern ist alles okay, wenn Sie da so weitermachen 
wollen. 

Es ist jedoch ein superernstes Thema. Denn Sie 
schröpfen die Bevölkerung jedes Jahr mit 30,5 Milli-
arden Euro Zwangssubventionierung inklusive Mehr-
wertsteuer auf den Strompreis. 

Manche Grüninnen mögen sagen: Das ist ja gar nicht 
so viel, wenn man nur den Stromverbrauch des ein-
zelnen Haushalts betrachtet. – Das ist natürlich gro-
ber Unsinn. Denn alles, was im Land produziert und 
von der heimischen Bevölkerung konsumiert wird, 
muss bezahlt werden. Der Bäcker, der seine Bröt-
chen mit teurem Strom backt, ist ja nicht die EZB und 
druckt sich einfach das Geld, sondern er erhöht die 
Brötchenpreise. 

Was dank Ihrer Politik hier passiert, kann ich Ihnen 
sagen. Sie müssen nämlich davon ausgehen, dass 
diese 30,5 Milliarden Euro von der Bevölkerung zu 
tragen sind. Legen wir der Einfachheit halber einmal 
eine Bevölkerung von 80 Millionen Menschen zu-
grunde. In Wahrheit wird es natürlich von viel weniger 
Menschen bezahlt. Zwar haben wir seit dem Jahr 
2015 viel mehr Menschen im Land und wissen gar 
nicht genau, wie viele. Das spielt aber gar keine 
Rolle. Denn alle Menschen, die ab 2015 hierhin ge-
kommen sind, zahlen eh ihre Stromkosten nicht. So 
gesehen, können wir also von 80 Millionen ausge-
hen. Dann sind es pro Kopf der Bevölkerung 
382 Euro pro Jahr bzw. 32 Euro pro Monat. 

Dabei spielt es keine Rolle, ob Sie eine grüne bes-
serverdienende Beamtenfrau oder ein einfacher Ar-
beiter sind. Denn die grüne Beamtenfrau mag zwar 
mit ihrem SUV zum Biomarkt fahren, hat aber in der 
Regel genauso wie der kleine Arbeiter auch einen 
Kühlschrank und einen Fernseher zu Hause. Des-
halb ist das eine ganz asoziale Geschichte, die hier 
von Ihnen auf Kosten der kleinen Arbeiter und Ange-
stellten betrieben wird. 

(Beifall von der AfD) 

Was wir dafür bekommen – das hat Herr Pinkwart 
dann doch schon ein bisschen verstanden –, ist 
nichts anderes als volatiler Flatterstrom. 

Abschließend noch eine Bemerkung, Herr Pinkwart: 
Wenn eine Aluminiumhütte heute dank Ihrer Politik 
gezwungen ist, ihre Produktion der schwankenden 
Stromproduktion anzupassen, ist das physikalisch 
gesehen kein Speicher, sondern eine Anpassung an 
Standards der Dritten Welt. – Danke schön. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Dr. Blex. – Für die Landesregie-
rung hat jetzt noch einmal Herr Minister Professor 
Dr. Pinkwart um das Wort gebeten, das er selbstver-
ständlich auch bekommt. Bitte schön, Herr Minister. 
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Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister für Wirtschaft, 
Innovation, Digitalisierung und Energie: Herzlichen 
Dank. – Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 
Ich möchte in der zweiten Runde auf das eingehen, 
was Sie, Herr van den Berg, und auch Sie, Frau 
Brems, mit Blick darauf, wann wir was machen wer-
den, angesprochen haben. Herr Löttgen hat es schon 
mit Blick auf eine gewollte Anpassung der Leitent-
scheidung gesagt. Wir müssen jetzt nach einer sol-
chen Debatte fragen: Wie gehen wir vernunftgeleitet 
weiter vor? 

Der Fahrplan kann doch nur sein – das ist gefordert 
worden, und das ist auch der Anspruch der Kommis-
sion –, dass wir die Kommission arbeiten lassen. Da-
bei kommt die Kommission hoffentlich zu einem Er-
gebnis, das auch für alle Teile, die wir hier diskutiert 
haben, verantwortbar ist: für die Bürger, die Arbeit-
nehmer, die Wirtschaft und auch unsere Umwelt. 
Das ist jetzt die Aufgabe. 

Wir erwarten von dort ein Ergebnis. Mit diesem Er-
gebnis müssen Bund und Länder dann umgehen. 
Anschließend werden wir dazu Vorschläge erarbei-
ten, deren Umsetzung wir auf den verschiedenen 
Ebenen diskutieren werden. 

Entscheidend ist nur – auf diese Erwartung, die ich 
an die Kommission habe, möchte ich noch einmal 
aufmerksam machen –, dass die Kommission nicht 
nur sagt, welches Ziel sie erreichen will, sondern 
auch darstellt, wie sie den Weg, damit das gelingt, 
gestalten möchte und welche Voraussetzungen wir 
bis wann, und zwar ganz konkret festgemacht, errei-
chen müssen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Das muss in einer Empfehlung stehen. Sonst funkti-
oniert es nicht. 

Herr van den Berg, damit bin ich auch bei Ihrem 
Punkt, den Sie angesprochen haben. Ja, natürlich 
sind es die Beschäftigten, und zwar nicht nur die Be-
schäftigten im engeren Sinne. 

(Arndt Klocke [GRÜNE]: Dann müssen Sie ei-
nen Vorschlag machen!) 

Ich muss Ihnen ganz ehrlich sagen: Ich habe sehr 
bedauert, und zwar nicht nur als Mitglied der Regie-
rung, sondern genauso als Bürger dieses Landes, 
dass in dieser Debatte der letzten Wochen – auch in 
ihrer medialen Begleitung, wenn ich mir erlauben 
darf, das zu sagen – sehr stark nur auf einen Konzern 
und die dort tätigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
abgestellt wurde. Es wurde eine Art Feindbild ge-
schaffen – als wären die jetzt in einer Situation, in der 
sie anderen und unserer Umwelt Unmäßiges zumu-
ten würden. 

Sie handeln jedoch auf der Grundlage rechtmäßiger 
Entscheidungen. Außerdem leisten sie jeden Tag ei-
nen Beitrag zur Energieversorgung. Das ist in der 

Rede deutlich geworden. Herr Löttgen hat vorgetra-
gen, wie der Braunkohlestromanteil über den Tag 
verteilt aussieht. Sie leisten einen Dienst, der not-
wendig ist. 

Dass wir das so verengen und sogar stigmatisieren, 
halte ich den Menschen gegenüber für nicht verant-
wortlich. Ich halte es aber auch unserem Land ge-
genüber für nicht verantwortlich. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Es sind doch nicht nur die Menschen in den Unter-
nehmen selbst, sondern auch die Menschen in den 
vielen anderen Bereichen, die davon abhängen. Es 
sind die vielen Handwerksbetriebe und die Zulieferer, 
die wir haben. Es sind die energieintensiven Unter-
nehmen. Ich habe das dargelegt. Es geht um Hun-
derttausende von Beschäftigten. 

Wir müssen doch verantwortlich die Zukunft gestal-
ten. Das ist das, was wir jetzt erwarten. Das muss 
gelingen. Dafür brauchen wir ein Konzept, das in sich 
stimmig ist. 

(Arndt Klocke [GRÜNE]: Ja!) 

Dann werden wir das beraten. Ich hoffe aber auch, 
dass wir für die dafür notwendigen Maßnahmen die 
notwendige Unterstützung bekommen. Denn darin 
ist auch eine Menge an Zumutung für die Bürgerin-
nen und Bürger enthalten. In diesem Zusammen-
hang bitte ich auch diejenigen, die am lautesten ru-
fen, mit dazu beizutragen, dass wir das möglichst 
schnell machen können. Meine Bitte ist, dass dieje-
nigen dann auch sagen, dass das alles notwendig ist 
und dass Konverter, Übertragungsnetze und vieles 
mehr gebaut werden müssen. Diejenigen sollen sich 
dann bitte auch klar dazu bekennen. 

Dass offensichtlich ein Unterschied in der Vollmun-
digkeit besteht, liebe Frau Brems, mit der man sich 
für den Klimaschutz einsetzen kann, möchte ich hier 
an einem Punkt herausarbeiten, nämlich der starken 
Differenz zwischen Ihrer sehr wahrscheinlich stärker 
von Verantwortung getragenen Regierungsarbeit 
und Ihren Einlassungen, die Sie heute formuliert ha-
ben. 

Sie sagen, hier hätte nur Ihre Fraktionskollegin etwas 
zum Klimaschutz gesagt. 

(Wibke Brems [GRÜNE]: Zum Weltklimarat!) 

Ich habe in meiner Erklärung für die Landesregierung 
den Klimaschutz an den Anfang meiner Ausführun-
gen gestellt. 

Jetzt komme ich zu Ihrem Klimaschutzgesetz, das 
Sie im Jahr 2013 mit Zielen für 2020 und 2050 be-
schlossen haben. 

(Arndt Klocke [GRÜNE]: Ja!) 

Darin haben Sie im Jahr 2013 für 2020 ein Ziel von 
minus 25 % gesetzt. Ihre Vorgängerregierung von 
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CDU und FDP mit der geschätzten damaligen Kolle-
gin Christa Thoben hatte im Jahr 2008 einen Ener-
gie- und Klimaplan mit einem CO2-Minderungsziel für 
2020 von minus 33 % vorgelegt. 

(Wibke Brems [GRÜNE]: Ohne Maßnahmen!)  

– Nein, nein, mit vielen Maßnahmen. 

Sie haben das anders entschieden. Man könnte jetzt 
sagen: Oh Gott, wie ambitionslos. – War es aber gar 
nicht. Es war nicht ambitionslos, sondern Sie haben 
etwas zur Kenntnis genommen, was zwischenzeit-
lich stattgefunden hat, nämlich dass Deutschland 
schneller aus der Kernenergie aussteigen will, als es 
seinerzeit beabsichtigt war. 

Sie als Partei müssen sich endlich dazu bekennen, 
was Sie wollen. Zuerst gehen Sie gegen Kernenergie 
vor, obwohl diese CO2-arme Energie sicherstellt;  

(Zuruf Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

kaum ist das dann erreicht, fordern Sie, dass jetzt 
auch noch die Energie verschwinden müsse, die den 
Ausgleich für den Wegfall der Kernenergie schaffen 
muss. Das beides geht nicht zusammen. 

Als Sie die Regierung mitgestellt haben, haben Sie 
das erkannt und sich deswegen weniger ehrgeizige 
Ziele gesetzt – zu Recht, weil alles andere nicht funk-
tionieren würde. Dann sagen Sie das aber doch ehr-
licherweise bitte auch in solchen Debatten. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Um noch ein bisschen Klarheit zu schaffen: Es ist 
auch nicht so, dass die Regierungen, die bisher ge-
handelt haben, oder wir einen Fahrplan verfolgt hät-
ten bzw. verfolgen, der keine Veränderungen vorsah 
bzw. vorsieht. Eingangs habe ich schon erwähnt, 
dass noch einmal zusätzliche Kraftwerksblöcke aus 
dem System herausgenommen worden sind. 

Es gibt einen– auch durch Ihre Leitentscheidung vor-
gegebenen – Plan, der vorsieht, dass hier in Nord-
rhein-Westfalen schon bis 2030 im Vergleich zu 
heute 50 % weniger CO2 durch Kohle emittiert wird. 
Es ist ein ganz klar degressiv verlaufender Ausstieg 
geplant. Die Kohle wird ja nicht bis 2045 oder 2050 
weiter in vollem Umfang benötigt werden. Sie ist re-
dundant. Erst kommen die Erneuerbaren; die Kohle 
steht hilfsweise zur Verfügung und wird im Laufe der 
Zeit weniger gebraucht werden. Sie wird aber noch 
gebraucht, und das muss man fairerweise doch auch 
sagen. 

Frau Brems, Sie scheinen eine sehr verengte Vor-
stellung von erneuerbarer Energie zu haben. 

(Vereinzelt Beifall von der CDU und der FDP) 

Wenn über erneuerbare Energie gesprochen wird, 
dann reden Sie nur über Windkraft. Sie reden nicht 

über andere Formen; Sie haben andere Formen be-
hindert. Sie haben die Geothermie hier in Nordrhein-
Westfalen behindert 

(Arndt Klocke [GRÜNE]: Was?) 

und nicht, wie Hessen, Freiräume für Fotovoltaik – 
die hier gesetzlich mehr eingeschränkt ist als in an-
deren Bundesländern – geschaffen. 

(Michael Hübner [SPD]: Sie haben unseren 
Antrag auch abgelehnt!) 

Wir schaffen endlich ein Level Playing Field für alle 
Erneuerbaren, 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

damit wir möglichst viele Technologien mit einbrin-
gen können. 

Zur Bilanz: Im Jahr 2017 sind in Nordrhein-Westfalen 
870 Megawatt Windkraft dazu gebaut worden. 307 
Anlagen! Etwas weniger als Niedersachsen und weit 
mehr als Schleswig-Holstein – 

(Zuruf Arndt Klocke [GRÜNE]) 

obwohl der Wind hier nicht ganz so stark wie an der 
Küste weht, wenn ich das richtig gelernt habe – hat 
Nordrhein-Westfalen Windkraft ausgebaut. Nord-
rhein-Westfalen ist bei der Windkraft – kumuliert 
nach Anlagenstärke – deutschlandweit Nummer vier! 

Also sage ich: Werden Sie doch auch mal etwas we-
niger klientelbezogen, öffnen Sie sich und verbreitern 
Sie Ihre Aktivitäten für eine nachhaltige Energiepoli-
tik. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Professor. Dr. Pinkwart. – Weitere Wortmeldun-
gen liegen mir nicht vor. – Auch beim Blick in die 
Runde sehe ich keine mehr. Damit schließe ich die 
Aussprache zur Unterrichtung. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag 
Drucksache 17/3791. Die antragsstellende Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen hat eine direkte Abstimmung 
beantragt. Die Fraktion der AfD hat zu den Punkten II 
und III des Antrags Einzelabstimmung beantragt. Da 
die Fraktion der AfD nicht antragsstellende Fraktion 
des Antrags 17/3791 ist, muss ich fragen, ob es ge-
gen die Einzelabstimmung Bedenken gibt; diese wur-
den von der antragsstellenden Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen bereits angemeldet. 

Der Landtag muss daher jetzt mit Mehrheit darüber 
entscheiden, ob die beantragte Einzelabstimmung 
durchgeführt wird. Wer möchte für die von der AfD 
beantragte Einzelabstimmung zu den Punkten II und 
III votieren? – Das sind die Abgeordneten der Frak-
tion der AfD sowie der fraktionslose Abgeordnete 
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Pretzell. Gibt es Gegenstimmen? – Das sind die Ab-
geordneten der Fraktionen CDU, SPD, FDP und 
Bündnis 90/Die Grünen. Enthaltungen? – Keine. Da-
mit hat der Landtag mit Mehrheit entschieden, keine 
Einzelabstimmung vorzunehmen. 

Wir gehen zur Gesamtabstimmung über den Antrag 
17/3791 über. Wer möchte diesem Antrag zustim-
men? – Das sind die Abgeordneten der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen. Gegenstimmen? – Das sind 
die Abgeordneten der Fraktionen CDU, SPD, FDP, 
AfD und der fraktionslose Abgeordnete Pretzell. Gibt 
es Enthaltungen? – Das ist nicht der Fall. Damit ist 
der Antrag Drucksache 17/3791 abgelehnt. 

Damit sind wir am Ende von Tagesordnungspunkt 1 
angelangt. 

Ich rufe auf: 

2 Die berufliche Bildung fit für die Zukunft ma-
chen – Berufskollegs regional weiterentwi-
ckeln 

Antrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 17/3806 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die antrag-
stellende Fraktion der CDU der Abgeordneten Kolle-
gin Petra Vogt das Wort. Bitte schön. 

Petra Vogt (CDU): Frau Präsidentin! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Die Berufskollegs in ihrer Vielfalt 
sind in unserem Land seit Langem ein Garant für 
qualifizierte Berufsausbildungen und liefern einen 
wesentlichen Beitrag zur Stärkung unseres Arbeits-
marktes verbunden mit kontinuierlich sinkender Ar-
beitslosigkeit. Diese intensive Arbeit in der Funktion 
des nachfrageorientierten Dienstleisters für berufli-
che Aus- und Weiterbildung steht jedoch eher selten 
im Fokus der Öffentlichkeit, und es ist häufig kaum 
bekannt, wie viele Lehrerinnen und Lehrer unter-
schiedlichster Fächerkombinationen sich an den ein-
zelnen Berufskollegs um die bestmöglichen Bil-
dungsverläufe der jungen Menschen kümmern. 

Der rasante Wandel der Arbeitswelt und der Gesell-
schaft führt jedoch dazu, dass auch diese gewohnt 
flexibel agierenden Schulsysteme an ihre Grenzen 
stoßen, die eine optimale Förderung aller Schülerin-
nen und Schüler nicht mehr ermöglichen. Zu nennen 
sind hier an erster Stelle sinkende Auszubildenden-
zahlen und Lehrermangel, der in bestimmten Fä-
chern so gravierend ist, dass man um die Zukunft der 
Berufsbilder fürchten muss. Denn eines ist klar, sehr 
geehrte Damen und Herren: Ohne qualifizierten Fa-
chunterricht in der Berufsschule werden wir einige 

Ausbildungsberufe so, wie wir sie kennen, in der Zu-
kunft nicht mehr haben. 

(Beifall von Daniel Sieveke [CDU]) 

Eine geringe Anzahl von Auszubildenden in einigen 
Ausbildungsberufen führt ebenfalls – und das natür-
lich vor allem im ländlichen Raum – dazu, dass das 
Ausbildungsangebot kaum noch aufrechterhalten 
werden kann. Wie Sie alle wissen, gibt es eine Klas-
senmindestgröße. Wenn sich nicht genügend Auszu-
bildende finden, steht die Schule vor einer sehr 
schwierigen Entscheidung. Sie muss sich nämlich 
überlegen, ob man klassenverwandte Ausbildungs-
berufe zusammenlegen oder jahrgangsübergreifen-
den Unterricht anbieten kann. Das ist ausgesprochen 
schwierig. Die Schulen versuchen, Lösungen zu fin-
den. 

Aber es gibt nun einmal diese Mindestgröße. Viel-
leicht müssen wir angesichts dieser besonderen Si-
tuationen noch einmal darüber diskutieren. Das führt 
einfach dazu, dass in Teilen Ausbildungsberufe nicht 
mehr gewählt werden, weil man um das Berufsschul-
angebot fürchten muss, oder dass Ausbilder sagen: 
Es lohnt sich für uns nicht. Wir gehen nicht in die Aus-
bildung hinein. 

Sehr geehrte Damen und Herren, das verringert na-
türlich die Chancen junger Menschen in unserem 
Land auf eine qualifizierte Berufsausbildung. 

Unser System der dualen Berufsausbildung ist aber 
ein wesentlicher Standortfaktor im globalen Wettbe-
werb, um das uns viele andere Länder beneiden. 
Dieses System wollen wir von CDU und FDP stär-
ken, damit es auch zukünftig seiner Rolle als wichti-
ger Partner in der beruflichen Bildung nachkommen 
kann. 

Dazu möchten wir den Berufskollegs die Möglichkeit 
eröffnen, im regionalen Verbund abgestimmt flexibel 
auf die zukünftigen Anforderungen reagieren zu kön-
nen. 

Das Modellprojekt „Regionales Berufsbildungs-
zentrum Dortmund“ hat bereits wichtige Hinweise 
in Bezug auf eine Weiterentwicklung der Berufs-
kollegs gegeben. Frühzeitig hat man dort erkannt, 
dass eine intensive Zusammenarbeit Synergien bil-
det, die zu verbesserten Bildungsangeboten und Be-
ratungsleistungen führen. 

Und eines ist auch klar, sehr geehrte Damen und 
Herren: Wir befinden uns in unserem Land in einer 
Situation, in der wir eigentlich sehr viele Arbeitskräfte 
benötigen, in der wir auch genügend Stellen dafür 
haben, in der wir aber immer wieder feststellen müs-
sen, dass teilweise das, was in den Stellen gefordert 
wird, und das, was unsere jungen Menschen leisten 
können, nicht übereinstimmt. 
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Deswegen halten wir als CDU-Fraktion und FDP-
Fraktion es für ganz wesentlich, in die Bildung dieser 
jungen Menschen zu investieren. 

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
der FDP) 

Wichtig ist in diesem Zusammenhang, zu prüfen, ob 
die vorhandenen Ressourcen in einem solchen regi-
onalen Bildungszentrum effizienter eingesetzt wer-
den können, als das bisher der Fall ist. Die Erfahrun-
gen, die wir auf kommunaler Ebene gemacht haben, 
sprechen durchaus dafür. So wurde in meinem eige-
nen Berufskolleg vor vielen Jahren ein Budget von 
der Stadt freigegeben. Die Kolleginnen und Kollegen 
dort haben sich sehr bemüht, dieses Budget verant-
wortungsvoll einzusetzen. Am Ende kam heraus, 
dass sie die Computer für die Schule ein Drittel güns-
tiger einkaufen konnten als die Stadt für alle Schulen. 

Daher fordern wir die Landesregierung heute auf, in 
einem Schulversuch die Weiterentwicklung der Be-
rufskollegs zu regionalen Bildungszentren zu erpro-
ben, damit wir auch den zukünftigen Anforderungen 
an eine diversifizierte, qualitativ hochwertige berufli-
che Bildung gerecht werden können. Sehr geehrte 
Kolleginnen und Kollegen, unsere Auszubildenden 
haben diese Anstrengungen verdient. – Herzlichen 
Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Vogt. – Als nächste Rednerin hat für 
die weitere antragstellende Fraktion der FDP Frau 
Kollegin Hannen das Wort. Bitte schön. 

Martina Hannen (FDP): Frau Präsidentin! Werte 
Kolleginnen und Kollegen! Die berufliche Bildung war 
und ist eine tragende Säule für den wirtschaftlichen 
Erfolg unseres Landes. Sie hat uns erfolgreich durch 
die Wirtschaftskrisen nach 2008 gebracht. 

Die Mehrheit aller Schülerinnen und Schüler besucht 
während ihrer Schullaufbahn ein Berufskolleg, wo sie 
in den unterschiedlichsten Bildungsgängen fit für den 
Arbeitsmarkt und für das spätere Leben gemacht 
werden. 

Die großen Erfolge und Leistungen der Berufskollegs 
und des dualen Ausbildungssystems sind unbestrit-
ten. Nicht umsonst informieren sich unzählige aus-
ländische Besuchergruppen Jahr für Jahr hier bei 
uns über dieses Erfolgsmodell. 

Trotzdem hat es in den vergangenen Jahren eine 
deutliche Fokusverschiebung hin zu den allgemein-
bildenden Schulen und der hochschulischen Bildung 
gegeben. Bologna-Prozess, G8/G9, Ganztag, schu-
lische Inklusion, Lehrermangel – in der politischen 
Debatte ging es in der Vergangenheit häufig nur um 
allgemeinbildende Schulen.  

Ich habe mich oft gefragt, meine Damen und Herren, 
warum die berufliche Bildung und die Berufskollegs 
unter unserer Vorgängerregierung ein solches politi-
sches Schattendasein geführt haben. Ist es man-
gelndes Interesse oder die fehlende Lobby der El-
ternschaft oder schlicht politische Agenda, meine 
Damen und Herren? Bei Einheitsschule und Abitur 
und Studium für alle fallen Berufskollegs eben 
schnell mal hinten herunter. 

Aber viel entscheidender als die Frage, warum über 
die Jahre die Berufskollegs links liegen gelassen 
wurden, ist die Tatsache, dass wir nun in der Position 
sind, es besser zu machen. Und daran, dass wir es 
besser machen, besteht kein Zweifel. 

Seit der Landtagswahl habe ich nicht nur den Aus-
tausch mit den Fachverbänden geführt, sondern 
auch unzählige Berufskollegs in Nordrhein-Westfa-
len besucht. Dabei habe ich überall – das ist das Ent-
scheidende, meine Damen und Herren – hoch moti-
vierte Leitungen und Kollegien getroffen, die bereit 
sind, für ihre Schülerinnen und Schüler weit über das 
von ihnen erwartete Maß hinaus zu leisten. 

Sie haben mir in Gesprächen über die Situation ihrer 
Schulen berichtet. Dabei sind mir vor allen zwei The-
matiken immer wieder begegnet. 

Zum einen war das die Tatsache, dass jedes Berufs-
kolleg unterschiedlich ist und mit ganz unterschiedli-
chen Rahmenbedingungen und Problemstellungen 
zu kämpfen hat. Die Forderung an die Politik ist also 
sehr differenziert und widmet sich zum Teil auch sehr 
unterschiedlichen Problemfeldern. 

Zum anderen war es Kritik am mangelnden Interesse 
der ehemaligen Landesregierung, gepaart mit einem 
Lob für die Schulträger vor Ort. Nicht selten war ich 
seit Jahren die erste Abgeordnete, die die Schule be-
sucht hat. 

Dabei wäre es nur konsequent gewesen, wenn Rot-
Grün die Berufskollegs stärker in den politischen Fo-
kus genommen hätte. Denn für keine andere Schul-
form waren und sind gesellschaftliche und wirtschaft-
liche Veränderungen so entscheidend wie für unsere 
Berufskollegs. 

Unser Land unterlag in den vergangenen Jahren ei-
nem grundlegenden Strukturwandel. In Verbindung 
mit der demografischen Entwicklung, den sich verän-
dernden Anforderungen der Arbeitswelt und tief grei-
fenden gesellschaftlichen Umbrüchen stellt dieser 
Strukturwandel die Berufskollegs vor immer neue 
und zutiefst unterschiedliche Herausforderungen. 

Diese Herausforderungen haben die nordrhein-west-
fälischen Berufskollegs in den vergangenen Jahren 
unter hohem Einsatz stets gemeistert und mit kreati-
ven Lösungen berufliche Bildung in höchster Qualität 
sichergestellt. 
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Hier kommen nun aber auch die Berufskollegs an 
ihre Grenzen. Ob Lehrkräftemangel, Sicherstellung 
einer ortsnahen Beschulung, Aufrechterhaltung von 
Berufsfachklassen oder wachsende Herausforderun-
gen bei der Berufsvorbereitung: Die Anforderungen 
sind mannigfaltig und vor allem regional sehr unter-
schiedlich. 

Die Instrumente, die wir den Berufskollegs in den 
letzten Jahren zur Verfügung gestellt haben, sind 
aber aus dem vorherigen Jahrhundert. 

Unsere beruflichen Schulen benötigen heute im Hier 
und Jetzt die Freiheit, spezifische Lösungen und Bil-
dungsangebote zu erarbeiten und anzubieten. 

Diese erforderliche Flexibilität, um die geht es, wollen 
wir im Rahmen eines Schulversuches über die Orga-
nisationsstruktur regionaler Berufsbildungszentren 
erproben und mittelfristig umsetzen. 

Im Rahmen des Entwicklungsvorhabens „Regiona-
les Berufsbildungszentrum Dortmund“ konnten wir im 
Hinblick auf die bestehenden und zukünftigen Anfor-
derungen an die Berufskollegs bereits erste wertvolle 
und positive Erfahrungen sammeln. Ob gemeinsame 
Anmeldeverfahren oder die Organisation und Durch-
führung von Informationsveranstaltungen oder eine 
regionale Angebotsplanung: Die Chancen und die 
Potenziale der Zusammenarbeit sind groß und viel-
fältig. 

Mit dem hier eingebrachten Antrag werden wir den 
beteiligten Schulen die Möglichkeit geben, Formen 
der Kooperation zu erproben – da, wo regionale Ge-
gebenheiten und regionale Herausforderungen ge-
meinsam betrachtet werden können. 

Vor dem Hintergrund der positiven Erfahrungen wol-
len wir neue Instrumente für die Weiterentwicklung 
der Berufskollegs zu regionalen Berufsbildungszen-
tren in mehreren Gebietskörperschaften anbieten 
und bei erfolgreichem Abschluss schrittweise flä-
chendeckend in Nordrhein-Westfalen übernehmen 
und etablieren. 

Mit der Erprobung regionaler Berufsbildungszentren 
sowohl in ländlichen Regionen als auch im Ballungs-
raum reagiert die NRW-Koalition, reagieren wir, 
meine Damen und Herren, auf den jahrelangen Still-
stand sowie die geänderten Rahmenbedingungen 
und tragen den Bedürfnissen und den außerordentli-
chen Leistungen der Berufskollegs Rechnung. 

(Beifall von der FDP) 

Meine Damen und Herren, ich freue mich auf die De-
batte und die Diskussion im Ausschuss. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Hannen. – Als nächster Redner hat für 

die Fraktion der SPD der Abgeordnete Kollege Ott 
das Wort. Bitte schön. 

Jochen Ott (SPD): Frau Präsidenten! Meine Damen 
und Herren! Es ist wirklich bemerkenswert. Da bleibt 
einem die Spucke weg. Wie kann man denn, wenn 
man die aktuelle politische Lage kennt, solche Reden 
halten? Das ist wirklich von vorgestern. Aber gut. 

(Beifall von der SPD) 

Ich werde jetzt nicht der Versuchung erliegen, darauf 
einzugehen, weil das einfach vom politischen Stil her 
daneben ist. Kein Bürger glaubt davon ein Wort. Ich 
habe mir jedenfalls den Abschlussbericht des RBZ 
besorgt. Dort liest man sowohl im Vorwort der Minis-
terin als auch im Vorwort des Oberbürgermeisters, 
dass das Ministerium gemeinsam mit der Stadt Dort-
mund dieses Projekt auf die Schiene gesetzt hat. In-
sofern sollte man bei den Fakten bleiben. Man hat 
das gemeinsam vorangestellt. 

In anderen Städten – auch in meiner eigenen – exis-
tieren ebenfalls Kooperationen und Zusammen-
schlüsse im Bereich der Berufskollegs. Auch da gibt 
es wertvolle Hinweise. 

Selbstverständlich ist gegen einen Schulversuch in 
diesem Zusammenhang überhaupt nichts zu sagen. 
Das werden wir im Ausschuss diskutieren. 

Aber – darauf möchte ich hinaus – eine Frage stellt 
sich natürlich. Bei den unzähligen Wegen, die wir in 
Deutschland haben, gute Schulabschlüsse zu ma-
chen, und der besonderen Bedeutung der Berufs-
schulen muss man feststellen, dass sie in der Tat im 
Bewusstsein der Mehrheit der Bevölkerung nicht ver-
ankert sind. Deshalb müssen wir die Arbeit der Be-
rufsschulen natürlich stärker nach vorne bringen. 
Deshalb müssen wir auch noch einmal deutlich ma-
chen, welche unglaublichen Leistungen in diesem 
Teil des Schulsystems erbracht worden sind. Die 
Themen „Inklusion“, „Integration von Geflüchteten“ 
und „Sicherung von Fachkräften“ sind hier nur einige 
Beispiele. 

Auch in der Vergangenheit war es so – das ist das, 
wofür ich werbe –, dass die Gewerkschaften und die 
Arbeitgeber, die Industrie- und Handelskammern 
und die Politik in diesem Feld keine Scheingefechte 
geführt haben. Schließlich geht es um die Substanz 
der beruflichen Bildung in diesem Land. Es geht um 
die Zukunft der Wettbewerbsfähigkeit unseres Lan-
des. Es geht darum, junge Menschen gut auszubil-
den. Deshalb haben wir in der Vergangenheit immer 
versucht, an dieser Stelle gemeinsam vorzugehen. 

Die SPD-Fraktion hat am 10. Januar dieses Jahres 
alle anderen Fraktionen, die aus unserer Sicht hier 
demokratisch agieren, gebeten, eine gemeinsame 
Initiative mit der Wirtschaft und den Gewerkschaften 
zu machen, weil beide Seiten uns angesprochen ha-
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ben. Sie haben uns im Herbst letzten Jahres drin-
gend gebeten, es gemeinsam zu machen. Sie waren 
sich einig, dass eine Enquetekommission zu lange 
dauert und es kurzfristig zu Lösungen kommen 
muss. Deshalb haben wir vorgeschlagen: Lasst uns 
gemeinsam eine Expertinnenkommission einrichten, 
gerne auch beim Ministerium. Denn wir müssen ge-
meinsam überlegen, wie wir es hinbekommen, die 
Berufsschule zu stärken. 

Bis heute gibt es keine Rückantwort – weder von der 
CDU noch von der FDP. Das finde ich traurig. 

(Eva-Maria Voigt-Küppers [SPD]: So wichtig 
ist das also!) 

Denn das Ziel war tatsächlich ein gemeinsamer An-
trag, um das Thema nach vorne zu bringen. Es gibt 
genug Felder in der Schulpolitik, auf denen wir uns 
leidenschaftlich streiten können. Sie wissen, dass ich 
das sehr gerne tue. Insofern wäre das nicht das 
Problem. Aber in diesem Fall müssen wir es gemein-
sam machen, glaube ich. 

Wir müssen uns vor allen Dingen darüber im Klaren 
sein, dass neben der Grundschule, neben dem Se-
kundarstufe-I-Bereich, hier der größte Lehrerinnen-
mangel besteht und wir hier besondere Herausforde-
rungen zu bewältigen haben.  

Selbstverständlich müssen wir uns dann mit diesem 
Antrag im Ausschuss noch einmal intensiv auseinan-
dersetzen, beispielsweise über die Kapitalisierung 
von Stellen und die zweckgebundenen Mittel. Das 
müssen wir konkretisieren. Auch würden wir sehr 
gerne mit Ihnen noch einmal über den Seitenein-
stieg, den Quereinstieg sprechen. Was macht da ei-
gentlich Sinn? Wie organisieren wir das?  

Wenn dieser Antrag dazu beitragen würde, dass man 
sich auf einen gemeinsamen Weg macht, dann wäre 
es am Ende ja gut. Aber ein Schulversuch in so ei-
nem überschaubaren Bereich löst nicht die Heraus-
forderungen im berufsbildenden System, und die ha-
ben Sie zu Recht beschrieben, Frau Hannen.  

Insofern höre ich mir gerne zum wiederholten Male 
an, dass es sieben schlechte Jahre waren, und jetzt 
haben wir ein total tolles Jahr. Es ist alles gelöst. Es 
gibt genug Lehrer an den Berufsschulen, alles läuft 
blendend, und die Bevölkerung merkt förmlich, wie 
der Aufbruch durch dieses Land rüttelt, insbesondere 
in den Baumhäusern im Hambacher Forst. Aber gut, 
das nur am Rande. Beim letzten Mal musste ich hier 
auch eine Rede zu einem anderen Thema halten und 
mich ständig zum Hambacher Forst äußern. Deshalb 
wollte ich das Wort jetzt zumindest auch in diesem 
Kontext einmal erwähnt haben.  

Lange Rede, kurzer Sinn: Unsere Bitte wäre, dass 
wir im Ausschuss tatsächlich darüber reden. Ich ma-
che Ihnen noch einmal das Angebot: Lassen Sie uns 
eine Expertenkommission einsetzen, um uns grund-
sätzlich damit auseinanderzusetzen. Einen Bericht, 

der vor der Sommerpause vorgelegt worden ist und 
in dem als Empfehlung steht, dass man diesen 
Schulversuch machen sollte, jetzt als einen Meilen-
stein von schwarz-gelber Bildungspolitik zu beschrei-
ben, das ist angesichts der Menschen, die hier mit-
gewirkt haben, Banane, lächerlich.  

Insofern hoffe ich auf eine etwas qualifiziertere Dis-
kussion im Ausschuss.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Ott. – Nun spricht für die grüne Fraktion Frau Beer.  

(Das Redepult wird für die Rednerin auf die 
richtige Höhe eingestellt.) 

Sigrid Beer (GRÜNE): Das ist aber nett. Großartig. 
Das nennt man „individuelle Förderung“.  

(Heiterkeit) 

Vielen Dank. – Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Herr Kollege Ott hat es schon ein biss-
chen charmant gesagt. Ich habe gedacht: Ist das ein 
wenig Arbeitsverweigerung bei den Fraktionen von 
CDU und FDP? Das ist doch wirklich bei diesem 
Thema ein viel zu schmaler Aufschlag. Das ist doch 
nicht mehr, als den Impuls aufzunehmen und daraus 
das Thema „Schulversuch“ zu machen. Ja, das kann 
man mittragen. Aber Sie haben sich noch nicht ein-
mal dazu ausgelassen: In welcher Zeit soll dieser 
Schulversuch stattfinden? Wie soll das Ausrollen 
passieren? Wie wird das evaluiert? Wann ist das 
dann eigentlich etwas für das Land?  

(Jochen Ott [SPD]: Weil das Haus das nicht 
aufgeschrieben hat!) 

Schmaler kann man es wirklich nicht machen.  

Wenn man in den Berufskollegs unterwegs ist – Frau 
Hannen, ich freue mich, dass Sie da jetzt auch an-
kommen –, dann hätte man zum Beispiel in der Re-
gion OWL auch das Innovationszentrum zur berufli-
chen Bildung wahrnehmen müssen, das in den letz-
ten Jahren auf den Weg gebracht worden ist, ge-
nauso wie dieses Modellprojekt auch, das vom Mi-
nisterium angestoßen, umgesetzt und begleitet 
wurde. Da wird die Welt nicht neu erfunden.  

Sehr bedauerlich finde ich – ich will das auch einmal 
sagen –: Wir haben bisher im Bereich berufliche Bil-
dung gemeinsam agiert. Wir haben die APO-BK ge-
meinsam mit allen Fraktionen auf unsere Einladung 
hin mit den Verbänden, mit den Partnern im Bereich 
der Gewerkschaften, des Handwerks und der Unter-
nehmen zusammen beraten. Warum fühlen Sie sich 
jetzt genötigt, da einen anderen Weg zu gehen? Das 
finde ich eigentlich sehr schade.  



Landtag   10.10.2018 

Nordrhein-Westfalen 43 Plenarprotokoll 17/36 

 

Ich hoffe, dass wir zu diesem Antrag eine Anhörung 
bekommen werden, weil dieser Ansatz unbedingt 
verbreitert werden muss. Denn Sie bleiben ja auf der 
organisationsstrukturellen Ebene hängen. Das ist 
doch viel zu schmal.  

Wie sieht das denn eigentlich aus? Mit wie vielen Ge-
bietskörperschaften wollen Sie denn dann arbeiten? 
Wie gehen Sie die Probleme im BK bei der Gewin-
nung von Lehrkräften dann eigentlich weiter an? Was 
ist mit den technischen Lehrkräften? Was ist mit den 
Werkstattlehrkräften? Was ist mit der Kapitalisie-
rung? Wir haben die Frage der Stellenverwaltung vor 
Ort. Wie sieht das mit Budgets aus? Das ist eine 
wichtige Frage. – Aber das ist viel zu schmal.  

Wenn Sie hier über berufliche Bildung sprechen, 
dann haben Sie in diesem Antrag aber gerade einmal 
die Anlage A abgebildet, aber es gibt die Anlagen A 
bis E. Also, wenn Sie unterwegs sind, dann gucken 
Sie mal in die Landschaft, was die Berufskollegs leis-
ten!  

Sie haben es noch nicht einmal hingekriegt, in die-
sem Antrag deutlich zu machen, dass wir eigentlich 
eine Marke „Berufskolleg“ brauchen, die viel stärker 
wahrgenommen werden muss. In den Redebeiträ-
gen der Kollegin Vogt war das ansatzweise enthal-
ten, aber das ist doch zu schmal. Das ist auch nicht 
die Erwartung der Berufskollegs, der Kolleginnen 
und Kollegen vor Ort.  

Da entledigen Sie sich schön der Aufgabe. Sie geben 
das an das Ministerium ab, das hoffentlich in der ent-
sprechenden Abteilung mit aller Weisheit damit um-
gehen wird, aber hoffentlich ein bisschen breiter auf-
gestellt.  

Wir werden im Ausschuss miteinander darüber bera-
ten. Wie gesagt, ich hoffe, dass wir zu einer Anhö-
rung kommen, denn alle anderen, die im Land schon 
so unterwegs sind, würde ich gerne einbeziehen.  

Auch andere Problemlagen haben Sie noch nicht ge-
nügend abgebildet. Wie sieht es damit aus – wir ha-
ben jahrelang daran gearbeitet; das ist ein zähes Ge-
schäft –, dass der Wirtschaftsraum und das Angebot 
von Fachklassen im ländlich strukturierten Raum 
eine enorme Herausforderung ist? Wie sieht es mit 
weiteren Kooperationen über die Landesgrenzen 
hinweg aus? Das ist jetzt in einem Fall in Höxter mit 
Brakel und den Berufskollegs gelungen. Aber es 
muss weitere Möglichkeiten an allen Ecken und En-
den geben.  

Also: Hier steht einfach zu wenig drin. Es ist ein Auf-
schlag. Wir wollen uns gerne weiter beteiligen, daran 
zu arbeiten. Ich hoffe, dass wir das dann auch ge-
meinsam tun können. Ich finde es wirklich schade – 
der Kollege Ott hat es gesagt –: Der Impuls war da. 
Ich weiß gar nicht, ob das bei Ihnen angekommen ist. 
Dass dann so ein Papier dabei herauskommt, ist eine 
vertane Chance für die Berufskollegs. Die erwarten 

etwas anderes, weil sie es gewohnt sind, dass wir 
hier gemeinsame Aufschläge machen.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Frau 
Beer. – Jetzt spricht für die AfD-Fraktion Herr Seifen.  

(Das Redepult wird wieder hochgefahren.) 

Helmut Seifen (AfD): Jetzt geht es wieder auf-
wärts. – Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte 
Kolleginnen und Kollegen! Das berufliche Ausbil-
dungssystem in Deutschland ist einzigartig und 
könnte Vorbild sein für viele Länder, in denen man 
nur den akademischen Abschluss kennt und viele Ju-
gendliche deshalb ohne Perspektive bleiben, weil sie 
nicht in den Arbeitsmarkt integriert werden können.  

Die Berufsschulen und Berufskollegs sind ein Eck-
pfeiler der dualen Ausbildung hier in unserem Land 
und dafür verantwortlich, dass unter anderem der 
handwerklich-technische Standard sowie die Quali-
tät der Arbeit im tertiären Sektor so hoch sind. Sie 
sorgen dafür, dass für die Arbeitsplätze in Werkstät-
ten, Büros, Amtsstuben, Kliniken und Praxen genü-
gend qualifiziertes Personal zur Verfügung steht.  

Außerdem haben speziell begabte Jugendliche die 
Chance, an den Berufskollegs die Zugangsberechti-
gung zur Hochschule zu erwerben. Damit sind die 
Berufskollegs ein wichtiges Tor im Durchlässigkeits-
system des deutschen Bildungswesens. Schullauf-
bahnen können in Deutschland immer zu einem Ziel 
gebracht werden; denn es gibt eine Reihe von We-
gen für die unterschiedlichen Begabungen.  

Schließlich fangen die Berufskollegs auch viele Ju-
gendliche auf, die ihre Schullaufbahn an einer allge-
meinbildenden Schule nicht erfolgreich beenden 
konnten. Seit Neuestem kommt noch die Beschulung 
zahlreicher Migranten in den internationalen Förder-
klassen hinzu, die für die einzelnen Lehrkräfte und 
den Schulbetrieb eine besondere Herausforderung 
darstellt. Es gibt also eine Menge an Herausforde-
rungen und eine Breite des Bildungsangebots, wie 
wir es in keinem anderen Schulbereich haben. 

Wenn man das alles bedenkt, kann man die Bedeu-
tung der Berufskollegs gar nicht hoch genug ein-
schätzen. Insofern ist der vorliegende Antrag von 
CDU und FDP eine Möglichkeit, die Arbeit der Be-
rufskollegs tatsächlich zu erleichtern. Ich frage mich 
natürlich, warum die Vorgängerregierung hier ge-
schlampt hat und immer nur das Gymnasium platt-
machen wollte. 

Das Regionale Berufsbildungszentrum erhält we-
nigstens eine Teilrechtsfähigkeit mit eigenem Budget 
und eine weitgehende Personalhoheit. Für eine fle-
xible Reaktion bei Personalnot ist das sehr hilfreich. 
Wie man aus Dortmund und von überall hört, ist die 
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Personalnot an den Berufskollegs im Land durchaus 
gegeben. Deshalb ist es entscheidend, dass durch 
die Einstellung von Fachpersonal die Lehrkräfte von 
administrativen Aufgaben entlastet werden, sodass 
man dadurch Lehrerstunden generieren kann. Dabei 
handelt es sich übrigens um ein Modell, meine sehr 
verehrten Kolleginnen und Kollegen, das man viel 
häufiger an den Regelschulen ab einer bestimmten 
Größe anwenden könnte; denn es werden sehr viele 
Lehrerstunden dadurch – ich will nicht sagen: ver-
geudet – vergeben, dass Lehrkräfte unterrichts-
fremde Tätigkeiten ausüben müssen. Da müsste 
man auf jeden Fall noch mal ran. 

Insofern ist es also zu begrüßen, dass in Anlehnung 
an die Erfahrungen des Regionalen Berufsbildungs-
zentrums Dortmund weitere Schulversuche dieser 
Art in bestimmten Gebietskörperschaften durchge-
führt werden sollen. Sehr geehrte Frau Beer, sehr ge-
ehrter Herr Ott, ich würde schon dabei bleiben, dass 
es zunächst Schulversuche sind. Ich meine, die Ein-
führung der Inklusion in der letzten Legislaturperiode 
hat ja gezeigt, was dabei herauskommt, wenn man 
holterdiepolter ohne Rücksicht auf die Menschen vor 
Ort ideologisch einfach etwas durchdrückt, was sich 
dann als Rohrkrepierer erweist. 

(Zuruf von Sigrid Beer [GRÜNE]) 

– Frau Beer, ich meine, Sie nehmen das auf die 
leichte Schulter. Aber zu leiden haben dann immer 
die Menschen. Das ist das Problem. Sie hier im Par-
lament leiden ja nicht darunter. 

Mit diesem Schulversuch wird möglicherweise ein 
Modell gefunden, das die Arbeit der Berufskollegs in 
Form einer flächendeckenden Absicherung be-
stimmter Bildungsgänge ermöglicht und damit die 
Ausbildungsmöglichkeiten für unsere Jugendlichen 
sichert.  

Lassen Sie mich trotzdem festhalten, dass dies al-
leine nicht reicht. Wenn Sie die Arbeit der Berufskol-
legs und ihrer Lehrkräfte weiterhin stärken wollen, 
wenn die Qualität der Ausbildung den neuen Heraus-
forderungen gerecht werden soll, dann sollten Sie Ihr 
Augenmerk auch auf die allgemeinbildenden Schu-
len lenken, von denen die meisten Schülerinnen und 
Schüler zum Berufskolleg wechseln. Das sind die 
Realschulen, die Hauptschulen und die Förderschu-
len. Auch diese Schulen brauchen eine neue Kultur 
der Wertschätzung, eine Stärkung in allen Berei-
chen, vor allem aber ein deutliches Signal, dass die 
Arbeit der Lehrkräfte an diesen Schulen und die dort 
erreichten Abschlüsse einen hohen Wert haben.  

Haupt- und Realschulen sind in den letzten Jahren 
immer ein Stiefkind der jeweiligen Regierungen ge-
wesen. Dies sollten Sie schleunigst ändern; denn 
auch damit stärken Sie die Arbeit der Berufskollegs. 
Sie bekämpfen auch den Mangel an Fachkräften im 
gewerblichen Bereich, wenn Haupt- und Realschu-
len wieder eine gewisse Attraktivität gewinnen. Vor 

allen Dingen aber – und das ist das Wichtigste – er-
weisen Sie diesen Kindern und Jugendlichen den 
Respekt, den sie ebenso verdient haben wie die Kin-
der und Jugendlichen, die das Gymnasium besu-
chen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Seifen. – Nun spricht für die Landesregierung Frau 
Ministerin Gebauer. 

Yvonne Gebauer, Ministerin für Schule und Bildung: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Alle meine Vorredner und -red-
nerinnen haben betont, dass die berufliche Bildung 
bei uns in Nordrhein-Westfalen, aber auch in 
Deutschland insgesamt eine tragende Säule im Bil-
dungssystem ist. Sie trägt ganz entscheidend zur 
Fachkräftesicherung bei und ist somit auch Grund-
lage unseres Wohlstands. Nicht umsonst liegt die Ju-
gendarbeitslosigkeit in Deutschland im europäischen 
Vergleich auf einem sehr niedrigen Niveau. Das ist 
insbesondere ein Erfolg unserer dualen Ausbildung. 

Die Landesregierung ist angetreten, die Berufskol-
legs als erfolgreiche Bildungsakteure dauerhaft zu 
stärken. An dieser Stelle kann ich Ihnen, lieber Herr 
Ott, liebe Frau Beer, den Blick zurück dann doch 
nicht ersparen; denn es war in Ihrer Regierungszeit, 
als 500 Stellen an den Berufskollegs als sogenannte 
Präventionsrendite abgebaut worden sind. Für die 
Berufskollegs haben wir im Haushalt 2018 zunächst 
250 Stellen wieder eingestellt, und im Haushalt 2019 
wollen wir das mit weiteren 200 Stellen fortsetzen. Es 
geht darum, diese Form der Beschulung weiter zu 
stärken. Das tut die neue Landesregierung.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Eine Stärkung der Berufskollegs ist auch deswegen 
notwendig, weil wir veränderte Anforderungen der 
Arbeitswelt haben, die sich natürlich auch in unseren 
Berufskollegs widerspiegeln. 

Die Agenda „Stärkung berufliche Bildung“, die derzeit 
in meinem Haus entwickelt wird, hat zum Ziel, die 
hohe Qualität der beruflichen Bildung unter den ge-
änderten Anforderungen und Ausgangsbedingungen 
zu stärken. Ein Handlungsfeld hierbei wird sein, die 
regionale Verantwortung der Berufskollegs zu stär-
ken. Wir wollen und wir müssen auch in Zukunft ein 
bedarfsgerechtes, vielfältiges und gleichzeitig natür-
lich auch spezialisiertes Bildungsangebot bereithal-
ten. Hierzu sollen sich Berufskollegs innerhalb einer 
Region enger zusammenschließen können, um ihr 
Bildungs- und Beratungsangebot gemeinsam ent-
sprechend weiterzuentwickeln.  

Genau in diese Richtung zielt der vorliegende An-
trag. Meine Damen und Herren, wir wissen, dass die 
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Berufskollegs aufgrund der regional unterschiedli-
chen Anforderungen mehr Freiheit benötigen. Diese 
Freiheit brauchen sie – Frau Vogt hat es angespro-
chen –, um spezifische Lösungen und Bildungsange-
bote erarbeiten und dann natürlich auch anbieten zu 
können. 

Dies erfordert neben der Organisationsstruktur der 
Regionalen Berufsbildungszentren auch schulrecht-
liche Anpassungen. Für die Landesregierung heißt 
das, wir wollen und wir werden die berufliche Bildung, 
diese wichtige Säule – darüber sind wir uns Gott sei 
Dank alle einig –, in unserem Land für die Zukunft 
weiter fit machen, weiter stärken, und hierfür bildet 
auch die Stärkung der regionalen Gestaltungsmög-
lichkeiten der Berufskollegs einen wichtigen Bau-
stein. 

Aber, meine Damen und Herren, besonders liebe 
Frau Beer und Herr Ott, seien Sie gewiss, dieses 
Handlungsfeld wird nicht das einzige bleiben. Ich 
habe die Agenda angesprochen. Hier gibt es Not-
wendigkeiten zur Stärkung unserer Berufskollegs, 
die Sie in Kürze kennenlernen werden. – Herzlichen 
Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Zuruf von 
Sigrid Beer [GRÜNE]) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Ministerin. – Weitere Wortmeldungen haben wir 
nicht.  

Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung des An-
trags. Wer stimmt dem zu? – Gibt es Gegenstim-
men? – Enthaltungen? – Das ist nicht der Fall. Damit 
ist der Antrag einstimmig so überwiesen an den 
Ausschuss für Schule und Bildung – federführend – 
sowie an den Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales. Die abschließende Abstimmung soll im fe-
derführenden Ausschuss in öffentlicher Sitzung erfol-
gen, wie wir es oft zu tun pflegen. 

Ich rufe TOP 3 auf. Zur Begründung des Gesetzent-
wurfs macht sich der Kollege der SPD-Fraktion, Herr 
Ott, bereit. Bitte schön, Sie haben das Wort.  

Den Titel muss ich noch vorlesen, damit alle wissen, 
worüber wir reden. Sonst kommen wir in Teufels Kü-
che. 

3 Gesetz über Gleichen Lohn für Gleiche Ar-
beit – Anpassung der Lehrerbesoldung an ihre 
Ausbildung (Lehrerbesoldungsgleichstel-
lungsgesetz) 

Gesetzentwurf 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 17/3812 

erste Lesung 

Herr Ott, bitte schön. 

Jochen Ott (SPD): So schön hätte ich das nicht sa-
gen können. Danke. – Herr Präsident!  

(Zuruf von der SPD: Dafür ist er da!) 

– Ja, dafür ist er da. – Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Täglich grüßt das Murmeltier. Mit dem 
2009 in Kraft getretenen Lehrerausbildungsgesetz 
durchlaufen alle Lehramtsanwärter die gleiche und 
gleich lange universitäre Ausbildung. Aber die Besol-
dung von Lehrerinnen und Lehrern wird der durch 
Bachelor und Master vereinheitlichte Ausbildung jetzt 
nicht mehr gerecht.  

Derzeit werden beamtete Lehrerinnen und Lehrer, 
die einheitlich nach dem Lehrerausbildungsgesetz 
von 2009 ausgebildet werden oder ausgebildet wor-
den sind, unterschiedlich eingestuft: einerseits in das 
Eingangsamt der Besoldungsgruppe A12 für Lehre-
rinnen und Lehrer an Grund-, Haupt-, Realschulen 
und in der Sekundarstufe I der Gesamtschulen und 
andererseits in das Eingangsamt der Besoldungs-
gruppe A13Z für Lehrerinnen und Lehrer an Gymna-
sien, Berufskollegs und in der Sekundarstufe II der 
Gesamtschulen. – Die Landesregierung hat es trotz 
gegenteiliger Ankündigungen im letzten Jahr ver-
säumt, dieses Problem zu lösen.  

Bestandslehrkräfte dürfen allerdings – auch das ist 
hier immer wieder diskutiert worden – bei einer mög-
lichen Reform nicht vergessen werden. Denn die Be-
standslehrkräfte haben aufgrund ihrer Dienstjahre 
und ihrer Berufserfahrung eine Höherbesoldung 
ebenfalls verdient, weil ansonsten das Betriebsklima 
an unseren Schulen zerstört würde. – Es geht letzt-
lich darum, rund 51.000 Lehrkräfte anzugleichen. 
Professor Brinktrine hat in seinem Rechtsgutachten 
für die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft 
schon 2015 darauf hingewiesen.  

Vor den Wahlen haben alle Parteien bei den öffentli-
chen Podiumsdiskussionen angekündigt, dass diese 
Besoldungsanpassung nach der Wahl stattfinden 
würde. Jetzt sind wir in der Situation, dass diese An-
gleichung kommen muss, weil im Moment eine Fehl-
allokation auf dem Lehrerausbildungsmarkt stattfin-
det. Denn viele junge Menschen, die sich für ein Stu-
dium entscheiden, wissen jetzt, dass sie sich, wenn 
sie A13Z verdienen wollen, auf die Sekundarstufe II 
konzentrieren müssen.  

Angesichts der vorliegenden Zahlen – Überhang bei 
den Sek.-II-Lehrern und Unterhang bei Grundschul-
lehrern und Sek.-I-Lehrern, ist es vollkommen richtig, 
diese Fehlallokation zu beenden und dem Markt, um 
es mal im Sprech der FDP zu sagen, ein klares Sig-
nal zu geben, in welche Richtung man sich auch ent-
scheiden kann. 

Es ist ganz klar: Alle unsere Lehrkräfte bilden unsere 
Kinder bestmöglich aus und haben deshalb alle den 
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Anspruch auf den gleichen Lohn. Jeder Lehrer, jede 
Lehrerin fördert und fordert die Kinder so, wie sie es 
brauchen. Jedenfalls ist das die Erwartung des 
Dienstherrn. Das gilt für alle Schulformen. Deshalb 
haben sie auch Anspruch auf den gleichen Lohn.  

Ich will noch mal darauf hinweisen – auch das ist in 
diesem Gesetzentwurf erwähnt –, dass das natürlich 
auch für die Tarifbeschäftigten gilt. Deshalb werden 
die Tarifbeschäftigten bei einer Angleichung profitie-
ren müssen. Ich gehe auch davon aus, dass sich die 
Landesregierung diesem Wunsch, den alle Fraktio-
nen hier immer wieder geäußert haben, anschließen 
und in den Verhandlungen über die Tariflöhne dafür 
sorgen wird, dass das Gap zwischen angestellten 
und beamteten Lehrern endlich weiter abgeschmol-
zen wird.  

Wir bringen diesen Gesetzentwurf ein, wissend, dass 
es dazu eine Anhörung geben wird, zu der viele Ex-
perten kommen werden. Ich sage ausdrücklich: Für 
eine Fraktion ist es hochkomplex, im Bereich des Be-
amtenrechts und der Besoldung eigene Gesetzent-
würfe auf den Weg zu bringen.  

Wir haben sehr wohl wahrgenommen, was beim letz-
ten Mal diskutiert worden ist; aber der Sache nach ist 
es eindeutig. Deshalb laden wir Sie herzlich ein. 
Wenn die vielen Beamten der Landesregierung in 
den Ministerien für Finanzen und für Schule uns Hin-
weise geben wollen, wie wir das Gesetz noch besser 
und noch rechtssicherer machen können, damit es 
am Ende ein gutes Gesetz wird, freuen wir uns dar-
über. Wir sind ganz sicher, dann gemeinsam das ein-
lösen zu können, was eigentlich in diesem Land Ver-
fassungsrang hat: Wer die gleiche Ausbildung hat, 
der muss auch gleich bezahlt werden. Daran gibt es 
keinen rechtlichen Zweifel.  

Deshalb: Lassen Sie uns daran arbeiten! Sie haben 
jetzt die Zeit – der Fraktionsvorsitzende der CDU hat 
es öffentlich angekündigt –, mit uns gemeinsam ein 
gutes Gesetz für die Lehrerinnen und Lehrer in Nord-
rhein-Westfalen zu verabschieden. – Herzlichen 
Dank.  

(Beifall von der SPD – Vereinzelt Beifall von 
den GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Ott. – Für die CDU-Fraktion spricht Herr Moritz. 

Arne Moritz (CDU): Herzlichen Dank. – Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Heute leiten wir die 
vierte Runde einer Debatte ein, bei der es erst gar 
keine Rede hätte geben dürfen, wenn Rot-Grün sei-
nen Job gemacht hätte. Den Fehler haben die SPD-
Kollegen schon medienwirksam eingesehen. Ich war 
jetzt bei der Erklärung, warum der Fehler gemacht 
wurde, etwas verwundert.  

Ich zitiere mit Genehmigung des Präsidenten Herrn 
Ott, der Folgendes gesagt hat: Rot-Grün hat es nicht 
hingekriegt, die Lehrerbesoldung anzupassen. Das 
war ein Fehler. Auf der anderen Seite muss man sa-
gen, die Haushaltssituation war extrem angespannt. 

Herr Ott, da zeigen Sie eine ganz neue Seite an der 
SPD. Haben Sie sich einmal gefragt, was Herr 
Kutschaty, Herr Zimkeit oder Herr Walter-Borjans zu 
dieser Selbstkritik und Ihrer Sicht der haushälteri-
schen Situation von 2016 sagen? 

(Eva-Maria Voigt-Küppers [SPD]: Das hätten 
Sie ebenso aus der Zeitung entnehmen kön-
nen!) 

Herr Kutschaty hat uns allen doch in der ersten Le-
sung des Haushaltsentwurfs 2018 vorgerechnet, 
dass es bereits 2016 einen Überschuss von 217 Mil-
lionen Euro gegeben habe. Erklären Sie uns das bitte 
einmal! Auf der einen Seite war Geld da, auf der an-
deren Seite dann wieder nicht. Was soll man da glau-
ben? Ihre vorgespielte Reue, Ihr Interesse daran, für 
ordentliche Lehrerbesoldung zu sorgen, oder 

(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Was ha-
ben Sie denn gemacht? Sie sind gefragt! Sie 
regieren! – Jochen Ott [SPD]: Jetzt stimmen 
Sie zu, ja? Jetzt stimmen Sie dem Gesetz zu? 
Schön!) 

die Glorifizierung der Zeiten von Minister Walter-Bor-
jans? – Ich glaube, ehrlich gesagt, überhaupt nichts 
davon. Das heißt, wenn ich einmal zusammenfassen 
darf: Entweder muss Geld dagewesen sein, um die 
Besoldungsdifferenzen anzupassen, oder es war 
eben nicht genug da, und Sie haben sich sieben 
Jahre lang weggeduckt, weil Sie wussten, wie um-
fangreich eine Angleichung ist. 

(Jochen Ott [SPD]: Und was machen Sie 
jetzt?) 

Sei es, wie es ist. Ehrlich sind Ihre Politik und Ihr In-
teresse daran nicht. Stattdessen wird jetzt mit faulen 
Ködern gefischt. Die Gründe für den Lehrermangel 
an Grundschulen allein in der besoldungsrechtlichen 
Differenz zu suchen, 

(Eva-Maria Voigt-Küppers [SPD]: Nein!) 

löst das Problem nicht einmal im Ansatz. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Kollege, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage von Herrn Mostofizadeh? 

Arne Moritz (CDU): Ich würde es erst lieber durch-
ziehen. Gerne zum Schluss. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Dann gucken wir, ob 
wir es hinkriegen. 
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Arne Moritz (CDU): Gut. Da bin ich mir sicher. 

Junge Menschen allein durch die angepasste Besol-
dung als Grundschullehrer zu angeln, wird nicht klap-
pen. Fragen Sie einmal junge Menschen, die sich da-
für interessieren, Lehrer an einer Grundschule zu 
werden. Ich bin mir sicher, dass gute Lehrbedingun-
gen genauso wichtig, wenn nicht sogar wichtiger 
sind. 

Genau diese Umstände der Lehre in den Grundschu-
len haben sich seit 2015 deutlich geändert. Immer 
größer werdende Klassen, steigende Anforderungen 
durch Inklusion und Integration, eine steigende Zahl 
verhaltensauffälliger Kinder, geringere Ausbildungs-
kapazitäten und dadurch höhere NCs – das schreckt 
die Interessierten ab, und das hat zu der von Ihnen 
beschriebenen Unwucht in der Lehrerausbildung ge-
führt. 

Meine Damen und Herren, die sinkende Zahl der un-
besetzten Stellen an Grundschulen zeigt, dass das 
Ministerium von Frau Gebauer und die NRW-
Koalition hier auf dem Weg sind, eine Kehrtwende 
hinzulegen. Und trotzdem: Die Besoldung bzw. die 
Anpassung der Besoldung ist und bleibt ein Thema. 

Die betreffenden Minister haben immer unterstrichen 
und betont, dass die Konsequenzen aus der Anglei-
chung der Ausbildung gezogen werden. 

(Jochen Ott [SPD]: Wann?) 

Von der Opposition, die es sieben Jahre lang ver-
pennt hat, für einen Ausgleich zu sorgen, lassen wir 
uns nicht zu einer unausgereiften, unvollständigen 
und unangemessenen Lösung treiben. Das haben 
unsere Lehrerinnen und Lehrer nicht verdient. Des-
halb freue ich mich auf die Beratungen im Aus-
schuss. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Und jetzt möchten 
Sie noch etwas gefragt werden? – Na dann mal los. 
Bitte schön, Herr Mostofizadeh. 

Mehrdad Mostofizadeh (GRÜNE): Vielen Dank, 
Herr Präsident, dass die Frage jetzt noch zugelassen 
wird. – Sie sagten, wir hätten die Besoldungserhö-
hung sieben Jahre lang verpennt. Jetzt sind andert-
halb Jahre Ihrer Regierungszeit um. Pennen Sie wei-
ter? 

Arne Moritz (CDU): Sind Sie fertig? 

(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Ja!) 

– Gut. – Meine Antwort darauf ist, dass wir die Bera-
tungen jetzt in dem entsprechenden Fachausschuss 
führen und, wie ich in meiner Rede gesagt habe, Ih-

rem Antrag nicht folgen werden; denn er ist aus un-
serer Sicht unausgeglichen und bringt es nicht richtig 
auf den Punkt. 

(Jochen Ott [SPD]: Was ist denn der Fachaus-
schuss?) 

Wir freuen uns auf die Beratungen im Ausschuss. 
Dann können wir gern in Ruhe darüber diskutieren. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Moritz. – Nun spricht Herr Witzel für die FDP-
Fraktion. 

Ralf Witzel (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Der vorliegende Gesetz-
entwurf spricht eine unzweifelhaft wichtige Frage die-
ser Legislaturperiode an, nämlich wie eine sachge-
rechte und ebenso möglichst als gerecht empfun-
dene zukünftige Besoldung der Lehrerschaft in Nord-
rhein-Westfalen aussehen soll. 

Die NRW-Koalition arbeitet engagiert an diesen kom-
plexen Fragestellungen und hat daher bereits direkt 
zu Beginn der Wahlperiode verbindlich erklärt, dass 
wir auch die notwendigen besoldungsrechtlichen 
Konsequenzen aus der Lehrerausbildungsreform 
ziehen werden. 

Da wir eine seriöse Politik für unser Land gestalten, 
haben wir allerdings weder zu Oppositions- noch zu 
Regierungszeiten den Eindruck erweckt, es sei rea-
listisch, jeden Lehrer über Nacht mit mindestens A13 
zu besolden. Das haben Sie in Zeiten Ihrer Regie-
rungsverantwortung schließlich auch nicht getan. 
Das sollten Sie vor dem Hintergrund der Formulie-
rungen, die Sie im Kontext der aktuellen Debatte ver-
wenden, der Ehrlichkeit halber berücksichtigen. 

Fakt ist: Rot-Grün hat bei der Abwahl einen Scher-
benhaufen und eine ganze Reihe an Reformbaustel-
len hinterlassen, deren Reparatur viel Kraft und Res-
sourcen an unterschiedlichen Stellen erfordern. Es 
ist eine ganz große Aufgabe unserer Schulministerin, 
aktuell an ganz vielen Stellen sehr viel zu ändern, um 
den rot-grünen Hinterlassenschaften entgegenzuwir-
ken. 

(Jochen Ott [SPD]: Gut, dass Sie nicht Schul-
minister sind!) 

Allein im Vergütungsbereich gibt es eine Interessen-
lage mit sehr komplexen Fragestellungen, die uns re-
gelmäßig beispielweise im Personalausschuss und 
auch öffentlich vorgetragen werden. Dabei geht es 
zum einen um die Auswirkungen der Lehrerausbil-
dungsreform für neue Lehrkräfte, zum anderen aber 
auch um die Frage: Wie geht man mit Bestandslehr-
kräften um? 
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Wir diskutieren dort über die unterschiedliche Bezah-
lung angestellter und verbeamteter Lehrer sowie 
über die adäquate Vergütung von besonderen Lehr-
kräften und auch kleineren Gruppen wie Werkstatt-
lehrer, Seiteneinsteiger oder Korrekturfachlehrer – 
eine Vielzahl von Themen, die immer wieder auch öf-
fentlich vorgetragen werden. 

Schüler wissen in der Regel in der Tat nicht, in wel-
chem berufsrechtlichen Status sich ein Lehrer befin-
det, der sie unterrichtet. Für sie zählt die Qualität des 
Unterrichts. Zur Wahrheit gehört auch: Die Interes-
senlage der Lehrerschaft ist nicht homogen. Deshalb 
gibt es keine einfachen Lösungen. Das hat auch die 
gestrige Anhörung im Personalausschuss einmal 
mehr gezeigt.  

Jede Besserstellung bestimmter Gruppen wird inner-
halb des Schuldienstes von denjenigen wahrgenom-
men, die von einer konkreten Maßnahme persönlich 
nicht positiv partizipieren, und löst natürlich auch dort 
wieder Nachfragen aus. Die individuell empfundene 
wichtige Frage nach der Vergütungsgerechtigkeit ist 
immer auch eine Frage des sozialen Vergleichs inner-
halb der Lehrerschaft und darüber hinaus zwischen 
den Berufsgruppen im öffentlichen Dienst insgesamt. 

Die NRW-Koalition will einen attraktiven öffentlichen 
Dienst in unserem Land und stellt sich ihrer Verant-
wortung. Daher arbeiten wir intensiv an den ange-
sprochenen Fragestellungen und werden Ihnen zu 
gegebener Zeit unsere besoldungsrechtlichen Vor-
schläge präsentieren. Es ist nur fair, wenn die heu-
tige Opposition sich auch ihrer eigenen Verantwor-
tung bewusst ist und nicht von uns erwartet, bereits 
ein Jahr nach dem Politikwechsel alle Probleme ab-
schließend gelöst zu haben, die sie selber sieben 
Jahre lang nicht bearbeitet hat. 

Klar ist, dass alle Verbesserungen seriös finanziert 
werden müssen. Im Endausbau erfordert der hier vor-
liegende Gesetzentwurf Mehrausgaben von sicherlich 
600 Millionen Euro. Das ist eine Menge Geld. 

Die NRW-Koalition hat bereits an verschiedenen 
Stellen im Sinne einer besseren Lehrerversorgung 
gehandelt, zum Beispiel bei der Lehrerbedarfsprog-
nose mit der Lehrerwerbekampagne, der Studien-
platzausweitung oder einer verbesserten Schullei-
tungsbesoldung. Wir sind hier keinesfalls inaktiv. Die 
Attraktivität des Lehrerberufes und die Studienwahl-
entscheidung kann nicht allein auf besoldungsrecht-
liche Fragen reduziert werden. 

Auch an Letzterem arbeiten wir längst engagiert. Wir 
brauchen dazu keinerlei Aufforderung durch die Op-
position. Rot-Grün hat bei der Frage, die Sie jetzt zur 
Schicksalsfrage erklären, selber sieben Jahre lang 
nicht gehandelt und den Bildungsverbänden erklärt, 
man solle doch das Land verklagen, wenn man bes-
sere Bedingungen für Lehrkräfte erreichen wolle. 

(Zuruf von Jochen Ott [SPD]) 

Vor diesem Hintergrund ist Ihr erhobener Zeigefinger 
ungerechtfertigt und unglaubwürdig. Die NRW-
Koalition erkennt die Herausforderungen im Besol-
dungsbereich an und wird sie mit großer Ernsthaf-
tigkeit und großer Fachlichkeit bearbeiten. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Witzel. – Für die Grünenfraktion spricht nun Frau 
Beer. 

Sigrid Beer (GRÜNE): Herr Präsident! Ich muss erst 
mal diese Handbewegung machen, 

(Sigrid Beer (GRÜNE) macht wischende Auf- 
und Abwärtsbewegungen mit der Hand) 

um den Nebel beiseitezuschieben, der sich nach den 
Beiträgen der Kollegen Moritz und Witzel hier aufge-
baut hat. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD – Zu-
rufe von der FDP) 

Ich möchte den Fokus auf das richten, was Arne Mo-
ritz gesagt hat: Es bleibt ein Thema, und die Lösung 
soll angemessen sein. Da gibt es jede Menge Frage-
zeichen. Wie lange bleibt das denn ein Thema? Was 
heißt „angemessen“? 

(Zuruf: Super!) 

Ich will gleich zum Kollegen Witzel überleiten, der ge-
sagt hat, dass sich die Frage nach Gerechtigkeit und 
nach den Abständen stelle. Was heißt das denn? 
Was heißt außerdem: „Bearbeitung“ und „bereits im 
Prozess“? Von den Lehrerverbänden wurde uns 
deutlich rückgemeldet, 

(Zuruf von Ralf Witzel [FDP]) 

dass weder mit dem VBE noch mit der GEW Gesprä-
che geführt wurden. Wir hätten großes Verständnis 
dafür – deswegen haben wir bereits zwei entspre-
chende Anträge vorgelegt –, wenn man zunächst zu 
einem Stufenplan kommt. Das muss man mit den Be-
teiligten aber auch mal besprechen. 

(Zuruf von Ralf Witzel [FDP]) 

Wenn Sie meinen, Sie könnten das im stillen Käm-
merlein auf die lange Bank schieben – ich sage 
Ihnen: Das funktioniert nicht mehr. 

Inzwischen ist nicht ein Jahr vergangen, sondern 17 
Monate. Sie kommen mit der Nummer nicht mehr 
durch, einfach zu sagen: „Sie haben sieben Jahre 
nicht ...“ und „Wir warten jetzt auch erst mal“ oder 
„Wir sind in Gesprächen“. Es tut sich aber nichts. 

(Zuruf von der FDP) 
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Wir haben jetzt den Haushalt 2019 vorliegen, in dem 
auch nichts steht. Das heißt, vor dem Haushalt 2020 
wird es wohl nichts werden, und ob dann, ist nach 
den Beiträgen von Herrn Moritz und Herrn Witzel 
überhaupt nicht klar. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Die Besoldungsanpassung ist längst überfällig. Sie 
ist mehr als verdient; denn es geht um die Gleichwer-
tigkeit der Lehrämter in der Grundschule, in Sek I und 
in Sek II. Natürlich geht es auch darum, was sich da-
raus für die Tarifbeschäftigten ergibt. 

Ich will noch einmal deutlich machen: Die Attraktivität 
eines Grundschullehramtes ist nicht allein mit der Be-
zahlung abgegolten. Sicherlich steht man da in Kon-
kurrenz mit anderen Schulformen. Wir können aber 
doch nicht die Kolleginnen und Kollegen aus dem 
Sek-II-Lehramt für die Grundschulen werben und 
ihnen dann sagen: Das macht ihr jetzt, ihr habt eine 
zusätzliche Qualifizierung, aber dann bleibt ihr in A12 
hängen. Irgendwann könnt ihr euren Platz am Gym-
nasium kriegen. 

Was ist das denn für ein Signal an die Grundschu-
len? Die Lehrkräfte kommen dorthin mit der Bot-
schaft: Ich bin gekommen, um wieder zu gehen. – 
Dieser Ansatz ist richtig klasse! 

(Zuruf von Ralf Witzel [FDP]) 

Es kann doch nicht Ihr Ernst sein, Frau Ministerin, 
dass das auf Dauer durchtragen soll. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD – Zu-
ruf von Ralf Witzel [FDP]) 

Die Grundschulen investieren in die Kolleginnen und 
Kollegen. Es gibt das Engagement, sie zu halten und 
ihnen diese Arbeit gerecht zu besolden. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Frau Beer, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage von Herrn Ott? 

Sigrid Beer (GRÜNE): Ja. – Ich dachte jetzt gerade, 
es wäre Herr Witzel. Bitte schön, Herr Ott. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Bitte schön, Herr Ott. 

(Zurufe von der FDP) 

Sigrid Beer (GRÜNE): – Nein, ich kann auch ohne 
Stützen hier stehen, Herr Höne, das geht immer 
noch. Ich brauche auch keine Stützfragen! – So, bitte 
schön. 

(Zurufe von der FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Ott, bitte. 

Jochen Ott (SPD): Ich nehme das Recht eines frei 
gewählten Abgeordneten in Anspruch, eine Frage zu 
stellen. Wenn Sie das nicht wollen, brauchen Sie das 
ja nicht zu tun. So weit kommt es noch!  

Liebe Frau Beer, weil ich die ganze Zeit die Zwi-
schenrufe höre, die Sie wahrscheinlich nicht so hö-
ren können, wollte ich fragen: Können Sie sich noch 
an die letzte Anhörung zum Thema „Besoldungsan-
passung“ erinnern? Herr Witzel hat darin meiner Er-
innerung nach einen langen Vortrag darüber gehal-
ten, dass angesichts der Besoldung von Polizisten 
grundsätzlich die Frage zu stellen sei, ob Lehrerin-
nen und Lehrer überhaupt nach A13 bezahlt werden 
sollten. 

Können Sie sich so wie ich daran erinnern, dass ihm 
wohl die Bereitschaft fehlt, das zu akzeptieren, was 
im Bildungsbereich jetzt eigentlich up to date ist? 

(Zuruf von der FDP) 

Sigrid Beer (GRÜNE): Danke, Herr Kollege. – Ne-
ben all den Dingen aus den letzten Monaten, an die 
auch Sie sich erinnern können, kann ich mich vor al-
lem an die letzte Legislaturperiode erinnern, in der 
Herr Witzel in diesem Bereich 700 Millionen Euro kür-
zen wollte. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD – Zu-
ruf von der FDP) 

Er war derjenige, der das vorangetragen und Rot-
Grün in diesem Zusammenhang große Vorwürfe ge-
macht hat. Daran kann ich mich aber so was von er-
innern! 

(Zurufe von der SPD und der FDP) 

Von daher habe ich kein Vertrauen, wenn die FDP 
und Herr Witzel das Thema „Besoldungsgerechtig-
keit“ aufrufen. Deswegen habe ich mehrere Frage-
zeichen dahinter gesetzt; 

(Zurufe von der FDP) 

denn ich möchte wissen, was das Ganze dann in der 
Gestaltung bedeutet. Hier ist nichts in trockenen Tü-
chern, und deswegen ist es richtig, diesen Gesetz-
entwurf jetzt zu beraten und den Druck beizubehal-
ten. Ich sage das ausdrücklich, um der Ministerin, die 
sich in dieser Landesregierung durchsetzen muss, 
Rückenwind zu bieten. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Beer. – Nun spricht für die AfD-Fraktion Herr 
Strotebeck. 

Herbert Strotebeck (AfD): Herr Präsident! Meine 
Damen! Meine Herren! Herr Kollege Ott, Sie sagten 
es völlig richtig: „Und täglich grüßt das Murmeltier!“ 
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An diesen Filmklassiker aus den 90er-Jahren fühlte 
ich mich erinnert, als ich auf der Tagesordnung er-
neut den Titel „Gleicher Lohn für Gleiche Arbeit“ las. 

(Zuruf: Die haben nichts anderes!) 

Anders als der Kinofilm taugt Ihr Gesetzentwurf aller-
dings nicht zum Klassiker und noch nicht einmal zur 
Komödie. Am ehesten würde ich den vorliegenden 
Text noch der Tragödie zuordnen. Sie wollen es im-
mer allen recht machen und scheitern dabei tragisch. 

(Beifall von der AfD) 

Wir debattieren heute zum wiederholten Male in gro-
ßer Runde über Ihr Gleichmachereigesetz. Erst im 
Juli dieses Jahres fand die zweite Lesung Ihres Ge-
setzentwurfs statt. Eine große Mehrheit im Landtag 
hat sich gegen den Gesetzentwurf entschieden.  

In den sieben Jahren Ihrer Regierung – wir haben es 
mehrfach gehört, aber ich wiederhole es trotzdem – 
hätten Sie alle Zeit gehabt, dieses Gesetz umzuset-
zen, wenn es Ihnen wirklich so wichtig wäre. Möglich-
erweise wissen Sie aber, dass Ihr Gesetz neue Un-
gerechtigkeiten schafft, und haben es daher selbst 
nicht verwirklicht.  

(Zuruf von der AfD: So ist es!) 

Die meisten Abgeordneten hier im Landtag haben je-
doch durchschaut, dass Sie von der SPD dem kom-
plexen Thema „Lehrerbesoldung“ schlicht und ergrei-
fend nicht gewachsen sind.  

(Beifall von der AfD) 

Sie lassen sich einfach von Ihrer Ideologie treiben. 
Sie gehen laut Ihrem Begründungstext davon aus, 
dass das Besoldungsverfahren der Grund für Lehrer-
mangel an bestimmten Schulformen sei. Mit dieser 
Annahme reduzieren Sie ein sehr komplexes Thema 
auf unzulässige Weise.  

An unserer grundsätzlichen Kritik ändert sich weiter-
hin nichts. Sie fordern in Ihrem Gesetz gleichen Lohn 
für ungleiche Arbeit und wollen dafür fast eine halbe 
Milliarde Euro jährlich ausgeben. Die notwendigen 
Anpassungen der Gehälter der tarifbeschäftigten 
Lehrer sind in dieser Summe noch gar nicht enthal-
ten.  

Wenn Sie sich schon die Mühe gemacht haben, Arti-
kel zur Überleitungsvorschrift und zu Bestandslehr-
kräften zu ergänzen, dann hätten Sie doch auch 
gleich Ihren Antragstitel überarbeiten können; denn 
der Antragstitel ist weiterhin sachlich falsch. Sie for-
dern keinen gleichen Lohn für gleiche Arbeit, son-
dern gleichen Lohn für gleiche Ausbildung. Warum 
schreiben Sie das nicht auch so in Ihren Titel? 

(Beifall von der AfD) 

Da Sie von der SPD in diesem Fall aber offensichtlich 
lernresistent sind, bekommen Sie erneut zu hören, 
was an Ihrem Entwurf falsch ist. Es ist und bleibt 

sachlogisch verkehrt, die gleiche universitäre Ausbil-
dung als Argument für einen späteren gleichen Lohn 
heranzuziehen, wenn nicht auch die Arbeit exakt 
gleich ist. Gleicher Lohn für gleiche Arbeit – dem wür-
den wir von der AfD natürlich sofort zustimmen, da 
das eine Selbstverständlichkeit ist.  

Sie gehen ähnlich wie bei Ihrem Phantomkampf für 
gleiche Löhne für Männer und Frauen von falschen 
Prämissen aus. Vielleicht wollen Sie sich selbst hin-
terfragen, ob es sinnvoll ist, dass ein vielfältiges Be-
rufsbild wie das des Lehrers eine gleichgeschaltete 
Ausbildung durchlaufen muss.  

So warnte nach der eingeleiteten Bildungsreform der 
Rektor der Bergischen Universität Wuppertal ein-
dringlich vor einer Vereinnahmung der Universitäten 
durch die Politik. Nach der Umstellung und somit der 
bolognagerechten Harmonisierung der Lehrerausbil-
dung auf Bachelor- und Masterstudiengänge wurden 
diese durch die Einführung der Kompetenzorientie-
rung sehr stark ideologisiert.  

Angst vor geopolitischen Herausforderungen und der 
drohende Wettbewerbsnachteil auf dem internatio-
nalen Parkett öffnen den zwielichtigen Bildungsrefor-
men Tür und Tor. Die Auswirkungen von Bologna 
sind bei der Lehrerausbildung in einem besonderen 
Maße zu hinterfragen. Durch die zunehmende Ver-
wässerung der universitären Lehrerausbildung gera-
ten Bildung und Wissen zunehmend in den Hinter-
grund.  

Die SPD mag davon träumen, dass alle Menschen 
gleich sind und alle einigermaßen gleich verdienen. 
Jeder Mensch ist aber individuell. Genauso ist die Ar-
beit in verschiedenen Schulformen und -stufen indi-
viduell. Diese Vielfalt führt zu vielfältigen Besoldun-
gen. Das ist auch gut und motivierend.  

(Beifall von der AfD) 

Wir begleiten Ihren Gesetzentwurf weiterhin kritisch, 
gerne auch im Ausschuss. Wir stimmen der Überwei-
sung zu. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Strotebeck. – Für die Landesregierung spricht nun 
Herr Minister Reul in Vertretung des Finanzministers 
Herrn Lienenkämper. Sie haben das Geld dabei? 

Herbert Reul, Minister des Innern: Nein, leider nicht.  

(Lachen bei der SPD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Wenn Sie das sa-
gen. 
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Herbert Reul, Minister des Innern: Das war meine 
erste Idee. Meine zweite Idee ist, dass ich für den Fi-
nanzminister rede, und zwar hoffentlich in seinem 
Sinne. 

Beginnen möchte ich mit der Feststellung – dazu ist 
schon einiges gesagt worden –, dass noch keine drei 
Monate vergangen sind, seit sich das Plenum das 
letzte Mal mit einem sogenannten Lehrerbesol-
dungsgleichstellungsgesetz befassen durfte. Das 
war am 13. Juli dieses Jahres. Es ist wirklich bemer-
kenswert, meine Damen und Herren von der SPD-
Fraktion, wie Sie Ihr Herz für die Lehrerschaft ent-
deckt haben, seitdem Sie in der Opposition sind.  

(Beifall von der CDU) 

Vorher war das offensichtlich nicht so Ihr Thema. Es 
gehört zur Wahrheit dazu: Seit Ihrem Amtsantritt im 
Jahre 2010 hatten Sie sieben Jahre Zeit, in denen 
Sie alles hätten machen können.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Sie hatten Mehrheiten. Sie konnten kluge Vorschläge 
machen. Sie haben manche klugen Vorschläge ge-
macht, aber Sie haben auch manche weniger kluge 
Vorschläge durchgesetzt. Sie hätten Konsequenzen 
besoldungsrechtlicher Art ziehen können. Das haben 
Sie aber nicht getan. Die letzte Reform der Lehrer-
ausbildung ist 2009 erfolgt, und zwar noch vor der 
Amtsübernahme durch die Vorgängerregierung.  

Tatenlos haben Sie die Jahre verstreichen lassen 
und keinen Gesetzentwurf in dieser Richtung ver-
folgt. Zum Ende der letzten Legislaturperiode haben 
Sie sich dann ein wenig bewegt, aber nicht – das ge-
hört auch zur Wahrheit dazu –, um den großen Wurf 
zu machen, sondern um die Besoldung der Schullei-
terinnen und Schulleiter an Grund- und Hauptschu-
len zu verbessern. Das ist auch gut, aber das war es 
dann schon. Die Konrektorinnen und Konrektoren 
haben Sie damals übrigens im Regen stehen lassen; 
die wurden nicht beteiligt.  

Umso mehr verwundert dieser plötzlich Tatendrang, 
mit dem Sie hier zu Werke gehen und permanent 
entsprechende Anträge vorlegen. Die Landesregie-
rung hingegen hat – obwohl wir erst kurz im Amt sind 
und nicht alle Probleme gleichzeitig lösen können – 
mit dem Haushaltsbegleitgesetz 2018 die Besoldung 
der stellvertretenden Schulleitungen an Grund- und 
Hauptschulen verbessert.  

Es ist ganz klar, dass man, wenn man eine Regie-
rung übernimmt, nicht alle Probleme auf einmal in ei-
nem Jahr lösen kann. Dafür hat man fünf Jahre Zeit. 
Ich befürchte, auch in fünf Jahren wird man nicht alle 
Probleme lösen können, die man lösen möchte. Die 
Frage der Glaubwürdigkeit einer Regierung hängt 
davon ab, ob man es schafft, zu beweisen, dass man 
sich auf den Weg macht.  

(Zuruf von Jochen Ott [SPD]) 

Die erste Maßnahme ist erledigt. Der Job ist getan. 
Das heißt noch lange nicht, dass damit alles getan 
ist – das hat auch niemand hier vorgetragen –, aber 
das Problem ist nicht nur bekannt, sondern es wird 
auch gesehen. Wir werden die notwendigen Schritte 
einleiten, um die besoldungsrechtlichen Konsequen-
zen aus der Reform der Lehrerausbildung zu ziehen.  

Allerdings machen wir das mit Sorgfalt, Schritt für 
Schritt, nicht hopplahopp; sonst scheitert das Unter-
fangen noch. 

Wir werden uns daher die Zeit nehmen, die nötig ist, 
und sehen den Beratungen mit Freude entgegen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister Ott. 

(Zuruf von der SPD: Minister Ott?) 

– Minister Reul! 

Nun hat sich noch einmal Herr Ott zu Wort gemeldet. 
Er hat auch das Wort, nämlich für 32 Sekunden. Weil 
die Regierung noch Zeit übrig gelassen hat, sind es 
insgesamt 35 Sekunden, mehr aber nicht. 

Jochen Ott (SPD):  Erstens ein Hinweis: Das deut-
sche Beamtenrecht sieht nun einmal vor, dass gleich 
bezahlt wird, wer die gleiche Ausbildung hat. – Das 
geht in diese Richtung. 

Zweitens. 2009 begann die neue Form der Ausbil-
dung. Fünf Jahre Studium, dazu kommen zwei Jahre 
Referendariat, macht sieben Jahre. Damit sind wir im 
Jahr 2016. 

Wir sind mit einer Verschuldung von 6 Milliar-
den Euro gestartet, die wir von Ihnen übernommen 
haben. Wir hatten also eine ganz andere Haushalts-
lage. Sie werden jetzt dafür gerügt, dass Sie verfas-
sungswidrig Geld parken, um für das nächste Jahre 
Rücklagen zu bilden. Das heißt: Das Geld ist da.  

Sie können den Lehrerinnen und Lehrern nicht mehr 
erklären, warum Sie die überfällige und nach deut-
schem Beamtenrecht notwendige Anpassung nicht 
vornehmen. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Ott. – Weitere Rednerinnen und Redner sind nicht 
angemeldet. Insofern kommen wir nun zum Ab-
schluss der Beratung und zur Abstimmung. 

Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung des Ge-
setzentwurfs Drucksache 17/3812 an den Haus-
halts- und Finanzausschuss – federführend – sowie 
an den Ausschuss für Schule und Bildung. 
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Hat jemand etwas dagegen? – Nein. Gibt es Enthal-
tungen? – Nein. Dann ist der Antrag einstimmig so 
überwiesen, wie es der Wille des Parlaments ist. 

Ich rufe auf: 

4 Digitalisierung im Bildungsprozess konstruk-
tiv und bildungsfördernd gestalten – gegen 
den Missbrauch der schulischen Digitalisie-
rung als „trojanisches Pferd“ für die Durchset-
zung wirtschaftlicher und ideologischer Inte-
ressen 

Antrag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 17/3802 – Neudruck 

Warum das so sein soll, begründet nun Herr Seifen 
für die AfD-Fraktion. Bitte schön, Sie haben das 
Wort. 

Helmut Seifen (AfD): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! 

(Da das Mikrofon des Redners nicht funktio-
niert, sind seine Ausführungen akustisch nicht 
zu verstehen. – Zurufe – Zuruf von der SPD: 
Für uns ist es laut genug! – Heiterkeit) 

– Ich weiß nicht, Herr Ott: Hatten Sie da die Finger 
im Spiel? 

(Vereinzelt Heiterkeit) 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Der Begriff „Digitalisierung“ ist 
heute in aller Munde; denn die Leistungsfähigkeit di-
gitaler Systeme ist mittlerweile so gewaltig, dass mit-
hilfe der superschnellen Datenverarbeitung viele 
auch hyperkomplexe Arbeits- und Informationspro-
zesse technisch gesteuert werden können und damit 
die Digitalisierung in alle beruflichen und privaten Le-
bensbereiche Einzug gehalten hat. 

So beeilen sich vor allem Politiker, die ja immer an 
der Spitze des Fortschritts stehen – wollen –, in jeder 
Rede, die Wichtigkeit und Unausweichlichkeit von Di-
gitalisierung zu betonen und wie sie das Land voran-
bringen wollen, wie sich alles verändert und vor al-
lem – man kann das durchaus auch als Drohung 
empfinden –, wie sich für die Menschen alles ändert. 
Sie werden Ihre Welt nicht wiedererkennen, heißt es 
da; aber – so die Botschaft – wir sorgen für euch, 
liebe Bürger. Seid ohne Furcht! 

An dieser Stelle setzt unser vorliegender Antrag ein. 
Er soll dazu beitragen, den tatsächlich unaufhaltsa-
men Digitalisierungsprozess mit der nötigen Reflexi-
onstiefe und mit kritisch konstruktivem Geist men-
schenfreundlich zu gestalten. 

Denn weiterhin werden Sie mir doch hoffentlich bei 
dem zustimmen, was bereits über den Stellenwert 
des wirtschaftlichen Handelns gesagt worden ist, in 
abgewandelter Form: Die Digitalisierung ist für den 
Menschen da und nicht der Mensch für die Digitali-
sierung. 

(Beifall von der AfD) 

Leider ist diese Selbstverständlichkeit in den politi-
schen Führungsetagen dieses Landes kein Allge-
meingut und vielleicht noch weniger in den Füh-
rungsetagen der Wirtschaftsunternehmen, die 
Lehr- und Lernmaterialien sowie digitale Endgeräte 
vertreiben. 

Da werden manchmal auch Botschaften formuliert, 
die einmal mehr den Bürgern müheloses Leben ver-
heißen. So räsonierte der Chef des Bundeskanzler-
amtes Professor Dr. Helge Braun neulich auf einem 
Bildungskongress, durch die Digitalisierung sei jetzt 
Bildung für alle verfügbar, was auch zur Demokrati-
sierung führe. Das Maß an Wissen, das man über 
das Internet erfassen könne, kollidiere mit dem 
Zwang zu formalen Abschlüssen. Und: Die Bildungs-
institutionen brauche man eigentlich gar nicht mehr, 
höchstens noch zur Motivation. – Also quasi: Schu-
len abschaffen. 

Man erkennt an diesen Äußerungen, dass es drin-
gend notwendig ist, sich über das Verhältnis zwi-
schen Digitalisierung und Bildung Klarheit zu ver-
schaffen. Das Internet oder irgendeine Lernsoftware 
stellen eben keine Bildung zur Verfügung, sondern 
lediglich Informationen. Der oft erwähnte Hacker, der 
in die hochgesicherten Computersysteme von Mini-
sterien und Firmen eindringt, ist nicht deshalb schon 
als gebildet zu bezeichnen. 

Bildung ist etwas ganz anderes: Gebildet ist eine Per-
son, welche sich durch die Aufnahme von Informati-
onen Wissen aneignet und in einer intensiven kom-
munikativen Auseinandersetzung mit diesem Wissen 
verstehen lernt: sich, seine Mitmenschen und seine 
Umwelt. 

(Beifall von der AfD) 

Aus diesem Verstehen bildet sich der Gebildete ein 
Sinngefüge von der Welt. In diesem Sinngefüge be-
gründet liegt erst sein Urteilsvermögen, seine Refle-
xionstiefe, und sie ermöglicht ihm eine kritische Dis-
tanz zu sich selbst und zu seiner Umwelt. 

(Beifall von der AfD) 

Der Verstehensprozess aber ist ein analog ablaufen-
der Prozess, in dem sich an Synapsen, Neuronen, ja 
sogar an den kortikalen Karten im Gehirn plastische 
Veränderungsprozesse vollziehen. Das Gehirn formt 
sich also mit jedem tiefgreifenden Lernen um – an-
ders eben als die Speicher eines Computers. 

Ein großer Irrtum liegt vor, wenn man meint, man ent-
laste ein Gehirn, indem man es vor allzu viel Wissen 



Landtag   10.10.2018 

Nordrhein-Westfalen 53 Plenarprotokoll 17/36 

 

bewahrt; man hat ja Wikipedia oder die Cloud. Das 
ist ein großer Irrtum. 

Ja, die Festplatte muss ich leerräumen, damit sie 
wieder Informationen speichern kann. Beim Gehirn 
ist es genau umgekehrt: Je mehr Wissen das Gehirn 
gespeichert und verarbeitet hat, desto mehr Wissen 
kann aufgenommen und im Verstehensprozess ein-
gefügt werden: Wer drei Sprachen kann, lernt eine 
vierte leichter. 

(Beifall von der AfD) 

Oder wie es Goethe in Bezug auf das Reisen fest-
stellt: Man sieht nur das, was man weiß. Je weniger 
man weiß, desto weniger versteht man. 

Deshalb ersetzen die Möglichkeiten digitaler Endge-
räte weder die Aufnahme fundierten Wissens noch 
die Anwesenheit der Lehrkraft, welche den Verste-
hensprozess anleiten, befördern und vor allen Din-
gen zu einem tiefgründigen Ziel führen muss. 

Das können Schülerinnen und Schüler nicht alleine 
und auch nicht mit einer Lernsoftware. Die von Spit-
zer zusammengetragenen Studien zeigen das über-
deutlich. Wir sollten nicht in die Fehler hineingeraten, 
die in anderen Ländern gemacht worden sind und die 
man dort korrigiert. 

Vor diesem Hintergrund sollten Investitionen in den 
Schulen des Landes mit Augenmaß getätigt werden. 
Laptop, Beamer und Dokumentenkamera erfüllen 
bereits heute ihren Zweck. In der Bildung kann es 
nicht um Automation gehen; da geht es vielmehr um 
kommunikative Prozesse denkender Menschen. – 
Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Seifen. – Nun hat für die CDU-Fraktion Herr Kollege 
Rock das Wort. 

Frank Rock (CDU): Sehr geehrter Herr Landtags-
präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Im Allgemeinen 
sagt man Politikerinnen und Politikern bei Reden und 
Vorträgen nach, dass sie tendenziell zu Überlängen 
neigen. Das ist auch in meiner Wahrnehmung so. 
Namhafte Sprachwissenschaftler haben bereits fest-
gestellt, dass die Länge einer Rede immer abhängig 
sein muss von der Komplexität der Botschaften, die 
gesendet werden sollen. Bei uns im Rheinland sagt 
man: In der Kürze liegt die Würze! 

Dies scheint leider für den vorliegenden Antrag der 
AfD nicht zu gelten. Ich kann Ihnen aber trotzdem 
versichern, dass ich mich so kurz wie möglich und so 
lange wie nötig mit Ihrem Antrag beschäftigen werde. 

Kommen wir also zum vorliegenden Antrag. Ich habe 
mich bemüht, die Botschaft zu verstehen, habe mich 

dabei aber sehr schwergetan. Erstens habe nicht er-
kannt, was die griechische Sage von Troja mit den 
zukunftsgerichteten digitalen und notwendigen Ver-
änderungen an unseren Schulen zu tun hat und 
zweitens weiß ich nicht, wie ich die anfängliche Digi-
tal-Schelte – neudeutsch „Bashing“ – in Ihrem Antrag 
mit Ihren Feststellungen und Forderungen am Ende 
Ihres Antrags zu verstehen habe. 

Der Vortrag von Herrn Seifen hat Selbiges gerade 
wieder gezeigt. Sind Sie jetzt gegen oder für eine 
sinnvolle Entwicklung des Unterrichts mit digitalen 
Medien? Vielleicht werden wir dies im Laufe der An-
tragsdiskussion dann im Ausschuss herausfinden. Ei-
ner Überweisung stimmen wir selbstverständlich zu. 

Sehr geehrter Herr Seifen, ich möchte kurz noch zum 
Inhalt Stellung beziehen. Herr Seifen, unumstritten 
ist, dass die digitale Ausstattung der Schulen kein 
Heilsmittel für bessere Bildung ist. In Ihrem Vortrag 
eben haben Sie aufgezeigt, dass es wissenschaftli-
che Erkenntnisse über den Lernprozess gibt. Aber 
Sie werden wohl nicht verleugnen, dass wir ohne di-
gitale Ausstattung in unseren Schulen nicht ganz up 
to date sind. Dass die Digitalisierung ein Heilsmittel 
für bessere Bildung ist, behauptet auch niemand. 

(Ina Spanier-Oppermann [SPD]: Richtig!) 

Ich weiß gar nicht, woher Sie das nehmen. Es be-
hauptet niemand in der Landesregierung, auch nicht 
in der NRW-Koalition, dass das ein Heilsmittel für 
bessere Bildung wäre. Sie ist eine Notwendigkeit für 
unsere Schülerinnen und Schüler, die Herausforde-
rungen der Zukunft annehmen zu können. Damit 
können wir sie darauf vorbereiten. 

Ich möchte Ihnen nur zwei Beispiele aus dem Be-
reich der Schulen nennen, die Ihnen das verdeutli-
chen sollen: 

Wie könnten wir unsere Berufsschülerinnen und Be-
rufsschüler in allen technischen Bereichen zukunfts-
fähig machen und ausbilden, wenn wir den Bereich 
der CAD-Technik, also rechnerunterstütztes Kon-
struieren, nicht lehren würden? 

(Helmut Seifen [AfD]: Selbstverständlich!) 

Ich muss Ihnen als ehemaligem Lehrer nicht erklä-
ren, dass eine curriculare Lernspirale den Schülerin-
nen und Schülern mit Vorerfahrung das Lernen und 
Verstehen besser ermöglicht. Jeder weiß auch, dass 
der Einsatz von interaktiven Tafeln im Schulunter-
richt keine digitale Bildung ist, sondern nur die Mög-
lichkeit des Einsatzes von neuen und modernen Me-
dien im Unterricht, was wir dringend benötigen, um 
die Herausforderungen der veränderten Welt anzu-
nehmen. Zu Hause Tablets und bei Ihnen in der 
Schule Kreide – so geht das nicht! In der „Westfalen-
post“ wurde heute noch geschrieben: 95 % der der 
Bürgerinnen und Bürger sind der Meinung, dass die 
Schule in diesem Bereich einen Auftrag hat. 
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Leider vermischen viele in der Diskussion über die 
Digitalisierung in unseren Schulen zwei Dinge. Es ist 
nicht ganz einfach zu verstehen, aber sie sind eigent-
lich klar voneinander zu trennen: erstens digitale 
Ausstattung für unsere Schulen und zweitens digitale 
Bildung im Sinne eines Denkprozesses in den Köp-
fen unserer Kinder. Solange wir diese beiden As-
pekte miteinander vermischen, wird es dem Zuhörer 
und dem Beteiligten immer schwerfallen, sachlich mit 
diesem Thema umzugehen. Man neigt in Deutsch-
land zurzeit ja sehr zur Entfachlichung und zur Ent-
sachlichung. 

Sie haben viele Wissenschaftler zitiert, und Sie wis-
sen auch, wie unterschiedlich Wissenschaftler sol-
che Dinge sehen. Beide Seiten in der Wissenschaft 
haben Argumente, warum das Ganze richtig oder 
falsch ist. Ich muss feststellen: In den 36 Absätzen 
Ihres Antrags haben Sie sich intensiv mit der Sache 
auseinandergesetzt – aber eine intensive Auseinan-
dersetzung spricht noch nicht von hoher Qualität. 

(Zuruf von Helmut Seifen [AfD]) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich sehe unsere 
Aufgabe darin, erstens die sachliche Ausstattung 
deutlich zu verbessern und in enger Zusammenar-
beit mit den kommunalen Spitzenverbänden Rah-
menbedingungen für eine zeitgemäße Verwendung 
im schulischen Kontext zu schaffen und zweitens un-
sere Kolleginnen und Kollegen bei den neuen Her-
ausforderungen über Fort- und Weiterbildungen mit-
zunehmen und keine Ängste zu schüren wegen an-
geblicher wirtschaftlicher und ideologischer Interes-
sen. 

Ich spüre auch keine Digitalisierungseuphorie; viel-
mehr ist das vonseiten unserer Landesregierung, 
von unserer Ministerin, ein geplantes, didaktisch auf-
bereitetes Vorgehen in den Veränderungsprozessen 
in und an unseren Schulen. Der Medienkompetenz-
rahmen ist ein vorbildlicher Rahmen – keine Bibel, 
kein Gesetz, sondern ein Rahmen für all das, womit 
wir umgehen müssen. 

Ich habe auch keine Angst davor, dass Roboter oder 
Computer die Lehrer ersetzen. Emotionalität und so-
ziale Komponenten werden weiterhin eine wesentli-
che Rolle spielen. In Ihrem Antrag sind viele Annah-
men enthalten, aber sie sind oft aus der Luft gegrif-
fen. 

Einen Satz möchte ich noch zitieren, für den wir un-
eingeschränkt stehen. 

„Der Landtag stellt fest: 1. Für Deutschland als 
Hochtechnologieland ist erstklassige Bildung die 
wichtigste Voraussetzung für den wirtschaftlichen 
Wohlstand des Landes und den internationalen 
wirtschaftlichen Erfolg.“ 

Dieses Ziel verfolgen wir ununterbrochen seit Mai 
2017. Ich freue mich auf den Austausch mit Ihnen im 

Ausschuss und hoffe darauf, Ihre Vielfältigkeit im An-
trag dann besser zu verstehen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Rock. Bleiben Sie bitte stehen. Es gibt eine Kurzin-
tervention, angemeldet von der AfD-Fraktion. Herr 
Seifen hat das Wort. 

Helmut Seifen (AfD): Recht herzlichen Dank, Herr 
Rock. Dann können Sie unserem Antrag ja fast 
schon zustimmen. Aber vorher ist ja noch die Bera-
tung im Ausschuss. 

Sie haben gesagt, dass die Landesregierung nicht 
vorhat, eine Digitalisierung à la Bertelsmann zu voll-
ziehen. Das kann sein. Aber bedenken Sie, dass die 
FDP 2016 einen Antrag eingereicht hat, der zumin-
dest ansatzweise vermuten lässt, dass das nicht 
ganz ausgeschlossen wird. Wenn da von „digitalen 
Analphabeten“ die Rede ist, „konstatiert Bildungsbe-
nachteiligungen etwa für Jugendliche aus sozial 
schwierigeren Lagen“ oder dass es an Lehr- und 
Lernmaterial digitaler Art fehlt, dann ist eine solche 
Befürchtung zumindest gegeben. 

Wenn man dann noch die Beispiele aus dem Aus-
land nimmt, etwa Australien oder Island, wo gerade 
eine Reisegruppe war, dann ist zumindest zu be-
fürchten, dass hier möglicherweise im Überschwang 
der Euphorie Lernen eben doch verändert und sozu-
sagen zu isoliertem Lernen wird.  

Die Wissenschaftler, die wir zitiert haben, erzählen 
das ja nicht einfach nur so vom Himmel herab, son-
dern es gibt Anzeichen dafür, dass so ein Trend be-
steht. Wenn Sie dann – persönlich oder Ihre CDU-
Fraktion – unserer Meinung sind, begrüßen wir das 
natürlich in besonderer Weise. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Seifen. – Herr Rock, Sie haben 1:30 Minuten für eine 
Antwort. Bitte schön. 

Frank Rock (CDU): Herr Seifen, wir werden und sind 
in vielen Bereichen nicht Ihrer Meinung. Es wird auch 
in dem Bereich nicht so sein, wie Sie es darstellen. 
Ich glaube, da unterscheiden wir uns noch sehr, sehr 
deutlich. Das ist auch gut so. Wir werden den Bürge-
rinnen und Bürgern immer klarmachen, wo der Un-
terschied zwischen Ihren Annahmen und Ideen und 
unseren sind.  

Um noch mal auf die inhaltlichen Dinge einzugehen: 
Herr Seifen, hier geht es nicht darum, Ängste zu 
schüren. Als Schulleiter wissen Sie doch genau, 
dass man von Verlagen und von anderen natürlich 
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Anleitungen bekommt. Aber Sie wissen genauso, 
dass jeder Schulleiter in der Lage ist, Dinge zu steu-
ern und mitzunehmen. 

Wir sind nicht Apple oder sonstigen Großunterneh-
men unterlegen. Wir sehen sehr genau hin, was wir 
machen. Ich glaube, Sie haben unsere Arbeit in den 
letzten 17 Monaten kennengelernt und wissen, dass 
es hier nicht um „Digitalisierung über alles“ geht, son-
dern um einen Prozess, den wir gemeinsam beglei-
ten wollen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Rock. – Nun spricht für die SPD-Fraktion Frau Spa-
nier-Oppermann. 

Ina Spanier-Oppermann (SPD): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte ganz zu 
Beginn einmal auf die Art dieses eingereichten An-
trags eingehen; denn er wirkt wie eine Aneinander-
reihung von Gedanken und Auffassungen zum 
Thema „Digitalisierung in der Bildung“.  

Die hohe Anzahl der Quellenangaben – 36 Stück an 
der Zahl – lässt zumindest die Vermutung zu, dass 
der Antragsteller keine eigene politische Argumenta-
tion zu diesem Thema formulieren möchte. 

(Helmut Seifen [AfD]: Das ist ja unglaublich!) 

Am Ende steht der Leser dieses Antrags etwas ratlos 
da, ist doch keine eigentliche Auseinandersetzung 
mit der digitalen Realität erkennbar. In der Diskus-
sion im Ausschuss können Sie uns ja dann mal Fra-
gen beantworten wie: Gibt es nun die digitale Bil-
dung? 

(Helmut Seifen [AfD]: Nein!) 

Muss Digitalisierung als Thema der Bildung stärker 
gewichtet werden oder weniger stark? Was ist Digi-
talisierung in der Schule für Sie? – Die Antworten auf 
diese Fragen werden wir dann sicherlich noch erläu-
tert bekommen. 

Unsere Bildung ist unser Kraftwerk, das unser Land 
mit Energie versorgt. Durch Bildung sind wir zu dem 
geworden, was wir heute sind. Unser Land hat sich 
oft gewandelt. Es hat sich wandeln müssen und mit 
ihm auch die Bildungslandschaft.  

Die Digitalisierung – wir haben es gerade auch von 
meinem Kollegen gehört – verläuft in einem Tempo, 
bei dem wir kaum nachkommen können. Deswegen 
müssen wir, wenn wir uns als Rahmen- und Konzept-
geber verstehen, fortschrittlich und auch ein Stück 
mutig in der Bildung vorangehen. Das bedeutet nicht, 
dass digitale Bildung nicht existiert, wie wir in Ihren 
Quellenangaben nachlesen können, sondern wir ha-
ben die Verantwortung, unsere Kinder und Jugendli-
chen auf ein selbstbestimmtes Leben in der digitalen 

Welt vorzubereiten. Dafür müssen wir hier den Weg 
frei machen. Neben der technischen Infrastruktur ge-
hören dazu auch die Lehr- und Lerninhalte.  

Ich möchte jetzt auf etwas eingehen, was in dem An-
trag doch relativ unerwähnt bleibt, nämlich die große 
Leistung der Schulen und der Lehrerinnen und Leh-
rer bei diesem Thema.  

Während wir uns noch über Begrifflichkeiten streiten, 
haben sich viele Schulen im Bereich der Digitalisie-
rung längst auf den Weg gemacht. Leider ist das 
doch hoch engagierte Lehrpersonal zu häufig auf 
veraltete Technik und Anleitungen oder auf das 
Wohlwollen von Fördervereinen, Spendern und eh-
renamtlichen Fachleuten angewiesen.  

Wir bilden in unserem Land jedes Jahr hervorra-
gende Lehrerinnen und Lehrer, Pädagoginnen und 
Pädagogen aus. Es ist also unsere Pflicht, das Per-
sonal an den Schulen mit Materialien auszustatten, 
die dem aktuellen Stand der Entwicklung und der 
Technik entsprechen, und sie für dessen Gebrauch 
fortzubilden. 

Wer eine gute Qualität in den Schulen will – eben 
nicht nur Kreide, Schulbücher und saubere Klassen-
räume, sondern auch Whiteboards, Rechner, Netz-
werke und das Wissen, wie damit umgegangen wer-
den kann –, der muss viel Geld in die Hand nehmen. 
Bildung gibt es nicht zum Nulltarif oder, um es in der 
Sprache der Jugendlichen zu sagen: Zukunft gibt es 
nicht für lau. 

Sie zitieren in Ihrem Antrag Professor Lankau und 
stellen fest, dass es keine digitale Bildung gibt, wie er 
äußert. Des Weiteren äußern Sie die Befürchtung 
der Automatisierung des Lernens sowie, dass das 
Lehrpersonal durch Maschinen ersetzt wird, und 
möchten nach dem Vorbild anderer Staaten digitale 
Geräte aus der Schule verbannen. Dies festzustellen 
und zu fordern, ist Ihr gutes Recht; unserem Bild ei-
ner modernen Schule entspricht das aber nicht.  

Zum Abschluss möchte ich noch einmal betonen: 
Niemand will durch die Nutzung digitaler Medien, das 
Schreiben, Lesen oder Rechnen außer Kraft setzen. 
Es geht um Medienkompetenz und den reflektierten 
Umgang mit der digitalen Welt. 

Der Überweisung stimmen wir selbstverständlich 
zu. – Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Spanier-Oppermann. – Nun spricht Frau Müller-
Rech für die FDP-Fraktion.  

Franziska Müller-Rech (FDP): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich 
kann meinem Kollegen Frank Rock nur aus vollem 
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Herzen zustimmen. Der Aufsatz der AfD ist wortge-
waltig, es wird jedoch nicht klar, was Sie hier eigent-
lich beantragen wollen.  

Ich persönlich hatte beim Lesen das Gefühl, dass Sie 
die Digitalisierung an Schulen als Bedrohung sehen. 
Beim Thema „Digitalisierung“ haben wir Freie Demo-
kraten eine völlig andere Haltung als die AfD-Frak-
tion. Die werde ich Ihnen heute gerne noch einmal 
vorstellen:  

Erstens. Ihre Sorge, dass die Digitalisierung zu auto-
matisiertem Lernen führe und analoges Lernen und 
Kommunikation ablösen könnte, teilen wir überhaupt 
nicht. Niemand hat das vor. Sie schreiben, dass sich 
in Deutschland – ich zitiere – „eine unreflektierte Di-
gitalisierungseuphorie im Bildungsbereich“ verbreite. 
Das Gegenteil ist doch der Fall. Es ist mitnichten so, 
dass wir jetzt jede Klasse mit iPads ausstatten und 
sagen: Seht zu, wir ihr klarkommt; ab morgen ist hier 
Digitalisierung.  

Die NRW-Koalition hat immer betont, dass für eine 
gelingende Digitalisierung die Lehrerinnen und Leh-
rer mit ihrer Kommunikation und ihrer Beziehung zu 
den Schülerinnen und Schülern den Schlüssel zum 
Erfolg in der Hand halten. Das finde ich sehr reflek-
tiert.  

Unreflektierte Euphorie haben wir hier eher von 
Ihnen gesehen, zum Beispiel als Sie G9 ein Jahr frü-
her einführen wollten. Wir arbeiten sorgfältig und 
strukturiert an diesem Thema und werden schritt-
weise die digitale Schule schaffen. 

Wie Sie wissen, wurde auch schon der Medienkom-
petenzrahmen auf den Weg gebracht. Zudem erar-
beiten Schulen ihre eigenen pädagogischen Kon-
zepte, um einer unüberlegten Einführung vorzubeu-
gen. Dabei erhalten sie Unterstützung durch die ört-
lichen Medienberaterinnen und Medienberater. Au-
ßerdem arbeiten wir weiterhin an der Lehreraus- 
und -fortbildung, einer Anpassung der Lehrpläne und 
dem Ausbau der Infrastruktur.  

Zweitens. Im Schulausschuss äußern Sie immer wie-
der Ihre Bedenken, Herr Seifen, dass durch die Ein-
führung digitaler Medien im Unterricht der analoge 
und gemeinsame Denkprozess verloren gehe. Auch 
in Ihrem Antrag weisen Sie mehrfach darauf hin. So 
sprechen Sie von medialer Informationsaufberei-
tung, die „zu 100 % Frontalunterricht und Instruktion 
per Algorithmus“ führe. Das kann man sich nicht aus-
denken.  

Ihre Bedenken sind gänzlich unbegründet. Es ist 
nicht unser Ziel, Information und Lehrinhalte einfach 
nur medial aufzuarbeiten. Darum geht es überhaupt 
nicht bei der Digitalisierung von Schule. Wir wollen 
eine mediale Bildung, die Schülerinnen und Schülern 
den Denkprozess eben nicht abnimmt, sondern die-

sen unterstützt. Die Analyse der Daten und Kontex-
tualisierung liegt doch immer bei den Schülerinnen 
und Schülern selbst. 

Zu Frontalunterricht führt das Ganze erst recht nicht. 
Digitale Medien können wunderbar dafür genutzt 
werden, um die von Ihnen doch so oft kritisierten 
Gruppenarbeiten zu fördern und zu stärken.  

Das alles, Herr Seifen, sehen Sie heute schon in der 
Praxis. Wenn Sie durch das Land reisen und Schulen 
besuchen, können Sie sich anschauen, wie enga-
gierte Lehrerinnen und Lehrer Digitalisierung schon 
jetzt mit Erfolg in ihren Unterricht einbauen und was 
das in den Schülerinnen und Schülern auslöst.  

Drittens. Sie stützen Ihren Ansatz auf Daten, die mit-
unter acht Jahre alt sind. Der technische Fortschritt 
geht rasend schnell voran, sodass auch die Aussa-
gekraft von Forschungsergebnissen zeitlich viel 
schneller abläuft, als es in anderen Wissenschafts-
feldern der Fall sein mag. Daher überzeugt es nie-
manden im Land, wenn Sie unter Bezugnahme auf 
so alte Daten behaupten, digitale Medien brächten 
keinen nennenswerten Mehrwert.  

Ich möchte einmal die aktuellen Zahlen aufs Tapet 
bringen. Schauen Sie in die aktuelle Studie „Bil-
dungsmonitor 2018“ des Instituts der deutschen Wirt-
schaft. Ich nenne ein Beispiel – den Rest erörtern wir 
bestimmt im Ausschuss –: Fast zwei Drittel der Un-
ternehmen mit hohem Digitalisierungsgrad geben 
darin an, dass das IT-Fachwissen und die Software-
programmierung der Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter an Bedeutung gewinnen werden. Bei Onlinekom-
petenzen sind es sogar 75 %. 

Meine Damen und Herren, ich fasse noch einmal zu-
sammen: Mir ist, genauso wie meinen Vorrednern, 
nicht klar, was Sie wollen. Das ganze Dokument in-
klusive der Abschnitte II. und III. ist so verschwurbelt, 
dass Sie uns zu einer Mutmaßung über das politi-
sche Ziel dieses sogenannten Antrags zwingen. 
Wenn Sie einfach nur auf die Digitalisierungsbremse 
treten wollen – so ist meine Mutmaßung –, dann ma-
chen wir das nicht mit.  

Was uns aber heute erneut klar geworden ist: Sie las-
sen uns unbeeindruckt zurück. Wir haben eine völlig 
andere Haltung, was Zukunftsfragen angeht. Wir be-
gegnen Veränderungen mit Neugier und Zuversicht. 
Wir sehen nicht nur Risiken, sondern vor allem die 
Chancen. Wir wollen Digitalisierung gestalten und 
nicht bewältigen. Wir haben „German Mut“ statt „Ger-
man Angst“. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Frau Kollegin 
Müller-Rech. – Für die Fraktion der Grünen erteile ich 
nun der Kollegin Beer das Wort.  
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Sigrid Beer (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsident! 
„Verstehen – Vernetzen – Verantworten“, das ist ein 
sehr lesenswerter Beitrag, den Thomas Knaus ver-
fasst hat. Es geht um digitale Welt und Schule. Darin 
geht es auch um Medienbildung und informatische 
Bildung.  

Digitale Medien und Werkzeuge – da folge ich ihm 
sehr – sind inzwischen in sämtlichen Sozialisations-
instanzen allgegenwärtig und entwickeln sich auf-
grund ihrer neuen sozialen Bedeutung zunehmend 
vom Interface zum kommunizierenden Gegenüber 
mit allen vielfältigen Folgen, Chancen und Risiken.  

Digitale Medien sollten deshalb sowohl als Mittel als 
auch als Gegenstand einer zentralen Befassung 
Platz im schulischen Unterricht einnehmen. Medien-
bildung zielt immer auf die Bildung des Subjekts. Die 
gesellschaftliche Teilhabe setzt künftig gebildete, kri-
tisch denkende Persönlichkeiten voraus. 

Es gilt zu verstehen, was hinter den digitalen Medien 
und in den Werkzeugen steckt. Es geht um soziale 
Realitäten, ob digital oder analog. Die sind aktiver 
und individueller gestaltbar denn je. In dieser Gestalt-
barkeit steckt gleichermaßen ein zu nutzendes Po-
tenzial wie eine zu erbringende Pflicht, entsprechend 
zu gestalten, und vor allen Dingen die Verantwor-
tung, damit umzugehen, zu durchschauen, zu verste-
hen, zu kritisieren, abzuwehren. Das ist gesellschaft-
liche und individuelle Verantwortung. Deswegen 
müssen Medienerziehung und informatische Bildung 
idealerweise gemeinsam weitergedacht werden.  

Ich empfehle für belebende Diskurse in diesem Be-
reich Autoren wie Thomas Knaus oder auch Jöran 
Muuß-Merholz. All das gehört zum Bestandteil eines 
Bildungsverständnisses und einer gebildeten Per-
sönlichkeit. Digitalisierung ist kein Selbstzweck. Um 
„Digital first. Bedenken second“ – das hat Frau Mül-
ler-Rech eben abgeräumt – geht es hier überhaupt 
nicht. Digitalisierung ist kein Selbstzweck.  

– Das zum inhaltlichen Teil.  

Jetzt möchte ich zu den anderen Komponenten kom-
men, die in diesem Antrags-Œuvre verarbeitet wur-
den. 

Ich sage sehr deutlich, dass sich hier ein Schul- bzw. 
Unterrichtsverständnis widerspiegelt, das dem der 
ständischen Gesellschaft entspricht. 

(Helmut Seifen [AfD]: Ach du meine Güte!) 

Wir haben uns hier mit G9 befasst, aber das ist G10-
Unterricht, wie ihn uns Herr Seifen immer vorstellt. 
G10-Unterricht heißt in diesem Zusammenhang: Alle 
Gleichaltrigen haben zum gleichen Zeitpunkt, im glei-
chen Fach, beim gleichen Lehrer, im gleichen Raum, 
mit den gleichen Mitteln, die gleichen Dinge zu tun 
und zu den gleichen Fragen in der gleichen Zeit die 
gleichen Antworten zu geben. 

Digitalisierung und digitale Medien im Unterricht kön-
nen das aufbrechen – individuelle Förderung sieht 
nämlich anders aus. 

(Helmut Seifen [AfD]: Das Gegenteil ist der 
Fall, es geht ums Verstehen! – Zuruf von Mar-
kus Wagner [AfD]) 

Außerdem finde ich es ausgesprochen spannend, 
dass sich gerade die AfD über neoliberale Tenden-
zen beklagt. Wer will denn die Vermögensteuer und 
die Erbschaftsteuer abschaffen? Wer spricht vom 
Rentensozialismus? Das ist ein Herr Meuthen. Also 
bitte, lassen Sie sich nicht über Neoliberalismus aus; 
schauen Sie doch mal in Ihr Programm. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Ich gehe noch einmal darauf ein, wie im Augenblick 
Digitales von der AfD im Bildungsbereich eingesetzt 
wird. Mir fällt da die Lehrerplattform in Hamburg ein, 
bei der es um das Denunzieren von Kolleginnen und 
Kollegen geht, die ihrer demokratischen Pflicht nach-
kommen. 

(Ina Spanier-Oppermann [SPD]: Sehr gut!) 

Denn Lehrer und Lehrerinnen sind nicht neutral, son-
dern sie sind dem Grundgesetz und der Demokratie, 
den Menschenrechten und der Verfassung verpflich-
tet. Deswegen haben sie sich grundrechtsklar ge-
genüber Fremdenfeindlichkeit, Rassismus und dis-
kriminierenden Positionen zu verhalten. Wir wissen 
seit gestern, dass das auch in Sachsen der Fall sein 
wird. 

Ich möchte von der AfD wissen, wann wir hier mit der 
digitalen Plattform zu rechnen haben, auf der Kolle-
ginnen und Kollegen denunziert werden sollen.  

(Ina Spanier-Oppermann [SPD]: Sehr gut!) 

Das ist Ihre Antwort bezüglich der Digitalisierung.  

(Zuruf von Christian Loose [AfD] – Beifall von 
den GRÜNEN und der SPD) 

Und genau das ist der Punkt. Im Augenblick arbeiten 
Sie damit, Kolleginnen mit Dienstaufsichtsbeschwer-
den zu überziehen, die sich in Kommunalparlamen-
ten oder parteipolitisch nicht in Ihrem Sinne betäti-
gen. – Das ist AfD. Das ist Bildung in Ihrem Sinne. 

(Zuruf von Helmut Seifen [AfD]) 

In diesem Zusammenhang einen Bildungsantrag zu 
stellen, halte ich für kaum noch vermittelbar.  

(Beifall von Monika Düker [GRÜNE] und Ina 
Spanier-Oppermann [SPD]) 

Wir können dem in keinem Fall folgen. Ich danke den 
anderen Kolleginnen und Kollegen für die Beiträge. 
So werden wir weiter verfahren.  
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Digitalisierung ist kein Selbstzweck, aber wir werden 
alle Chancen und Risiken abwägen, und wir werden 
die Schulen bei der Umsetzung unterstützen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Präsident André Kuper: Frau Kollegin Beer, es gibt 
eine Kurzintervention. – Bitte, Herr Kollege Seifen. 

Helmut Seifen (AfD): Vielen Dank, Herr Präsident. – 
Frau Beer, es sind doch gerade die Grünen, die bei-
spielsweise über die Qualitätsanalyse, wie wir sie 
jetzt noch haben, in die Unterrichtsprozesse an den 
Schulen kontrollierend eingreifen, indem sie einfach 
Vorgaben machen, die die Qualitätsprüfer abfragen. 

Außerdem: Vielleicht kennen Sie von ver.di die 
„Checkliste zum Erkennen möglicher Folgen eines 
Vorgehens: Ein gezieltes Vorgehen gegen Rechts-
populisten, AfDler und Rechtsextremisten in Betrieb 
und Verwaltung kann Folgen haben ...“ Und dann die 
Kategorien „Situation“ und „Wie schätzen wir das 
Umfeld ein?“ – Das sind hier die neuen Inquisitoren, 
die unterwegs sind.  

(Zuruf von der SPD: Das müssen Sie gerade 
sagen!) 

Die Gewerkschaft ver.di, Ihre Freunde in ganz be-
sonderer Weise. So etwas vertreten die Leute, die 
mit Ihnen Hand in Hand über die Straße gehen und 
gegen Demokraten hetzen. Deswegen sollten Sie hier 
ganz ruhig und schweigsam sein und die Dinge, die 
Sie gerade erwähnt haben, hier nicht erwähnen. – Vie-
len Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Sigrid Beer (GRÜNE): Wer gemeinsam mit Rechts-
extremisten, mit Gewalttätern in Chemnitz auf die 
Straße geht,  

(Helmut Seifen [AfD]: Das machen Sie doch 
im Hambacher Forst!) 

wer dort mit Neonazis gemeinsam auf die Straße 
geht – auch Kollegen hier aus dem Landtag, was ich 
wirklich empörend finde –, 

(Lachen von Christian Loose [AfD]) 

das sind diejenigen, die gegen diesen Rechtsstaat, 
gegen die Demokratie antreten. 

(Markus Wagner [AfD]: Sie fantasieren, Sie 
träumen schlecht!) 

Und alle zusammen – wir sind auf Kolleginnen und 
Kollegen angewiesen – werden wir Fragen der De-
mokratie, der Verfassung auch im Unterricht mit the-
matisieren können. 

(Christian Loose [AfD]: Sie sollten Ihre Medi-
kamente nehmen, Frau Beer!) 

Sie wollen Bespitzelung und Denunzierungen  

(Zuruf von Helmut Seifen [AfD]: Sie sind die 
Jakobiner des 20. Jahrhunderts!) 

von Kolleginnen und Kollegen. Das finde ich ganz in-
teressant. Und ich bin gespannt, ob wir diesen Akt 
und diese Steigerung jetzt auch von Ihnen hier erle-
ben. Wir werden das engagiert bekämpfen  

(Helmut Seifen [AfD]: Welche Steigerung?) 

mit den Verbänden zusammen. Und das ist ganz 
klar,  

(Helmut Seifen [AfD]: Genau! Mit Bespitze-
lung!) 

das lassen wir in diesem Rahmen nicht zu; in diesem 
Parlament nicht  

(Widerspruch von der AfD) 

und auch nicht in der Gesellschaft. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD – Hel-
mut Seifen [AfD]: Stasi-Methoden! Ja, da füh-
len Sie sich wohl, ich weiß!) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Frau Beer. – 
Für die Landesregierung erteile ich der Ministerin Ge-
bauer das Wort. 

(Helmut Seifen [AfD]: Kontrolletti!) 

Yvonne Gebauer, Ministerin für Schule und Bildung: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Für ein Hochtechnologieland, 
wie Deutschland es ist, ist erstklassige Bildung die 
wichtigste Voraussetzung für den gesellschaftlichen 
Erfolg. 

Um unseren Schülerinnen und Schüler beste Bildung 
zu ermöglichen, arbeiten wir Schritt für Schritt an die-
sem wichtigen Ziel. Im Rahmen unserer Digitalisie-
rungsstrategien sollen dabei die Vermittlung von Me-
dienkompetenz, die Qualifizierung der Lehrkräfte und 
die Ausstattung unserer Schulen an oberster Stelle 
stehen. 

Vermeintliche Defizite, die der Antrag beschreibt, 
werden bereits berücksichtigt.  

(Helmut Seifen [AfD]: Umso besser!) 

Das möchte ich Ihnen gern an einigen Beispielen 
verdeutlichen. Selbstverständlich gehen wir in Kennt-
nis der aktuellen Forschungslage zur Wirksamkeit 
und zu den Chancen des digitalen Lernens und des 
Lernens mit digitalen Medien vor. Nicht umsonst ha-
ben wir uns zum Beispiel bei der Entwicklung des 
Medienkompetenzrahmens – der Ihnen bekannt sein 
dürfte – sowie des Lehrerkompetenzrahmens wis-
senschaftliche Expertise eingeholt.  



Landtag   10.10.2018 

Nordrhein-Westfalen 59 Plenarprotokoll 17/36 

 

Ich möchte Sie auffordern, sich in diesem Zusam-
menhang mit Frau Professor Dr. Eickelmann unter-
halten, die uns hier wissenschaftlich zur Seite steht. 

Uns ist sehr bewusst, welche Herausforderung die 
Digitalisierung für unsere Schulen bedeutet. Selbst-
verständlich lassen wir unsere Schulen mit dieser 
Aufgabe nicht allein, sondern bieten entsprechend 
umfassende Fortbildungsmaßnahmen und weitere 
Unterstützungsmaßnahmen an. 

(Zuruf von Helmut Seifen [AfD]) 

Und ja, die schulische Digitalisierung erfordert mehr, 
als digitale Medien zum Einsatz zu bringen. Es wurde 
schon gesagt, dass digitale Technik kein Selbst-
zweck ist, sondern ein Mittel zum Zweck. Und so bie-
ten beispielsweise digitale Schulbücher die Möglich-
keit, eine Lernkultur der individuellen Förderung zu 
verstärken. Lehrbücher wie das mBook und das Bio-
Book sind hervorragende Beispiele, um sich davon 
zu überzeugen.  

Diese individuelle Förderung kommt auch der Kom-
petenzerweiterung der Kinder und der Fachlichkeit 
zugute und erhöht – auch das ist untersucht – die 
Motivation der Lernenden. Der Einsatz dieser digita-
len Schulbücher wird selbstverständlich nicht ana-
loge Lernmittel ersetzen. Vielmehr setzen wir auf 
eine Kombination von analogen und digitalen Lern-
mitteln.  

Auch das möchte ich an dieser Stelle nicht uner-
wähnt lassen, obwohl es, glaube ich, für fast alle An-
wesenden eine Selbstverständlichkeit ist: Der Ge-
brauch digitaler Schulbücher kann, soll und wird kei-
nesfalls den Denkprozess der Lerngruppen ein-
schließlich der Lehrkraft ersetzen.  

Letzter Punkt: Genau wie bei anderen curricularen 
Vorgaben gilt selbstverständlich auch für das Lernen 
und das Lehren mit digitalen Medien die pädagogi-
sche Freiheit unserer Lehrkräfte.  

Somit kann ich aus Ihrem Antrag kein einziges neues 
Handlungsfeld für die Landesregierung ableiten. – 
Vielen lieben Dank. 

(Beifall von der CDU, der SPD, der FDP und 
den GRÜNEN) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Frau Ministe-
rin. – Mir liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. 
Daher schließe ich die Aussprache.  

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Antrags Drucksache 
17/3802 – Neudruck – an den Ausschuss für Schule 
und Bildung – federführend – sowie an den Aus-
schuss für Digitalisierung und Innovation. Die ab-
schließende Abstimmung soll im federführenden 
Ausschuss in öffentlicher Sitzung erfolgen. Wer ist für 
diese Überweisung? – Das sind die SPD, die Grü-
nen, die CDU, die FDP, die AfD und der fraktionslose 

Kollege. Wer ist dagegen? – Wer enthält sich? – Da-
mit ist die Überweisung des Antrags einstimmig so 
beschlossen. 

Damit rufe ich auf: 

5 Sie sind in Nordrhein-Westfalen willkom-
men! – Berufsanerkennungsverfahren verbes-
sern und im Sinne der antragstellenden Men-
schen weiterentwickeln 

Antrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 17/3805 

Ich eröffne die Aussprache. – Für die CDU hat Herr 
Kollege Schmitz das Wort. Bitte schön. 

Marco Schmitz (CDU): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir alle ken-
nen folgende Situation: Man hat jahrelang Zeit und 
Energie in das Erlernen eines Berufs oder eines Stu-
dienschwerpunktes investiert und beendet die Aus-
bildung oder das Studium. Nun möchte man das er-
lernte Wissen natürlich anwenden.  

Ähnlich verhält es sich mit den bereits erworbenen 
beruflichen Erfahrungen. Wir wollen da weiterma-
chen, wo wir aufgehört haben, und uns gegebenen-
falls weiterentwickeln. 

Eine noch bedeutendere Rolle kann die Anerken-
nung dieser Qualifikationen in einem fremden Land 
oder sogar in einem neuen Heimatland spielen. Denn 
sie bringt weitere Vorteile mit sich wie die Teilhabe 
am Arbeitsmarkt und die damit oft verbundene In-
tegration in die Gesellschaft. 

2017 stellten in Nordrhein-Westfalen 7.197 Men-
schen einen Antrag auf Anerkennung ihrer Ab-
schlüsse. Der überwiegende Teil dieser Anträge kam 
aus dem medizinischen Bereich. Oft durchlaufen die 
antragstellenden Menschen jedoch Verfahren, die 
vor allem im medizinischen Bereich von einer sehr 
langwierigen Natur und einer unterschiedlichen 
Handhabung geprägt sind. Im Hinblick auf die Aner-
kennung beruflicher Qualifikationen aus dem Aus-
land gilt es deshalb, effektive und aufeinander abge-
stimmte Verfahren zu entwickeln.  

Vor allem im Zuge des demografischen Wandels und 
der Herausforderung, eine sichere Fachkräftebasis 
zu schaffen, hat sich die NRW-Koalition daher das 
Ziel gesetzt, das jetzige Berufsanerkennungsverfah-
ren zu optimieren. 

Schon heute hat sich der Fachkräftemangel zu ei-
nem Risiko für unser Land Nordrhein-Westfalen ent-
wickelt. Dabei kommen viele Menschen zu uns, die 
durch ihren in ihren Heimatländern oder im Ausland 
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erworbenen Abschluss die Möglichkeit hätten, auf 
dem Arbeitsmarkt mitzuwirken. Unter anderem des-
halb gilt es, die Potenziale dieser Menschen, die eine 
Beschäftigung infolge ihres Aufenthaltsstatus ausü-
ben dürfen und über die notwendigen Qualifikationen 
verfügen, zu nutzen. 

Bereits heute leisten ausländische Fachkräfte einen 
wertvollen Beitrag für unsere Wirtschaft. So können 
wir auch ein Zeichen für eine offene Willkommens-
kultur setzen.  

Wir stehen also vor einer Win-win-Situation. Die An-
erkennung von ausländischen Berufsabschlüssen 
qualifizierter Menschen führt einerseits zur ihrer Teil-
habe an unserem Arbeitsmarkt, und andererseits 
können wir so dem Fachkräftemangel entgegenwir-
ken. 

(Beifall von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

Mit den passgenauen Konzepten haben wir die Mög-
lichkeit, positive Akzente in Gesellschaft und Wirt-
schaft zu setzen. Mit dem Fokus auf Qualität und 
Qualifikation müssen wir nun unsere Verfahren wei-
terentwickeln. Denn über vieles lässt sich streiten, 
über unseren Qualitätsanspruch aber nicht.  

(Beifall von der CDU und Stefan Lenzen 
[FDP]) 

Unser Fokus liegt auf Fachkräften mit qualifizierter 
Berufsausbildung. Denn nur qualifizierte Fachkräfte 
lassen sich langfristig in unseren Arbeitsmarkt integ-
rieren. Konkret muss es nun unser Ziel sein, die An-
erkennungsprozesse so weiterzuentwickeln, dass 
wir in Zukunft einheitliche, besser aufeinander abge-
stimmte und qualitätsgesicherte Verfahren anbieten. 

Auch müssen wir Menschen, deren Abschlüsse nicht 
100%ig anerkannt werden können, eine Integrations-
möglichkeit bieten. Das Land muss Angebote zur 
Verfügung stellen, sodass mit qualitätssichernden 
Methoden und einheitlichen Konzepten eine Nach-
qualifizierung absolviert werden kann. Nur so sichern 
wir uns auf der einen Seite die notwendige Qualität 
und bieten wir auf der anderen Seite durchdachte 
und passgenaue Angebote an. 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sie 
merken es bereits: Qualität ist für die NRW-Koalition 
das A und O bei Berufsanerkennungsverfahren. 
Deshalb gilt es, bestehende Abläufe zur Prüfung der 
im Ausland erworbenen Abschlüsse so zu erweitern, 
dass unter anderem Betrug oder Dokumentenfäl-
schung vorgebeugt werden kann. Ich möchte es 
ganz klar sagen: Wer versucht, mit gefälschten 
Zeugnissen oder Dokumenten die Anerkennung in 
NRW zu erhalten, muss dauerhaft für dieses Verfah-
ren gesperrt werden.  

(Beifall von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

So darf es auch nicht mehr vorkommen, dass Men-
schen in mehreren Bundesländern Anträge stellen 

und so nach einer Ablehnung versuchen, in einem 
anderen Bundesland die Anerkennung zu erhalten. 
Hier werden in Zukunft die Vernetzung und die Digi-
talisierung sicherlich mithelfen, diesem Missbrauch 
vorzubeugen.  

Lassen Sie uns gemeinsam daran arbeiten, die Men-
schen, die nach NRW kommen und Abschlüsse mit-
bringen, in unseren Arbeitsmarkt zu integrieren. 
Gleichzeitig müssen wir passgenauere Möglichkei-
ten bieten, die nicht ausreichenden ausländischen 
Berufsqualifikationen hier noch zu verbessern und 
diese Arbeitnehmer als Zeichen unserer Willkom-
menskultur und im Hinblick auf den Fachkräfteman-
gel ausreichend fortzubilden.  

Ich freue mich sehr auf die Diskussionen im Aus-
schuss. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Kollege 
Schmitz. – Für die FDP spricht nun unser Abgeord-
netenkollege Lenzen.  

Stefan Lenzen (FDP): Herr Präsident! Meine verehr-
ten Kolleginnen und Kollegen! Die Feststellung der 
beruflichen Qualifikation durch die Anerkennung von 
Abschlüssen aus dem Ausland ist auch eine ent-
scheidende Frage der Integration in unseren Arbeits-
markt. Dieser Punkt muss ebenfalls aufgegriffen wer-
den. Es ist wichtig, den Menschen, die zu uns kom-
men, auch eine Möglichkeit zu geben, mit ihrem er-
lernten Beruf bei uns auf dem deutschen Arbeits-
markt Fuß zu fassen. 

Daher ist es richtig – wir sprechen immer davon, dass 
wir den Menschen die Chance auf sozialen Aufstieg 
durch eigene Leistung geben wollen –, dass man die 
formalen Qualifikationen entsprechend berücksich-
tigt. Ich glaube, wir sind uns in diesem Haus weitest-
gehend einig, dass es nicht sinnvoll ist, wenn auslän-
dische Ärzte und Ingenieure bei uns als Taxifahrer 
oder Küchenhilfen arbeiten müssen. Schließlich ist 
es auch in unserem Interesse, die Potenziale der 
Menschen hier zu nutzen. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

So geht es bei der Berufsanerkennung nicht nur um 
die Integration der großen Gruppe der Geflüchteten. 
Es gibt auch weitere wichtige und große Gruppen, 
die zu erwähnen sind. Das sind die EU-Bürger, die in 
unserem Land ebenfalls entsprechend Arbeit finden 
können und sollen, aber auch Deutsche mit einem 
Abschluss an einer ausländischen Hochschule. 
Wenn man selbst aus dem westlichsten Kreis 
Deutschlands kommt und unmittelbar an der Grenze 
zu den Niederlanden und weiter südlich zu Belgien 
wohnt, muss man sagen: Im Besonderen gilt das 
auch für unsere Grenzgänger. Es ist richtig, dass 
zum Beispiel Menschen mit einem niederländischen 
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Abschluss in NRW arbeiten können und auch wollen. 
Dies möchten wir natürlich ermöglichen. 

Man sieht schon: Angesichts der Vielfalt dieser Le-
benssituationen, aus denen heraus Menschen ein 
Anerkennungsverfahren durchlaufen, müssen wir 
dem auch gerecht werden. Deshalb möchten wir uns 
als NRW-Koalition und als Freie Demokraten auch 
dafür einsetzen – das ist zwar nichts Neues; es ist an 
dieser Stelle aber in der Tat sinnvoll –, das Thema 
der gesteuerten Einwanderung gerade unter Einbe-
ziehung eines Punktesystems zu berücksichtigen. 

Wenn wir davon sprechen, dass ein anerkannter Ab-
schluss aus unserer Sicht ein wesentliches Kriterium 
sein sollte, muss es auch leichter möglich sein, dass 
man Anträge aus dem Ausland stellt. Es wäre gut, 
wenn dies über ein Onlineportal möglich wäre und 
wir beim Thema „Berufsanerkennung“ damit einen 
weiteren wertvollen Beitrag zur Fachkräftesicherung 
leisten würden. 

Herr Präsident, meine verehrten Kolleginnen und 
Kollegen, für uns gilt: Menschen, die bereits im Aus-
land unter Beweis gestellt haben, dass sie ihren ge-
lernten Beruf beherrschen, sind in NRW willkommen. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Die im Ausland erworbenen Fähigkeiten, Fertigkeiten 
und Kenntnisse dieser Menschen sind auch in unse-
rer Gesellschaft wertvoll. Ausländische Qualifikatio-
nen dürfen eben keine Berufsabschlüsse zweiter 
Klasse sein. 

Allerdings gilt – da kann ich die Ausführungen des 
Kollegen Schmitz ausdrücklich unterstreichen – ne-
ben dem möglichst schnellen und unbürokratischen 
Verfahren zur Anerkennung der ausländischen 
Berufsqualifikationen auch der Aspekt, dass wir fach-
liche Standards sicherstellen und unsere hohe Aus-
bildungsqualität der deutschen Berufsbilder entspre-
chend wahren müssen. Das ist völlig unstreitig. Ich 
denke, dies hat man auch den Reden entnehmen 
können. Man sieht: Wir haben das Ganze von beiden 
Seiten im Fokus. 

Herr Präsident, meine verehrten Kolleginnen und 
Kollegen, auf Bundesebene gab es 2011 – auch auf 
Betreiben des damaligen liberalen Koalitionspart-
ners – ein Anerkennungsgesetz. 2013 gab es das 
entsprechende Landesgesetz. 

Bei der Umsetzung sind allerdings einige Probleme 
festzustellen. Ich nenne nur die langen Bearbei-
tungszeiten, aber auch den Wunsch nach einer bes-
seren Beratung und Unterstützung der Antragsteller. 

Daher ist es für die NRW-Koalition wichtig, die Ver-
fahren zu verbessern. Sie genießen bei uns hohe po-
litische Priorität. Wir wollen durch die Bündelung der 
Entscheidungsprozesse und den Aufbau von Daten-
banken zu ausländischen Abschlüssen eine einheit-

liche Bearbeitungspraxis erreichen. Daneben wer-
den wir die Behördenstruktur bei den zuständigen 
Stellen überprüfen müssen. 

Wir müssen gerade bei denjenigen – das ist auch 
nichts Neues; es ist aber richtig, dies hier zu erwäh-
nen – mit den am häufigsten vorkommenden Ab-
schlüssen und Herkunftsländern anfangen. Dort 
müssen wir beim Thema „Nachqualifizierung durch 
standardisierte Module“ ansetzen, um diesen Men-
schen die entsprechende Unterstützung zuteilwer-
den zu lassen, damit sie auch bei einer noch nicht 
ganz anerkannten Berufsqualifikation mit der richti-
gen Nachqualifizierung schnell die Möglichkeit be-
kommen, in unserem Arbeitsmarkt Fuß zu fassen. 

Dabei wäre auch Folgendes zu berücksichtigen – 
das ist ebenfalls ganz wichtig –: Vor dem Hinter-
grund, dass die duale Ausbildung nicht weltweit der 
Standard ist, gibt es auch Menschen, die informell 
entsprechende Kompetenzen erworben haben. Sie 
müssen wir systematisch erfassen. Wir müssen da-
bei auch die Antragsteller unterstützen und nachher 
im Sinne aller Beteiligten dort auch besser werden. 

Dabei geht es genauso um die Sicherstellung der 
Qualität wie um den Aspekt, dass wir die Fachkräfte 
brauchen. 

Das Ziel der NRW-Koalition bleibt am Ende, die be-
troffenen Menschen bei der Beschleunigung der Ver-
fahren zu unterstützen. Die Kosten für die Anerken-
nung sollten dabei noch sinken. 

Ich danke zum einen für die Aufmerksamkeit und 
zum anderen für die weiteren Beratungen im Aus-
schuss. – Danke schön. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Präsident André Kuper: Herzlichen Dank. – Für die 
SPD erteile ich dem Kollegen Neumann das Wort. 

Josef Neumann (SPD): Herr Präsident! Kolleginnen 
und Kollegen! Zuerst einmal freue ich mich darüber, 
dass Sie diesen Antrag vorgelegt haben, der unseren 
Antrag entspricht, den wir schon am 3. Juli 2018 ge-
stellt haben. Ich habe gesehen, dass er in vielen Tei-
len mit unserem Antrag übereinstimmt. Insofern bin 
ich froh darüber, dass er hier auf dem Tisch liegt. 

(Beifall von der SPD) 

Die Integration von Neuzuwanderern aus der EU, 
von Menschen aus Ländern außerhalb der EU, von 
Geflüchteten in den Arbeitsmarkt wird und ist sicher-
lich eine der wichtigsten Aufgaben in unserer Gesell-
schaft. Vor allem gilt dies angesichts des Hintergrun-
des eines Fachkräftemangels, den wir in vielen Be-
reichen – in den Pflegeberufen, im Handwerk, aber 
auch im hoch qualifizierten Sektor – haben. 
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Es ist schon schwer nachvollziehbar, dass eine Kran-
kenschwester, die aus einem Land außerhalb der EU 
kommt, in Nordrhein-Westfalen 18 Monate darauf 
warten muss, dass sie eine Anerkennung bekommt. 

Es ist aber auch schwer zu ertragen, dass Men-
schen, die den Bachelor oder Master in den Nieder-
landen erworben haben und dann in der öffentlichen 
Verwaltung Nordrhein-Westfalens anfangen wollen, 
diese Abschlüsse nicht anerkannt bekommen, weil 
sie in englischer Sprache verfasst sind. 

Die Frage von Anerkennungsverfahren darf man hier 
also nicht nur auf bestimmte Teilgruppen beschrän-
ken, sondern muss sie sicherlich in einem wesentlich 
größeren Kontext sehen. 

Ich teile das, was die Kollegen Schmitz und Lenzen 
gesagt haben, ausdrücklich. Diejenigen, die zu uns 
kommen, verfügen über herausragende Qualifikatio-
nen – nicht immer, aber oft. 70 % dieser Qualifikatio-
nen sind in den letzten Jahren in Nordrhein-Westfa-
len anerkannt worden; 12 % sind mit Auflagen aner-
kannt worden; negativ beschieden wurden nur 17 %. 
Das heißt: Der überwiegende Anteil der Menschen, 
die in das Anerkennungsverfahren gehen, hat her-
vorragende Berufsqualifikationen. Diese Menschen 
haben auch keine Berufsabschlüsse zweiter Klasse.  

Es ist wichtig, dass wir dem Beratungsbedarf trotz-
dem gerecht werden. Dazu gehört natürlich auch, 
dass wir die Beschleunigung dieser Verfahren si-
cherstellen. Die Wartezeiten von 18 Monaten, die 
dann ein Arbeitgeber zwischenfinanzieren muss, bis 
das Anerkennungsverfahren im Gesundheitswesen 
gelaufen ist, sind nicht haltbar und keinem zumutbar. 
Deshalb gilt es, bei der zuständigen Behörde perso-
nell aufzurüsten. Da reichen die 500.000 Euro, die 
Sie hier für Beratungsstrukturen und Sonstiges vor-
schlagen, im Allgemeinen nicht aus. Wir müssen vor 
allem die Bearbeitungszeiten verkürzen. 

Herr Kollege Schmitz, zum Thema „Digitalisierung“ 
und der Frage, wie es in einzelnen Bundesländern 
aussieht, sind wir uns, denke ich, einig, dass wir auch 
da Sicherheit brauchen – auch die Sicherheit, dass 
diejenigen, die hier abgelehnt werden, nicht woan-
dershin gehen und umgekehrt. Das dürfte im Zeital-
ter der Digitalisierung aber machbar sein. Allerdings 
wissen wir alle: Das kostet Geld. Das kostet Perso-
nal. Dies muss sich letztendlich auch im Haushalt 
und in Stellen wiederfinden. 

Das ist ein wichtiger Teil von Willkommenskultur, mit 
der wir in Nordrhein-Westfalen seit 50 Jahren beste 
Erfahrungen haben. Dieses Land lebt davon, dass 
andere Menschen hierhin gekommen sind und am 
Aufbau dieses Landes mitgewirkt haben. Deshalb ist 
es wichtig, dass wir diese Verfahren relativ zügig 
nach vorne bringen und sie auch so gestalten, dass 
sie für die Arbeitgeber und für den einzelnen Be-
troffenen schnell zu einem Job und zu einer entspre-
chenden Umsetzung führen. 

Für mich und für uns ist wichtig, die Beratungsstruk-
turen zu verbessern und bei der Bezirksregierung 
das Know-how und die personellen Ressourcen da-
für zu schaffen, dass es schneller gehen kann. 

Wir müssen uns auch überlegen, wie im Rahmen 
dieses Anerkennungsverfahrens die von den Men-
schen mitgebrachten Kompetenzen, die bei uns 
noch nicht anerkannt sind, vielleicht zusätzlich aner-
kannt werden. 

Wir freuen uns auf die Beratungen im Ausschuss und 
werden das Ganze konstruktiv begleiten. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Präsident André Kuper: Herzlichen Dank. – Für die 
Grünen erteile ich dem Kollegen Mostofizadeh das 
Wort. 

Mehrdad Mostofizadeh (GRÜNE): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Auch wir Grünen 
sind der Auffassung, dass das, was die Koalitions-
fraktionen vorgelegt haben, in die richtige Richtung 
geht. Wenn ich mich recht erinnere, haben wir beim 
letzten Plenum auch schon über den ziemlich glei-
chen Sachverhalt geredet. Damals habe ich dem 
Kollegen Preuß gesagt: Ich bin froh, dass Sie in Ihrer 
Argumentation ein Stück weit von dem abgewichen 
sind, was Sie 2016 vorgetragen haben. – Da klang 
das alles nämlich noch ein bisschen so: Wir müssen 
einmal gucken, dass keine gefälschten Zeugnisse 
vorgelegt werden und dass auch alle die Anerken-
nungsverfahren durchlaufen. 

Ich will es kurz machen. Wir sind uns nach dem, was 
Sie vorgetragen haben, offensichtlich in fast allen 
Punkten einig. Die Frage ist jetzt nur, wie das tech-
nisch umzusetzen ist. Das ist dann die Aufgabe, die 
das Ministerium zu bearbeiten hat. Denn zu entbüro-
kratisieren und trotzdem einen hohen Standard bei 
der Überprüfung zu gewährleisten, sind zwei nicht 
zwingend ohne Weiteres übereinzubringende Vor-
gänge. Dazu bedarf es Personal. Dazu bedarf es 
auch einer gewissen Grundlage. Wir haben auch 
überhaupt nichts dagegen, die Daten zu zentralisie-
ren. Dem haben wir auch in der Frage der Asylver-
fahren immer zugestimmt. Wenn das datensicher ge-
macht werden kann, sind wir sehr dafür. – Also: 

Erstens. Wir sind sehr dafür, die Menschen willkom-
men zu heißen. 

Zweitens. Wir sind sehr dafür, ihnen eine Chance in 
Deutschland zu geben. Dafür müssen wir sehr 
schnelle Anerkennungsverfahren schaffen. Wir müs-
sen das möglichst unbürokratisch machen. 

Drittens. Wir dürfen nicht das Signal aussenden, 
dass wir schon von vornherein davon ausgehen, 
dass irgendetwas gefälscht ist. Es ist im Einzelfall 
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schwierig, Unterlagen zu bekommen. Natürlich ist es 
richtig – im Zweifel muss man da auch eine Fachprü-
fung machen –, dass nachgeprüft werden muss, ob 
die hohe Qualität deutscher Standards gegeben ist. 

Wenn ich jetzt sagen würde, ich hätte das Muster, 
wie das im Detail gehen soll, würde ich mich aller-
dings ein bisschen zu weit aus dem Fenster lehnen. 

Die gute Nachricht dabei ist aber: Die IHKn, die Be-
rufsverbände und alle anderen sind ja guten Willens 
und wollen auch daran mitarbeiten, um den Fach-
kräftemangel zu beheben. 

Ein wichtiges Anliegen ist für mich – das hat der Kol-
lege Neumann ebenfalls angesprochen –, dass es 
zügig gehen muss. Es ist schlecht zu ertragen, mo-
natelang auf die Anerkennung zu warten. 

Alles in allem finde ich, dass der Antrag in die richtige 
Richtung geht. Wir werden über die Details dann im 
Ausschuss beraten. Das, was uns 2016 offensicht-
lich noch getrennt hat, trennt uns heute nicht mehr, 
sodass wir in diesem Bereich sachlich und konstruk-
tiv an einem Ergebnis arbeiten können. – Herzlichen 
Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Kol-
lege. – Für die AfD hat jetzt der Abgeordnete Dr. Vin-
centz das Wort. Bitte schön. 

Dr. Martin Vincentz (AfD): Vielen Dank. – Herr Prä-
sident! Sehr geehrte Damen und Herren! Vielleicht 
zu Ihrer Überraschung: Herr Lenzen, Sie haben ge-
rade selber gesagt, dass das ja ein Stück weit ein 
Einwanderungsgesetz durch die Hintertür ist. Das ist 
insofern schön, als dass wir das als AfD auch in un-
serem Wahlprogramm stehen haben, nämlich ein 
Einwanderungsgesetz nach kanadischem Vorbild. 
Seit es die AfD gibt – das ist zugegebenermaßen 
nicht so lange –, fordern und fördern wir genau das. 
Daher haben Sie an dieser Stelle schon einmal un-
sere absolute Zustimmung. 

Nun komme ich zu der anderen Seite. Wie ich gerade 
erwähnte, gibt es uns als Partei noch nicht so lange. 
Dementsprechend bin ich noch nicht so lange in der 
Politik. Aber in dieser Zeit habe ich Folgendes ge-
lernt: Wenn eine Regierung weiß, was sie will, legt 
sie einen Gesetzentwurf vor. Wenn sie noch nicht 
weiß, was sie will, oder nicht weiß, wie sie es durch-
setzen soll, oder wenn das, was sie fordert, doch die 
Quadratur des Kreises ist, lässt sie die regierungstra-
genden Fraktionen einen Antrag stellen. 

Das ist ein bisschen das, was wir heute hier lesen. 
Ich spreche sehr gerne zu diesem Thema. Es ist ein 
sehr wichtiges Thema. Aber fünf Minuten zu diesem 
Antrag zu sprechen, ist durchaus ein bisschen 
schwierig. Denn dafür ist sein Inhalt relativ dünn. 

Stichwort „Quadratur des Kreises“: Herr Mostofiza-
deh hat einen der wichtigsten Punkte schon genannt. 
Wenn ich einen Antrag einer ausländischen Fach-
kraft intensiv prüfen möchte, kann ich das entweder 
schnell machen – das ist bestimmt effektiver; dann 
kriege ich einige Anträge mehr durch –, oder ich 
muss mir eine gewisse Zeit dafür nehmen. Im zwei-
ten Fall kann ich eine gewisse Sicherheit herstellen. 
Ich habe selber die Erfahrung gemacht: Wenn ich et-
was fix mache, bekomme ich an einem Tag mehr 
Dinge geschafft; aber sie sind unter Umständen nicht 
so vernünftig gemacht. Und wenn ich es vernünftig 
machen will und die Sicherheit herstellen möchte – 
genau so, wie Sie es gesagt haben –, kann ich es 
entweder langsam und damit gründlich machen oder 
aber – und das ist der zentrale Punkt –, indem ich in 
irgendeiner Art und Weise Ressourcen aufwende, 
mehr Leute einstelle oder andere Strukturen schaffe. 

Aber davon findet sich in Ihrem Antrag nichts. In Ih-
rem Antrag ist nichts darüber zu lesen, wie Sie das 
realisieren wollen. Das sind wirklich viele warme 
Worte. Vieles davon können wir mittragen. Aber das 
ist einfach nichts Konkretes. Da lassen Sie uns ein 
Stück weit im Nebel fischen. Wir überweisen den An-
trag gerne. Aber es ist wirklich die Frage, wie das 
letztendlich werden soll. 

Der andere Punkt bezieht sich auf den Status quo, 
vor den Sie uns jetzt stellen. Inzwischen wird immer 
behauptet – lange wurde das dementiert; aber jetzt 
wird es einfach behauptet –, dass wir eben ein Ein-
wanderungsland sind. Zack! Darüber hat doch nie je-
mand abgestimmt. Das wurde nie besprochen. Par-
lamentarisch hat man das einfach irgendwann als 
gegeben hingenommen. Jetzt ist es halt so. 

Aber man kann sich doch auch angucken: Wie ma-
chen das denn andere, moderne, erfolgreiche Ein-
wanderungsländer? Wie gestalten sie denn Einwan-
derung? Ein Beispiel ist Kanada. Wir plädieren für 
das kanadische Vorbild. Dann werden Sie deutlich 
feststellen: Diese Verfahren sind definitiv nicht so, 
wie wir das machen – ganz im Gegenteil. 

Versetzen Sie sich einmal in die Position. Sie haben 
es in Ihrem Antrag selber geschrieben. 3.600 Perso-
nen, die aus dem medizinischen Sektor kommen, 
möchten hier ein Berufsanerkennungsverfahren ha-
ben. Das ist relativ einfach festzustellen. Da muss 
man in Düsseldorf nur einmal mit dem Taxi fahren. 
Dann trifft man auch den einen oder anderen Arzt, 
der hier jetzt Taxi fährt. Das ist bedauerlich. 

Sie werden feststellen, dass diese Länder sehr rest-
riktiv mit Einwanderung umgehen und gar nicht so of-
fen sind wie wir. Trotzdem kommen die Menschen in 
diese Länder. Trotzdem ist zum Beispiel Kanada ei-
ner der Märkte, für den sich extrem viele Fachkräfte 
interessieren. Warum ist das denn so? Da muss man 
die Diskussion dann auch weiterführen und sagen: 
Nach all den Lohnabzügen, die es hier gibt, nach 
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dem niedrigen Netto vom Brutto, das hier existiert, ist 
es für viele der wirklichen Fachkräfte, der high-end-
spezialisierten Menschen, einfach nicht attraktiv, in 
Deutschland zu arbeiten. Sie gehen nach Kanada. 
Sie gehen in die USA. Sie gehen nach Australien. 
Diese Länder machen das Rennen um die wirklich 
guten Fachkräfte. Die Frage ist immer, ob das dann 
wirklich sozial ist. 

Sie sagen: Die Menschen, die zu uns kommen, muss 
man dann nachqualifizieren. – Ja, genau. Das ist im 
Prinzip ein Stück weit eine erweiterte Armutsmigra-
tion, die da stattfindet. Diese Menschen machen 
dann zwei Jahre einen Sprachkurs und zwei Jahre 
Nachqualifikation. 

Ich frage mich immer: Warum schaffen wir eigentlich 
nicht eigene Studienplätze? Die Menschen bei uns 
wollen doch auch zum Beispiel Mediziner werden. 
Hier gibt es einen Riesenandrang. Man bekommt mit 
einem Schnitt von mehr als 1,0 kaum noch irgendwo 
einen Medizinstudienplatz. Genau da stellt sich doch 
die Frage: Warum fördern Sie nicht die eigenen Men-
schen? 

Es gibt eine neue Studie, die besagt, dass jede 
sechste Studentin unter depressionsähnlichen Symp-
tomen leidet. Da stellt sich ja auch die Frage: Was 
macht Deutschland denn dann im Bildungssystem? 
Ich sehe nicht, dass die Schulen und Universitäten in 
Deutschland so ausgerüstet sind, dass wir überhaupt 
die eigenen Potenziale nutzen. Gleichwohl wollen 
Sie nach anderen Potenzialen fischen. Das ist nicht 
sozial. Und international konkurrenzfähig sind Sie 
schon lange nicht. 

Wenn wir uns angucken, dass Deutschland, wie der 
IWF heute Morgen gesagt hat, netto weniger als 
Uganda besitzt, dann wird klar: Mittlerweile sind wir 
nicht einmal mehr ein reiches Land. Die Nettovermö-
gen in Deutschland sind im Median geringer als im 
europäischen Schnitt. Angesichts dessen kann man 
wirklich nicht von einem reichen Land sprechen. 

Wir müssen uns tatsächlich Gedanken darüber ma-
chen, wie wir ein Einwanderungsgesetz vernünftig, 
zukunftsfähig und tragfähig gestalten können. Denn 
so nebulös, wie Sie es gerade formulieren, sehe ich 
da keine Zukunft. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank. – Für die Lan-
desregierung erteile ich Herrn Minister Laumann das 
Wort. 

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: Sehr geehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich freue mich als 
Arbeitsminister, aber auch als Gesundheitsminister 
natürlich darüber, dass es hier im Plenum eine breite 
Übereinstimmung dahin gehend gibt, dass wir bei der 

Frage der beruflichen Anerkennung von Menschen, 
die zu uns gekommen sind, besser werden müssen. 

Dass entspricht auch meiner Feststellung nach 14 
Monaten im Amt. Die Strukturen sind nicht so, wie sie 
sein müssen, damit es effektiv läuft. Die Wartezeiten 
sind lang. Die Antragsteller wissen nicht, wie weit ihr 
Verfahren ist. Man erhält während des Verfahrens 
kaum Auskünfte darüber, wo es denn hakt. Diese 
Fragen müssen wir schlicht und ergreifend transpa-
renter und besser organisieren. Das werden wir in 
den nächsten Monaten auch tun. 

Ich bin fest davon überzeugt, dass sich in den letzten 
Jahren in unseren Behörden viel Positives getan hat, 
was die Berufsanerkennung angeht – aber noch 
nicht überall und an jeder Stelle. Es gibt auch Struk-
turen bei uns, bei denen man nicht den Eindruck hat, 
dass wir uns über das Kommen von Fachkräften 
freuen. Vielmehr hat man eher den Eindruck, dass 
die Behörde dem sehr neutral gegenübersteht – und 
damit habe ich es nett ausgedrückt. Auch das muss 
sich verändern, wenn wir dieses Personal haben wol-
len, das wir dringend brauchen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Ich will ein Weiteres sagen. Im Gesundheitswesen ist 
das Land in der Frage der Anerkennung ja ganz 
stark, weil wir es alleine in der Hand haben. Im letz-
ten Jahr haben in Nordrhein-Westfalen 1.700 Ärzte, 
die hier studiert haben, ihre Approbation erhalten. 
Gleichzeitig haben wir 1.400 Ärzte aus dem Ausland 
geholt und anerkannt. Allein diese Zahl spricht für 
sich. 

Ich habe wirklich ein schlechtes Gewissen dabei, 
dass es auf der einen Seite für jeden Medizinstudi-
enplatz in Nordrhein-Westfalen elf Bewerbungen gibt 
und dass wir auf der anderen Seite, weil wir die Stu-
dienplätze nicht haben, Ländern die Ärzte abwerben, 
die viel weniger Ärzte haben als wir. Wenn ich dann 
noch den Altersdurchschnitt unserer Ärzte sehe, 
dann weiß ich, was hier in den letzten Jahren ver-
pennt worden ist. 

(Beifall von der CDU, der FDP und der AfD) 

Deswegen schaffen wir auch die Fakultät in Biele-
feld. Deswegen rüsten wir Witten/Herdecke auf, um 
schneller voranzukommen. Wir machen den Quer-
einstieg möglich. Aber ich sage Ihnen: Der Fachkräf-
temangel bei den Ärzten wird uns in den ländlichen 
Regionen noch richtig zu schaffen machen. Denn 
zwei Drittel unserer Ärzte, die dort praktizieren, sind 
schon über 60 Jahre alt. Und wir wissen, wie lange 
die Ausbildungen dauern. Deswegen wird es diese 
Zuwanderung von Ärzten geben müssen. 

Aber ich sage Ihnen ganz offen: Wenn wir in diesem 
Verfahren so viele Anerkennungen haben, dann dür-
fen wir uns in der Frage der Begutachtung nicht von 
KMK-Strukturen in Bonn abhängig machen, die 
lange brauchen, um Gutachten zu machen und im 
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Übrigen auch noch sehr teuer sind. Angesichts die-
ser Zahlen möchte ich schon, dass Nordrhein-West-
falen in der Frage dieser Beurteilungen autarker wird. 
Auch da müssen wir in den nächsten Monaten ver-
suchen, das hinzukriegen. 

(Vereinzelt Beifall von der CDU) 

Nun möchte ich Ihnen gerne etwas zu meiner ganz 
persönlichen politischen Geschichte sagen. Ich war 
junger Abgeordneter im Deutschen Bundestag, als 
seinerzeit die vielen Russlanddeutschen zu uns ge-
kommen sind. Damals sind wir mit deren Anerken-
nung und mit der beruflichen Qualifikation, die sie in 
Russland oder in Osteuropa erworben hatten, nicht 
immer gut umgegangen. Ich weiß, dass manch einer 
von ihnen, obwohl er gute Qualifizierungen hatte, hier 
als Hilfsarbeiter gearbeitet hat. Damals konnte ich 
das aufgrund der politischen Möglichkeiten, die ich 
hatte, nicht ändern. 

Aber eines habe ich mir geschworen: Wenn ich ein-
mal eine Administration leite, was jetzt der Fall ist, 
möchte ich denjenigen, die zu uns gekommen sind, 
weil sie verfolgt werden, jede Chance geben, damit 
sie ihre Talente und Fähigkeiten in diesem Land ein-
setzen können. 

(Beifall von der CDU, der FDP und der AfD)  

Ich will gar nicht pathetisch werden und sagen, dass 
diese Menschen sich in unsere Gesellschaft einbrin-
gen wollen. Das wollen sie auch. Aber es geht 
schlicht und ergreifend auch darum, dass man, wenn 
man in ein Land kommt, natürlich eine Arbeit haben 
will, mit der man eine Wertschöpfung erzielt und von 
der man leben und seine Familie unterhalten kann. 
Es ist ein ganz legitimes Interesse von Menschen, 
mit ihrer Arbeit sich und ihre Familie ernähren zu kön-
nen. Dass man sich damit gleichzeitig für unsere Ge-
sellschaft engagiert, kommt dazu und ist ein Produkt, 
das sich durch Steuern und Sozialbeiträge von sel-
ber ergibt. Aber die Menschen sollen sich hier nicht 
nur einbringen, sondern auch von ihrer Arbeit leben 
können. Dafür müssen sie auch ihre Talente entfal-
ten dürfen. 

Ich habe auch noch einen anderen Ansatz. Es ist 
auch nicht gut, dass Menschen, die qualifiziertere Ar-
beitsplätze einnehmen könnten, einfache Arbeits-
plätze haben, weil ein Teil der Menschen, die hier le-
ben, auch einfache Arbeit braucht. Diese Menschen 
sollen diese Arbeitsplätze auch nutzen können. Des-
wegen ist es auch arbeitsmarktpolitisch sehr wichtig, 
für diejenigen, die mit der modernen theoretischen 
Welt nicht so gut zurechtkommen, diese Arbeits-
plätze zu haben, und denjenigen, die die moderne 
theoretische Welt gut verstehen, andere Arbeits-
plätze zu geben. Dieses Bild habe ich vor Augen. 

Dazu gehört natürlich auch – auch dazu habe ich 
nichts vorgefunden –, dass es für diese Menschen 
Unterstützungsstrukturen geben muss. Es kann 

doch nicht sein, dass wir einer ausländischen Pflege-
kraft sagen: „Du musst dich soundso viele Stunden 
nachqualifizieren“, aber in unserem Land keine ge-
ordnete Struktur haben, in der sie das machen kann. 
Das geht doch nicht. Diese Strukturen müssen natür-
lich in den Pflegeschulen geschaffen werden.  

Wenn die Pflegekräfte aus dem osteuropäischen 
Ausland kommen, arbeiten sie hier als Pflegehilfs-
kräfte, weil sie Geld verdienen müssen, um Lebens-
mittel kaufen und wohnen zu können. Wir brauchen 
Strukturen, die sich an Zeiten am Wochenende oder 
nach Feierabend orientieren, damit sie diese Weiter-
bildung machen können. Alles das ist in diesem Land 
nicht vorhanden gewesen, als ich in das Ministerium 
kam. 

(Beifall von der CDU, der FDP und der AfD) 

Präsident André Kuper: Die Redezeit. 

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: Teilweise waren in den Bezirksre-
gierungen nicht einmal die Stellen, die in diesem Be-
reich vorgesehen sind, besetzt. Deswegen habe ich 
mich entschieden, in meinem Ministerium eine 
Taskforce einzurichten, um die Kompetenzen aus al-
len Abteilungen – Arbeit, Pflege, Gesundheit – zu 
bündeln. 

Wenn es so weit ist, werden wir dem Ausschuss für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales sagen, wie wir uns 
die Strukturen in Nordrhein-Westfalen für die Zukunft 
vorstellen müssen. Ich will, dass unser Land in die 
erste Liga der Anerkennung der Berufe der Bundes-
republik Deutschland aufsteigt. – Schönen Dank. 

(Beifall von der CDU, der FDP und der AfD) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Minis-
ter. – Die Landesregierung hat die Redezeit um 1:53 
Minuten überzogen. Daher frage ich in die Runde: 
Möchte eine der Fraktionen noch das Wort ergrei-
fen? Dann würde ich die entsprechende Redezeit zur 
Verfügung stellen. – Das ist nicht der Fall. Damit 
schließe ich die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Antrags Drucksache 
17/3805 an den Ausschuss für Arbeit, Gesundheit 
und Soziales – federführend –, den Integrationsaus-
schuss sowie den Ausschuss für Wirtschaft, Energie 
und Landesplanung. Die abschließende Abstim-
mung soll im federführenden Ausschuss in öffentli-
cher Sitzung erfolgen. Gibt es jemanden, der gegen 
diese Überweisungsempfehlung stimmen möchte? – 
Gibt es jemanden, der sich enthalten möchte? – 
Dann darf ich feststellen, dass wir die Überwei-
sungsempfehlung einstimmig angenommen ha-
ben. 
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Ich rufe auf: 

6 Demokratiefördergesetz 2.0 – Demokratinnen 
und Demokraten brauchen kontinuierliche De-
mokratieförderung! 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 17/3809 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die Frak-
tion der SPD der Kollegin Müller-Witt das Wort. Bitte 
schön. 

Elisabeth Müller-Witt (SPD): Herr Präsident! Meine 
lieben Kolleginnen und Kollegen! Es ist gerade ein 
gutes Jahr her, dass sich dieses Parlament mit dem 
SPD-Antrag „Wir brauchen ein Demokratieförderge-
setz“ intensiv befasst hat. Warum müssen wir uns 
nun schon wieder mit einem Antrag zur Unterstüt-
zung einer Gesetzesinitiative für ein Demokratieför-
dergesetz befassen? 

Lassen Sie uns auf dieses Jahr zurückblicken. Be-
reits im September 2017 sprachen ausreichend 
Gründe für ein Demokratiefördergesetz. Die Anhö-
rung hat das sehr deutlich gemacht. Allerdings vertrat 
die CDU-Fraktion in der damaligen abschließenden 
Plenardebatte die Ansicht, dass die Forderung nach 
einem solchen Gesetz überholt sei und ausreichend 
Maßnahmen implementiert seien. 

In der Zwischenzeit hat sich leider mehr als deutlich 
gezeigt, dass das nicht der Fall ist. Es wurden zwar 
eine Reihe befristeter Maßnahmen zur Stärkung der 
Demokratie ergriffen, die aber offensichtlich weder 
ausreichend sind noch durch ihre Befristung der tat-
sächlichen Entwicklung gerecht werden. 

In unserer Verfassung wird mehrfach der Begriff „frei-
heitliche demokratische Grundordnung“ verwendet. 
Damit ist die demokratische Grundordnung in 
Deutschland gemeint, in der demokratische Prinzi-
pien und oberste Grundwerte gelten, die unantastbar 
sind. 

Allen voran gehört dazu Art. 1 Abs. 1 Satz 1 Grund-
gesetz: 

„Die Würde des Menschen ist unantastbar.“ 

Vorkommnisse wie jüngst in Chemnitz oder in Dort-
mund zeigen, 

(Zuruf von der AfD) 

dass die laufenden Projekte und Maßnahmen bei 
Weitem noch nicht ausreichen, um allen Menschen 
die demokratischen Grundwerte nahezubringen. 

Auch der aktuelle Verfassungsschutzbericht für 
Nordrhein-Westfalen schildert eine bedenkliche 

Lage. Die Ansichten in der Gesellschaft werden im-
mer extremer. Es gibt so viele Reichsbürger wie noch 
nie. Die Zahl der sogenannten Identitären hat sich 
fast verdoppelt. Ob religiös oder politisch motivierter 
Extremismus – eines verbindet sie alle: die Ableh-
nung der parlamentarischen Demokratie und ihrer 
konstitutiven Grundwerte sowie eine stetig steigende 
Gewaltbereitschaft. 

Immer häufiger wird die Würde von Menschen in un-
serem Land missachtet, ja im wahrsten Sinne des 
Wortes mit Füßen getreten – sei es, weil sie anderer 
politischer Überzeugung sind, sei es, weil sie einer 
Religionsgemeinschaft angehören oder eine andere 
Hautfarbe haben oder zugewandert sind. 

Unser Grundgesetz differenziert aber nicht hinsicht-
lich der Würde der Menschen nach den aufgezählten 
oder irgendwelchen anderen Merkmalen. Der Grund-
rechtschutz gilt für alle Menschen. Demokratien 
zeichnen sich durch Achtung der Menschenrechte, 
Gewaltenteilung, Verantwortlichkeit der Regierung, 
Unabhängigkeit der Gerichte, Gesetzmäßigkeit der 
Verwaltung, ein Mehrparteiensystem sowie gleiche, 
freie und geheime Wahlen aus. 

Diese scheinbaren Selbstverständlichkeiten sind 
heute, 69 Jahre nach Verabschiedung des Grundge-
setzes, offensichtlich nicht mehr allen Menschen in 
diesem Land präsent oder sie werden von ihnen 
nicht mehr respektiert. 

Wir sind deshalb an einem Punkt angekommen, an 
dem wir uns wieder dieses Fundamentes unseres 
Staates vergewissern müssen, nein, es sichern müs-
sen. Ein Fundament ist notwendig und gibt Sicher-
heit. Wenn das Fundament erst einmal Risse be-
kommt, droht das ganze Haus ins Wanken zu gera-
ten und schließlich einzustürzen. Deshalb ist es un-
abdingbar und unverzichtbar, dass bereits in der frü-
hen Kindheit demokratische Spielregeln eingeübt 
und gelebt werden. Das beginnt in der Familie, aber 
auch in unseren Kindergärten und Schulen. Sie sind 
Trainingsorte der Demokratie.  

Wenn sich nun aber zunehmend zeigt, dass das Be-
wusstsein für die Alternativlosigkeit der Demokratie 
schwindet, dann sind die Parlamente gefordert. Wir 
müssen die Strukturen und Mittel bereitstellen, um 
dem schwindenden Zutrauen etwas entgegenzuset-
zen und der Demokratie wieder mehr Leben einzu-
hauchen. Demokratieförderung darf aber nicht nur 
ein zeitlich begrenztes Projekt sein, nein, Demokra-
tieförderung muss zur permanenten Aufgabe wer-
den, die mit der gesellschaftlichen Entwicklung 
Schritt hält. 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Die Redezeit. 
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Elisabeth Müller-Witt (SPD): Das Fundament unse-
res Hauses, die demokratische Grundordnung, be-
nötigt stetige Pflege, um das Entstehen von Rissen 
zu verhindern, um bestehende Risse zu schließen 
und künftige Brüche zu vermeiden. Nur dadurch 
kann die dauerhafte Stabilität des gesamten Hauses 
gewährleistet werden. 

Ich möchte mit Ihrer Erlaubnis, Frau Präsidentin, mit 
einem Zitat von Willy Brandt schließen: „Die Demo-
kratie ist keine Frage der Zweckmäßigkeit, sondern 
der Sittlichkeit.“ – Lassen Sie uns also um der Ver-
antwortung für unser Land willen in diesem Sinne sitt-
lich handeln. – Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Müller-Witt. – Für die CDU-Fraktion 
spricht Herr Dr. Nacke. 

Dr. Stefan Nacke (CDU): Danke schön. – Frau Prä-
sidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der heute 
zu behandelnde Antrag der SPD-Fraktion ist eine 
Wiederauflage eines Antrags, zu dem mein Kollege 
Daniel Hagemeier bereits im März gesprochen hat. 

Mit Bezügen auf bundespolitische Aktivitäten greifen 
Sie erneut die Forderung nach einem sogenannten 
Demokratiefördergesetz auf. Mit einem solchen Ge-
setz wollen Sie das Engagement für Demokratie und 
Vielfalt auf Dauer absichern. Wer ein solches Gesetz 
verhindere, blockiere die Nachhaltigkeit von Demo-
kratieförderung und Gewaltprävention. 

So wortreich Ihr Antrag auch formuliert ist – mir wird 
nicht klar, warum ein solches Gesetz zwingend und 
dauerhaft notwendig sein soll, wie Sie schreiben. Im 
Gegenteil: Ich empfinde die Begrifflichkeit eines De-
mokratiefördergesetzes kontraintuitiv. Das heißt, Sie 
bewirken das Gegenteil von dem, was Sie eigentlich 
erreichen wollen. 

Wenn man so etwas Grundlegendes wie Demokratie 
fördern will, kann man sich doch nicht auf die Formu-
lierung eines Gesetzes beschränken und damit so 
tun, als habe man das Problem bearbeitet. Das ist 
reine Symbolpolitik, und die Wirkung solcher Anträge 
ist fatal. Sie führen zu einer weiteren Beschleunigung 
der Erosion von Voraussetzungen unseres politi-
schen Handelns. 

Auf zwei Punkte möchte ich Sie hinweisen. 

Zunächst möchte ich Ihnen den vielzitierten Satz Ih-
res Parteigenossen und hochgeschätzten Verfas-
sungsrichters, Staatsphilosophen und Juraprofes-
sors Ernst-Wolfgang Böckenförde in Erinnerung ru-
fen: Ein liberaler Staat lebt von Voraussetzungen, die 
er selbst nicht leisten kann. 

Meine Damen und Herren, Böckenförde beschreibt 
damit, dass es etwas der Politik Unverfügbares und 
nicht Sanktionierbares gibt, das dem demokratischen 
Staat vorausliegt, auf das ein liberaler Staat für sein 
Selbstverständnis angewiesen ist. Es geht um Kultur, 
Bildung, gelebte Wertegemeinschaften und Traditio-
nen. Abstrakt gesprochen geht es um Sinnhorizonte, 
die Politik nicht selbst produzieren kann, auf die sie 
aber in ihren Verfahrensabläufen wie bei ihrer inhalt-
lichen Zielorientierung angewiesen ist.  

Politik kann diese Grundlagen nicht selbst herstellen. 
Es ist aber Aufgabe von Politik, in ihrer ganzen The-
menbreite, und es ist Aufgabe aller Demokraten, bei-
zutragen, dass eine Kultur des demokratischen Zu-
sammenlebens nicht behindert, sondern immer wei-
ter und möglichst mehr ermöglicht wird. Mit seinem 
kurzen Satz drückt Böckenförde den Respekt vor 
diesen Voraussetzungen aus, die wie ein kostbares 
Pflänzchen zu hegen und zu pflegen, aber nicht billig 
abzuspeisen sind. 

In der Linie Böckenfördes kann man nicht symbolisch 
ein Demokratiefördergesetz verlangen und damit ein 
anspruchsvolles Thema der gesellschaftlichen Vo-
raussetzungen unseres demokratischen Gemeinwe-
sens wegdelegieren. Von Sozialdemokraten auch in 
diesem Haus hätte ich zum Thema „Demokratie“ 
mehr erwartet als die Wiedervorlage eines auch ge-
danklich unausgegorenen Antragstextes. 

Zum Zweiten. Sie wollen, dass der Landtag fest-
stelle, dass die Politik dafür sorgen solle, dass die 
Wünsche und Probleme von Menschen gehört und 
aufgegriffen würden. Politik müsse nah am Alltag und 
an den Bedürfnissen der Menschen sein. 

Meine Damen und Herren, das ist schon witzig, denn 
es erinnert doch sehr an Aussagen Ihres Fraktions-
vorsitzenden, der in einem „dpa“-Interview vom 
13. Mai 2018, ein Jahr nach der für die SPD verlore-
nen Landtagswahl, selbstkritisch feststellte, dass die 
SPD ihre Wähler nicht ernst genug genommen habe. 
Kutschaty wörtlich: 

„Wenn die Schlaglöcher auf den Straßen nicht re-
pariert werden und sich die Kinder nicht mehr auf 
die Schultoilette trauen, dürfen wir 

– und damit ist die SPD gemeint – 

uns nicht wundern, dass die Menschen das Ver-
trauen in die Politik verlieren.“ 

(Beifall von Michael Hübner [SPD]) 

Vielleicht wäre es besser gewesen, sich rückblickend 
an die eigene Nase zu fassen und an eigene Verant-
wortung zu erinnern, als diesen vorliegenden Antrag 
aufzuwärmen. 

(Beifall von der CDU) 
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Meine Damen und Herren, mit dem Wahlkampfmotto 
„Zuhören. Entscheiden. Handeln.“ haben wir vor an-
derthalb Jahren die Wahl gewonnen. 

(Zurufe von der SPD: Oooh!) 

Das sind für uns nicht einfach dahingesagte Worte, 
sondern das leben wir alltäglich und selbstverständ-
lich. 

Wir machen Sach- und keine Symbolpolitik. Wir ma-
chen es uns nicht so einfach. Wir nehmen das 
Thema der Gefährdung unserer demokratischen Kul-
tur sehr ernst. Deswegen werden wir in diesem Haus 
auf Antrag der CDU-Fraktion am Freitag eine En-
quete-Kommission beschließen, die den Auftrag hat, 
gemeinsam mit Sachverständigen aus Wissenschaft 
und Gesellschaft neue Wege zur Stärkung der parla-
mentarischen Demokratie zu finden. 

Das wird viel Arbeit werden, und wir werden nicht … 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Die Redezeit. 

Dr. Stefan Nacke (CDU): … die eine Lösung für alle 
Probleme finden. Wir werden aber viele Ideen quer 
durch alle Politikbereiche entwickeln. Wir werden 
entsprechende Handlungsempfehlungen formulie-
ren, diese Handlungsempfehlungen diesem Parla-
ment vorlegen und damit die Wirklichkeit konkret ge-
stalten. – Ich danke für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Dr. Nacke. – Für die FDP-Fraktion spricht Frau 
Kollegin Freimuth. 

Angela Freimuth (FDP): Vielen Dank. – Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ja, Demokratieförde-
rung – dazu hat die Kollegin Müller-Witt eine ganze 
Reihe von Punkten angesprochen – ist uns ein ge-
meinsames Anliegen.  

Wir sind davon überzeugt, dass die Demokratie die 
beste und die widerstandsfähigste Staats- und Re-
gierungsform ist, auch wenn wir natürlich jeden Tag 
daran arbeiten, dass unsere Demokratie noch attrak-
tiver und noch intensiver gelebt wird, und dass wir 
auch den Demos – das Volk – tatsächlich gewinnen, 
sich an dem Prozess aktiv zu beteiligen, für die Her-
ausforderungen, vor denen wir stehen, die besten 
Lösungen im Wettbewerb der unterschiedlichen Lö-
sungskonzepte zu finden. – So weit völlig d’accord. 

Wir haben uns mit der Forderung nach einem Demo-
kratiefördergesetz schon einmal beschäftigen dürfen 
und hatten dazu auch eine ausgesprochen intensive 
und gute Sachverständigenanhörung. Natürlich ha-
ben die Sachverständigen insgesamt auch darauf 

hingewiesen, dass es richtig und notwendig ist, De-
mokratieförderung, demokratische Bildung und Ext-
remismusbekämpfung in allen Bereichen unserer 
Gesellschaft mit in den Blick zu nehmen.  

Richtig und wichtig ist deswegen auch, dass wir zum 
Beispiel die Arbeit unserer Landeszentrale für politi-
sche Bildung in besonderer Weise unterstützen. Wir 
haben uns in der Anhörung und in parlamentarischen 
Beratungen im Fachausschuss immer wieder mit 
den Angeboten der Landeszentrale für politische Bil-
dung auseinandergesetzt. Wir unterstützen auch die 
Weiterbildungsträger in unserem Land, die ebenfalls 
attraktive Weiterbildungsangebote in unterschied-
lichsten Schattierungen und Nuancen anbieten. Es 
ist wichtig, dass wir mehr Menschen den Zugang er-
möglichen, sich mit demokratischen Prozessen aus-
einanderzusetzen und demokratische Bildung und 
demokratische Förderung zu erarbeiten. 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Frau Kollegin 
Freimuth, Entschuldigung, dass ich Sie unterbreche. 
Frau Kollegin Müller-Witt würde Ihnen gerne eine 
Zwischenfrage stellen. 

Angela Freimuth (FDP): Bitte sehr, Frau Kollegin. 

Elisabeth Müller-Witt*) (SPD): Vielen Dank. – Frau 
Freimuth, sehen Sie die Ausstattung der Weiterbil-
dungsträger und der Landeszentrale für politische 
Bildung als ausreichend an – so, wie sie auch in dem 
vorgelegten Haushaltsplanentwurf von der Landes-
regierung vorgesehen ist –, oder sind Sie nicht auch 
der Meinung, dass dann, wenn es so ist, wie Sie das 
gerade geschildert haben, ein deutlicher Aufwuchs 
passieren müsste? 

Angela Freimuth (FDP): Frau Kollegin Müller-Witt, 
wir führen jetzt an dieser Stelle keine Haushaltsbera-
tungen. Wir werden das aber in den Haushaltsbera-
tungen miteinander erörtern und wägen; dafür wird 
es dann auch reichlich Möglichkeiten geben. 

Ich möchte aber – weil ich durchaus das teile, was 
Sie an allgemeinen Notwendigkeiten und an allge-
meinem Konsens beschreiben, was Demokratieför-
derung angeht – jetzt auf Ihren Antrag eingehen, und 
da gibt es einige Punkte, bei denen ich mit Ihnen 
nicht mehr d’accord gehe oder eine andere Vorge-
hensweise als sinnvoller erachte. 

Dazu zwei Anmerkungen. Nicht nur, weil wir die De-
batte schon einmal im Landtag hatten – die Frage 
des Demokratiefördergesetzes wird insbesondere 
auch von zahlreichen sozialdemokratischen Politi-
kern auf Bundesebene erörtert. Ich erlaube mir, wie 
auch schon bei der letzten Debatte, durchaus den 
Hinweis: Warum war das im Koalitionsvertrag der 
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letzten Legislatur auf Bundesebene verabredet, fin-
det sich aber in dieser Sondierung bzw. in diesem 
Koalitionsvertrag nicht wieder? Wenn Sie ein solches 
Demokratiefördergesetz auf den Weg bringen, sind 
das doch erst einmal diejenigen, die Sie in der Bun-
desregierung und mit den Mehrheiten im Deutschen 
Bundestag auch tatsächlich erreichen können.  

Wir haben hier im Landtag von Nordrhein-Westfalen 
mittlerweile aber doch eine ganz andere Debatte er-
reicht. Wir haben übermorgen den Antrag der Kolle-
gen der Union auf Einsetzung einer Enquete-Kom-
mission, die sich genau mit der Demokratie und der 
Demokratiestärkung beschäftigen wird. Ich denke, 
dass wir gut beraten sind, wenn wir diese Gespräche 
und Beratungen in der Enquete-Kommission – die 
wir, wenn ich das richtig sehe, gemeinsam auf den 
Weg bringen werden – aufgreifen, um dann zu se-
hen, an welchen Stellen wir landesgesetzlich einen 
Handlungsbedarf haben und welche Schlussfolge-
rungen wir aus den Beratungen der Enquete-Kom-
mission ziehen können, damit wir eine lebendige und 
attraktive Demokratie in unserem Land Nordrhein-
Westfalen und in Deutschland sein und bleiben kön-
nen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Freimuth. – Für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen spricht Frau Kollegin Paul. 

Josefine Paul (GRÜNE): Vielen Dank. – Frau Präsi-
dentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Wir haben 
heute Morgen im Foyer zwei Ausstellungen des 
Volksbundes Deutsche Kriegsgräberfürsorge eröff-
net, die zeigen, wohin es führen kann, wenn interna-
tionale Verständigung, Demokratie, Zivilgesellschaft 
und Menschlichkeit versagen. Es muss uns Mah-
nung und Auftrag zugleich sein, dass wir dagegen 
konsequent arbeiten müssen.  

Das muss uns auch ein Auftrag sein; es muss uns 
ein Zeichen sein, wofür wir eigentlich arbeiten, wofür 
wir gemeinsam hier in diesem Parlament arbeiten, 
aber wofür auch die vielen Engagierten der Zivilge-
sellschaft und überhaupt allgemein in unserer vielfäl-
tigen Gesellschaft jeden Tag arbeiten. Denn klar ist 
doch auch: Demokratie ist keine einmalige Entschei-
dung, sondern sie ist ein konstanter Prozess. Wir 
müssen jeden Tag für und an der Demokratie arbei-
ten.  

Dafür braucht es Projekte, beispielsweise die Aus-
stellung im Foyer zur historisch-politischen Bildung. 
Wir haben insgesamt eine breite Landschaft in die-
sem Land, die auf vielfältigste Art und Weise unter-
schiedlichste Themen aus dem Bereich historisch-
politischer Bildung in den Blick nimmt. Wir haben 
eine breite Gedenkstättenlandschaft, die ganz unter-
schiedliche Themen der Erinnerungskultur aufgreift. 

Wir haben Projekte, die sich mit ganz unterschiedli-
chen Bereichen von Antidiskriminierungsarbeit und 
von konsequenter Arbeit gegen Rechtsextremismus, 
Rassismus, Homophobie usw. beschäftigen.  

Wir brauchen natürlich diese starke Zivilgesellschaft, 
die sich zum einen für Demokratiebildung engagiert 
und zum anderen aber auch klar die Antidiskriminie-
rungsarbeit in den Blick nimmt. Natürlich braucht sie 
dafür verlässliche Unterstützung. Das bedeutet auch, 
dass sie dafür eine nachhaltige Förderung und Fi-
nanzierung braucht.  

Unsere Demokratie ist streitbar und wehrhaft. Dar-
aus ergibt sich zum einen der Auftrag, Gefahr für die 
freiheitlich-demokratische Grundordnung abzuweh-
ren – das ist auch ein Auftrag an uns als Parlament 
und ein Auftrag an den Staat –, und zum anderen 
ergibt sich daraus der Auftrag, proaktiv und präventiv 
zu arbeiten, also Demokratiebildung eben nicht nur 
als Abwehr und Schutz zu sehen, sondern auch als 
Gestaltungsauftrag und präventive Maßnahme.  

Das Bundesprogramm, das auch im Antrag der SPD-
Fraktion genannt wird, „Demokratie leben!“ – wir ken-
nen es alle, und wir kennen die vielfältigen Projekte, 
die damit finanziert werden, die vielfältige gute Arbeit, 
die damit überall in Deutschland geleistet wird –, leis-
tet hierzu einen wichtigen Beitrag.  

Jetzt komme ich zu dem, was Sie kritisieren, Herr 
Dr. Nacke: Was soll denn ein einziges Gesetz tun, 
um Demokratie zu fördern? – Dann haben Sie aber 
den Kern des Gesetzes und den Kern der Forderung 
gar nicht verstanden. Es geht doch gar nicht darum, 
ein Gesetz zu verabschieden, und dann hat man sich 
einmal für die Förderung von Demokratie entschie-
den, dann hat man sich einmal für Demokratie ent-
schieden. Nein, es geht doch darum – so verstehe 
ich jedenfalls das Ansinnen der SPD-Fraktion –, zu 
ermöglichen, dass die Projektmittel, die sich im Pro-
jekt und im Bundesprogramm „Demokratie leben!“ 
befinden, auf einer gesetzlichen Grundlage verstetigt 
werden, damit eben die wichtigen Projekte dauerhaft 
gefördert werden können.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Darum geht es. Es geht nicht um eine einmalige Ent-
scheidung für die Demokratie, sondern es geht da-
rum, eine verlässliche gesetzliche Grundlage zu 
schaffen, damit all die Dinge, die Sie angesprochen 
haben, die Sie in Ihrer Enquetekommission bespre-
chen möchten, tatsächlich finanziert werden können.  

Ich gebe Ihnen vollkommen recht: Es ist gut, dass wir 
eine solche Enquetekommission machen. Es ist gut, 
dass der Landtag jetzt kontinuierlich und in weiterer 
Tiefe – wir beide haben schon einmal gemeinsam in 
einer Enquetekommission gesessen – von Grund 
auf diese Diskussion führt.  
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Ich will aber auch sagen: Es ist nicht allein seligma-
chend, hier in einer Enquetekommission über Demo-
kratie zu sprechen, sondern es gibt heute auch in lan-
despolitischer Verantwortung schon genügend An-
satzpunkte, um Demokratiebildung, historisch-politi-
sche Bildung und Antidiskriminierungsarbeit weiter 
zu stärken und zu unterstützen. Dazu gehört natür-
lich, dass wir Partizipation in Kita und Schule weiter 
stärken; denn auch hier ist es nicht so, dass Demo-
kratie einfach ein Bildungsinhalt ist, sondern Demo-
kratie kann nur gelernt werden, indem man sie lebt. 
Da gibt es Bereiche, in denen wir durchaus die De-
mokratie noch stärken können. 

Ich sehe, der Kita-Minister ist auch anwesend. Die 
Partizipation bereits im Kita-Alter zu verankern, ist 
ein ganz wichtiger Auftrag, den wir auch mit dem 
neuen Kita-Gesetz verbinden werden in der Hoff-
nung, dass das dort einen wichtigen Bereich einneh-
men wird.  

Auch andere Bereiche, die wir in NRW bereits auf 
den Weg gebracht haben, wie beispielsweise das 
Handlungskonzept gegen Rechtsextremismus, müs-
sen konsequent umgesetzt werden. Das muss auch 
mit finanziellen Mitteln verlässlich hinterlegt sein. Das 
gilt auch für Projekte wie „NRWeltoffen“. Das sind 
Dinge, die sich schon konkret auf dem Weg befinden.  

(Vereinzelt Beifall von den GRÜNEN und der 
SPD) 

Die müssen wir weiterhin stärken. Dazu brauchen wir 
keine Enquetekommission – die ich nach wie vor für 
richtig halte –, sondern dafür brauchen wir im Haus-
halt zur Verfügung gestellte Mittel, um die Arbeit der 
Menschen vor Ort zu unterstützen.  

Eine kleine kritische Anmerkung gestatten Sie mir 
aber noch zu Ihrem Antrag. Ich bin nämlich über die 
Formulierung „Vielfalt kann verunsichern“ gestolpert. 
Ich möchte gerne, dass wir das hier miteinander an-
ders besprechen. Vielfalt kann herausfordern. Vielfalt 
ist aber in erster Linie eine Chance. Vielfalt ist etwas, 
was wir im Zusammenleben unserer Gesellschaft ge-
meinsam gestalten. Verunsicherung entsteht … 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Die Redezeit. 

Josefine Paul (GRÜNE): … in erster Linie da, wo 
Unwissenheit grassiert. Dagegen müssen wir ge-
meinsam arbeiten. Vielleicht lassen wir dann das 
nächste Mal diese Verunsicherungsformulierung ein-
fach weg. – Danke schön. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Paul. – Für die AfD-Fraktion spricht 
Herr Kollege Wagner. 

Markus Wagner (AfD): Vielen Dank. – Sehr geehrte 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Liebe Reste der SPD! Sie haben hier einen 
Antrag vorgelegt, den Sie doch tatsächlich allen 
Ernstes Demokratiefördergesetz nennen. Wie so oft 
treiben Sie dabei mit eigentlich hehren Begriffen wie 
„Toleranz“, „Anstand“ oder wie in diesem Fall „Demo-
kratie“ Schindluder.  

Viel zu häufig geht es Ihnen dabei aber leider gar 
nicht um die tatsächliche Förderung von echter Tole-
ranz, von wirklichem Anstand und der Demokratie, 
wie sie von der griechischen Antike bis hin zu den 
Vätern und Müttern unseres Grundgesetzes gedacht 
und entwickelt wurde. Regelmäßig geht es allzu vie-
len von Ihnen stattdessen nur um eines: Ihren Macht-
erhalt! 

(Beifall von der AfD) 

Es geht Ihnen nicht nur um die Demokratie als solche 
und auch nicht um die Demokratie als Ganzes, son-
dern zu oft nur um Ihr Parteiinteresse und um Ihre 
Deutungshoheit. Sie wollen bestimmen, und zwar al-
leine, was Demokratie ist und was nicht.  

(Zuruf von der SPD) 

Sie haben sich ein ganzes System geschaffen, um 
sich selbst auf Kosten der Steuerzahler zu alimentie-
ren.  

(Zuruf von Josefine Paul [GRÜNE]) 

Parteienfinanzierung, parteiendominierter öffentlich-
rechtlicher Rundfunk, Fraktionsmittel, Stiftungsgel-
der, Bundes- und Landeszentralen für politische Bil-
dung und, und, und. Dazu schaufeln Sie in den letz-
ten Jahren auch noch Millionen um Millionen Steuer-
gelder an sogenannte NGOs, also an Ihre ideologi-
schen Vorfeldorganisationen.  

(Beifall von der AfD) 

Mit dem heutigen Antrag wollen Sie das noch weiter 
ausbauen und verstetigen. 

Ich sage Ihnen: Wir benötigen keine Abermillionen 
für eine nur sogenannte Demokratieförderung. Ihre 
grottenschlechte Politik findet auch durch teure 
Werbe- und Manipulationsprogramme keine dauer-
hafte Unterstützung, meine Damen und Herren. 

(Beifall von der AfD – Josefine Paul [GRÜNE] 
schüttelt mit dem Kopf.) 

Sie haben sich selbst delegitimiert. Sie haben diese 
Krise ausgelöst, in der Sie sich befinden, und Sie 
müssen diese nun auch ausbaden. Das kann man 
auch Gerechtigkeit nennen – ein Begriff, mit dem Sie 
sich früher mal beschäftigt haben. Nur: Wer nicht 
selbst für seine Fehler einsteht, wird eben vom Wäh-
ler verantwortlich gemacht. Aber aus Ihrer Krise darf 
keine Krise des Staates werden. Aus Ihrer Delegiti-
mation darf keine Delegitimation unserer Ordnung 
werden. 
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Hören Sie endlich auf, auf Ihrem Weg in den Bedeu-
tungsverlust immer mehr Begrifflichkeiten umdeuten 
zu wollen. Was Sie in den letzten Jahren unter dem 
Begriff „liberale Demokratie“ subsumieren wollen, ist 
ganz bestimmt nicht das, was ihren Begründern da-
bei vorschwebte. Vielleicht lesen Sie dazu noch ein-
mal bei Alexis de Tocqueville nach. 

(Zuruf von Dr. Nadja Büteführ [SPD]) 

Wer Regierungskritik übt, ist bei Ihnen ein staats-
feindlicher Hetzer. Wer für den Erhalt von Recht und 
Gesetz eintritt, ist ein Faschist. Und wer die Probleme 
Ihrer Multikultiseligkeit beschreibt, ist ein Nazi. Doch 
die Menschen beugen sich Ihren Diffamierungskam-
pagnen nicht mehr. Das ist Ihr eigentliches Problem, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall von der AfD – Josefine Paul [GRÜNE] 
und Christian Dahm [SPD] schütteln mit dem 
Kopf.) 

Aber was verstehen Sie eigentlich unter Demokratie? 
Bei einem SPD-Parteifest veranstalten Sie ein soge-
nanntes Rechtspopulisten-Dosenwerfen.  

(Helmut Seifen [AfD]: Menschenwürde?) 

Auf wen soll da geworfen werden? In einer Reihe ste-
hen da Ihr eigener Parteigenosse Thilo Sarrazin, un-
sere Alice Weidel, der Bundesinnenminister und die 
verurteilte Naziterroristin Beate Zschäpe. – Sagen 
Sie mal in der SPD: Ticken Sie eigentlich noch ganz 
richtig? 

(Beifall von der AfD) 

Der Innenminister, Frau Weidel und eine verurteilte 
Terroristin sind für Sie ein und dasselbe? – Das ist 
keine Demokratieförderung, meine Damen und Her-
ren, das ist Demokratieverachtung. 

(Beifall von der AfD) 

Ich erwarte von Ihnen, dass Sie sich endlich von den 
Extremisten in Ihren Reihen distanzieren.  

(Josefine Paul [GRÜNE]: Haben Sie auch ei-
nen Satz zur Sache?) 

Ducken Sie sich nicht feige weg, sondern machen 
Sie öffentlich klar, dass Sie mit solchen Radikalinskis 
nicht in einer Partei sein wollen. 

(Josefine Paul [GRÜNE]: Fünf Minuten kön-
nen sehr lang sein!) 

Stattdessen wollen Sie ganz demokratisch lieber so 
verdiente und beliebte Sozis wie Thilo Sarrazin und 
Heinz Buschkowsky ausschließen. Das ist geradezu 
zum Fremdschämen. 

(Zuruf von der SPD) 

Als sei das noch nicht genug, um noch mehr Wähler 
von der SPD zur AfD zu lotsen, beweisen Sie in die-
sen Tagen auch noch gleich, für was Ihr Laden vor 

allem gut ist: nämlich für Postengeschacher und Äm-
terpatronage. Ihrem abgehalfterten Genossen Mach-
nig wollen Sie mal eben einen 200.000-Euro-Job zu-
schanzen. Von dem Job hat er zwar keine Ahnung, 
aber Sie sind der Meinung, der stünde der SPD zu. – 
Nein, das steht Ihnen eben nicht zu. Hören Sie end-
lich auf mit Ihrer Parteibuchwirtschaft! Das wäre ein 
Schritt zur Demokratieförderung, meine Damen und 
Herren. 

(Beifall von der AfD) 

Eine tatsächliche Förderung der Demokratie begrü-
ßen wir. Genau deshalb lehnen wir Ihren Selbstbe-
dienungsantrag, den Selbstbedienungsantrag der 
abstürzenden SPD, ab. – Ich danke Ihnen. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Das war er Ab-
geordneter Wagner für die AfD-Fraktion. – Für die 
Landesregierung hat jetzt Herr Minister Dr. Holthoff-
Pförtner in Vertretung von Frau Ministerin Pfeiffer-
Poensgen das Wort. 

Dr. Stephan Holthoff-Pförtner, Minister für Bun-
des- und Europaangelegenheiten sowie Internatio-
nales: Danke. – Sehr verehrte Frau Präsidentin! Sehr 
verehrte Abgeordnete! Liebe Frau Kollegin Müller-
Witt, die Notwendigkeit Ihres Anliegens ist gerade et-
was unfreiwillig aktualisiert worden. 

(Beifall von der CDU, der SPD, der FDP und 
den GRÜNEN – Josefine Paul [GRÜNE]: Der 
Anlass des Antrags sitzt ja direkt hier! – Ge-
genruf von der AfD) 

– Entschuldigung, es war nicht meine Absicht, Sie zu 
wecken. 

(Vereinzelt Heiterkeit – Zuruf von Andreas 
Keith [AfD]) 

Die Landesregierung hat am 21. März 2018 hier im 
Plenum über ein Demokratieförderungsgesetz de-
battiert. Seitdem hat sich der Sachstand nicht geän-
dert. Die Beratungen auf Bundesebene sind nicht ab-
geschlossen. 

Das heißt nicht, dass wir nichts tun können – ganz im 
Gegenteil: Die Landesregierung sieht den Mittel-
punkt ihrer Arbeit in Nordrhein-Westfalen. Wirksame 
Demokratieförderung und Prävention brauchen kon-
tinuierliche und passgenaue Programme vor Ort. In 
diesem Sinne ist die Demokratieförderung fester Be-
standteil der Arbeit der Landesregierung. 

Das integrierte Handlungskonzept gegen Rechtsext-
remismus und Rassismus werden wir weiterentwi-
ckeln. Daran arbeitet die Landesregierung parallel 
zum Umsetzungsbericht. Dieser Prozess soll partizi-
pativ unter Berücksichtigung neuer Herausforderun-
gen neu entwickelt werden. 
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Die Arbeit der Landeszentrale für politische Bildung 
steht auf der Agenda der NRW-Koalition an vorders-
ter Stelle. Insbesondere die geschichtliche und die 
politische Allgemeinbildung stehen im Fokus. Damit 
leisten wir einen Beitrag zu wirksamer Prävention ge-
gen jede Form von Extremismus. 

Ziel ist es, dass sich junge Menschen als informierte 
Staatsbürgerinnen und Staatsbürger in unser Ge-
meinwesen einbringen und sich in ihm engagieren. 

Eine wichtige Rolle für das demokratische Bewusst-
sein bilden Gedenkstätten gerade unserer Vergan-
genheit. Sie führen uns die Verantwortung jedes Ein-
zelnen für eine demokratische Gesellschaft vor Au-
gen. Damit fördern wir das Verständnis, dass Demo-
kratie leider nicht selbstverständlich ist, sondern ein 
Bewusstsein verlangt, das auch jeden Tag gelebt 
werden muss. – Ich danke Ihnen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Minister Dr. Holthoff-Pförtner. – Weitere Wort-
meldungen liegen nicht vor, sodass sich die Ausspra-
che zu Tagesordnungspunkt 6 an dieser Stelle 
schließen kann. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Antrags Drucksache 
17/3809 an den Hauptausschuss – federführend – 
und zur Mitberatung an den Ausschuss für Familie, 
Kinder und Jugend sowie an den Ausschuss für 
Schule und Bildung. Die abschließende Abstimmung 
soll im federführenden Ausschuss in öffentlicher Sit-
zung erfolgen. Möchte jemand gegen die Überwei-
sung stimmen? – Das ist nicht der Fall. Enthaltun-
gen? – Gibt es auch keine. Dann haben wir den An-
trag so überwiesen. 

Ich rufe auf: 

7 Gründungen fördern statt Programmbürokra-
tie: Hochschul-Gründerbudgets einführen 

Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 17/3795 

Ich eröffne die Aussprache. Als erster Redner hat für 
die antragstellende Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
Herr Kollege Bolte-Richter das Wort. 

Matthi Bolte-Richter (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Wer etwas verän-
dern will, braucht Mut. Wer etwas Neues schaffen 
will, braucht Mut. Wir haben viele dieser mutigen 
Menschen in unserem Land. Ich habe bei meiner 
Start-up-Tour in diesem Jahr – ebenso wie viele Kol-

leginnen und Kollegen bei ihren Unternehmensbesu-
chen – viele dieser Menschen kennengelernt: Inno-
vatorinnen und Innovatoren, die den Standort Nord-
rhein-Westfalen fit machen für die Zukunft, die die Di-
gitalisierung gestalten, die die Welt bewegen. 

Unser Land verändert sich durch die Digitalisierung 
tiefgreifend und rasend schnell. Wir wollen diesen 
Wandel mit Mut und Zuversicht gestalten. Wir Grüne 
streiten für eine Digitalisierung, die dem Planeten 
und den Menschen dient. Wir stellen die Chancen 
der Menschen in den Mittelpunkt, und eine dieser 
Chancen ist es, durch digitale Innovationen das 
Klima zu schützen, die Wirtschaft zukunftssicher auf-
zustellen und den sozialen Zusammenhalt zu stär-
ken. 

An diesen Punkten werden die Unterschiede zwi-
schen unserer Herangehensweise und der der Lan-
desregierung sichtbar. Für uns sind Start-ups nicht 
allein eine schöne Kulisse für gelungene Schwarz-
Weiß-Fotos. Man musste nicht erst auf die Unterrich-
tung heute Morgen warten, um festzustellen: Wo au-
ßen „Innovation“ und „Start-up“ draufsteht, steckt bei 
Schwarz-Gelb immer noch RWE drin. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Gründungen als Innovationstreiber müssen gut fi-
nanziert sein; Studierende und Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftler müssen leicht an die Förderung 
kommen können. Wir machen Ihnen heute einen gu-
ten und pragmatischen Vorschlag, wie das in Zukunft 
leichter gehen kann. Dabei stellen wir die Möglichkei-
ten und die Kenntnisse der Hochschulen in den Mit-
telpunkt. Sie sollen mehr Freiheit bei der Förderung 
von Gründungen erhalten. Wir bauen Bürokratie ab, 
wo sie Innovation bremst. Das machen wir anders als 
Schwarz-Gelb. Bei Ihnen steht auch oft „Bürokratie-
abbau“ drauf, und in Wahrheit schwächen Sie die 
Studierendenrechte, Sie reduzieren hochschulin-
terne Mitbestimmung und Sie gängeln die Studieren-
den. 

Wir wollen es mehr Studierenden ermöglichen, direkt 
aus dem Hörsaal in ein Start-up zu starten. Eine be-
kannte, wenn nicht sogar die zentrale Herausforde-
rung ist die Gründungsfinanzierung. Das Gründersti-
pendium – das erkennen wir gern an, Herr Minister 
Pinkwart – läuft gut an. Das freut uns sehr. Wir brau-
chen aber mehr, gerade wenn wir die Potenziale an 
den Hochschulen nutzen wollen, wenn es um die 
Gründungsförderung an den Hochschulen geht. Die 
Hochschulen sind der Ort, an dem in unserem Land 
gesellschaftlicher Fortschritt gestaltet wird. Gründe-
rinnen und Gründer sind Antrieb und Transmissions-
riemen dieses Fortschritts, und deshalb wollen wir, 
dass die Gründerförderung zur dauerhaften Third 
Mission der Hochschulen wird. 

Wir müssen wegkommen von der Programmbüro-
kratie und hinkommen zu einer einfachen und unbü-



Landtag   10.10.2018 

Nordrhein-Westfalen 73 Plenarprotokoll 17/36 

 

rokratischen Förderung von Gründerinnen und Grün-
dern. Die Hochschulen kennen potenzielle Gründe-
rinnen und Gründer am besten. Sie können ihre 
Chancen und Potenziale am besten und am leichtes-
ten einschätzen und bewerten. Sie haben mit vielen 
dieser jungen Menschen in Gründerzentren zusam-
mengearbeitet und sie durch Beratungsangebote un-
terstützt. 

Was aber fehlt, ist die Möglichkeit, Studierende bei 
der Gründung direkt auch finanziell zu fördern. Das 
möchten wir ändern, indem wir zukünftig Gründer-
budgets für die Hochschulen direkt zur Verfügung 
stellen wollen. Dadurch können Mittel leichter, 
schneller und vor allem unbürokratischer ausgezahlt 
werden. Gerade in einem hochinnovativen und sehr 
dynamischen Umfeld sind schwerfällige Bewilli-
gungsverfahren ein großes Ärgernis für Gründerin-
nen und Gründer und zudem ein Faktor, der Innova-
tion in unserem Land bremst. 

Im Rahmen der Hochschulverträge soll festgelegt 
werden, dass diese Mittel, diese Gründerbudgets als 
zweckgebundene Verausgabung von den Hoch-
schulen genutzt werden müssen, um Ausgründun-
gen aus den Hochschulen gezielt finanziell zu unter-
stützen. Dadurch können wir Innovationspotenzial 
freisetzen und weiter ausschöpfen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir stellen die Stu-
dierenden, die Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler, ihre Kreativität und ihren Mut in den Mittel-
punkt unserer Überlegungen. Ich würde mich sehr 
freuen, wenn Sie dabei sind. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Bolte-Richter. – Für die CDU-Fraktion 
spricht Herr Kollege Braun. 

Florian Braun (CDU): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Ich freue mich, 
dass wir heute erneut die Gelegenheit nutzen, um 
über die Perspektiven von Gründerinnen und Grün-
dern und die Chancen von Ausgründungen zu spre-
chen.  

Herr Bolte-Richter hat gerade von Mut und Zuver-
sicht gesprochen, die wir den Menschen in unserem 
Land zusprechen wollen. Das hat unsere vollste Un-
terstützung. Denn wenn wir politische Einigkeit be-
weisen bei dem Gedanken, junge Menschen für 
Gründungen zu begeistern, dann steht es auch gut 
um die Zukunft unseres Landes. Wenn wir junge 
Menschen fördern, um mit ihren innovativen Ideen ei-
nen Unternehmensaufbau zu wagen, steht es eben-
falls gut um die Zukunft unseres Landes. 

Ich glaube, wir alle wollen dieses Forschungs- und 
Entwicklergen der Jugend am Leben halten, viel-
leicht sogar wieder erwecken und weiter entwickeln. 
Dieser Gedanke begleitete jedenfalls auch die Arbeit 
von uns als NRW-Koalition und der Landesregie-
rung. Schon in unserem Koalitionsvertrag steht – 
wenn ich zitieren darf –: 

„In diesem Sinne werden wir die Menschen und 
Unternehmen von überbordender Bürokratie be-
freien, Investitionen wieder beflügeln und die Zu-
kunftsfähigkeit unserer Wirtschaft durch eine for-
schungs- und gründerfreundliche Innovationspo-
litik unterstützen.“ 

Deswegen kann ich, Herr Bolte-Richter, den Satz 
aus dem Antrag der grünen Fraktion unterstreichen. 

„Notwendig ist ein Umdenken: weg von der Pro-
grammbürokratie, hin zu einer einfachen und un-
bürokratischen Förderung von Gründerinnen und 
Gründern.“ 

So weit, so gut. Aber, mit Verlaub: Auf genau diesem 
Weg befinden wir uns seit Regierungsübernahme 
und leisten einen Beitrag nach dem anderen, um die-
ses Umdenken peu à peu voranzutreiben. Durch die 
Entfesselungspakete schaffen wir Bürokratieabbau, 
zum Beispiel bei der digitalen Gewerbeanmeldung. 
Es gibt immer mehr Hubs, Startercenter, Inkubatoren 
und weitere Ansprechpartner vor Ort und an den 
Unis, die beim Wunsch nach Gründungen suppor-
ten – direkt und unmittelbar. 

Durch das Gründerstipendium 1.000 mal 1.000 – das 
hat vorhin auch Ihr Lob empfangen – schaffen wir 
eine dezentrale unbürokratische Möglichkeit für 
Gründerunterstützungen. In zwei der entscheiden-
den Gründerphasen, der Pre-Seed- und Seed-
Phase, gibt es für 1.000 Gründer 1.000 € im Monat 
für ein ganzes Jahr – ein Konjunkturprogramm für 
gute Ideen in unserem Land. 

(Beifall von der CDU) 

Wir leisten dazu einen Beitrag durch unsere aktuelle 
Forderung nach einem Urlaubssemester für Grün-
der, das in das neue Hochschulgesetz eingebarbeitet 
werden soll, damit sich die Gründer voll und ganz auf 
ihre Projekte fokussieren können, und zwar genau zu 
dem Zeitpunkt, zu dem die Idee gärt. Dann können 
die Klausuren ruhigen Gewissens mal eine Zeit lang 
auf die lange Bank geschoben werden, und trotzdem 
bleiben alle Chancen erhalten. 

(Matthi Bolte-Richter [GRÜNE]: Hauptsache, 
der Dozent vergisst es nicht!) 

Es gibt bereits bestehende, durchaus bewährte Kon-
zepte wie das Programm „START-UP-Hochschul-
Ausgründungen“, das übrigens von den Grünen initi-
iert wurde. Das sind Mittel, die die Hochschulen 
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schon heute beantragen können, um Gründungspro-
jekte zu fördern. Eine Expertenjury entscheidet über 
die Vergabe. 

Lassen Sie das alles mal sacken. Ich behaupte, das 
ist ein recht rundes Paket. Das muss ja nicht dazu 
führen, die Augen vor neuen Ideen zu verschließen.  

Die Grünen beantragen nun, die Mittel der soge-
nannten START-UP-Hochschul-Ausgründungen 
pauschal und ohne jegliches Entscheidungsverfah-
ren an die Hochschulen zu geben. Eine gute Idee? 
Die Grünen begründen ihren Antrag damit, Ausgrün-
dungen fördern zu wollen. Das leistet das aktuelle 
Programm bereits jetzt.  

Darüber hinaus darf man nüchtern festhalten: Die 
Budgets des Programms speisen sich hauptsächlich 
aus europäischen EFRE-Mitteln. Diese können, was 
sicherlich die allermeisten in diesem Raume wissen, 
nicht einfach irgendwem zur freien Verfügung über-
wiesen werden. Dafür braucht es Nachweise, 
schlicht und einfach.  

Wenn wir auf die EU-Mittel verzichten und lediglich 
auf die verbliebenen Kofinanzierungsmittel des Lan-
des abstellen, dann wird, sehr geehrter Herr Kollege 
Bolte-Richter, aus dem Programm schnell nur noch 
ein Progrämmchen. Ob das wirklich in Ihrem Sinne 
ist, wage ich zu bezweifeln. 

Das Programm läuft in der aktuellen Auflage erst an. 
Die Frage, welche Hochschule in welchem Umfang 
Unterstützung für die Gründungsvorhaben erhält, 
entscheidet sich frühestens im nächsten Monat. Erst 
dann werden wir wissen, wie die Resonanz und die 
Verteilung der aktuellen Fördermittel aussehen. 
Dann laufen die Projekte erst einmal 18 Monate. Das 
heißt, die Gelder sind bereits verplant und veraus-
gabt. Vielleicht wollen wir uns diese Gedanken in ein, 
zwei Jahren noch einmal machen, wenn tatsächlich 
die Chance einer Neuzuordnung der Gelder besteht. 
So jedenfalls steht Ihr Antrag im luftleeren Raum. 

Es werden noch nicht einmal Gedanken dazu zu Pa-
pier gebracht, wie hoch die Gründerbudgets sein sol-
len, wie sie finanziert werden sollen – wenn nicht aus 
EFRE-Mitteln – und nach welchem Schlüssel die 
Hochschulen die Gelder erhalten sollen. Machen wir 
uns doch nichts vor: Auch an den Hochschulen 
müsste entschieden werden, wer welche Mittel er-
hält.  

Da macht ein Expertenkreis, bei dem sich die Hoch-
schulen gemeinsam mit den Gründerinnen und 
Gründern mit ihrer Idee das erste Mal beweisen kön-
nen, ganz einfach Sinn, wenn man den Zuschlag von 
immerhin bis zu 240.000 Euro pro Projekt erhalten 
möchte. 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Die Redezeit. 

Florian Braun (CDU): Dieser Kreis ist kein Akt der 
Bürokratie, sondern er dient der Qualitätssicherung 
und der Bestenauslese. 

Im Ziel sind wir uns also weiter einig: Wir brauchen 
Innovation und Unternehmertum in unserem Land. 
Der vorliegende Antrag erscheint aber noch unaus-
gegoren und lässt Fragen offen. 

Wenn Sie uns als regierungstragende Fraktionen 
sinnvolle Ideen für die Weiterentwicklung der Grün-
derlandschaft in unserem Land unterbreiten wollen, 
dann muss da noch etwas mehr Fleisch an den Kno-
chen. So ist es eher – wenn überhaupt – eine Kraft-
brühe. Ich bin gespannt, ob in den Ausschussdebat-
ten noch das Fleisch hinzukommt. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Braun. – Für die SPD-Fraktion spricht 
Herr Kollege Bell. 

Dietmar Bell (SPD): Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Der Antrag von 
Bündnis 90/Die Grünen suggeriert, dass die vorbe-
haltlose Überweisung von Haushaltsmitteln in einen 
Gründungsfonds der Hochschulen die Lösung ist, 
um Ausgründungen unbürokratisch durch Hochschu-
len unterstützen zu lassen. Er behauptet zudem, 
dass den Hochschulen bisher die Möglichkeit fehlt, 
Gründungswillige selbst zu fördern. 

Abgesehen davon, dass ich beim Antragsteller zur-
zeit die politische Linie in Fragen von Governance 
und Autonomie der Hochschulen nicht mehr so ganz 
erkennen kann, habe ich aktuell nicht den Eindruck, 
dass die Hochschulen nicht in der Lage sind, Start-
ups und Entrepreneurships sehr massiv unterstützen 
zu können. 

Fakt ist, dass an den Hochschulen neben den staat-
lichen Programmen, die von Ihnen dargestellt wor-
den sind, bereits umfangreiche Formen der Zusam-
menarbeit mit Geldgebern existieren. Schauen Sie 
sich an, wie Inkubatoren und andere Dinge gebaut 
sind: In der Hochschullandschaft in Nordrhein-West-
falen ist es bereits so, dass die Hochschulen in viel-
fältigen Kooperationen mit Geldgebern wie der 
NRW.BANK und anderen in Netzen zusammenar-
beiten, um Gründungen unterstützen zu können.  

Wir reden nicht nur über Zuschüsse aus staatlichen 
Mitteln, sondern wir reden auch darüber, wie Grün-
derinnen und Gründer in Netzwerken unter anderem 
durch Geldgeber unterstützt werden können, die 
häufig die Rolle von Mentorinnen und Mentoren 
übernehmen. 

Die Landschaft in Nordrhein-Westfalen ist an dieser 
Stelle ausgesprochen bunt. Sie ist zum jetzigen Zeit-
punkt auf einem guten Weg, wie ich finde. Das zeigt 
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auch die Entwicklung an den Hochschulen der letz-
ten drei, vier Jahre. Ich verweise nur auf die wirklich 
vorbildlichen Aktivitäten in Köln, Wuppertal, Aachen, 
Paderborn und anderswo. Daran kann man klar er-
kennen, wie viel mittlerweile an den Hochschulen 
passiert und was gebündelt nach vorne getragen 
wird. 

Ich will deutlich sagen, dass meine Fraktion einer De-
batte über Veränderungen und Entbürokratisierung 
in diesem Bereich überhaupt nicht ausweichen will. 
Man kann fragen: Was kann verändert werden? Was 
kann besser gemacht werden? – Aktuell ist die NRW-
Förderung jedenfalls gekoppelt – ich finde, Sie haben 
das richtig dargelegt –, und zwar als eine gemein-
same Förderung aus Landeszuschuss und aus 
EFRE-Mitteln.  

Das hat für den Antragsteller im Übrigen den Vorteil, 
dass es eine bestimmte Art von inhaltlicher Ausrich-
tung gibt. Im EFRE-Programm werden zielgerichtet 
inhaltliche Förderschwerpunkte gesetzt, die nach 
vorn gebracht werden können. Das halte ich für ei-
nen nicht unwesentlichen Faktor bei der Frage, wie 
man mit den nicht so zahlreichen staatlichen Mitteln, 
die im Projekt vorhanden sind, umgeht.  

Ich persönlich glaube übrigens, dass die Forderung, 
die hier erhoben wird, nicht ohne Änderung des 
Haushaltsrechts vonstattengehen kann. Vor dem 
Vorschlag, die Gelder einfach an die Hochschulen zu 
vergeben, damit diese die Mittel freihändig an Grün-
der auskippen, würde ich unsere Hochschulen sehr 
gern schützen wollen.  

Das Ganze wird möglicherweise durch den Landes-
rechnungshof überprüft. Wenn es keine klaren 
Vergabekriterien gibt, unter denen Mittel ausgekippt 
werden, geraten wir möglicherweise in die Situation, 
dass all diejenigen, die an diesen Projekten arbeiten, 
auch innerhalb der Hochschulen große Legitimati-
onsprobleme bekommen. Wenn die Rahmenvorga-
ben nicht klar sind, kann das heftige Auseinanderset-
zungen nach sich ziehen, die in die Hochschulen ge-
tragen werden. Ich glaube, das hier andiskutierte Mit-
tel ist nicht wirklich geeignet. 

Für Debatten über diese Fragen sind wir jederzeit of-
fen.  

Hier wird deutlich suggeriert: Wir haben den Stein der 
Weisen gefunden. – Leider sinkt der Stein, wenn 
man ihn ins Wasser schmeißt, schnell nach unten. 
Wir stimmen der Überweisung natürlich gerne zu und 
freuen uns auf die Debatte im Ausschuss.  

(Beifall von der SPD – Vereinzelt Beifall von 
den GRÜNEN – Beifall von Florian Braun 
[CDU]) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Bell. – Für die FDP-Fraktion spricht Herr 
Kollege Körner.  

Moritz Körner (FDP): Frau Präsidentin! Liebe Kolle-
ginnen, liebe Kollegen! Wir erleben jetzt den zweiten 
Antrag der Grünen zu diesem Thema. Nach dem 
letzten Plenum hatte ich ein wenig das Gefühl, dass 
hier Beziehungstraumata aufgearbeitet werden sol-
len. Erst kommen die Grünen mit tollen Vorschlägen, 
was man alles an den Hochschulen ändern müsste, 
und dann kommt die SPD-Fraktion und stellt dar, 
dass das alles nicht so einfach ist und vieles  

(Zuruf von Dietmar Bell [SPD]) 

– ich verteidige gerade die SPD-Fraktion – schon auf 
den Weg gebracht worden ist.  

Wenn vonseiten der Grünen von „Programmbürokra-
tie“ gesprochen wird, fragt man sich, wer denn dieses 
Programm eingeführt hat. Im Jahr 2015 – da haben 
Sie noch gemeinsam regiert – habt ihr Verantwor-
tung getragen. Aus dieser wollt ihr euch jetzt an den 
verschiedenen Stellen verabschieden, und das ist 
nicht redlich.  

Jetzt komme ich zur Sache. Warum ist das auch in 
der Sache falsch, was die Grünen mit diesem Antrag 
vorschlagen? Natürlich kann man sagen: Wir geben 
den Hochschulen die Mittel – Stichwort: Hochschul-
freiheit –; alle Hochschulen bekommen ein Budget 
und sollen dann einfach mal machen. Aber das ist 
gerade keine Hochschulfreiheit; denn Hochschulfrei-
heit bedeutet, dass die Hochschulen differenziert an 
die Sache herangehen können. Nicht alle Hochschu-
len müssen die absoluten Gründerschmieden sein. 
Die Hochschulen müssen zudem unterschiedliche 
Perspektiven aufweisen können.  

Deswegen ist eine wettbewerbliche Ausschreibung 
genau richtig. Man muss prüfen, wo es die besten 
Gründungen gibt. An welchen Universitäten finden 
sich besonders gute Gründerzentren? Wo gibt es 
Fachbereiche, die zusammenwirken? Wo gibt es ein 
begleitendes Gründerökosystem? Wo gibt es diese 
Schwerpunkte? Anschließend im Rahmen eines 
Wettbewerbs zu überlegen, in welche Projekte, in 
welche guten Ideen das Geld fließen soll, ist meines 
Erachtens besser, als es mit der Gießkanne einfach 
so über das Land zu verteilen.  

Hinsichtlich der extremen Bürokratie können wir si-
cherlich über Förderrichtlinien sprechen. Da sind wir 
ganz offen. Sie sprechen davon, wie unglaublich 
schwierig und aufwendig das Ganze sei. Tatsache 
ist: Es gibt eine Jury, und da wird eine Gründungs-
idee gepitcht. Das ist nicht wirklich anders als in pri-
vaten Geldgeberrunden. Auch da muss ich, wenn ich 
etwas gründen will, meine Ideen vorstellen. Das 
muss eine gute Idee sein, und dann setze ich mich 
durch. So etwas im Rahmen des Programms 
„START-UP-Hochschul-Ausgründungen“ zu üben, 
ist vielleicht gar nicht so schlecht.  

Wir sind uns, glaube ich, einig: Wir wollen die Hoch-
schulen dabei unterstützen, das wichtige Thema 
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„Transfer und Gründung“ voranzutreiben. Herr Kol-
lege Bolte-Richter, es ist schon fast frech, wenn Sie 
sich hierhinstellen und sagen: Die Landesregierung 
redet über Gründer, aber gemeint ist eigentlich nur 
RWE. Das ist so ein „Hambi-bleibt“-Spruch, aber mit 
der Realität hat das nichts zu tun.  

(Beifall von der FDP und der CDU – Dietmar 
Bell [SPD]: Nur kein Neid!) 

Das finde ich wirklich unredlich.  

Schauen wir uns einmal das an, was wir beim Thema 
„Hochschulen“ schon auf den Weg gebracht haben. 
Da ist der Antrag zum Gründersemester, wobei wir 
jetzt auch die die Flexibilität möglich machen wollen. 
Wir haben die zusätzlichen 1.000 x 1.000 Gründersti-
pendien. Wir bringen jetzt die „Exzellenz Start-up 
Center.NRW“ für die Hochschulen auf den Weg. Da-
rin machen wir genau das, was Sie wollen: Wir geben 
Geld an die Hochschulen, damit dort die Gründersys-
teme zusammengelegt und gute Ideen nach vorne 
gebracht werden können.  

All das machen wir, aber wir machen es wettbewerb-
lich, indem sich die Hochschulen mit ihren Konzep-
ten dafür bewerben müssen. Dafür stellen wir in den 
nächsten Jahren 150 Millionen Euro zur Verfügung. 
Drei konkrete Projekte, wie wir Gründer auch an 
Hochschulen unterstützen, habe ich Ihnen genannt. 
Da ist durchaus etwas passiert. Dies einfach zu ne-
gieren, ist schlicht und einfach unredlich.  

Die NRW-Koalition wird Nordrhein-Westfalen zum 
Gründerland machen. Dafür werden wir den Hoch-
schulen im neuen Hochschulgesetz mehr Freiheiten 
geben. Wir unterstützen sie mit dem Gründersemes-
ter und mit den Exzellenz Start-up Centern. Wir brin-
gen richtig Tempo auf die Straße. Die Grünen sollten 
sich das einfach etwas genauer anschauen; dann 
müssten Sie hier nicht diese unnötigen Anträge stel-
len. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Körner. – Für die AfD-Fraktion spricht 
der Abgeordnete Seifen.  

Helmut Seifen (AfD): Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Dass ich mit 
Herrn Körner zwischenzeitlich partiell auch mal über-
einstimme, hat sich im letzten Jahr schon einmal er-
geben. Dass ich aber auch noch mit Herrn Bell über-
einstimme, ist für mich eine ganz neue Erfahrung. 
Das, was Sie zuletzt gesagt haben, teile ich voll und 
ganz.  

Herr Bolte-Richter, Sie sind ein junger, dynamischer 
Mann.  

(Matthi Bolte-Richter [GRÜNE]: Absolut!) 

– Genau. Dass Sie mutig sein wollen, ehrt Sie. Das 
ist bei vielen jungen Männern so. Lassen Sie sich je-
doch von einem älteren Herren sagen: Man sollte 
Mut von Übermut unterscheiden und vor allen Din-
gen von Leichtsinn. Ich habe das Gefühl, dass Ihr An-
trag schon etwas mit Leichtsinn zu tun hat.  

Ich selbst – das muss ich Ihnen ehrlich sagen – halte 
diesen Antrag nicht für seriös. Sie stellen hier Vor-
schläge in den Raum, die entweder nicht durchdacht 
sind oder davon zeugen, dass Sie irgendwie mutwil-
lig das System der Universitäten und Fachhochschu-
len schwächen wollen.  

Sie selbst haben doch das Start-up-Programm auf-
gelegt – ich meine, das war 2014 oder 2015 –, das 
inzwischen schon etliche Projekte gefördert hat. Mitt-
lerweile sind 39 Geschäftsideen gefördert worden, 
die aus 23 Universitäten und 16 Fachhochschulen 
stammen. Ich weiß nicht ganz genau, warum Sie das 
ändern wollen.  

Das Forschungszentrum Jülich stellt das Gutachter-
gremium. Darin sind Gründer, Unternehmer, Vertre-
ter aus dem Ministerium und vor allen Dingen wis-
senschaftliche Experten vertreten. Das ist genau 
das, was eigentlich die Gewähr für Objektivität leistet.  

Ihre Überlegung, das Geld nach dem Gießkannen-
prinzip an die einzelnen Hochschulen zu geben, ist in 
mehrfacher Hinsicht unverantwortlich, zumindest 
aber nicht durchdacht.  

Herr Körner hat es gerade schon angesprochen: Die 
Mittel werden im Grunde genommen dem zentralen 
Verfügungsraum entzogen und mit der Gießkanne 
an die Universitäten gegeben. Auch Herr Bell hatte 
sich entsprechend geäußert. Wir halten Ihre Überle-
gungen jedenfalls für wenig hilfreich.  

Die Hochschulen sind unterschiedlich strukturiert. Im 
Übrigen darf ich daran erinnern, dass Sie hauptsäch-
lich den naturwissenschaftlich-technischen Bereich 
ansprechen. Von den Geisteswissenschaften ist hier 
überhaupt nicht die Rede. Ich möchte jedoch darauf 
hinweisen, dass an vielen Hochschulen gerade die 
Geistes- und Gesellschaftswissenschaften einen we-
sentlichen Bestandteil der Forschung und der Lehre 
ausmachen. Insofern halte ich es für sinnvoll, das 
Geld zentral zu beaufsichtigen und dann je nach Be-
werbung der Zuteilung zuzustimmen oder nicht.  

Außerdem möchte ich daran erinnern, dass wir in Jü-
lich ein bewährtes Gutachtergremium haben. Dieses 
kann nicht durch Gremien an einzelnen Hochschulen 
ersetzt werden. 

Sie haben gesagt, die Hochschulen würden ihre Ab-
solventen bzw. Professoren am besten kennen und 
diese daher besser einschätzen können. – Es geht 
aber eigentlich nicht um eine Einschätzung, sondern 
um eine gewissenhafte Prüfung des jeweiligen Start-
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ups. Die Risiken der fehlenden Kenntnis und der feh-
lenden persönlichen Distanz zu den Antragstellern 
sind deutlich gegeben. 

Darüber hinaus möchte ich auf den zusätzlichen bü-
rokratischen Aufwand an den Universitäten verwei-
sen. Ich halte die Vorgehensweise nicht für einen Bü-
rokratieabbau geeignet, Herr Bolte-Richter. Vielmehr 
glaube ich, dass es zu einer Aufblähung der Bürokra-
tie an den einzelnen Universitäten kommen würde. 

Auf der letzten Seite Ihres Antrags lenken Sie von der 
eigentlichen Aufgabe der Hochschulen ab. Sie wol-
len eine dritte Säule neben Forschung und Lehre in-
stallieren – Sie nennen das „Third Mission“. 

Das halte ich für falsch. Diejenigen, die die Universi-
täten hier in Deutschland eingerichtet haben, haben 
ganz bewusst auf Forschung und Lehre gesetzt. Den 
Bereich „Forschung“ haben Sie im Übrigen durch das 
Bologna-System schon ziemlich geschwächt. 

Bei Forschung und Lehre geht es um das, was für 
eine Universität zentral ist: die Wissenschaft, die 
Durchdringung von Sachverhalten. Dazu bedarf es 
Zeit und intensiver Beschäftigung. Die Idee, eine sol-
che „Third Mission“ zu schaffen, ist sehr schlecht für 
die Universitäten. Diese würde die Leistungsfähigkeit 
der Universitäten noch weiter, als es Bologna schon 
geschafft hat, verringern. 

Der besagte verkürzte Blick auf Technik verengt die 
Leistung der Universitäten im geistes- und gesell-
schaftswissenschaftlichen Bereich. 

Wir werden das im Ausschuss noch mal diskutieren. 
Ich sage aber ganz ehrlich, dass ich diesen Antrag 
für völlig überflüssig, sogar für leichtsinnig halte. – 
Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Danke, Herr 
Kollege Seifen. – Für die Landesregierung spricht 
Herr Minister Professor Dr. Pinkwart. 

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister für Wirtschaft, 
Innovation, Digitalisierung und Energie: Frau Präsi-
dentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
widerspreche meinem Vorredner direkt. Ich begrüße 
den Grundsatz des Antrags. Es ist völlig richtig, dass 
die Hochschulen in dem Bereich ihr Möglichstes tun 
sollten. Im Übrigen ist die „Third Mission“ bzw. Trans-
fer eine der drei Aufgaben von Hochschulen; das 
steht so schon im Hochschulgesetz und ist auch Teil 
der Zielvereinbarungen. 

Es geht darum, dass die Steuerzahlerrinnen und 
Steuerzahler ihr gutes Geld in Bildung investieren, 
wir durch Transfer und Innovation aus dem Wissen, 
das durch Bildung, Forschung und Technologie ent-
standen ist, wieder Geld machen, um dieses dann 

wieder neu investieren zu können. Das ist eigentlich 
der Kreislauf, der unser Land am Leben hält. Wir 
müssen alles dafür tun, dass dieser noch besser 
funktioniert. Je besser er nämlich funktioniert, desto 
mehr können wir wieder in Bildung, Forschung und 
Technologie investieren und damit wettbewerbsfähi-
ger werden. 

Die Hochschulen haben im Bereich „Transfer“ ver-
schiedene Möglichkeiten, ihr Wissen weiterzugeben 
und mit der Praxis zu teilen – nämlich mit bestehen-
den Unternehmen und mit Gründungen; sowohl 
durch eigene als auch durch die Unterstützung au-
ßerhalb der Hochschule entstehender Gründungen. 
Das tun sie auch, aber das Potenzial ist sicherlich 
noch nicht ausgereizt. 

Deswegen fordert die NRW-Koalition eine neue 
Gründerzeit für Nordrhein-Westfalen. Blickt man auf 
die Leistungsdaten des Gründungsgeschehens an 
Hochschulen, ist erkennbar, dass noch Luft nach 
oben besteht. Als eine für die Bemessung in Betracht 
kommende Statistik nenne ich die EXIST-Förderung 
des Bundes, die schon lange existiert. Blicken wir auf 
die letzten sechs Jahre zurück, hat Nordrhein-West-
falen 15 % der Stipendien sowie 12 % der EXIST-
Forschungstransfer-Gelder in dieses Bundesland 
geholt. Das ist gemessen an der Zahl der Hochschu-
len und Studierenden sowie an der Größe unseres 
Landes natürlich unterdurchschnittlich. 

Berlin hat mehr Mittel aus diesem Programm abge-
worben als Nordrhein-Westfalen. Das zeigt, dass 
noch etwas zu tun ist. Ich glaube, dass wir da über-
einstimmen. Dort wollen wir ansetzen. 

Es gibt verschiedene Wege dahin; unter anderem 
haben wir einen davon ergriffen, indem wir das Grün-
derstipendium an den Start gebracht haben, welches 
auch von Gründungen aus Hochschulen genutzt 
werden kann und von Herrn Bolte-Richter angespro-
chen wurde. 

Um die Exzellenz von Gründungen noch weiter zu 
fördern, haben wir aktuell die Einrichtung von „Exzel-
lenz Start-up Center.NRW“ an bis zu sieben Univer-
sitäten, in ihr jeweiliges Eco-System eingebettet, 
ausgerufen. Daran können sich auch andere Hoch-
schulen und Forschungseinrichtungen beteiligen. 
Wir sind sehr gespannt, wie die Hochschulen auf den 
Wettbewerbsaufruf reagieren und wie sie sich ein-
bringen werden und erhoffen uns durch das Pro-
gramm wesentliche Verbesserungen. 

Parallel wird auch der Bund seine Angebote verstär-
ken. Es gibt ein BMBF-Programm zur Förderung der 
Gründungskultur an Fachhochschulen. Darüber hin-
aus gibt es eine EXIST-V-Förderrunde für Hochschu-
len. Wir wollen auch unsere Hochschulen dazu auf-
rufen, sich daran zu beteiligen, um die Gründerförde-
rung zu verstärken. 
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Hinsichtlich der Forderung nach Gründerbudgets für 
Hochschulen bin ich skeptisch, weil es diese ver-
schiedenen Programmlinien sowie Möglichkeiten zur 
Beteiligung bereits gibt; beispielsweise auch 
„START-UP-Hochschul-Ausgründungen NRW“. Die-
ses Programm steht landesweit zur Verfügung und 
fördert besonders die Gründungen, die sich – unab-
hängig von der Grundausstattung an der jeweiligen 
Hochschule – abheben. 

Last but not least ist die Forderung nach unkompli-
zierter Bürokratie – ich würde es nicht Bürokratieab-
bau nennen – ganz wichtig. Das entspricht dem Ziel, 
das wir bei der Entfesselung im Blick haben. Es freut 
mich ganz besonders, wenn die Fraktion der Grünen 
das unterstützt. Ich halte es auch für absolut notwen-
dig. 

Auch beim Thema „EFRE“ klang an, dass wir – so-
weit Programme durch „EFRE“ gefördert werden – 
dringend etwas tun müssen. Es gibt eine Arbeits-
gruppe mit den Beamtinnen und Beamten aus dem 
Finanzministerium und aus meinem Haus, die klären 
soll, was wir tun können. Im vierten Entfesselungspa-
ket werden wir konkrete Vorschläge machen, wie 
wir – auch durch Änderungen der Landeshaushalts-
ordnung – zu einer deutlichen Vereinfachung kom-
men können. 

Ich pflege immer gerne zu sagen: Wer schnell 
gibt, gibt doppelt. – Das sollte gerade für die För-
derung von Gründungen gelten. Hier ist weniger 
oft mehr. Deswegen wollen wir uns darum küm-
mern.  

Ich denke, dass die Beratungen im Ausschuss Gele-
genheit geben werden, das weiter auszuführen. Wir 
jedenfalls werden das gerne als eine Stärkung und 
Bekräftigung der Aktivitäten verstehen, die wir schon 
eingeleitet haben und in Zukunft vorantreiben wol-
len. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Weitere Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Dann kann ich die Aussprache zu Tagesord-
nungspunkt 7 schließen.  

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Antrags Drucksache 
17/3795 an den Wissenschaftsausschuss – feder-
führend – sowie an den Ausschuss für Digitalisie-
rung und Innovation. Die abschließende Abstim-
mung soll im federführenden Ausschuss in öffent-
licher Sitzung erfolgen. Möchte jemand gegen die 
Überweisung stimmen? – Sich enthalten? – Bei-
des ist nicht der Fall. Dann haben wir den Antrag 
so überwiesen. 

Ich rufe auf: 

8 Export von Schlachtrindern einschränken – 
Mehr Tierschutz bei Tiertransporten durchset-
zen! 

Antrag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 17/3800 

Ich eröffne die Aussprache. – Als erster Redner hat 
für die AfD-Fraktion Herr Abgeordneter Vogel das 
Wort.  

Nic Peter Vogel (AfD): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! In den 
letzten 25 Jahren haben sich die Produktion und die 
Dienstleistungen global verdoppelt, Waren und 
Dienstleistungen. Das heißt, wir hatten eine 100%ige 
Steigerung in nur einem Vierteljahrhundert.  

Wir stellen immer mehr Lebensmittel her, Getreide, 
Gemüse, Obst und natürlich auch Fleisch. Und hier 
kommen wir zum Thema „Massentierhaltung“. Es 
macht aber keinen Sinn, mit erhobenem Zeigefinger 
dazustehen und sich in moralischer Überlegenheit zu 
wähnen, denn nicht jedem Menschen ist es möglich, 
nicht jeder Mensch hat die Bildung, das Interesse oder 
gar den Geldbeutel, Biofleisch nach artgerechter Tier-
haltung zu konsumieren. Das heißt, in unserer Kon-
sumgesellschaft wird es weiterhin Massentierhaltung 
geben. Alles andere ist pure Ideologie. 

Hier geht es nun darum, diese zu verbessern und im-
mer wieder dafür zu sorgen, dass unserem Nutzvieh 
eine wirklich würdevolle Behandlung zukommt. In 
dieser Sache herrscht doch sicher fraktionsübergrei-
fend Konsens und auch ein Konsens in der Bevölke-
rung. 

Aber es gibt sehr große Missstände, nicht nur inner-
halb der EU, sondern die größten Missstände haben 
wir in Ländern außerhalb der europäischen Grenzen, 
wo es überhaupt keinen Tierschutz gibt, und in euro-
päischen Ländern verortet, die nicht der EU angehö-
ren. Die Frage ist also, ob wir wirklich auf eine lang-
wierige Novellierung der EU-Verordnung warten 
müssen oder ob das vielleicht ein Fall für den Euro-
parat wäre. Da gab es schon mal was, aber das ist 
alles nicht mehr praktizierbar und nicht mehr zeitge-
mäß. 

Ich weiß nicht, ob Sie beispielsweise die Bilder von 
den bulgarischen Außengrenzen kennen, wenn dort 
in den Sommermonaten die Superstaus sind und die 
Tiere teilweise tagelang in großer Hitze warten müs-
sen. Da ist nichts mit Tierschutz, auch nichts mit Kon-
trollen oder einer GPS-Überwachung, und Sanktio-
nen gibt es in der Sache auch nicht. Die örtlichen Ve-
terinäre sind absolut überfordert und sehen sich auch 
noch Druck ausgesetzt. Sie werden körperlich ange-
gangen und erhalten Morddrohungen.  
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Meine Damen und Herren, mir leuchtet sowieso nicht 
ein, warum wir Nutzvieh kreuz und quer über den 
ganzen Kontinent schicken müssen. Wir priorisieren 
die kürzesten Transportzeiten und die heimische 
Schlachtung. Das hätte sehr viele Vorteile. 

Laut Bundesregierung – das leuchtet doch jedem 
ein – ist der Transport von gefrorenem Fleisch sehr 
viel günstiger als Lebendtiertransporte. Wir könnten 
beispielsweise die frei werdenden Kapazitäten bei 
den Veterinären an unseren Schlachthöfen bündeln 
und dafür sorgen, dass dort europäisches Tierrecht 
und der Tierschutz durchgesetzt werden. Das sollten 
wir uns nicht aus der Hand nehmen lassen. Darüber 
hinaus könnte die Wertschöpfung weiter in diesem 
Land verbleiben.  

Bei Tiertransporten – die Schlachthöfe spezialisieren 
sich immer mehr – könnte man beispielsweise Re-
gelwerke der IATA, der Internationalen Luftfrachtor-
ganisation, berücksichtigen. Die haben nämlich seit 
Jahrzehnten Praxis darin, mit Lebendtiertransporten 
umzugehen, und Regelwerke, die man nicht austrick-
sen kann. 

Ich weiß aber, was gleich kommen wird: Herr Vogel, 
Ihr Antrag ist überflüssig, denn die Beratungsgesprä-
che im Bundestag sind doch längst angelaufen. – 
Darum geht es doch. Wir haben hier in Nordrhein-
Westfalen noch gar nicht darüber gesprochen. Wir 
haben nun die Möglichkeit, unsere Stimme, unser 
Gewicht in die Verhandlungen einzubringen, bei-
spielsweise in die Agrarministerkonferenzen. 

Dementsprechend möchte ich, dass Sie diesen An-
trag als Statement verstehen, dass wir in Nordrhein-
Westfalen unsere Stimme erheben und für mehr 
Tierschutz und Tierwohl eintreten. – Ich danke Ihnen 
für Ihre Aufmerksamkeit und jede Ihrer Stimmen. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Vogel. – Als nächster Redner hat 
für die Fraktion der CDU Herr Abgeordneter Frieling 
das Wort. Bitte schön.  

Heinrich Frieling (CDU): Frau Präsidentin! Verehrte 
Kolleginnen und Kollegen! Durch den vorliegenden 
Antrag wird klar: Die AfD wird nie ein verlässlicher 
Partner der Landwirtschaft und der lebensmittelver-
arbeitenden Betriebe in Nordrhein-Westfalen sein.  

(Beifall von der CDU) 

Unsere Betriebe benötigen Verlässlichkeit und lang-
fristig durchdachte Lösungen. Ständige Schnell-
schüsse und vor allem billige Kopien helfen nicht wei-
ter.  

(Beifall von der CDU) 

In Ihrem Antrag – Sie haben es selber gesagt – neh-
men Sie Bezug auf Anträge der Bundestagsfraktio-
nen von FDP und Grünen, die längst gelaufen sind, 
aus denen Sie abgeschrieben haben. Das ist übri-
gens noch keine eigenständige politische Leistung. 

Aufgrund der Anträge von FDP und Grünen hat be-
reits im Januar eine erste umfassende Diskussion 
des Themas im Deutschen Bundestag stattgefun-
den; Sie haben es gerade selber gesagt. 

Bereits im April hat sich aber auch die Agrarminister-
konferenz mit diesem Thema beschäftigt, und zwar 
unter nordrhein-westfälischer Leitung, und Be-
schlüsse dazu gefasst. 

Noch in der vorletzten Woche hat in meinem Wahl-
kreis, in Bad Sassendorf, die Agrarministerkonferenz 
stattgefunden, ebenfalls unter nordrhein-westfäli-
scher Leitung, sich mit diesem Thema beschäftigt 
und Beschlüsse dazu gefasst. 

Außerdem wird heute im Ausschuss für Ernährung 
und Landwirtschaft des Bundestags ebenfalls über 
die Ergebnisse der Agrarministerkonferenz berichtet. 

Daher erschließt sich mir der Mehrwert Ihres Antrags 
nicht. Im Gegenteil: Ihr Vorschlag einer rein nationa-
len Strategie geht in die völlig falsche Richtung.  

Grundsätzlich – da sind wir uns einig – sprechen Sie 
mit Ihrem Antrag ein sehr wichtiges und sensibles 
Thema an. Selbstverständlich muss der Tierschutz 
auch bei Tiertransporten uneingeschränkt gewähr-
leistet sein. Das ist politisch unbestritten.  

(Sven Werner Tritschler [AfD]: Immerhin!) 

Für den Transport lebendiger Tiere trifft die Tier-
schutztransportverordnung daher auf europäischer 
Ebene umfangreiche Regelungen, vor allem im Hin-
blick auf die Versorgung mit Futter und Wasser, die 
Temperatur im Fahrzeug, die Ladedichte, Ruhepau-
sen usw. Sofern aber bei Tiertransporten, insbeson-
dere zu Zielen, die außerhalb der EU liegen, schwer-
wiegende Missstände aufgefallen sind, besteht zu-
sätzlicher Handlungsbedarf. Wenn hier keine tierge-
rechten Transporte sichergestellt werden können, 
müssen die Transporte von Schlachttieren in letzter 
Konsequenz unterbleiben.  

Auch ohne Ihren Antrag hat die Agrarministerkonfe-
renz im April bereits entsprechende Forderungen for-
muliert. Gemeinsam begrüßt wurden dabei auch die 
ebenfalls vorhandene Initiative des Bundesministeri-
ums für Ernährung und Landwirtschaft zur Überar-
beitung der EU-Tierschutztransportverordnung und 
das Engagement für einen einheitlichen und konse-
quenten Vollzug dieser Verordnung in allen Mit-
gliedsstaaten.  

Dabei handelt das Bundesministerium gemeinsam 
mit anderen Mitgliedsstaaten, etwa den Niederlan-
den und Dänemark. So wird die Begrenzung der 
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Transportdauer für Schlachttiere auf acht Stunden 
bereits angestrebt.  

Die von Ihnen nunmehr geforderte nationale Lö-
sungsstrategie macht vor dem Hintergrund, dass es 
sich um eine grenzüberschreitende Thematik han-
delt, überhaupt keinen Sinn. Vielmehr muss es, wie 
bereits von unserer Bundeslandwirtschaftsministerin 
Julia Klöckner gefordert, eine EU-weite Lösung ge-
ben.  

Insgesamt zeigt die Thematik einmal mehr, wie wich-
tig es ist, dass auch wir in Nordrhein-Westfalen funk-
tionierende landwirtschaftliche und lebensmittelver-
arbeitende Strukturen erhalten. Wir dürfen unsere 
Bauern nicht immer mit weiteren Vorgaben überzie-
hen, sondern müssen verlässliche Rahmenbedin-
gungen auf Grundlage gemeinsamer, europaweiter 
Standards schaffen. 

Genauso müssen wir darauf achten, dass die Wett-
bewerbsfähigkeit der Schlachthöfe vor Ort, insbeson-
dere der kleineren Betriebe, nicht durch einseitige 
nationale Auflagen unnötig gefährdet wird. Nur so 
verhindern wir die Verlagerung von Produktion und 
Verarbeitung ins Ausland und können Tiertransporte 
im Sinne der Tiere auf das notwendige Maß reduzie-
ren. 

Wie Sie sehen, sind alle Beteiligten bereits auf dem 
Weg, um die Situation der internationalen Tiertrans-
porte zu verbessern. Dafür braucht es keinen Antrag 
der AfD und erst recht nicht die Forderung nach ei-
nem nationalen Alleingang, wie Sie ihn formulieren. 
Die CDU-Fraktion lehnt den Antrag daher ab. – Vie-
len Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Frieling. – Als nächster Redner hat für 
die Fraktion der SPD der Abgeordnete Stinka das 
Wort. Bitte schön, Herr Kollege. 

André Stinka (SPD): Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Zunächst einmal 
begrüßen wir es, dass wir uns mit dem Thema „Tier-
wohl“, mit dem Blick auf Tiertransporte auseinander-
setzen. Dem Grunde nach – davon bin ich über-
zeugt – sind wir uns hier im Hause in der Sache gar 
nicht so uneinig. Denn wenn wir uns an die ZDF-
Reportage „37 Grad – Geheimsache Tiertransporte“ 
erinnern, dann wird mir jeder zustimmen, dass die 
Tiertransporte mit ethischen Grundsätzen unter gar 
keinen Umständen vereinbar sind. Derartige Tier-
transporte sind schlichtweg Tierquälerei und nicht zu 
rechtfertigen. Solch ein Leid und Elend ist nicht ak-
zeptabel und muss beendet werden.  

Wer glaubt, dass uns dies nicht betrifft, weil die Tiere 
die deutsche Grenze überqueren und teilweise sogar 
in Zielländer außerhalb der EU gebracht werden, der 

liegt falsch. Der Europäische Gerichtshof hat im 
Jahre 2015 in einem Urteil bekräftigt, dass die Ein-
haltung der europäischen Standards und Regeln 
nicht nur für die EU und ihre Mitgliedsstaaten ver-
pflichtend ist, sondern diese bis zum Zielort des 
Transportes sichergestellt werden müssen, auch 
wenn der sich außerhalb der EU befindet. 

Die Bundesregierung setzt sich deshalb auf europäi-
scher Ebene für die Änderung der EU-Tierschutz-
transportverordnung und den Vollzug ein. Auch die 
Forderung nach einer EU-weiten Begrenzung der 
Transportzeiten von Schlachttieren auf acht Stunden 
stößt in Berlin nicht auf taube Ohren; vielmehr wer-
den der EU-Kommission seit 2014 umfangreiche 
Vorschläge gemacht.  

(Helmut Seifen [AfD]: Das sind vier Jahre!) 

Das Wohl der Tiere ist uns also definitiv nicht egal – 
so stellen Sie es in Ihrem Antrag dar –, schließlich 
hat Tierwohl unter SPD-Regierungsverantwortung 
Verfassungsrang bekommen. Artikel 20a des Grund-
gesetzes wurde 2002 eingeführt. Das will ich hier 
noch einmal hervorheben. 

Zu Beginn meiner Rede sprach ich davon, dass wir 
uns in der Sache sicherlich grundsätzlich einig sind: 
Ja, Tiertransporte müssen rechtskonform erfolgen. 
Ja, die Tiertransportbedingungen müssen verbessert 
werden. Und sollte dies nicht möglich sein, müssen 
Tiertransporte unterbleiben.  

Einen Teil Ihres Antrags haben Sie aber in Ihrer Rede 
gerade elegant umschifft, Herr Vogel. Denn wenn wir 
darauf schauen, welche Länder Sie besonders her-
vorheben, in denen Verstöße gegen Tiertransporte 
vorliegen, dann stellen wir fest, das sind unter ande-
rem der Libanon und die Türkei. Ich glaube, gerade 
wir Sozialdemokraten gehen Ihnen da nicht auf den 
Leim, dass Sie just die Länder herausheben, in de-
nen Schächten und andere Schlachtarten praktiziert 
werden, die Sie in Ihrem Wahlprogramm immer dif-
famieren.  

(Helmut Seifen [AfD]: Ansprechen!) 

Wenn Sie mit Ihrem Antrag auf den Tierschutz abzie-
len wollen, dann muss ich sagen: Es geht darum, 
dass alle Tiere in alle Länder ordentlich verbracht 
werden, nicht nur in einige wenige. 

(Beifall von der SPD und der FDP) 

Dann sollten da nicht unterschwellig andere Religi-
onsgemeinschaften reingebracht werden. Deswe-
gen fand ich Ihre Rede ganz bezeichnend. Sie haben 
in Ihrer eigenen Rede über den Tierschutz Ihren An-
trag nur halb wiedergegeben, Herr Vogel. 

Unter dem Deckmäntelchen dieses Antrags versu-
chen Sie, wie so häufig, eine Spaltung in die Gesell-
schaft zu tragen, Ressentiments zu fördern. Sie tun 
so, als wollten Sie etwas für die Tiere tun, diffamieren 



Landtag   10.10.2018 

Nordrhein-Westfalen 81 Plenarprotokoll 17/36 

 

aber unterschwellig andere Religionsgemeinschaf-
ten. Das lassen wir Sozialdemokraten Ihnen nicht 
durchgehen.  

(Beifall von der SPD) 

Entweder wir reden universell über den Schutz von 
Tiertransporten und Tierrechten, oder wir reden 
darüber, die Gesellschaft zu spalten. Sozialdemokra-
ten reden darüber, dass wir Tierrechte achten und 
die Gesellschaft nicht spalten sollen, Herr Vogel. – 
Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD – Zuruf von Helmut Sei-
fen [AfD]) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Stinka. – Für die Fraktion der 
FDP hat nun Herr Abgeordneter Diekhoff das Wort, 
bitte schön. 

Markus Diekhoff*) (FDP): Vielen Dank. – Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und 
Herren! Das Ziel, Transporte von Schlachttieren au-
ßerhalb der EU zu reduzieren, ist ja unstrittig. Hierzu 
hat die FDP-Bundestagsfraktion bereits vor gar nicht 
allzu langer Zeit einen Antrag im Bundestag gestellt. 
Die AfD beklagt nun in ihrem Antrag, dass CDU/CSU 
und SPD einen entsprechenden Antrag abgelehnt 
hätten. Die ganze Wahrheit ist aber: Die AfD hat das 
auch getan. Der Antrag der FDP Drucksache 19/435 
wurde mit den Stimmen von CDU/CSU, SPD und 
AfD gegen die Stimmen der Fraktionen FDP, Die 
Linke und Bündnis 90/Die Grünen abgelehnt. 

(Helmut Seifen [AfD]: NRW ist eben fortschritt-
lich!) 

– NRW ist fortschrittlich.  

Sie haben dann einem weitergehenden Antrag der 
Grünen im Bundestag zugestimmt. Diesen Be-
schlussteil haben Sie jetzt inhaltlich eins zu eins ko-
piert und hier heute wieder eingebracht. Das ist inso-
fern interessant, als sonst das Verhältnis zwischen 
Ihnen und den Grünen nicht immer so super ist. Aber 
nehmen wir das mal hin.  

Sie haben dabei aber völlig übersehen oder schlecht 
recherchiert – das wurde ja vorhin bei meinem Vor-
redner schon deutlich –, dass der Antrag und damit 
auch die Forderungen längst überholt sind. Denn – 
ich erkläre es Ihnen kurz noch einmal – es gibt einen 
AMK-Beschluss aus dem April 2018, mit dem die Mi-
nisterinnen und Minister und Senatoren die Bundes-
regierung bereits auffordern – ich zitiere –, 

„sich auf EU-Ebene für eine Änderung der Ver-
ordnung … dahin gehend einzusetzen, dass ein 
Transport von Schlachttieren aus der EU in Dritt-

länder nur dann erfolgen kann, wenn der Bestim-
mungsschlachtbetrieb nachweislich bestimmte 
Tierschutzstandards … erfüllt“. 

Solange kein EU-weites Verbot für den Export von 
lebenden Tieren zur Schlachtung gültig ist, sprechen 
sich die Ministerinnen und Minister der Agrarressorts 
der Länder dafür aus, dass von Deutschland aus Le-
bendtransporte von Schlachttieren in Drittländer – 
außer Norwegen und der Schweiz – nur durchgeführt 
werden, wenn sichergestellt ist, dass diese nach 
Maßgabe der Rechtsprechung des EuGH tierschutz-
gerecht möglich sind. Dazu gehören auch Transporte 
während der Sommerzeit, die aufgrund der Hitze 
problematisch sind. Dazu hat sich die AMK ebenfalls 
positioniert.  

Die FDP sieht sehr lange Tiertransporte kritisch, weil 
das erheblichen Stress für die Tiere bedeutet. Des-
halb haben wir auch den Antrag im Bundestag ge-
stellt, dem Sie nicht zugestimmt haben.  

Da zeigt sich: Die wirkliche Stoßrichtung Ihres An-
trags ist eine andere. Das zeigt sich tatsächlich erst 
im hinteren Teil, den Sie nicht erwähnt haben. Die 
SPD hat das schon deutlich gemacht. Sie nutzen die-
sen Antrag, um gegen religiöse Vorschriften von 
Muslimen zu hetzen. Es geht Ihnen nicht darum, 
Tiertransporte generell auf ein unbedingt erforderli-
ches Maß zu begrenzen, sondern es geht Ihnen da-
rum, Viehtransporte in muslimische Länder zu stop-
pen.  

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Schächtungen nach muslimischem Ritual werden 
von der AfD nicht akzeptiert, und daher soll kein Rind 
mehr in diese Länder exportiert werden.  

(Helmut Seifen [AfD]: Wird das denn von 
Ihnen akzeptiert?) 

Hier wird der Tierschutz nämlich nur vorgeschoben – 
hören Sie mir zu –, um das Schächten zu verhindern, 
und zwar interessanterweise nicht nur bei uns, son-
dern auch in anderen Kulturen. Denn Sie haben in 
mehreren Kleinen Anfragen gezielt nach Anzahl und 
Durchführung auch von Schächtungen in Nordrhein-
Westfalen gefragt. Die Antworten passten Ihnen 
nicht. Deshalb möchten Sie jetzt das Schächten nicht 
nur innerhalb, sondern auch außerhalb der EU unter-
binden. Das steht auch in Ihrem Parteiprogramm. Es 
wurde vorhin schon deutlich.  

Aber nicht nur die Muslime, sondern auch die Juden 
werden mit dieser Forderung vor den Kopf gestoßen. 
Das bestätigt auch der Zentralrat der Juden, der Ihre 
Forderung zu Recht als antisemitisch gebrandmarkt 
hat.  

Ich halte deswegen fest: Die FDP und auch die 
NRW-Koalition setzen sich auf allen Ebenen gegen 
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unnötige und quälerische Tiertransporte ein. Im Ge-
gensatz zu Ihnen bekennen wir uns aber zum Grund-
gesetz und damit auch zur Religionsfreiheit, unter die 
nach geltender Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts auch das Schächten fällt. 

Wir fordern, dass Lebendtiertransporte nach Maß-
gabe der bestehenden Gesetze und der europäi-
schen Verordnungen durchgeführt werden, weil es 
uns um das Tierwohl geht und nicht darum, Muslime 
und Juden in ihrer Religionsausübung zu verletzen. – 
Vielen Dank.  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Diekhoff. – Für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen hat Herr Kollege Rüße das Wort. 
Bitte schön, Herr Abgeordneter.  

Norwich Rüße (GRÜNE): Vielen Dank. – Frau Prä-
sidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Der vor-
liegende Antrag beschäftigt sich mit einem ernsten 
Thema. Jeder von uns, der die Bilder im Fernsehen 
gesehen hat, kann sich, glaube ich, gar nicht vorstel-
len, dass Menschen Tieren so etwas antun. Insofern 
finde ich es erst einmal gut, solch einen Antrag zu 
stellen und dieses Thema zu setzen. Das ist so weit 
in Ordnung.  

Dass Sie aber mit Ihrem Antrag bei dem stehen blei-
ben – das ist hier schon mehrfach gesagt worden –, 
was im Bundestag längst diskutiert und auch festge-
stellt wurde, finde ich wiederum deutlich zu kurz ge-
griffen. Sie hätten in Ihrem Forderungsteil schon ei-
nen Schritt weitergehen müssen. Sie können nicht 
einfach nur noch einmal das fordern, was die Bun-
desregierung längst beschlossen hat, was die Agrar-
minister längst beschlossen haben, was also auf 
dem Weg ist. Das müssen wir doch hier nicht noch 
einmal beschließen. Welchen Sinn soll das haben?  

Besonders ärgerlich finde ich – das ist Ihrem Natio-
nalismus geschuldet –, dass Sie glauben, Sie könn-
ten einem internationalen Problem mit einer nationa-
len Lösung begegnen. Das ist doch irre. Das geht 
doch nicht. Wir können doch nicht glauben, dass wir 
Fehler an der osteuropäischen Grenze Europas hier 
in Deutschland lösen können. Wie sollte das gehen? 
Das wird nicht möglich sein.  

Wir haben in der Vergangenheit – ein anderes Thema, 
über das wir morgen auch noch einmal beraten – 
darüber diskutiert: Wie kriegen wir die Gülleimporte 
in Europa gesteuert? Wie geht das? – Da gibt es eu-
ropäisches Recht. Da gibt es klare Vorgaben. Da ha-
ben wir auch keine Möglichkeit, das auf nationaler 
Ebene von Nordrhein-Westfalen aus irgendwie hin-
zubiegen. Das klappt nicht.  

Wenn es Ihnen wirklich darum geht, etwas für die 
Tiere zu tun, dann müssen Sie das auf europäischer 

Ebene lösen. An der Stelle ist es auch gut angesie-
delt. Sie haben ja lang und breit dargestellt, um wie 
viel größer der Handel geworden ist. Das ist alles 
richtig. Weil das so ist, ist es gut, dass wir europäi-
sche Institutionen haben, die es uns ermöglichen, 
diesem Elend ein Ende zu setzen.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Ich will auch noch sagen – bei Herrn Diekhoff klang 
das auch an –: Mich stört, dass Sie hier ein Segment 
herausgreifen und es dann noch einmal wieder zu-
spitzen auf die Frage der Schlachtung in der Türkei. 
Wenn wir uns um den Umgang mit Tieren nicht nur 
bei Muslimen, sondern in der gesamten Gesellschaft 
kümmern wollen, dann wissen wir, dass das Problem 
viel, viel größer ist. Jedes Jahr landen eine halbe Mil-
lion Schweine in Deutschland unbetäubt und nur 
mangelhaft getötet im Brühkessel. Sie sind nicht 
wirklich fachgerecht getötet. Wir wissen eigentlich, 
dass man im Schlachthof nicht im Akkord arbeiten 
sollte. Dann müssen wir das auch mal anpacken.  

Ihr Antrag suggeriert quasi, hier wäre alles in Ord-
nung und dort alles falsch. Das greift deutlich zu kurz. 
Das zeigt, dass Sie mit diesem Antrag gar nicht wirk-
lich den Tierschutz meinen. Sie meinen etwas ganz 
anderes. Es handelt sich in der Tat wieder um den 
Versuch, dieses Land zu spalten. Aus diesem Grund 
werden wir Ihren Antrag auch ablehnen müssen. 

Sie sagen, Sie wollen das Thema hier in den Landtag 
einbringen. Wir hätten es ja auch beraten können. 
Was hilft es denn, wenn alles schon ausdiskutiert ist, 
hier noch einmal ein Signal zu setzen? 

Es wäre gut und sinnvoll, wenn wir hier im Landtag 
tatsächlich mal über tierschutzrechtliche Probleme in 
der gesamten Nutztierhaltung nach dem landwirt-
schaftlichen Betrieb reden würden. Denn wir reden 
oft genug darüber, wie in landwirtschaftlichen Betrie-
ben gearbeitet wird.  

Wir sollten tatsächlich einmal darüber reden, was bei 
den Transporten passiert, und zwar nicht nur bei de-
nen nach Bulgarien. Es gibt durchaus Probleme in-
nerhalb von Deutschland. Die Frage ist ja: Kriegen 
wir die Transportzeiten auf vier Stunden in Deutsch-
land und auf acht Stunden in Europa reduziert? 

Dann zur Frage der Schlachthöfe: Im Februar 2018 
war ich in Düren und habe an einer Veranstaltung 
zum Schlachthof Düren teilgenommen. Auf diesem 
Schlachthof gab es massive tierschutzrechtliche Ver-
stöße. Da muss man doch dann auch ran.  

Deshalb müsste man es deutlich weiter fassen. Ich 
habe überhaupt keine Lust, diesem Antrag zuzustim-
men; denn damit wird nur ein kleines Segment her-
ausgegriffen und tatsächlich nur das eine Ziel ver-
folgt, nämlich die Gesellschaft zu spalten. Deshalb 
werden wir den Antrag ablehnen. 
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Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege 
Rüße, es gibt eine Kurzintervention. – Herr Abgeord-
neter Seifen, Sie haben das Wort. 

Helmut Seifen*) (AfD): Vielen Dank, Frau Präsiden-
tin. – Herr Rüße, Sie haben verschiedene Dinge an-
gesprochen, denen ich Folgendes entgegensetzen 
will. Zunächst einmal: Sie sind für das Schächten, 
wenn ich es richtig verstanden habe. Bei Ihnen war 
das nicht so ganz klar, aber bei Herrn Diekhoff war 
das klar. Sie können mir natürlich gerne widerspre-
chen; das ist klar. 

Als Zweites stelle ich fest, dass Sie die Widersprüch-
lichkeit Ihres eigenen Redens und Handelns nicht er-
kennen. Sie wollen das Klima retten, indem Sie zum 
Beispiel aus der Kohle aussteigen wollen. Sie wollen 
also das Klima durch einseitige nationale Maßnah-
men retten. Beim Tierschutz aber sagen Sie, dieser 
sei durch einseitige nationale Maßnahmen nicht zu 
gewährleisten, sondern das ginge nur auf europäi-
scher Ebene. Ich sehe darin einen Widerspruch. 
Aber Sie können mir ja gleich antworten und erläu-
tern, ob das widersprüchlich ist. Also, das eine kann 
man national regeln, das andere nicht. 

Ein Letztes: Sie sagen, der Bundestag diskutiere dar-
über. Ich muss Ihnen ehrlich sagen: Wie lange will er 
noch diskutieren? Ihre Partei ist zwar nicht in der 
Bundesregierung, aber in etlichen Länderregierun-
gen vertreten. SPD und CDU sind seit ewigen Zeiten 
in der Bundesregierung und haben offenbar ignorant 
zugesehen, wie Tausende von Tieren gequält wer-
den; es hat sie nicht gekümmert. 

Mit diesem Antrag möchten wir Sie aufrütteln. Dieser 
Antrag ist unbedingt notwendig, damit Sie zu Potte 
kommen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Norwich Rüße (GRÜNE): Herr Seifen, das waren ja 
etliche Punkte, die Sie angesprochen haben. Ich 
fange einmal hinten an. 

Sie sagen, dass nichts passiert ist. Aber genau das 
ist falsch. Durch das Bundeslandwirtschaftsministe-
rium sind den beiden Ländern, in denen die gravie-
rendsten Verstöße aufgetaucht sind, nämlich Liba-
non und Libyen, die Zertifikate entzogen worden. 
Das heißt, es ist gar nicht mehr möglich, dorthin zu 
exportieren. Daran können Sie doch schon sehen, 
dass sehr wohl etwas passiert. Daher ist Ihr Vorwurf 
an der Stelle falsch. 

Dann haben Sie das Schächten angesprochen. Das 
ist eine Frage, mit der ich mich als Grüner auch unter 
tierschutzrechtlichen Aspekten in der Tat beschäf-
tige. Ich habe mir dazu zwei Schlachthöfe angeguckt. 
Der eine Schlachthof war die Firma WIESENHOF in 
Niedersachsen, die genau das macht, nämlich Geflü-
gel nach Halal-Vorschriften schlachtet. Das ist auch 

gar kein Problem; denn so, wie Sie sich das vorstel-
len, wie das in Ihrer Welt abläuft, funktioniert es dort 
nicht.  

Dort gibt es ein Gebäude, das Richtung Mekka aus-
gerichtet ist. In dem Gebäude gibt es einen merkwür-
digen Ausschnitt. Man weiß überhaupt nicht, was das 
soll. Die Fließbänder haben eine ganz eigenartige 
Kurve. Das macht arbeitstechnisch eigentlich wenig 
Sinn, aber es entspricht eben den Vorschriften. Die 
Tiere, die dort geschlachtet werden – das ist eine Pu-
tenschlachterei –, werden alle vorher im Elektrobad be-
täubt. Das ist für Muslime an der Stelle kein Problem.  

(Zuruf von Nic Peter Vogel [AfD]) 

Der zweite Schlachthof, mit dem ich mich beschäftigt 
habe, ist in Nordrhein-Westfalen. Es ging um die 
Frage – diese Initiative ist heftigst bekämpft worden –, 

(Das Ende der Redezeit wird angezeigt.) 

in Neuss einen solchen Schlachthof einzurichten, der 
das genauso gemacht: Rinderbetäubung nicht mit 
Bolzenschuss, sondern mit Kurzzeitelektrobetäu-
bung. – Das funktioniert, ist alles machbar.  

Wir wären an der Stelle deutlich weiter, wenn es nicht 
ständig Störfeuer geben würde. Wenn solchen 
Schlachthöfen, die tierschutzrechtlich gut arbeiten, 
nicht ständig Knüppel zwischen die Beine geworfen 
würden, 

(Das Ende der Redezeit wird angezeigt.) 

würden wir von illegaler Schlachtung und allem, was 
es sonst noch geben mag, wegkommen und solche 
Schlachthöfe voranbringen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Rüße. 

(Norwich Rüße [GRÜNE]: Ich hatte ja vorher 
viel Redezeit eingespart!) 

– Das betraf die Redezeit der Fraktion. Aber das war 
jetzt die Erwiderung auf die Kurzintervention, und die 
findet üblicherweise im Anschluss an einen Redebei-
trag statt. 

Jetzt hat Frau Ministerin Scharrenbach in Vertretung 
für Frau Ministerin Heinen-Esser das Wort. 

Ina Scharrenbach*), Ministerin für Heimat, Kommu-
nales, Bau und Gleichstellung: Vielen Dank. – Frau 
Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Das vorgebrachte Anliegen ist in der Realität 
längst überholt und geht somit letztendlich ins Leere. 
Das haben dem Grunde nach vier Redner vor mir 
schon mehr als deutlich gemacht. 
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Es steht völlig außer Frage, dass Tiere bei Transpor-
ten besonderen Belastungen ausgesetzt sein kön-
nen, vor allem dann, wenn diese sehr lange dauern. 
Schon seit acht Jahren verhandelt deswegen die 
Bundesregierung keine neuen Zertifikate mehr für 
den Export von Schlachttieren in Drittländer; Herr 
Rüße ist gerade darauf eingegangen. 

Diese sogenannten Veterinärzertifikate sind eine not-
wendige Grundlage für den Export von Tieren. 
Schlachttiere spielen daher bei Drittlandtransporten 
kaum noch eine Rolle. Im Jahr 2017 wurden lediglich 
64 Schlachtrinder von Deutschland aus in Nicht-EU-
Staaten, nämlich in den Libanon, exportiert. Seit Mai 
dieses Jahres sind die letzten Zertifikate für die Aus-
fuhr von Schlachtrindern für ungültig erklärt worden. 
Damit gibt es schlichtweg gar keine Grundlage mehr 
für den Export von Schlachttieren in diese Drittländer. 
Der Antrag ist demnach in Bezug auf derartige 
Schlachttiertransporte mehr als hinfällig, weil das 
schon geregelt ist. 

Die Agrarministerkonferenz unter Vorsitz der Lan-
desregierung von Nordrhein-Westfalen hat bereits 
bei ihrer Frühjahrstagung am 27. April 2018 in Müns-
ter die Bundesregierung gebeten, auf der europäi-
schen Ebene für eine Änderung der EU-Verordnung 
zum Tierschutz beim Transport einzutreten.  

Die Aufforderung bezieht sich auch auf den Tier-
schutz in anderen Mitgliedsstaaten. Es geht letztend-
lich auch darum, dass über die reinen Transportbe-
stimmungen hinaus gewährleistet sein sollte, dass 
Tierschutzstandards erfüllt werden. 

Das Bundesministerium für Ernährung und Landwirt-
schaft hat daher bei der Europäischen Union ange-
fragt, um die Überarbeitung dieser maßgeblichen 
Rechtsgrundlage zum Tierschutz beim Transport zu 
veranlassen – wohlgemerkt eine Initiative dieser Lan-
desregierung Nordrhein-Westfalen. Insbesondere 
sollen dabei die Transportzeiten für die Tiere weiter 
begrenzt werden sowie Vorgaben zum Platzangebot 
für die Tiere konkretisiert und die behördlichen Kon-
trollmöglichkeiten verbessert werden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, mit dem 
gleichen Ziel der Änderung der EG-Tierschutztrans-
portverordnung gab es auch schon 2014 eine Initia-
tive Dänemarks, der Niederlande und der Bundesre-
publik Deutschland, die an die Europäische Kommis-
sion gerichtet war. Darauf ist hier schon eigegangen 
worden.  

Außerdem gibt es den geforderten Dialog zu dieser 
Thematik mit Bund und Bundesländern schon längst. 
Bei den Agrarministerkonferenzen findet seit Jahren 
immer wieder ein reger Austausch zu diesen Fragen 
statt – im Übrigen auch bei beiden Agrarministerkon-
ferenzen in Nordrhein-Westfalen unter dem Vorsitz 
Nordrhein-Westfalens in diesem Jahr. 

Abschließend möchte ich anmerken, dass es auch 
zu Tiertransporten im Sommer bei großer Hitze mitt-
lerweile eine wichtige Neuerung gibt; das ist noch 
nicht angesprochen worden. Die Agrarministerkonfe-
renz hat auf ihrer diesjährigen Herbstsitzung auf An-
trag Nordrhein-Westfalens einen wichtigen Be-
schluss gefasst. Die Agrarministerinnen und -minis-
ter sowie -senatoren haben die zuständigen Behör-
den gebeten, sehr genau auf zu hohe Temperaturen 
bei Tiertransporten vorwiegend in die mediterranen 
Drittländer zu achten und dies bei der Abfertigung zu 
berücksichtigen. 

Auf dieser Grundlange ist im nordrhein-westfälischen 
Landwirtschaftsministerium bereit ein Erlass in Vor-
bereitung, der für die warmen Sommermonate Juli, 
August und September bei zu hohen Temperaturen 
ein Transportverbot vorsieht. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Sie merken 
also: Das Thema ist bei der Landeregierung Nord-
rhein-Westfalen mehr als gut aufgehoben. Daher 
können wir eigentlich nur empfehlen, diesen Antrag 
zurückzuziehen, weil, offen gesagt, alles beschlos-
sen, in die Wege geleitet und auf dem Weg ist. Inso-
fern tragen wir Sorge dafür, dass das vorgebrachte 
Anliegen auch in die Realität umgesetzt wird. – Herz-
lichen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Ministerin Scharrenbach. – Als nächster Redner 
hat für die Fraktion der AfD der Abgeordnete Vogel 
das Wort. Die Fraktion der AfD hat noch 55 Sekun-
den Redezeit. Bitte schön, Herr Abgeordneter. 

Nic Peter Vogel (AfD): Danke schön. – Ein paar 
Dinge müssen hier noch klargestellt werden. 

Erstens. Sie werfen mir die ganze Zeit vor, die Inten-
tion des Antrags sei nur das Schächten. Gleichzeitig 
wird gesagt, dass auch in Deutschland beispiels-
weise bei Wiesenhof doch geschächtet werden 
kann – nach jüdischem oder muslimischem Ritus. 
Das ist hier überhaupt kein Problem, weil die Tiere 
vorher betäubt werden. 

Zweitens. Der nächste Punkt ist der nationale An-
satz. Ich wäre auch dagegen, wenn aus Bayern Tiere 
extra nach Thüringen verbracht würden. 

Drittens. Sie reden die ganze Zeit immer nur von EU-
Recht, obwohl ich eben präzise gesagt habe, dass 
diese Verfehlungen außerhalb der EU vorkommen, 
und zwar nicht nur in außereuropäischen Ländern, 
sondern außerhalb der EU in europäischen Ländern. 

Bei diesen drei Punkten konnten Sie mich mit Ihren 
Gegenreden nicht widerlegen. Und dass wir hier ein 
Statement haben wollten, habe ich gerade kurz dar-
gestellt. – Ich danke Ihnen. 
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(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Vogel. – Liebe Kolleginnen und 
Kollegen, meine Damen und Herren, weitere Wort-
meldungen liegen mir auch beim Blick in die Runde 
nicht vor. Damit sind wir am Schluss der Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Da die antragstel-
lende Fraktion der AfD direkte Abstimmung bean-
tragt hat, lasse ich somit über den Inhalt des Antrags 
Drucksache 17/3800 abstimmen. Wer dem Inhalt zu-
stimmen möchte, den darf ich um das Handzeichen 
bitten. – Das sind die Abgeordneten der Fraktion der 
AfD. Gegenstimmen? – Das sind die Abgeordneten 
der Fraktion der CDU, der Fraktion der SPD, der 
Fraktion der FDP und der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen. Gibt es Enthaltungen? – Das ist nicht der 
Fall. Damit ist der Antrag Drucksache 17/3800 ab-
gelehnt. 

Damit sind wir am Ende von Tagesordnungspunkt 8 
und kommen zu: 

9 Fragestunde 

Drucksache 17/3847 

Mit dieser Drucksache liegen Ihnen die Mündlichen 
Anfragen 24, 25, 26 und 27 vor. 

Ich rufe die 

Mündliche Anfrage 24 

der Frau Abgeordneten Wibke Brems von der Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen auf: 

Kosten des Polizeieinsatzes im Hambacher 
Wald 

Am 13. September 2018 begann durch eine An-
weisung des Bauministeriums die Räumung der 
Baumhäuser im Hambacher Wald. Polizistinnen 
und Polizisten der Bereitschaftspolizei sowie der 
Spezialeinheiten aus ganz NRW, unterstützt 
durch Polizeibeamtinnen und -beamte aus ande-
ren Bundesländern und der Bundespolizei, muss-
ten dafür über Wochen Amtshilfe leisten. 

In einem Bericht der Frankfurter Allgemeinen Zei-
tung wird Innenminister Reul am 7. Oktober 2018 
damit zitiert, dass die Hundertschaften aufgrund 
des vom Oberverwaltungsgericht verfügten Ro-
dungsstopps am 8. Oktober 2018 abgezogen wer-
den. Damit ist der Polizeieinsatz im Hambacher 
Wald beendet und eine Bilanz der Kosten und des 
Einsatzes kann gezogen werden. 

Wie hoch waren die Gesamtkosten der Räu-
mung der Baumhäuser im Hambacher Wald im 

Zeitraum vom 13.09. bis 08.10.2018? 

Wie viele Dienststunden sind bei der Polizei im 
Zeitraum vom 13.09. bis 08.10.2018 beim Ein-
satz im Hambacher Wald angefallen? 

Ich darf vorsorglich darauf hinweisen, dass die Lan-
desregierung in eigener Zuständigkeit entscheidet, 
welches Mitglied der Landesregierung eine Mündli-
che Anfrage im Plenum beantwortet. 

Die Landesregierung hat davon Gebrauch gemacht 
und mitgeteilt, dass Herr Minister Herbert Reul ant-
worten wird. Insofern darf ich Herrn Minister Reul für 
die Antwort der Landesregierung auf die Mündliche 
Anfrage 24 das Wort geben. 

Herbert Reul, Minister des Innern: Meine Damen 
und Herren! Frau Präsidentin! Im Rahmen der Münd-
lichen Anfrage 

(Der Redner spricht das Wort „Anfrage“ sehr 
verwaschen aus, sodass man „Fangfrage“ 
verstehen könnte.) 

wird die Frage gestellt, welche Fehler … 

(Zuruf von der SPD: Fangfrage?) 

– Was? – Das fängt schon gut an. Ich habe die fal-
sche Antwort gegriffen, weil ich heute zweimal dran 
bin. 

(Michael Hübner [SPD]: Falscher Redezettel! 
Kann mal passieren!) 

Das geht aber ganz schnell. Dafür ist die Antwort 
auch kürzer. 

Zur ersten Frage, die ich natürlich gerne beantworte: 
Es gibt Fragen, die gar nicht so leicht zu beantworten 
sind. Dabei geht es … 

(Lachen von Michael Hübner [SPD]) 

– Passen Sie auf. Ich bin es gewohnt, dass man 
ernsthaft miteinander umgeht. Wir können es auf die-
ser Ebene machen. Dann gebe ich gar keine Antwor-
ten mehr. Ich habe keine Lust mehr, so miteinander 
umzugehen. 

Ich versuche jetzt einmal ernsthaft, die Frage zu be-
antworten. Dann können wir uns nachher gerne strei-
ten, ob das vernünftig oder nicht vernünftig ist. Damit 
meine ich nämlich nicht das, was Sie wahrscheinlich 
vermutet haben – den Aufwand, die technischen As-
pekte –, sondern mich treibt seit ein paar Tagen die 
Frage um: Was muss, was soll, was darf man veröf-
fentlichen? Dabei geht es nicht um juristische As-
pekte. Naturgemäß wird diese Frage in meinem 
Hause öfter gestellt als in anderen Ministerien. Das 
liegt an der Natur der Aufgabenstellung in meinem 
Haus. 
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Sie wissen, wenn Sie sich um die Sache gekümmert 
haben, dass ich in den ersten Monaten meiner Amts-
zeit bereits einige Male die bisherige Praxis des Hau-
ses, Daten nicht zu veröffentlichen, verändert habe. 
Bei der Frage nach Straftaten im Rahmen von 
KURS, nach Straftaten von Ausländern oder nach 
dem Thema „Messerattacken“ habe ich ganz be-
wusst auf Transparenz gesetzt.  

Bei der vorliegenden Anfrage zu den Kosten habe ich 
mich hingegen entschieden, so zu handeln wie mein 
Vorgänger. Das Innenministerium hat in der Vergan-
genheit Kosten, die bei Polizeieinsätzen entstanden 
sind, nicht veröffentlicht. 

Ich möchte auf die Antwort der Landesregierung auf 
eine Kleine Anfrage aus dem Jahr 2015 hinweisen. 
Damals ging es um die Einsatzkosten bei Spielen der 
Fußball-Bundesliga. Es gab auch eine Kleine An-
frage aus dem Jahr 2014 zu den Kosten von Einsät-
zen von Einsatzhundertschaften ganz allgemein. In 
beiden Fällen war die Antwort meines Vorgängers 
die gleiche. Sie lautete nämlich sinngemäß: Dazu 
können wir nichts sagen. 

Warum ein Innenminister darauf verzichtet, die Ge-
samtkosten von Polizeieinsätzen genau zu beziffern, 
habe ich zunächst nicht verstanden. Das hat auch 
meiner Auffassung widersprochen. Mittlerweile habe 
ich jedoch mehr Verständnis für diese Haltung. Ich 
würde sogar sagen, dass ich diese Ansicht inzwi-
schen teile. Der Grund dafür sind mehrere Aspekte. 

Erstens. Durch die nordrhein-westfälischen Polizei-
behörden mit Bereitschaftspolizei werden Kosten, 
die im Zusammenhang mit Einsätzen in Nordrhein-
Westfalen entstehen, grundsätzlich gar nicht erho-
ben. Hiervon unberührt bleibt die Erhebung und Er-
stattung von sogenannten einsatzbedingten Mehr-
kosten im Rahmen länderübergreifender Unterstüt-
zungseinsätze, etwa der Kosten für Überstunden, 
Unterkunft und Verpflegung. 

Auch beim Einsatz im Hambacher Forst wurden zwar 
Einsatzkräfte von anderen Länderpolizeien und von 
der Bundespolizei eingesetzt. Da jedoch nur einsatz-
bedingte Mehrkosten und zusätzliche Kosten der 
auswärtigen Unterstützungskräfte erhoben wurden, 
ist es schlichtweg nicht möglich, die Gesamtkosten 
des Einsatzes im Hambacher Wald zu beziffern. 

Zweitens. Die polizeiliche Praxis zeigt, dass es äu-
ßerst schwierig ist, die wahren Kosten eines solchen 
Großeinsatzes zu ermitteln. Bei den im Hambacher 
Wald eingesetzten Einsatzkräften handelt es sich 
nämlich um Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte, 
die ohnehin im Einsatz waren. Wären die Beamten 
nicht im Hambacher Wald eingesetzt worden, hätten 
sie andernorts ihren Dienst verrichten müssen, so-
dass auch hierfür Kosten entstanden wären. Wollte 
man die Gesamtkosten des Einsatzes im Hamba-
cher Forst bemessen, müsste man diese sogenann-
ten Sowieso-Kosten also abziehen. 

Drittens. Ich halte es schließlich auch aus demokra-
tietheoretischen Erwägungen für unklug – und ich 
bitte darum, eine Minute darüber nachzudenken; ich 
versuche es wenigstens –, konkrete Angaben zu den 
Gesamtkosten eines oder jedes Polizeieinsatzes zu 
machen. Die öffentliche Sicherheit lässt sich, glaube 
ich, nicht wie ein Wirtschaftsgut kommerzialisieren. 
Die Wahrung der öffentlichen Sicherheit hat keinen 
Marktwert. Ich glaube, Sicherheit sollte man nicht be-
triebswirtschaftlich berechnen und bewerten. 

Ich glaube, dass diese Aussage so allgemein bei re-
lativ vielen Menschen Zustimmung findet. Ich be-
fürchte allerdings – und deswegen mache ich das so 
behutsam –, dass das beim Thema „Hambacher 
Forst“ wieder anders bewertet wird. Schließlich ist 
beim Hambacher Forst alles anders. Das haben wir 
auch schon bei der Debatte über Rechtsstaatlichkeit 
erlebt. 

Ich wünsche mir und hoffe, dass die Menschen eine 
Minute nachdenken und meine Bedenken zumindest 
einmal gründlich überdenken. Die konkrete Bemes-
sung der Kosten eines Polizeieinsatzes führt nämlich 
nicht zuletzt dazu, dass der Nutzen des Einsatzes 
dann anhand seiner Kosten beurteilt wird. Wenn wir 
damit anfangen, dann klebt in Zukunft nicht nur auf 
jeder Demonstration ein Preisschild – auf jeder rech-
ten, aber auch auf jeder linken –, sondern auch auf 
jedem Rosenmontagszug, jedem Schützenumzug, 
jedem Martinszug und jedem Christopher Street Day. 
Wollen wir das wirklich? Oder sollten unsere Demo-
kratie und unser Rechtsstaat uns das nicht wert sein? 

Die Frage, ob ein Polizeieinsatz anlässlich einer De-
monstration oder eines Fußballspiels zu teuer ist oder 
ob der Rechtsstaat ihn sich leisten kann, halte ich für 
falsch. Nach wie vor gilt: Zwingend notwendige Poli-
zeimaßnahmen scheitern nicht an Kostenfragen und 
sind nicht anhand ihrer Kosten zu beurteilen. Das ist 
eine andere Frage als die Frage, ob man es als rich-
tig oder falsch oder als angemessen oder übertrie-
ben empfindet. Das ist eine andere Debatte. Wenn 
man das aber in Euro beziffert – darum geht es mir –, 
dann wird man das in Zukunft bei jedem Polizeieinsatz 
tun. Das kann man toll finden. Ich wollte nur einmal 
davor warnen, was das bedeuten kann. Ich halte es 
für einen Fehler, Polizeieinsätze so zu bewerten, und 
würde darum bitten, das nicht zu machen. 

Zu Ihrer zweiten Frage kann ich Ihnen mitteilen, dass 
in der Zeit vom 13.09. bis zum 08.10.2018 bei dem 
Einsatz im Hambacher Forst genau 378.857 Einsatz-
stunden angefallen sind. – So weit meine Antwort. 
Ich stehe natürlich für weitere Fragen zur Verfügung. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister Reul. – Die weiteren Fragen folgen 
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auch direkt, und zwar zunächst von der Abgeordne-
ten Brems. Bitte schön, Frau Kollegin. – Ihr Mikrofon 
ist jetzt freigeschaltet. 

Wibke Brems (GRÜNE): Herzlichen Dank, Frau 
Präsidentin. – Sehr geehrter Herr Minister, ich 
wüsste gerne, wer denn Auftraggeber für das Mieten 
von Hebebühnen und ähnlichem Material war. Viel-
leicht können Sie dazu etwas sagen. 

Herbert Reul, Minister des Innern: Bezahlt hat die 
Hebebühnen, wenn ich mich nicht vollkommen irre, 
eine größere Firma. Vielleicht reicht Ihnen das. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Als nächster Fragesteller hat der Kol-
lege Klocke das Wort. Bitte schön, Herr Abgeordne-
ter. 

Arndt Klocke (GRÜNE): Danke, Frau Präsidentin. – 
Herr Minister, meine Frage bezieht sich auf das ein-
gesetzte Personal. Können oder würden Sie uns sa-
gen, wie viele Polizeibeamte grundsätzlich an dem 
Einsatz beteiligt waren, wie viele Polizeibeamte aus 
Nordrhein-Westfalen an dem Einsatz beteiligt wor-
den sind und, wenn möglich, wie viele Dienststunden 
in diesen Einsätzen abgeleistet wurden? 

Herbert Reul, Minister des Innern: Das Letzte habe 
ich nicht verstanden. 

(Zurufe von der CDU: Die letzte Frage wurde 
schon beantwortet!) 

Arndt Klocke (GRÜNE): Gut. Schön, dass meine 
Kollegen besser zuhören als ich. – Dann darf der Mi-
nister meine ersten beiden Fragen gerne beantwor-
ten. 

Herbert Reul, Minister des Innern: Ich habe die 
zweite Frage nicht ganz verstanden. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Im Augenblick 
ist das mit der Akustik ein bisschen schwierig. Viel-
leicht sind Sie so freundlich, Herr Kollege Klocke, den 
ersten Teil Ihrer Frage noch einmal zu stellen, damit 
Herr Minister auch die Chance hat, es akustisch 
wahrzunehmen. 

Arndt Klocke (GRÜNE): Okay. Schließlich ist das 
heute mit der Mikrofonanlage etwas schwierig. – 
Meine Frage lautet, wie viele Polizeibeamte grund-
sätzlich am Gesamteinsatz beteiligt worden sind und 
wie viele Polizeibeamte aus Nordrhein-Westfalen 
dort eingesetzt worden sind. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank. – 
Herr Minister.  

Herbert Reul, Minister des Innern: Diese Frage habe 
ich verstanden. Die zweite hatte ich nicht verstanden. 

(Unruhe) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Wenn Sie erlau-
ben und mich gegebenenfalls korrigieren: Wie viele 
der eingesetzten Polizeibeamtinnen und -beamten 
stammten aus Nordrhein-Westfalen? 

Herbert Reul, Minister des Innern: Ich musste mich 
vergewissern, kann das aber noch einmal genau 
nachliefern. lch will die Zahl jetzt unter Vorbehalt nen-
nen, weil ich mich nur rückversichert habe: 31.000 
Menschen – also Dienstschichten; 31.000 Menschen 
in Schichten. Das ist ja klar. Es gab mehrere Schich-
ten. Darum kommt auch die hohe Anzahl von Stun-
den zusammen. Das ist ja logisch. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Als nächste Fra-
gestellerin hat Frau Abgeordnete Düker das Wort. 
Bitte schön. 

Monika Düker (GRÜNE): Danke schön. – Herr Mi-
nister, Sie haben eine Frage beantwortet, die wir gar 
nicht gestellt haben, nämlich die Grundsatzfrage: 
Darf man überhaupt nach Kosten fragen? Darüber 
kann man unterschiedlicher Meinung sein. Ist das 
überhaupt legitim? 

Wir haben das aber nun einmal gemacht. Wir halten 
es für legitim, hier nach Kosten zu fragen. Sonst hät-
ten wir das auch sein gelassen. Die GdP beantwortet 
Ihre Frage, ob man nach Kosten fragen darf, ja ein-
deutig mit Ja. Denn die GdP beantwortet sie auch. 
Dahin geht meine Frage. Die GdP schätzt, dass in 
den vergangenen fünf Wochen die Polizei in diesem 
Jahr nahezu … Ich zitiere: 

„Nach Schätzungen der Gewerkschaft der Polizei 
(GdP) hat der heute von Innenminister Herbert 
Reul beendete Einsatz im Hambacher Wald die 
Polizei in diesem Jahr nahezu eine Million Ar-
beitsstunden gekostet.“ 

Die GdP beziffert das also auf eine Million Arbeits-
stunden. Meine erste Frage ist, ob Sie die Veröffent-
lichung der GdP so bestätigen können. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Düker. Sie kennen die Geschäftsord-
nung. – Herr Minister, Sie haben das Wort zur Beant-
wortung. 
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Herbert Reul, Minister des Innern: Erstens. Frau Dü-
ker, natürlich sind die Fragen, die Sie stellen oder die 
jeder hier stellt, immer legitim. Das habe ich auch 
nicht bestritten. Das möchte schon klarstellen. Ich 
habe nur dafür geworben, darüber nachzudenken, 
ob es klug ist, das Fass aufzumachen und damit in 
Zukunft ein Preisschild an jede Veranstaltung zu kle-
ben, die die Polizei begleitet. Ich will dafür nur einmal 
werben – mehr nicht. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Ich will darum bitten, darüber zumindest nachzuden-
ken. Vielleicht kann man auch morgen abschließend 
beantworten, ob man das macht oder nicht. Das 
heißt: Es ist legitim. Damit ist das glasklar. 

Zweitens. Die GdP kann jede Zahl schätzen und be-
haupten, die sie will. Dafür bin ich nicht zuständig. Sie 
haben aber richtig gesagt, dass sie geschätzt haben. 
Und sie haben die Stunden und nicht die Kosten ge-
schätzt. Ich habe Ihnen eben aber die Stunden vor-
gezählt, die wir haben. 

(Zuruf von der CDU: Genau!) 

Das waren nicht eine Million, sondern 378.857. Das 
heißt: Zumindest was die Stunden angeht, irrt die Ge-
werkschaft ausnahmsweise. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Als nächster Fragesteller hat der Ab-
geordnete Kollege Bolte-Richter das Wort. 

Matthi Bolte-Richter (GRÜNE): Danke schön, Frau 
Präsidentin. – Herr Minister, wie viele Überstunden 
sind denn für Polizeibeamtinnen und -beamte aus 
Nordrhein-Westfalen im Zuge des Einsatzes im 
Hambacher Wald angefallen? 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Minister, 
Sie haben die Gelegenheit zur Beantwortung. 

Herbert Reul, Minister des Innern: Diese Frage kann 
ich jetzt nicht beantworten; wirklich nicht. Denn das 
sind die Stunden, die geleistet wurden. Dafür müsste 
man bei jedem Fall individuell nachsehen, wie viele 
Stunden davon sie sowieso leisten mussten und wie 
viele Stunden sie zusätzlich leisten mussten. Das 
wird auch bei jedem anders sein. Deswegen kann ich 
diese Frage nicht beantworten – ich weiß gar nicht, 
wann; aber vorläufig auf jeden Fall nicht. Es müsste 
ja bei jedem Polizisten, der eingesetzt worden ist, ge-
prüft werden, wie viele der Stunden, die er geleistet 
hat, Überstunden sind und was die Stunden sind. Ir-
gendwann können wir das vielleicht ermitteln. Das ist 
allerdings vermutlich ein gigantischer Aufwand. 
Heute könnte ich das aber auch gar nicht. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Herr Abgeordneter Engstfeld hat sich 
für seine erste Nachfrage gemeldet. 

Stefan Engstfeld (GRÜNE): Vielen Dank, Frau Prä-
sidentin. – Herr Minister, ich war vor Ort und habe mir 
den Einsatz angesehen – auch die Arbeit der Höhen-
interventionsteams. Ich habe folgende Frage: Kön-
nen Sie uns dazu genaue Angaben machen, insbe-
sondere dazu, wie viele Beamtinnen und Beamte im 
Bereich der Höheninterventionsteams aus anderen 
Bundesländern eingesetzt waren? 

Herbert Reul, Minister des Innern: Ich biete Ihnen 
an, Ihnen schriftlich eine genaue Auflistung zu ge-
ben. – Aus anderen Bundesländern, wollen Sie ja 
wissen, oder? 

Stefan Engstfeld (GRÜNE): Natürlich insgesamt. 
Aber mich interessiert vor allem, wie viele aus ande-
ren Bundesländern es waren. Es wäre aber natürlich 
auch interessant, die absolute Zahl zu wissen. 

Herbert Reul, Minister des Innern: Passen Sie auf. 
Ich kann Ihnen das pro Einsatzzeitraum sagen. Das 
sind ein paar Seiten. Ich lese sie Ihnen aber gerne 
vor. 

Es war vom 14.09. bis zum 17.09. eine Bereitschafts-
polizei aus Baden-Württemberg da. Dann war aus 
Baden-Württemberg ein leMKW vom 13.09. bis zum 
16.09. da. Am Einsatztag 18.09. gab es noch einmal 
eine BFH. Im Einsatzzeitraum vom 18.09. … 

(Zuruf von der SPD: Was ist denn das?) 

– Ich biete Ihnen an, Ihnen das schriftlich zu geben, 
wenn Sie möchten. 

(Zuruf von der SPD: Aber dann mit Abkür-
zungsverzeichnis!) 

– Auch das bekommen Sie dazu. 

Es waren aus Baden-Württemberg … Vielleicht 
nenne ich einmal die Bundesländer: Bayern, Baden-
Württemberg, Berlin, Bremen, Hamburg, Hessen, 
Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, Rhein-
land-Pfalz, Schleswig-Holstein, Saarland, Sachsen, 
Thüringen, Bund. Es waren aus fast allen Bundes-
ländern, sage ich einmal auf den ersten Blick, Kräfte 
da. Es waren aber nicht immer die von Ihnen ange-
fragten Höheninterventionsteams; denn die hat ja 
nicht jeder. Insofern müsste man sie aus dieser Liste 
noch einmal herausziehen. Das liefere ich aber 
gerne nach, wenn Sie einverstanden sind. Ich denke, 
das macht jetzt keinen Sinn (schriftliche Beantwor-
tung s. Vorlage 17/1269). 
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Vizepräsidentin Angela Freimuth: Wie ich sehe, ist 
der Kollege Engstfeld damit einverstanden. Vielen 
Dank, Herr Minister. – Jetzt hat Frau Abgeordnete 
Brems das Wort für ihre zweite Nachfrage. Bitte 
schön, Frau Abgeordnete Brems. 

Wibke Brems (GRÜNE): Herr Minister, ich möchte 
noch einmal auf die Frage der Auftraggeber oder der 
Kosten zu sprechen kommen und noch einmal nach-
fragen, weil Sie gerade gesagt haben, ein großes 
Unternehmen habe die Mieten für die Hebebühnen 
und Ähnliches bezahlt. Es gab ja noch andere Sa-
chen, die in dieser Zeit passiert sind oder gemacht 
wurden. Zum Beispiel wurden feste Wege herge-
stellt, um das schwere Gerät durch den Wald zu be-
kommen, und dafür auch einige Bäume gefällt. Gilt 
bei diesen Maßnahmen genau das Gleiche, sodass 
der Auftraggeber – so, wie ich Sie jetzt interpretiere – 
ebenfalls das Unternehmen RWE war?  

Herbert Reul, Minister des Innern: Da muss ich prä-
zisieren. Der Auftraggeber dafür ist die untere Bau-
aufsicht. Das sind also Städte und Gemeinden. Nach 
unserem Kenntnisstand – deshalb habe ich es sehr 
vorsichtig formuliert – werden die Kosten für die He-
bebühnen aber übernommen. 

Zum zweiten Teil: Dass dabei auch einzelne Bäume 
gefällt worden sind, stimmt, weil man damit nicht 
durchkam. Dazu kann ich Ihnen aber keine präzise 
Zahl liefern; denn wir haben sie nicht gezählt. Ge-
nauso kann ich Ihnen leider nicht die Zahl der Bäume 
liefern, die im Moment gefällt werden, um neue 
Baumhäuser zu bauen. Es tut mir leid; ich weiß es 
nicht so genau. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Als nächste Fragestellerin hat Frau 
Abgeordnete Düker das Wort. 

Monika Düker (GRÜNE): Danke schön. – Noch ein-
mal zu den Veröffentlichungen der Gewerkschaft der 
Polizei: Die Gewerkschaft der Polizei spricht die 
Überstunden an. Sie beziffert sie nicht. Aber Tatsa-
che ist – sie stellt das auch fest –, dass sehr viele 
Überstunden geleistet wurden. Sie sagt, dass sie 
nicht abgebaut werden können, weil ohnehin schon 
ein großer Berg angehäuft wurde. Meine Frage lau-
tet: Gibt es für die Überstunden aus diesem Einsatz 
eine zusätzliche Vergütungsregelung? 

Herbert Reul, Minister des Innern: Erste Anmer-
kung: Sie haben recht. Natürlich haben die Polizisten 
eine Riesenanzahl von Überstunden gemacht – wie 
übrigens bei anderen Einsätzen auch schon. Aller-

dings war das öffentliche Interesse bei den Überstun-
den der Polizei bei den anderen Fällen nie so groß 
wie dieses Mal. Ich hoffe, dass wir dieses große In-
teresse in Zukunft auch haben; denn das würde uns 
insgesamt helfen, die Interessen der Polizei noch 
stärker gewichten zu können. 

Zweite Anmerkung: Wir können im Moment – das 
habe ich eben ausgeführt – keine präzise Aussage 
zu der Anzahl machen, erst recht nicht individuell. Ich 
bin aber bei Ihnen, dass wir klug überlegen müssen, 
wie wir vernünftig damit umgehen. Ich habe noch 
keine klare Antwort. Aber es wird eine Antwort darauf 
geben. Ich bin gerne bereit, das dann hier oder im 
Ausschuss vorzustellen. Aber es gibt noch kein ab-
schließendes Ergebnis. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Als nächster Fragesteller hat Herr 
Abgeordneter Mostofizadeh das Wort. 

Mehrdad Mostofizadeh (GRÜNE): Vielen Dank, 
Frau Präsidentin. – Herr Minister, ich würde das in 
Bezug auf die Kostenseite gerne einmal komplett zu-
sammenfassen. Sie haben gesagt, dass die Auf-
tragserteilung für die Beseitigung der Baumhäuser 
beim Kreis gelegen habe. Deswegen stellt sich die 
Frage, ob die Kosten im Nachhinein bei RWE oder 
Dritten eingefordert werden, und zwar für die ge-
samte Beseitigung der Baumhäuser, und wenn ja, 
welche. 

(Zuruf von Bodo Löttgen [CDU]) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Bitte sehr, Herr 
Minister. 

Herbert Reul, Minister des Innern: Ich habe die 
Frage wieder nicht verstanden.  

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege 
Mostofizadeh, könnten Sie sich noch einmal eindrü-
cken? Dann gebe ich Ihnen noch einmal das Wort, 
damit Sie den letzten Teil Ihrer Frage wiederholen 
können. Aufgrund der heutigen Akustik kommt das 
schlecht hier vorne an. 

Mehrdad Mostofizadeh (GRÜNE): Ich versuche es 
noch einmal. Obwohl Herr Kollege Löttgen jetzt ver-
sucht, in Vertretung des Ministers zu antworten, 
stelle ich die Frage noch einmal. – Die Bauaufsichts-
behörde hat die Verfügung erlassen. Infolge dieser 
Verfügung sind die Baumhäuser entfernt worden. 
Dabei sind Kosten für alle möglichen Dinge entstan-
den. Werden die entstandenen Kosten beim Eigen-
tümer des Geländes eingetrieben, der sie sich 
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dann – in Klammern, Herr Kollege Löttgen – auch zu-
rückholen kann? Werden diese Kosten also zu-
nächst einmal RWE auferlegt? 

(Minister Herbert Reul: Nein!) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Bitte sehr, Herr 
Minister. 

Herbert Reul, Minister des Innern: Um es noch ein-
mal zu wiederholen: Auftraggeber sind die Bauord-
nungsämter. Das ist gar nicht immer der Kreis. Es 
sind ganz verschiedene. Die haben das erledigt. Es 
ist richtig, wie Sie das beschrieben haben. Man hat 
übrigens auch die Rettungswege freigeräumt und all 
die anderen Tätigkeiten verrichtet. Da sind Kosten 
entstanden, die ich im Moment gar nicht kenne. Ver-
mutlich kennt sie auch nur jeder für sich, wenn über-
haupt schon alle Kosten bekannt sind. Irgendwann 
kommt das aber.  

Meine Aussage bezüglich des größeren Unterneh-
mens bezog sich, soweit ich das weiß – da muss ich 
einen kleinen Vorbehalt machen; aber ich möchte 
Ihnen ja auch Auskunft geben – nur auf die Frage der 
Hebebühnen. Das ist nur ein Teil. Es sind ja mehr 
Kosten entstanden als nur für die Hebebühnen. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Als nächster Fragesteller hat Herr 
Kollege Bolte-Richter das Wort. 

Matthi Bolte-Richter (GRÜNE): Danke sehr, Frau 
Präsidentin. – Herr Minister, Sie haben eben auf die 
Frage von Frau Brems geantwortet: Die Kosten für 
die Hebebühnen wurden übernommen. – Mich inte-
ressiert, auf welcher rechtlichen Grundlage diese 
Kosten übernommen wurden. Denn ich habe das zu-
mindest so verstanden, dass die Beauftragung letzt-
lich über die untere Bauaufsichtsbehörde stattgefun-
den hat. Dann wurden die Kosten von irgendjeman-
den übernommen. Mussten sie übernommen wer-
den, oder wurden sie auf einer freiwilligen Basis 
übernommen? 

Herbert Reul, Minister des Innern: Nun muss ich 
doch ein bisschen deutlicher werden. Da fragen Sie 
eigentlich den Falschen, weil ich mit der Frage der 
praktischen Räumung gar nichts zu tun habe, son-
dern, wie Sie wissen – das ist halt so –, die Bauord-
nungsämter die Anweisung gegeben haben. Die 
Bauordnungsämter realisieren das. Ich wollte Sie nur 
an dem Halbwissen teilhaben lassen, das ich zu die-
ser Frage vielleicht habe – nämlich, dass mir zu den 
Hebebühnen mitgeteilt worden ist, dass dieses grö-
ßere Unternehmen dazu eine Finanzierung realisie-
ren wird. 

Die anderen Fragen nach Kosten können am Ende 
nur die Städte und Gemeinden beantworten. Wie da-
mit umgegangen wird, wird dann besprochen, wenn 
die Kosten bekannt sind. Das kann ich nicht beurtei-
len. Dann wäre es auch noch nicht einmal meine Auf-
gabe, sondern dann wäre das Bauministerium die 
zuständige Stelle, die da vielleicht weiterhelfen 
kann – aber auch nicht heute. Das macht heute wirk-
lich keinen Sinn.  

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Frau Kollegin Brems, ich erteile 
Ihnen das Wort zu Ihrer dritten und letzten Nach-
frage. Bitte schön. 

Wibke Brems (GRÜNE): Herr Minister, ich muss 
jetzt noch einmal die gleiche Frage stellen, die ich 
gerade gestellt habe, weil Sie meine Frage anschei-
nend falsch verstanden haben. Ich habe nämlich 
nicht danach gefragt, wie viele Bäume gefällt wurden 
und ob sie gefällt wurden – das habe ich selbst ge-
sehen –, sondern ich habe festgestellt, dass welche 
gefällt wurden und dass feste Wege hergestellt wur-
den.  

Meine Frage an Sie war aber, ob ähnlich wie bei den 
Hebebühnen nach Ihrem Wissen – oder Halbwissen, 
wie Sie es jetzt nennen – dafür das Unternehmen 
RWE aufkommt oder ob das bei den entsprechenden 
Kommunen vor Ort verblieben ist. – Danke schön.  

Herbert Reul, Minister des Innern: Ich teile Ihr Inte-
resse an der Frage, wer welche Kosten bezahlt. Mein 
Kenntnisstand ist klar: Für den Polizeiteil bin ich zu-
ständig, für den anderen Teil die Bauordnungsämter, 
die das in Auftrag gegeben haben. Es gibt nur den 
kleinen Zusatz: Hebebühnen – RWE. 

Mehr kann ich Ihnen nicht mitteilen – das ist der 
Sachstand –, weder die Größenordnung noch ob 
nachher irgendwer von irgendwem die Kosten über-
nimmt. Das bleibt abzuwarten. Ich kann es nicht aus-
schließen, weil ich es nicht weiß. Mein Haus – und 
ich werde gefragt – wird auf jeden Fall nur die Kosten 
tragen, die für die Polizei anfallen; das ist ja klar. 

Übrigens darf ich mal die Frage … – Nein, ich gebe 
keine Fragen zurück. Entschuldigung. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Entschuldi-
gung? 

Herbert Reul, Minister des Innern: Ich habe gerade 
gedacht, dass es eine interessante Frage ist, über 
die ich auch einmal nachdenken muss, wer eigentlich 
die Bäume bezahlt, die gefällt worden sind, um die 
Baumhütten zu bauen. 

(Vereinzelt Beifall von der CDU) 
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Vizepräsidentin Angela Freimuth: Jetzt hat erst 
einmal Herr Kollege Mostofizadeh das Wort für seine 
zweite und damit auch letzte Nachfrage. Bitte schön, 
Herr Kollege Mostofizadeh. 

Mehrdad Mostofizadeh (GRÜNE): Vielen Dank, 
Frau Präsidentin. – Frau Brems hat noch einmal die 
Frage gestellt; ich will es jetzt noch ein drittes und 
letztes Mal versuchen: die Frage gar nicht nach den 
konkreten Vorgängen, sondern wie Sie es juristisch 
einschätzen würden. 

Wenn ich zu Hause in meinem Garten einen baufäl-
ligen Gegenstand habe und die Bauordnungsbe-
hörde oder eine andere Ordnungsbehörde mich an-
weist, dass ich das da nicht so liegen lassen darf, ist 
es üblicherweise so, dass ich das auf meine Kosten 
entfernen muss, auch wenn der Nachbar, Herr Kol-
lege Löttgen, das möglicherweise zerstört hat. 

Jetzt die Frage konkret an Sie: Sind Sie der Auffas-
sung, dass zunächst einmal der Eigentümer die Räu-
mungskosten – außerhalb der Polizei, also alles, was 
mit dem Abbau und Sonstigem zu tun hat – tragen 
müsste, unbeschadet der Frage, ob er sich das dann 
bei Dritten wiederholt, und nicht die öffentliche Hand? 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Minister. 

Herbert Reul, Minister des Innern: Diese Frage ist 
genauso berechtigt und klar. Ich kann sie nicht be-
antworten, weil ich nicht die Kommune bin; das muss 
die am Ende entscheiden. 

Wenn das bei Ihnen im Garten passiert, werden Sie 
entweder aufgefordert, dieses baufällige Gerät sofort 
zu beseitigen; das ist klar. Dann müssen Sie es auch 
bezahlen. Oder die Stadt macht es für Sie und wird 
Ihnen vermutlich nachher die Rechnung stellen. Das 
kenne ich auch so. 

Hier ist es nur ein bisschen komplizierter. Bei Ihnen 
im Garten ist es klar: Sie haben dieses Klettergerät 
selbst aufgebaut, also sind Sie auch verantwortlich. – 
Hier haben wir die kleine Schwierigkeit, dass die 
Kommunen die Entscheidung treffen müssen. Erst 
einmal müssen sie in Vorleistung treten. Dann wer-
den die sicherlich der Frage nachgehen: Wem kön-
nen wir das rechtlich einwandfrei in Rechnung stel-
len? 

Ich bin aber nicht derjenige, der das beurteilt. Es 
könnte Ihre Vermutung zutreffen. Es könnte aber 
auch sein, dass sie sagen: Diejenigen, die die Baum-
häuser gebaut haben, müssen bezahlen. – Das wäre 
ja auch eine Variante. 

(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

Aber ich bin kein Jurist, und es ist auch nicht meine 
Zuständigkeit. Insofern sage ich nur: Die Frage kann 

möglicherweise unterschiedlich beantwortet werden. 
Sie wird aber zu beantworten sein. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Minister Reul. – Ich habe hier keine weitere Frage 
vorliegen; damit danke ich dem Minister für die Be-
antwortung. 

Ich rufe die  

Mündliche Anfrage 25  

des Herrn Abgeordneten Ganzke von der SPD-
Fraktion auf: 

In Folge eines Brandes am 17.09.2018 in einem 
Haftraum der Justizvollzugsanstalt Kleve ist ein 
26-jähriger Syrer am 29.09.2018 seinen Verlet-
zungen erlegen und verstorben. Wie mittlerweile 
feststeht, saß der Syrer zu Unrecht in der JVA ein. 
Die Frage, warum der Syrer über 2 Monate zu Un-
recht in Haft saß und ob es Fehler bei der Aufklä-
rung der Brandursachen gibt, ist auch nach der 
gemeinsamen Sondersitzung von Rechts- und In-
nenausschuss vom 05.10.2018 ungeklärt. 

1. Was tut die Landesregierung, um ähnlich 
gelagerte Fälle aufzudecken bzw. organisato-
risch auszuschließen? 

2. Welche Fehler sind im Geschäftsbereich 
des Ministeriums der Inneren in diesem Fall 
geschehen? 

Ich habe gerade erfahren, dass hier eine kurze Wort-
meldung zur Geschäftsordnung angemeldet worden 
ist. Habe ich das richtig registriert? – Bitte schön. 

Hartmut Ganzke (SPD): Vielen Dank, Herr Präsi-
dent! Ich verzichte auf mein Recht, dass die gestell-
ten Fragen durch Herrn Minister des Innern Reul jetzt 
im Plenum mündlich beantwortet werden, 

(Minister Herbert Reul: Och!) 

und beantrage und bin damit einverstanden, dass 
meine Fragen seitens des Herrn Ministers Reul 
schriftlich beantwortet werden (schriftliche Beantwor-
tung s. Vorlage 17/1270). 

(Minister Herbert Reul: Das ist aber schade! 
Ich habe mich so vorbereitet! Mein Gott, alles 
umsonst! – Allgemeine Heiterkeit) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Dann wird die Vorbe-
reitung ja in die schriftliche Beantwortung einfließen, 
Herr Minister.  

(Heiterkeit) 

Vielen Dank, Herr Kollege Ganzke. Dann verfahren 
wir natürlich so, wie Sie es beantragt hatten. Das wird 
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auch so zu Protokoll genommen, und Sie bekommen 
schriftlich die Antwort, die Herr Minister schon vorbe-
reitet hat – umso besser. Danke dafür. Damit ist 
diese Mündliche Anfrage aufgerufen und für heute 
abgearbeitet. 

Ich rufe die  

Mündliche Anfrage 26  

der Kollegin Aymaz von der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen auf: 

Haftraumbrand in der JVA Kleve am 17. Sep-
tember 2018 

Der zu Unrecht inhaftierte Syrer Amed A. ist am 
29. September nach einem Feuer in einer Gefäng-
niszelle in der JVA Kleve gestorben. Der 26-Jäh-
rige hatte mehr als zwei Monate lang unschuldig 
im Gefängnis gesessen. Am 17. September brach 
in seiner Zelle ein Feuer aus, der junge Mann erlitt 
schwerste Verbrennungen. Noch am selben Tag 
soll die Zelle versiegelt worden sein.  

Zunächst übernahm die Polizei Kleve die Ermitt-
lungen, später wurden diese an die Polizei Krefeld 
übergeben. Am 2. Oktober soll schließlich ein ex-
terner Brandsachverständiger hinzugezogen wor-
den sein. 

Vor diesem Hintergrund frage ich die Landesre-
gierung: 

1. Wie vollzogen sich die polizeilichen Ermitt-
lungen zum Brand in der JVA Kleve? 

2. Wer betrat seit dem Brand den betreffenden 
Haftraum in der JVA Kleve? 

Auch hier ist vorher ein Wortbeitrag zur Geschäfts-
ordnung angekündigt. – Bitte schön, Frau Aymaz. 

Berivan Aymaz (GRÜNE) : Vielen Dank. – Auch ich 
möchte um eine schriftliche Beantwortung der Fra-
gen bitten. Ich muss Sie enttäuschen, Herr Minister 
Reul: Auch hier bitte schriftlich beantworten. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Aymaz. – Möchten Sie dazu das Wort ha-
ben, Herr Minister? 

Herbert Reul, Minister des Innern: Ich möchte nur 
einen kleinen Hinweis geben und weiß nicht, ob 
Ihnen das schon zugegangen ist. Sowohl der Kollege 
Biesenbach als auch ich haben die 80 oder 90 Fra-
gen, die Sie schriftlich gestellt haben, schon beant-
wortet. Die Antworten müssten bei Ihnen angekom-
men sein. 

(Berivan Aymaz [GRÜNE]: Ja!) 

– Okay. Was Sie jetzt meinen, betrifft das, was heute 
vorgetragen worden wäre? 

Vizepräsident Oliver Keymis: Ja. Dazu wäre ja 
auch Herr Minister Biesenbach in Anspruch zu neh-
men, wenn ich das richtig nachvollziehe. Dies wird 
schriftlich beantwortet, wie von der Abgeordneten 
erbeten (schriftliche Beantwortung s. Vorlage 
17/1211). – Vielen Dank dafür. 

Ich möchte jetzt die Mündliche Anfrage 27 aufrufen, 
und ich darf vorab darauf hinweisen, dass die Lan-
desregierung in eigener Zuständigkeit entscheidet, 
wer antwortet. – Herr Biesenbach, Sie haben das 
Wort. 

Peter Biesenbach, Minister der Justiz: Herr Präsi-
dent, vielen Dank. Herr Reul hatte sich gerade ge-
meldet: Wir wollen noch eine aktuelle Nachinforma-
tion geben, damit keiner sagt, wir hätten sie nicht vor-
getragen. Deswegen bitte ich darum, Herrn Reul 
doch noch kurz das Wort zu geben. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Wenn Sie sich inner-
halb der Landesregierung so verständigen wollen, ist 
das kein Problem. – Herr Reul, bitte schön. 

Herbert Reul, Minister des Innern: Ich wollte nur 
über einen Sachverhalt aufklären, weil ich das immer 
gerne schnell mache. Von Kleve war berichtet wor-
den; dazu bekommen Sie auch die schriftlichen Infor-
mationen. 

Es hat gestern einen ähnlichen Fall gegeben. Es ist 
zwar keine Ausschusssitzung, aber wir haben es im-
mer so gehalten, dass wir schnell informieren. Ich will 
das in Kürze vortragen. Der Fall ist zwar anders, aber 
trotzdem ähnlich. Es hat in Essen/Gelsenkirchen fol-
genden Vorgang gegeben: 

Bezirksdienstbeamte haben aufgrund eines Haftbe-
fehls die Wohnung eines Iraners aufgesucht. Im Vor-
feld wurde ein Abgleich der Einwohnermeldedaten 
vorgenommen. In der Wohnung waren zwei Perso-
nen gemeldet. Dabei handelt es sich um iranische 
Staatsangehörige mit Duldung. 

Auf Schellen wurde den Beamten die Eingangstür 
von einer Person geöffnet. Die Beamten sind dann in 
die Wohnung eingetreten. Dort gab es eine zweite 
Person. Beide Personen sprachen gebrochen 
Deutsch. Die Beamten versuchten, die Identitäten 
beider Personen festzustellen. Eine Person wies sich 
mit einer AOK-Gesundheitskarte und einem Metha-
donausweis aus und gab an, die im Haftbefehl ge-
suchte Person zu sein. Daraufhin wurde die Person – 
logischerweise – festgenommen und der JVA Gel-
senkirchen zugeführt.  
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Damit endet schon fast mein Teil. Denn er wurde 
dann in Gelsenkirchen eingeliefert, und es wurde ein, 
zwei Stunden später festgestellt – das wird Peter 
Biesenbach nachher genau erklären –, dass es gar 
nicht die Person war, sondern der Bruder. Das heißt, 
der Bruder hatte sich ausgegeben als der, der mit 
Haftbefehl gesucht wird. 

Das ist ein anderer Fall, er weist aber auf das gleiche 
Problem hin. Deswegen will ich das vortragen. 

(Zuruf von der SPD: Wir wissen nicht, wer das 
ist! Das ist das Problem!) 

– Es hat sich jemand mit falscher Identität … 

(Unruhe) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Kolleginnen und Kol-
legen, ich darf darauf hinweisen, dass der Minister 
hier das Wort hat. 

Herbert Reul, Minister des Innern: Lassen Sie mich 
das nur zu Ende vortragen, damit der Sachverhalt 
klar ist. 

Es wurden sofort gestern Morgen erste Maßnahmen 
ergriffen, Nachbereitung. Es wurde gegen die Poli-
zeibeamten, die nach unserer Auffassung nicht aus-
reichend die Identität geprüft haben, ein Disziplinar-
verfahren eingesetzt. Die Einsatzkräfte wurden bis 
zur Aufhellung des Sachverhalts umgesetzt. Es gab 
eine Strafanzeige gegen die Einsatzkräfte und Er-
mittlungen durch das Polizeipräsidium Bochum, also 
eine dritte Behörde, und die Betroffenen wurden zu 
einem persönlichen Gespräch mit der Behördenlei-
tung eingeladen. 

Erneut wurde in der Behörde und in anderen Behör-
den darauf hingewiesen, was genau der Inhalt, die 
Gestaltung des Verfahrens ist, was hier zu üben ist. 
Das heißt, die dürfen sich nicht zufriedengeben mit 
einem Ausweis der Gesundheitskarte, auch nicht mit 
einer anderen Ausweiskarte. Auch wenn der Mann 
sagt, er sei der Gesuchte, dürfen sie sich nicht zufrie-
dengeben, sondern müssen sich den Personalaus-
weis zeigen lassen oder notfalls die Identität auf an-
dere Art und Weise feststellen. 

Insofern hat es sich – und das ist die Identität – in 
dem Fall auch darum gehandelt, dass jemand mit fal-
scher Identität in ein Gefängnis gekommen ist, weil 
Polizisten einen Fehler gemacht haben. Das ist Gott 
sei Dank mit sehr überschaubaren Folgen in wenigen 
Stunden geändert worden. 

Ich will die Gelegenheit nutzen, hinzuweisen auf das, 
was ich im Ausschuss schon vorgetragen habe. Es 
gibt – ich verkürze das – seit Mai dieses Jahres ein 
gemeinsames Pilotprojekt mit dem Innenministerium 
und dem Justizministerium, weil wir seit geraumer 

Zeit Hinweise, Vermutungen haben, dass in Justiz-
vollzugsanstalten – das habe ich im Rechtsaus-
schuss vorgetragen – auch mal Menschen sind, die 
dort gar nicht hingehören, entweder weil sie sich 
selbst mit falscher Identität ausstatten … 

(Zuruf von der SPD) 

– Ja, das gibt es, dass Leute mit falscher Identität ins 
Gefängnis gehen. Es gibt ganz unterschiedliche Hin-
tergründe, warum so etwas passiert. 

Genau deshalb ist Anfang des Jahres ein Pilotprojekt 
begonnen und im Frühjahr des Jahres vorangetrie-
ben worden, bei dem wir sicherstellen können, dass 
in Zukunft auch beim Eintritt in die Justizvollzugsan-
stalt noch einmal gecheckt wird, geprüft wird: Ist das 
die richtige Identität? Dafür braucht es Technologie, 
dafür braucht es einen Zugang zu den Polizeidaten. 
Deshalb ist das nicht so ganz einfach. 

Es gibt übrigens nicht nur die Fälle, dass Polizisten 
Haftbefehle vollstrecken oder wo man jemanden wie 
in Kleve auf der Straße trifft und dann irrtümlich ein 
Haftbefehl vollstreckt wird. In den allermeisten Fällen 
geht jemand, der einen Haftbefehl hat und in die Jus-
tizvollzugsanstalt gehen muss, selbst zur Justizvoll-
zugsanstalt und meldet sich. In allen drei Fällen brau-
chen wir eine höhere Sicherheit bei der Identitätsfest-
stellung. Ich wiederhole: Deshalb wurde im Frühjahr 
dieses Jahres mit dem Pilotprojekt begonnen, und 
wir gehen davon aus, dass das um die Jahreswende 
dann auch fertig ist – die Geräte sind schon ange-
schafft, bei der Technologie ist es ein bisschen kom-
plizierter –, sodass man in Zukunft sicherstellen 
kann, dass so etwas nicht mehr passiert. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister Reul. Das war quasi eine Art Vorwort zu 
dem, was jetzt noch kommt. Ich habe das so verstan-
den. 

(Minister Herbert Reul: Danke schön!) 

Ich glaube, das kann man im Zuge der Aufklärung 
dem Hohen Hause auch entsprechend so anbieten. 
Danke dafür. 

Ich rufe die 

Mündliche Anfrage 27 

der Frau Kollegin Kapteinat von der Fraktion der SPD 
auf: 

In Folge eines Brandes am 17.09.2018 in einem 
Haftraum der Justizvollzugsanstalt Kleve ist ein 
26-jähriger Syrer am 29.09.2018 seinen Verlet-
zungen erlegen und verstorben. Wie mittlerweile 
feststeht, saß der Syrer zu Unrecht in der JVA ein. 
Die Frage, warum der Syrer über 2 Monate zu Un-
recht in Haft saß und ob es Fehler bei der Aufklä-
rung der Brandursachen gibt, ist auch nach der 
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gemeinsamen Sondersitzung von Rechts- und In-
nenausschuss vom 05.10.2018 ungeklärt. 

1. Was tut die Landesregierung, um ähnlich 
gelagerte Fälle aufzudecken bzw. organisato-
risch auszuschließen? 

2. Welche Fehler sind im Geschäftsbereich 
des Ministeriums der Justiz in diesem Fall ge-
schehen? 

Es antwortet für die Landesregierung zunächst Herr 
Minister Biesenbach. Bitte schön. 

Peter Biesenbach, Minister der Justiz: Der gestor-
bene junge Syrer wurde aufgrund einer Personalver-
wechslung bei der Polizei festgenommen und auf-
grund von Vollstreckungshaftbefehlen der Staatsan-
waltschaft Hamburg in der Justizvollzugsanstalt Gel-
dern aufgenommen. Ein paar Tage später wurde er 
von dort in die Justizvollzugsanstalt Kleve verlegt. 

Bei einem Vollstreckungshaftbefehl ist eine Vorfüh-
rung vor einem Haftrichter nicht vorgesehen, da ein 
bereits bestehendes Urteil vollstreckt wird. Die ge-
suchten Personen werden daher von der Polizei di-
rekt dem Justizvollzug zugeführt. 

Der Justizvollzug hat keinen Zugriff auf die Fahn-
dungsdaten der Polizei, anhand derer im vorliegen-
den Fall die Fehlzuordnung der Personalien zu den 
offenen Vollstreckungshaftbefehlen der Staatsan-
waltschaft Hamburg erfolgt ist. Er konnte vor allem 
nicht die Lichtbilder abrufen, mit dem die offenkun-
dige Abweichung zwischen der gesuchten Person 
und der festgenommenen Person ins Auge gesprun-
gen wäre.  

Dennoch gab es Anhaltspunkte, die Zuordnung 
durch die Polizei Kleve und die Staatsanwaltschaft 
Hamburg infrage zu stellen. Der Geburtsort und das 
Geburtsdatum waren nicht identisch. Auch die poli-
zeilichen Führungspersonalien wichen voneinander 
ab. Wochen nach der Inhaftierung hat der Verstor-
bene außerdem die Psychologin der Justizvollzugs-
anstalt Kleve darauf hingewiesen, er sei der Falsche. 
Der von der Psychologin verfasste Vermerk über das 
Gespräch hat schließlich dem Leiter der Justizvoll-
zugsanstalt vorgelegen. Auch er hat keinen Anlass 
gesehen, diesen Nachweisen nachzugehen – eine 
Fehleinschätzung, wie sich im Nachhinein herausge-
stellt hat. 

In Anbetracht dieser Fakten muss sich die Justiz zu 
Recht fragen lassen, ob alle Beteiligten in den Justiz-
vollzugsanstalten richtig reagiert haben. Wäre den 
Abweichungen bei den Personaldaten und den Hin-
weisen des Gefangenen konsequent nachgegangen 
worden, hätte rückblickend auch der Justizvollzug 
zur Aufklärung der Personenverwechslung beitragen 
können. 

Deshalb sage ich heute klar: Auch der Justizvollzug 
trägt Verantwortung, Verantwortung in dem Sinne, 
alles ihm Mögliche zu unternehmen, um künftig der-
artige Geschehnisse zu verhindern. Auch ist es mir 
an dieser Stelle wichtig zu betonen, dass in unseren 
Anstalten des Landes, die hervorragende Arbeit leis-
ten, nach bestem Wissen und Gewissen tagtäglich 
Ermessensentscheidungen getroffen werden müs-
sen und getroffen werden. 

Die Rekonstruktion des Aufenthalts des Syrers in un-
seren Gefängnissen ist noch nicht abgeschlossen. 
Die Staatsanwaltschaft ermittelt, hat aber bisher ge-
gen Bedienstete des Justizvollzugs keinen Anfangs-
verdacht gesehen. 

Auch wenn daher eine abschließende Bewertung 
erst nach dem Abschluss aller Ermittlungen möglich 
ist, ist für den Justizvollzug in Nordrhein-Westfalen 
klar, dass wir zukünftig anders reagieren und nach 
Polizei und Staatsanwaltschaft eine dritte Sicher-
heitsstufe bei der Prüfung der Personalien im Justiz-
vollzug entwickeln müssen. Von daher werte ich 
auch das Ergebnis der Situation in Gelsenkirchen, 
bei der heute Morgen in der Anstalt festgestellt 
wurde, dass sich der Falsche in Strafhaft begeben 
wollte, als einen ersten Schritt dazu. Es macht jeden-
falls klar: Es wird intensiv geprüft. – Wir werden das 
auch intensiver fortsetzen.  

Ein Lösungsansatz für diese dritte Sicherheitsstufe 
wird als gemeinsames Projekt von Justiz und Polizei 
entwickelt werden. Der Innenminister und ich haben 
bereits vor Wochen darüber gesprochen, dass wir 
ein solches Projekt vertiefen müssen, weil auch uns 
das Risiko bekannt ist. Es ist nicht neu, sondern be-
steht schon seit Langem.  

Der Justizvollzug ist aber weder Vollstreckungsbe-
hörde noch Polizei und hat dementsprechend nicht 
die gleichen Erkenntnis- und Aufklärungsmöglichkei-
ten. Dennoch sind Hinweise auf Personenverwech-
selungen von jeder staatlichen Stelle ernst zu neh-
men. Auch die Justizvollzugsanstalt hat eine verant-
wortliche Überprüfung der Personalien nochmals an-
zustoßen, wenn es Ungereimtheiten gibt.  

Ganz konkret heißt das für den Justizvollzug in Nord-
rhein-Westfalen: 

Erstens. Bei der Aufnahme von Gefangenen müssen 
künftig Widersprüche offen angesprochen und aus-
geräumt werden. Sie dürfen nicht im Raum stehen 
bleiben.  

Wir wollen für die Prüfung durch die Bediensteten 
Kriterien entwickeln, die nicht allein an den positiven 
Abgleich eines Fingerabdrucks anknüpfen. Anhand 
strukturierter und für die Bediensteten verständlicher 
Vorgaben soll ein Warnsystem entwickelt werden, 
das einer fehlerhaften Zuordnung von Straftaten zu 
Gefangenen durch Polizei oder Staatsanwaltschaft 
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entgegenwirkt. So darf beispielsweise die Überein-
stimmung bei den Aliaspersonalien nicht als ausrei-
chend akzeptiert werden, wenn die polizeilichen Füh-
rungspersonalien nicht identisch sind. Anhand die-
ses Warnsystems können die Bestandsfälle noch 
nacherfasst und geprüft werden.  

Welche Daten schon bei der Aufnahme eines Gefan-
genen besondere Beachtung finden müssen und wie 
dies im Justizvollzug praktisch gehandhabt werden 
kann, soll in dem bereits erwähnten Projekt geklärt 
werden. So sollen Risiken einer Personenverwechs-
lung, auch wenn sie bei einer anderen Behörde ver-
ursacht worden ist, vermieden oder erfolgte Ver-
wechslungen aufgedeckt werden. 

Zweitens. Alle Hinweise auf Personenverwechslun-
gen, die im Laufe des Vollzugs auftreten, müssen ak-
tenkundig gemacht und von den Bediensteten ver-
antwortlich geprüft werden. Dies gilt vor allem für Hin-
weise, die von den Gefangenen selbst kommen. Ein 
solcher selbstkritischer Umgang mit Gefangenenda-
ten ist ein wichtiger Baustein zur Eigen- und Fremd-
kontrolle bei der Vollstreckung und im Vollzug. 

Zur Umsetzung dieser Ansätze sind die Justizvoll-
zugsanstalten mit Erlass vom 9. Oktober für einen 
sorgsamen Umgang mit Identitätsdaten sensibilisiert 
worden. Sie haben künftig auf die Erfassung eindeu-
tiger Führungspersonalien – erforderlichenfalls auch 
durch Nachfragen bei der Polizei und den Einwei-
sungsbehörden – hinzuwirken. 

Im Rahmen einer gemeinsamen Erörterung mit den 
Justizvollzugsanstalten des Landes, die für den 
25. Oktober angesetzt worden ist, soll den Justizvoll-
zugsanstalten konkrete Hilfestellung zur Erkennung 
von Zweifelsfällen an die Hand gegeben werden. Nur 
so können die alltägliche Nutzung von Aliaspersona-
lien auf der einen Seite und kritische Hinweise auf 
eine abweichende Identität auf der anderen Seite zu-
verlässig voneinander abgegrenzt werden. Auch die 
Staatsanwaltschaften des Landes Nordrhein-West-
falen werden wir in geeigneter Weise ergänzend sen-
sibilisieren.  

Bestehen begründete Zweifel an der Identität eines 
Inhaftierten, muss dies sofort geklärt werden, also 
nicht allein auf dem Schriftwege, den die Vollstre-
ckungsbehörde in Hamburg gewählt hat, sondern di-
rekt per Telefon. Das werde ich deutlich machen. 
Das haben die Anstalten auch zwischenzeitlich ver-
standen. 

Weitere Maßnahmen werden wir nach Abschluss der 
Arbeiten der Projektgruppe ergreifen, die insbeson-
dere im Formular- und Erfassungswesen neue Ak-
zente setzen sollen. 

Was die staatsanwaltschaftliche Sachbehandlung 
zur Aufklärung des Brandgeschehens anbelangt, 
wollte ich den Gang der Ermittlungen eigentlich bei 

der Beantwortung der Frage von Frau Aymaz erklä-
ren. Da diese aber darauf verzichtet hat, stellen Sie 
die Frage bitte gleich, wenn Sie das noch interessiert. 

Lassen Sie mich nur noch eben zu dem von einigen 
angesprochenen Zeitpunkt der Hinzuziehung eines 
Brandsachverständigen durch die Staatsanwaltschaft 
Folgendes ergänzen: Die Frage der Beauftragung ei-
nes Sachverständigen in einem Ermittlungsverfahren 
hat grundsätzlich die sachleitende Staatsanwaltschaft 
unter Berücksichtigung der Umstände des konkreten 
Einzelfalls zu entscheiden. Gemäß Nummer 69 
Satz 1 der bundesweit einheitlich geltenden Richtli-
nien für das Strafverfahren und das Bußgeldverfahren 
soll ein Sachverständiger dabei nur zugezogen wer-
den, wenn sein Gutachten für die vollständige Aufklä-
rung des Sachverhalts unentbehrlich ist.  

In der Brandsache, über die wir heute erneut spre-
chen, hat dies die Staatsanwaltschaft Kleve zunächst 
verneint. Der Generalstaatsanwalt in Düsseldorf hat 
das geprüft und berichtet, dass er hiergegen keine 
Bedenken habe. Zu derselben Einschätzung gelan-
gen auf der Grundlage des derzeitigen Erkenntnis-
standes auch die Strafrechtsexperten meines Hau-
ses.  

Jetzt müssen wir sehen, ob der externe Brandsach-
verständige und die im Übrigen noch andauernden 
Ermittlungen die vorläufige Annahme einer Brandstif-
tung durch den Hauptgeschädigten selbst bestätigen 
oder nicht. Voreilige Bewertungen dieser Ermittlun-
gen durch Außenstehende will ich heute nicht vor-
nehmen. 

Wenn Sie also zum Brandgeschehen weitere Fragen 
haben, stellen Sie sie. Dann gibt es die ausführliche 
Antwort. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister Biesenbach. – Die erste Frage stellt Herr 
Engstfeld. Bitte schön, Herr Engstfeld. 

Stefan Engstfeld (GRÜNE): Vielen Dank, Herr Prä-
sident. – Es geht an beide Minister. Innenminister 
Reul hat ja nur Vorbemerkungen gemacht. Ich 
möchte das nur kurz kommentieren. Ich glaube, 
diese Möglichkeit muss bei diesem etwas unge-
wöhnlichen Verfahren da sein. 

Vielen Dank für die Information, Herr Innenminister. 
Aber diese beiden Fälle sind überhaupt nicht mitei-
nander vergleichbar. 

(Vereinzelt Beifall von der SPD) 

Wir haben es in dem Fall, den wir untersuchen und 
aufklären, mit einem wirklich eklatanten Behörden-
versagen zu tun, bei dem die Behörden unseres Lan-
des nicht in der Lage waren, einen Schwarzafrikaner 
aus Mali von einem Araber aus Syrien zu unterschei-
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den, der unschuldig inhaftiert wurde. Der entschei-
dende Unterschied ist: Dieser Mann ist jetzt tot. – 
Das wollte ich auch einmal kommentieren. Das kann 
man nicht vergleichen.  

Jede Maßnahme, mit der verhindert wird, dass je-
mand unschuldig in diesem Land inhaftiert wird, ist 
natürlich zu begrüßen. Das wäre auch meine Frage 
an den Justizminister: Sie haben ja von Projektgrup-
pen, von Kriterien, die Sie entwickeln wollen, gespro-
chen. Aber letztendlich müssen wir nach diesem Vor-
fall doch alles dafür tun, um sehr schnell auszuschlie-
ßen, dass es weitere unschuldig Inhaftierte in unse-
ren Justizvollzugsanstalten gibt. Denn wenn ich da-
von ausgehe – das sagte ich ja –, dass man einen 
schwarzafrikanischen Staatsbürger aus Mali nicht 
von einem Araber aus Syrien unterscheiden kann, 
frage ich mich, wie es sich verhält, wenn die Fälle 
komplizierter sind.  

Deswegen interessiert es mich, was Sie als Sofort-
maßnahmen bei der Überprüfung der jetzt bei uns in 
Nordrhein-Westfalen Inhaftierten zu tun gedenken. 
Denken Sie an eine Überprüfung von Identitäten bei 
allen Gefangenen oder bei ausgewählten Fällen oder 
bei denen Aliasnamen verwandt wurden? – Es 
müsste doch auch Ihr Interesse sein, schnellstmög-
lich sicherzustellen, dass wir nicht weitere solche 
Fälle bei uns in den Justizvollzugsanstalten sitzen 
haben.  

Peter Biesenbach, Minister der Justiz: Herr Engst-
feld, Sie rennen offene Türen ein. Das Phänomen, 
das leider hier zu dem tragischen Tod geführt hat, ist 
seit Jahren bekannt. Darum hat auch die Vorgänger-
regierung angefangen 

(Zurufe von der SPD: Oh!) 

– ich will Sie doch gerade loben; lassen Sie mich 
doch vortragen –,  

(Angela Lück [SPD]: Gerne!) 

an diesem Problem zu arbeiten, und versucht – das 
werden wir jetzt fortsetzen –, im Justizvollzug jeden, 
der kommt, über Fingerabdrücke einzeln zu erfas-
sen. Das ist im Augenblick noch alles in der Umset-
zung, weil es technisch schwierig ist. Es hätte aber 
hier nicht geholfen – ich komme gleich auf Ihre Frage 
zurück –; denn hier wurde jemand in die Anstalt ein-
geliefert, dessen Fingerabdrücke bekannt waren und 
von dem klar war: Es wäre immer derselbe Fingerab-
druck aufgetaucht, egal wie viele wir angesehen hät-
ten. Warum? – Weil die Anforderung aus Hamburg 
bei der Untersuchung durch die Polizei diesen Fall 
aus dem Computer aufwarf.  

Das heißt, es ist der Fehler gemacht worden – und 
der Innenminister hat auch gar nicht drum herum ge-
redet –, dass bei der Erfassung und bei der Fest-
nahme die Bilder nicht verglichen worden sind. Für 
den Justizvollzug, und ich will ihn damit überhaupt 

nicht entschuldigen, gab es keinen Anlass, hier nach-
zufragen, weil er erstens keine Bilder hat und es 
zweitens nicht den Gedanken gab, es könnte eine 
Verwechslung vorliegen, weil die Polizei gesagt 
hatte: Das ist der, der in Hamburg gesucht wird; wir 
haben den Fingerabdruck festgestellt.  

Alle Überlegungen, die wir bisher hatten, auch mit 
den nachträglichen Identifizierungen, hätten hier lei-
der nicht geholfen, weil die Fingerabdrücke gerade 
nicht fehlerhaft waren. Wir müssen dafür sorgen – 
und daran hat auch bisher noch niemand gedacht, 
weil wir einen ähnlichen Fall noch nicht hatten –, dass 
bei der Einlieferung alle Daten, die kommen, akribisch 
noch einmal geprüft werden.  

Hier hätte auffallen können, dass wir bei den Haftbe-
fehlen und bei dem Einlieferungsschein unterschied-
liche Personalien haben. Wir wollen sicherstellen, 
dass beim nächsten Mal die Führungspersonalien, 
die bei der erstmaligen Erfassung in Deutschland er-
stellt werden, immer und überall verfolgt werden und 
gleich sind. Das wäre ein erstes Signal. Zweitens hät-
ten wir natürlich erwarten können – das werden wir 
noch prüfen und hören –, wie intensiv er denn beim 
Gespräch Monate nach der Einlieferung bei der Psy-
chologin deutlich gemacht hat: Ich bin es nicht.  

Jetzt werden Sie weiter fragen. Werden wir nachträg-
lich versuchen, alle zu erfassen? – Ja. Ich kann Ihnen 
nur nicht sagen, wie schnell das gehen wird. Das ist 
mühsam. Das muss einzeln händisch erfolgen.  

Nächste Situation: Ich erwarte, dass wir gar nicht 
eine so große Anzahl an Fällen haben, da ich mir 
nicht vorstellen kann, dass jemand, der unschuldig 
im Gefängnis sitzt, darauf nicht irgendwann hinweist. 
Also werden wir jetzt bitten, alle zu überprüfen, die 
darauf hinweisen, unschuldig in einer Anstalt zu sit-
zen. Machen Sie sich aber auch da keine Hoffnung. 
Das wird auch eine Menge Arbeit werden, da die 
meisten natürlich behaupten, unschuldig zu sein. 
Das ist auch ein bekanntes Phänomen, das das alles 
nicht entschuldigen soll. Sie haben aber recht mit 
dem Wunsch, dass das eigentlich nicht passieren 
darf. Da sind wir uns einig. Wir werden versuchen, 
dem auch nachzugehen, und werden das Mögliche 
tun, dass das nicht wieder vorkommt.  

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister. – Frau Bongers hat eine Frage. Bitte schön, 
Frau Kollegin Bongers.  

Sonja Bongers (SPD): Vielen Dank, Herr Präsi-
dent. – Herr Minister, ich muss noch einen Schritt zu-
rückgehen. Ein Mensch ist tot. Dieser junge Mann 
hat in Deutschland Schutz gesucht und ihn nicht er-
halten. Das ist das maßlos Verwerfliche an dieser 
ganzen Sache. Er ist in seinem Haftraum verbrannt. 
Das müssen wir uns immer wieder vor Augen führen. 
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Doch anstatt politische Verantwortung zu überneh-
men, hören wir auch heute von Ihnen keine Entschul-
digung, die an die Familie des Opfers gerichtet ist. 
Das möchte ich hier ganz klar erwähnen.  

Die SPD-Fraktion hat zu dem Haftraum-Brand vom 
17. September einen Bericht für die Vollzugskom-
mission beantragt. Das Justizministerium hat zu die-
sem Zeitpunkt nur sehr dürftig informiert. Insofern 
mussten wir eine Aktuelle Viertelstunde für den 
Rechtsausschuss am 26. September beantragen. 
Dazu meine konkrete Frage: Warum haben Sie in der 
Sitzung des Rechtsausschusses am 26. September 
verschwiegen, dass der zu Unrecht inhaftierte Amed 
A. bereits bei seiner Einlieferung in die JVA Geldern 
am 6. Juli 2018 akute Suizidgedanken geäußert hat?  

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Minister, bitte.  

Peter Biesenbach, Minister der Justiz: In dieser 
Sondersitzung ging es um die politische Bewertung 
des Brandes. Über denjenigen, der dort inzwischen 
leider verstorben ist, und über all die anderen Um-
stände gab es auch von der SPD-Fraktion keine 
Nachfrage. Hätten Sie die Nachfrage gestellt, hätten 
wir uns natürlich um all diese Informationen bemüht.  

(André Stinka [SPD]: Bitte? – Weitere Zurufe 
von der SPD) 

Wie intensiv beide Ministerien um Transparenz be-
müht sind, sehen Sie daran, dass wir Ihnen heute um 
14 Uhr umfangreich all die Antworten auf die Fragen, 
die Sie gestellt haben, zugeliefert haben.  

(Lisa-Kristin Kapteinat [SPD]: Genau das hat 
der Minister Reul eben getan!) 

Ich bitte um Nachsicht, dass ich Fragen nicht beant-
worten kann, die Sie nicht stellen.  

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister. – Herr Bialas hat eine Frage. Bitte schön, 
Herr Bialas.  

Andreas Bialas (SPD): Herr Präsident, vielen 
Dank. – Herr Minister, deswegen sind wir ja sehr 
dankbar, dass Fragen beantwortet werden, die wir 
gar nicht gestellt haben, wie zu dem ersten Fall, wozu 
Herr Engstfeld schon genügend kommentiert hat.  

Es war jetzt die Frage, inwieweit Sie dem Rechtsaus-
schuss nicht berichtet bzw. ihm in der ersten Sitzung 
verschwiegen haben, dass er nicht nur in der Justiz-
vollzugsanstalt Geldern, sondern ebenfalls bei der 
Verlegung in die Justizvollzugsanstalt Kleve akute 
Suizidgedanken geäußert hat.  

Auch hier habe ich eine ganz konkrete Frage. Sie ha-
ben uns jetzt noch umfangreiche Unterlagen zukom-
men lassen. Aus der Gesundheitsakte ergibt sich 

sehr deutlich, dass bei der Aufnahmeuntersuchung 
Dinge hineingeschrieben worden sind, die hindeuten 
auf: Alkoholkonsum, THC-Abhängigkeit, Persönlich-
keitsstörung, Anpassungsstörungen, Schnittverlet-
zungen, die entweder auf Borderline-Persönlichkeits-
störung oder suizidale Absichten hindeuten. Es han-
delt sich also um einen Menschen, der anscheinend 
suchtkrank ist, der anscheinend auch psychisch 
krank ist und in seiner Persönlichkeit deutlich instabil 
ist. 

Eine Verwechslung der Person ist das eine, das an-
dere ist, wie mit dieser Person vor Ort umgegangen 
worden ist. Warum wurde das nicht ernst genom-
men? 

Ob man die Frage stellt oder nicht – ich glaube, in 
diesem Zusammenhang ist es eine Selbstverständ-
lichkeit, dass nicht nur wir, sondern auch die Öffent-
lichkeit darüber frühzeitig informiert wird. 

 (Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Minister, bitte. 

Peter Biesenbach, Minister der Justiz: Herr Bialas, 
auch diesbezüglich sind Sie so frühzeitig wie möglich 
informiert worden. Diejenigen, die mit Interesse an ei-
ner Sachaufklärung an den bisherigen … 

(Zuruf von Andreas Bialas [SPD]) 

– Ja, ja. – Diejenigen, die mit Interesse an einer 
Sachaufklärung an den bisherigen Sitzungen teilge-
nommen haben, haben sicher mitbekommen, dass 
ich bereits in der ersten Sitzung gesagt habe, dass 
die Gefangenenakte – dazu gehört auch die Gesund-
heitsakte – vom Amtsgericht unmittelbar nach dem 
Brand beschlagnahmt worden ist, weil die Staatsan-
waltschaft ein Ermittlungsverfahren veranlasst hatte. 

Die Gefangenen-Gesundheitsakte ist gestern, am 
9. Oktober, freigegeben worden. Wir haben sie sofort 
ausgewertet, und Sie finden das, was wir in der Akte 
gefunden haben, heute in den Antworten zu Ihren 
Fragen. Wir haben also nicht einmal einen Tag ge-
braucht, um Ihnen heute mitzuteilen, was wir gestern 
erfahren haben. Am 26. war diese Akte von der 
Staatsanwaltschaft noch beschlagnahmt. – Schnel-
ler geht es nicht. 

(Vereinzelt Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister. – Herr Wolf hat eine Frage. Bitte schön, 
Herr Kollege. 

Sven Wolf (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Herr Minister! Ich möchte 
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gerne noch einmal auf die Situation bei der Auf-
nahme in die Justizvollzugsanstalt in Geldern zurück-
kommen. 

Aus dem heute von Ihnen, Herr Minister Biesenbach, 
vorgelegten Nachbericht kann ich entnehmen, dass 
am 9. Juli eine sehr umfassende Besprechung statt-
fand, hochkarätig besetzt: Psychologin, Anstaltsarzt, 
Anstaltsleiter. Es ging schwerpunktmäßig um die 
Frage, wie suizidgefährdet der Betroffene war. 

Dort soll der Mann bereits darauf hingewiesen ha-
ben, dass er tatsächlich aus Syrien und nicht aus 
Mali stamme. Können Sie mir sagen, warum diesem 
Hinweis nicht nachgegangen wurde? 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Minister, bitte. 

Peter Biesenbach, Minister der Justiz: Ich kann es 
nur vermuten, Herr Wolf, denn ich war bei dem Ge-
spräch nicht dabei. Die Aufnahme erfolgt durch die 
Vollzugsgeschäftsstelle. Die Vorstellung beim Arzt 
bedingt nicht mehr, dass der Arzt sich darüber Ge-
danken macht, wenn er keinen Hinweis bekommt. 

Wenn der Gefangene ihm gesagt hätte, „Ich bin das 
nicht“, hätte der Arzt wahrscheinlich den Hinweis ge-
geben. Der Arzt nimmt auf und stellt seine Untersu-
chungen an, die aber nicht die Untersuchung von 
Identitäten umfassen. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister. – Frau Kapteinat hat eine Frage. Bitte 
schön. 

Peter Biesenbach, Minister der Justiz: Noch ein 
Wort; lassen Sie mich bitte eben noch antworten, 
Herr Präsident. 

Falls Sie gelesen haben, dass der Arzt Zusatzunter-
suchungen anstellt: Dabei werden neben einer kör-
perlichen Untersuchung auch anamnestische Daten 
abgefragt. – Das ist es, was der Arzt macht; er fragt 
nichts zur Identität oder zur Person. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister – Frau Kapteinat hat eine Frage. Bitte schön. 

Lisa-Kristin Kapteinat (SPD): Vielen Dank, Herr 
Präsident. – Gegenüber der Presse soll die Landes-
regierung die Auskunft gegeben haben, dass die Auf-
findesituation von Amed A. – so heißt nämlich der 
Syrer – auf einen Selbstmord habe schließen lassen. 

In Ihrem heutigen Nachbericht führen Sie aber auf 
Seite 12 aus, dass der Gefangene nach dem Öffnen 
der Tür aus dem Haftraum getaumelt sei. Wie lässt 
sich das mit den Auskünften und Ausführungen ge-
genüber der Presse in Einklang bringen? 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Minister, bitte. 

Peter Biesenbach, Minister der Justiz: Das kann ich 
Ihnen gegenwärtig nicht erklären. Auch die Informa-
tionen, die wir Ihnen heute mitgeteilt haben, haben 
wir alle durch Berichte erhalten. 

Was Sie möglicherweise in Zeitungen lesen – ich 
habe das nicht geschrieben. 

(Sarah Philipp [SPD]: Das ist ein Wider-
spruch! – Christian Dahm [SPD]: Die Landes-
regierung hat es gesagt! – Sven Wolf [SPD]: 
Das steht in dem Bericht von Ihnen!) 

– Ich kann es Ihnen nicht erklären. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister. – Herr Engstfeld stellt seine zweite und 
letzte Frage. Bitte schön. 

Stefan Engstfeld (GRÜNE): Vielen Dank, Herr Prä-
sident. – Herr Minister, Sie haben presseöffentlich 
ausgeführt – und das geht auch aus den Berichten, 
die uns zugegangen sind, hervor –, dass der un-
schuldig inhaftierte Syrer sich in dieser Zeit nur ein 
einziges Mal geäußert habe. Wohl bei der Polizei, 
aber ich frage mal Sie. Als er in den Händen der Jus-
tiz war, habe er beim Gespräch mit der Psychologin 
nur ein einziges Mal geäußert, dass er der zu Un-
recht Inhaftierte sei. 

Meine Frage ist: Halten Sie das wirklich für realis-
tisch? Ich würde das nämlich nicht machen. Und ich 
schwöre, dass jeder in diesem Raum, der unschuldig 
über Monate in einem Gefängnis säße, sich artikulie-
ren würde – seinen Mitgefangenen, irgendwelchen 
vertrauten Person, vielleicht dem Personal gegen-
über. 

Glauben Sie ernsthaft, dass er nur ein einziges Mal 
in über zwei Monaten „Ich war es nicht“ gesagt hat? 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Minister, bitte. 

Peter Biesenbach, Minister der Justiz: Ich kann 
Ihnen nur vortragen, was mir aus Berichten bekannt 
geworden ist. Ich kenne ihn nicht, ich war nicht dabei. 

Ich gebe zu, dass mich das ebenfalls wundert und ich 
mir auch derartige Fragen gestellt habe; ich habe 
mich viele Dinge gefragt. Nur: Auf Grundlage der Be-
richte kann ich Ihnen nichts anderes sagen. Wir wis-
sen gegenwärtig nicht mehr, auch nicht aus den Be-
richten der Anstalt, als dass er das nur einmal der 
Psychologin gegenüber gesagt hat. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister. – Frau Aymaz hat eine Frage, bitte. 
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Berivan Aymaz (GRÜNE): Aus den Antworten, die 
Sie uns hier schriftlich vorgelegt haben, geht hervor, 
dass in dem Gespräch mit der Psychologin kein Dol-
metscher zugegen war. Mich würde interessieren, 
wer nach welchen Kriterien einschätzt, ob jemand 
über ausreichende Deutschkenntnisse verfügt. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Minister. 

Peter Biesenbach, Minister der Justiz: Ich vermag 
Ihnen jetzt nicht zu sagen, wer die Einschätzung vor-
genommen hat. Ich weiß nur, dass in den Berichten 
an einer Stelle steht, in einem Verfahren sei ein Dol-
metscher dabei gewesen. Es habe sich aber heraus-
gestellt, dass der Betroffene besser Deutsch gespro-
chen habe als der Dolmetscher und auf einen sol-
chen daher habe verzichtet werden können. 

Ich kann Ihnen nur wiedergeben, was mir berichtet 
wurde, Frau Aymaz. Ich kenne ihn nicht, ich habe ihn 
nie getroffen. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister. Ich weise darauf hin, dass wir die Zeitstunde 
bereits überschritten haben. Es gibt noch eine Reihe 
von Wortmeldungen. Wenn jetzt nicht noch ganz 
schnell jemand drückt, würden wir die Liste schlie-
ßen, damit wir etwa in dem Zeitrahmen bleiben, den 
wir uns für eine Fragestunde gesetzt haben. 

Als Nächstes hat Frau Düker eine Frage. 

Monika Düker (GRÜNE): Danke schön. – Herr Mi-
nister Biesenbach, was bedeutet für Sie eigentlich 
die Übernahme von Verantwortung als Minister bei 
möglichen Fehlern in der Justiz mit Todesfolge? 

Peter Biesenbach, Minister der Justiz: Das können 
Sie heute in der „Rheinischen Post“ nachlesen. Das 
habe ich da deutlich mitgeteilt.  

(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Wir sind 
jetzt aber hier! – Zuruf von der SPD: Das ist 
keine Lesestunde! – Weitere Zurufe von der 
SPD und den GRÜNEN) 

– Nach dem Motto: Ich habe es vorhin deutlich ge-
sagt; lesen Sie es im Protokoll nach. – Ich mache es 
ähnlich wie Herr Reul und sage: Machen Sie es so, 
dass ich den Eindruck habe, Sie machen es sachlich; 
dann bekommen Sie auch sachliche Antworten. An-
sonsten habe ich es bereits gesagt. Sie brauchen es 
nur nachzulesen. 

(Vereinzelt Beifall von der CDU – Zurufe) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister. – Herr Göddertz hat eine Frage. Bitte schön, 
Herr Göddertz. 

Thomas Göddertz (SPD): Herr Minister, Seite 23 
des Nachberichts konnten wir entnehmen, dass der 
Verstorbene in der Justizvollzugsanstalt Geldern mit 
Inhaftierten mit ähnlichem kulturellem Hintergrund 
zusammengelegt werden sollte. Welcher Kulturkreis 
war das – Mali oder Syrien? 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Minister, bitte. 

Peter Biesenbach, Minister der Justiz: Ich weiß es 
nicht, aber ich vermute Syrien; denn es ging ja um 
denjenigen …  

(Zurufe: Ahh!) 

Gut, an Ihrem „Ahh“ merke ich schon, dass Sie das 
alles verstanden haben. Nur zu! 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister. – Herr Watermeier hat eine Frage. 

Sebastian Watermeier (SPD): Herr Minister, in der 
gemeinsamen Sondersitzung von Innen- und 
Rechtsausschuss am 5. Oktober 2018 konnten we-
der Sie noch Herr Reul ausschließen, dass es wei-
tere Personen gibt, die zurzeit unberechtigt in unse-
ren JVAen einsitzen. Wann haben Sie die Prüfung 
veranlasst, ob es weitere Personen gibt, die aufgrund 
einer Verwechselung zu Unrecht in einer JVA einsit-
zen, und zu welchem Ergebnis ist diese Überprüfung 
bisher gelangt?  

Peter Biesenbach, Minister der Justiz: Auch das 
habe ich vorhin schon breit und ausführlich darge-
stellt. Dass das Phänomen existiert und es nicht aus-
geschlossen werden kann, ist, denke ich, für jeden 
nachvollziehbar. Ich habe Ihnen weiter mitgeteilt, 
dass wir am 09.10., also gestern, den Erlass heraus-
gegeben haben.  

Ich gehe davon aus, dass die Anstalten jetzt anfan-
gen, darüber nachzudenken, ob sie Hinweise haben, 
die vielleicht bisher nicht so ernst genommen wur-
den. Ich habe Ihnen weiter mitgeteilt, dass wir diese 
gemeinsame Projektgruppe ins Leben gerufen ha-
ben und dass eine Besprechung mit den Anstalten 
am 25. Oktober 2018 stattfindet. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister. – Herr Bialas hat eine zweite und damit 
seine letzte Frage. Bitte, Herr Bialas. 

Andreas Bialas (SPD): Vielen Dank, Herr Präsi-
dent. – Herr Justizminister, ich stelle die Frage nicht 
noch mal. Für mich bleibt im Raume stehen, warum 
Sie wissentlich verschwiegen haben, dass hier eine 
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Suizidgefahr vorgelegen hat, und warum die psychi-
sche Stabilität des Insassen nicht angesprochen 
worden ist. 

Sie haben selbst noch etwas anderes angesprochen, 
nämlich den Artikel in der „Rheinischen Post“. Neben 
dem Artikel in der „Rheinischen Post“ – der übrigens 
die Überschrift trägt: „Dieser Fall geht mir unter die 
Haut“ – findet sich auch ein Foto von Ihnen. Das Foto 
zeigt einen lächelnden Justizminister. Ich hätte es 
selbst nicht angesprochen, aber Sie haben es damit 
angefangen. Ich bekomme es nicht übereinander, 
wie man sich in solch einer Situation lächelnd vor die 
Kamera stellen kann. Oder ist dieses Foto möglich-
erweise nicht im Zusammenhang mit dem Interview 
aufgenommen worden? Das würde ich gerne wis-
sen. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Minister.  

Peter Biesenbach, Minister der Justiz: Herr Bialas, 
vielen Dank für diese Frage. Am Ende dieser Frage-
stunde geben Sie mir damit Gelegenheit, deutlich zu 
machen, dass bei dem Interview kein Foto gemacht 
worden ist. Ich meine auch, dass unter dem Foto in 
der Zeitung „dpa“ steht, aber da bin ich mir nicht si-
cher. Während des Interviews ist jedenfalls kein Foto 
gemacht worden. Am ganzen gestrigen Tag hat die 
„Rheinische Post“ kein Foto von mir gemacht.  

Ich möchte Ihre Frage nutzen, noch Folgendes zu 
sagen: Glauben Sie mir, dass mir so etwas unter die 
Haut geht. Das läuft auch mir nach. Glauben Sie 
nicht, dass ich das leichtnehme, wenn ein Mensch, 
der hier Schutz sucht – ich will jetzt aber nicht auf die 
Empathieschiene abgleiten –, den wir aber zumin-
dest in Obhut haben und für den wir damit eine Für-
sorgepflicht tragen, so lange unschuldig in einer An-
stalt bleiben muss und dann auch noch umkommt. 
Das läuft mir schon nach.  

Wir haben bis heute auch noch nicht geklärt, was die 
eigentliche Ursache des Brandes war. Da Frau 
Aymaz auf eine mündliche Beantwortung verzichtet 
hat, bitte ich Sie, alles das nachzulesen, was ich 
hätte sagen wollen. Die Kriminalbeamten kommen 
zunächst dazu: Der Brand kann eigentlich nur durch 
Selbstentzündung passiert sein, also durch Brand-
stiftung. Etwas anderes kann nicht hinkommen. Auch 
das läuft mir nach, wenn ich sagen muss, dass wir 
möglicherweise durch die Umstände dazu beigetra-
gen haben, dass er keinen anderen Ausweg mehr 
sah. Das mache ich nicht nebenbei weg.  

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister. – Ich habe jetzt noch drei Wortmeldungen. 
Zunächst Herr Wolf mit seiner zweiten und letzten 
Frage. Bitte, Herr Wolf. 

Sven Wolf (SPD): Meine Frage würde ich gerne an 
beide Minister stellen. In den Berichten wird geschil-
dert, wie die Familie von Ahmed A. über seinen Tod 
informiert worden ist. Zum einen ist berichtet worden, 
die Information sei über die Botschaft weitergegeben 
worden. Zum anderen ist gesagt worden, der Vater – 
der vermeintliche Vater – sei persönlich informiert 
worden.  

Da findet sich in Ihren beiden Nachberichten ein Wi-
derspruch. Ich bitte Sie, zu erklären, wie denn – wenn 
Ihnen beiden der Fall so nahegeht – sichergestellt 
worden ist, dass die Angehörigen von Ahmed A. die 
Information unmittelbar durch Behörden erhalten ha-
ben. 

Peter Biesenbach, Minister der Justiz: Ich beginne 
mit der Beantwortung. Danke für die Frage; denn sie 
gibt uns die Möglichkeit, auf den Wunsch von Herrn 
Engstfeld aus der letzten Sitzung einzugehen, was 
die Folgen angeht. Wir haben natürlich die Botschaft 
informiert, weil die immer informiert werden muss, 
wenn ein Staatsangehöriger stirbt. Nach meiner 
Kenntnis – ich bitte den Kollegen Reul, zu sagen, ob 
das übereinstimmt – haben wir dann über das IM die 
Polizei gebeten, den Vater zu unterrichten. Das ist 
mein Kenntnisstand. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Minister Reul, 
möchten Sie auch noch antworten? Sie sind ange-
sprochen worden. 

Herbert Reul, Minister des Innern: Ja, natürlich.  

Vizepräsident Oliver Keymis: Bitte.  

Herbert Reul, Minister des Innern: Ich kann Ihnen 
nur die Information geben, die wir im Haus aus der 
Behörde haben, nämlich dass am 4. Oktober 2018 
ein Mann, der ausgibt, der Vater des Verstorbenen 
zu sein – wir können es nicht zu 100 % sagen; aber 
es ist sehr wahrscheinlich –, auf der Polizeiwache in 
Geldern erschienen ist und dort auch betreut worden 
ist.  

Dann ist der Vater als Person durch die Kreispolizei-
behörde Krefeld übernommen worden. Wir wissen, 
wie gesagt, nicht genau, ob es sich um den Vater 
handelt; aber es spricht vieles dafür. Mit ihm ist gere-
det worden.  

Ich habe vorhin mit einer Kollegin aus Ihrem Kreise 
gesprochen, die mir den Hinweis gegeben hat, dass 
das für die Familie offensichtlich noch kein ausrei-
chendes Kümmern ist. Vielleicht findet man einen 
Weg, da noch mal nachzulegen. Es ist nicht ganz ein-
fach. Die Polizei hat das gemacht, was sie an dem 
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Tag machen konnte. Es gab den Kontakt, aber mehr 
auch nicht.  

(Sven Wolf [SPD]: Weil er gekommen ist!) 

– Weil er gekommen ist, ja. Das ist der Sachstand, 
den ich habe. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister Reul. – Ich habe jetzt noch zwei Wortmel-
dungen. Frau Müller-Witt hat eine Frage. Bitte schön, 
Frau Müller-Witt. 

Elisabeth Müller-Witt (SPD): Herr Minister Biesen-
bach, Sie schilderten den Verstorbenen als einen 
Menschen, der stark suchtabhängig ist. Wie können 
Sie sich erklären, dass ein Mensch, der stark sucht-
abhängig ist, der in einer JVA sitzt – also abgeschnit-
ten ist von Nachschub – und weiß, dass er unschul-
dig ist, nicht mehrfach nachfragt und insistiert und 
darstellt, dass er unschuldig eingesperrt ist? Oder 
wurde bei ihm irgendetwas substituiert? 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Minister! 

Peter Biesenbach, Minister der Justiz: Von einer 
starken Suchtabhängigkeit ist mir aus den Berichten 
nichts bekannt. Es gibt eine ärztliche Diagnose, ent-
halten in der Gesundheitsakte, in der steht wörtlich 
Folgendes: 

Folgende Diagnosen wurden ärztlicherseits festge-
halten: THC-Abhängigkeit, schädlicher Konsum von 
Alkohol und ähnlichen Dingen. Behandelt wurde er 
aber nur wegen einer Sportverletzung oder Sodbren-
nens. – 

Daraus schließe ich – das ist jetzt eine reine Vermu-
tung –, dass die THC-Abhängigkeit nicht so stark ge-
wesen sein kann, dass er weiter daraufhin behandelt 
worden ist.  

Wir haben auch ein toxikologisches Gutachten in 
Auftrag gegeben, um herauszufinden, ob bei der Ob-
duktion etwas festgestellt werden konnte. Das Er-
gebnis liegt aber noch nicht vor. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister. – Die letzte Frage stellt Frau Kraft. Bitte 
schön, Frau Kraft!  

Hannelore Kraft (SPD): Herr Minister Biesenbach, 
ich schicke vorweg: Sie wissen, ich bin weder im In-
nen- noch im Justizausschuss. Ich verfolge hier die 
Fragestunde und höre Ihnen zu. Sie sprechen von 
„nicht leichtnehmen“, und Sie sprechen mehrfach 
von „Es läuft mir nach“.  

Dann kann ich mir nicht erklären – da bitte ich Sie, 
mir deutlich zu machen, dass Sie das wirklich so ge-
sagt haben, wenn Sie es gesagt haben –, dass Sie 
einem Ausschuss, der Fragen stellt – Fragen, die 
den Todesfall eines Menschen betreffen, der un-
schuldig in Haft sitzt und zu Tode kommt –, in dieser 
Sitzung wissentlich und willentlich offensichtlich 
wichtige zentrale Informationen vorenthalten haben. 
Sie haben also gewusst, dass es eine Suizidgefähr-
dung gab, und Sie haben das dem Ausschuss in die-
ser Situation vorenthalten. Ist das richtig? 

Peter Biesenbach, Minister der Justiz: Nein, Frau 
Kraft. Wenn Sie mir zugehört hätten, dann hätten Sie 
gewusst – ich habe es vorhin gesagt –, wann ich die 
Daten aus der Gesundheitsakte erhalten habe: ges-
tern.  

(Zurufe von Hannelore Kraft [SPD] und Sven 
Wolf [SPD]) 

Lassen Sie uns gemeinsam im Protokoll nachlesen, 
was ich gesagt habe. 

(Zuruf von Hannelore Kraft [SPD] – Weitere 
Zurufe) 

– Liebe Frau Kraft, wenn ich an dem Tag der Sitzung, 
also am 26.09., gefragt worden wäre etwa zu seiner 
Suchtgeschichte, hätte ich mich darauf berufen müs-
sen: Ich weiß es nicht. – Ich wusste es nicht. Wenn 
Sie mich heute fragen: „Warum haben Sie dazu 
nichts gesagt?“, dann kann ich Ihnen nur sagen: Alle 
Daten aus der Gesundheitsakte weiß ich erst seit 
gestern. Insofern geht es mir auch da nicht darum, 
irgendetwas zu verheimlichen.  

(Zuruf von Hannelore Kraft [SPD]) 

Wenn ich eines für den Kollegen Reul und mich in 
Anspruch nehme, dann ist das eine komplette, of-
fene, völlige Transparenz. Ob Sie das glauben, ist 
doch eine ganz andere Geschichte. Das ist nur ein 
Beispiel für den Umgang. Dass Sie ein Interesse da-
ran haben, das Ganze zu skandalisieren, mag auch 
dem politischen Geschehen geschuldet sein. 

(Sarah Philipp [SPD]: Muss man gar nicht 
skandalisieren! – Weitere Zurufe von der SPD) 

Wenn das anders wäre, wäre auch Ihre Reaktion 
eine andere. Sie können von uns alles erfahren, was 
wir wissen. Was wir noch nicht wissen und später er-
fahren, berichten wir dann auch gerne. Sie merken 
an den Antwortkatalogen und dem Tempo, in dem 
wir geantwortet haben, wie sehr wir bemüht sind, das 
zügig zu machen. Und das bleibt auch so. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister Biesenbach. Damit sind wir am Ende der 
Fragestunde, die 14 Minuten und 15 Sekunden län-
ger war, als sie eigentlich vorgesehen ist. Ich bitte um 



Landtag   10.10.2018 

Nordrhein-Westfalen 102 Plenarprotokoll 17/36 

 

Verständnis dafür, dass wir nun die Fragestunde 
schließen.  

Wir rufen den nächsten Tagesordnungspunkt auf:  

10 Gesetz zur Änderung des Teilhabe- und Integra-
tionsgesetzes 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 17/2659  

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Integrationsausschusses 
Drucksache 17/3823 

zweite Lesung 

Nun hat das Wort für die CDU-Fraktion Herr Kollege 
Hoppe-Biermeyer. 

Bernhard Hoppe-Biermeyer (CDU): Sehr geehrter 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich 
gehe davon aus, dass fast alle hier im Haus die In-
tegration von geflüchteten Menschen für wichtig hal-
ten. Liebe Opposition aus Rot und Grün, da schließe 
ich Sie ausdrücklich mit ein.  

Ob einem etwas wichtig ist oder man sogar bereit ist, 
dafür Geld auszugeben, sind aber zwei Paar 
Schuhe. Sie jedenfalls waren in Ihrer Regierungszeit 
2016 und 2017 nicht bereit, auch nur einen Euro der 
jährlich 434 Millionen Euro Integrationspauschale 
vom Bund an die Kommunen weiterzuleiten.  

Wäre Rot-Grün 2017 nicht abgewählt worden, hätte 
sich das 2018 genauso wiederholt. Ihre mittelfristige 
Finanzplanung sah für 2018 keine Weiterleitung von 
Mitteln der Integrationspauschale vor. Wir sehen das 
anders und haben 100 Millionen Euro an zusätzli-
chen Mittel im aktuellen Landeshaushalt eingeplant. 
Mit diesem Geld können die 396 Städte und Gemein-
den jetzt Integrationsaufgaben erfüllen.  

Es ist natürlich einfach und ein ganz natürlicher Re-
flex der Opposition, nun mehr zu fordern. Diejenigen 
jedoch, die das jetzt fordern werden, sollten sich an 
ihren Taten messen lassen – und da steht nun mal 
nur eine Null.  

Darum ist es für mich auch nachvollziehbar, 

(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

dass sich die Grünen bei der Abstimmung in den 
Ausschüssen enthalten haben. Warum aber die SPD 
in den Ausschüssen dagegen stimmt, dass die 
Städte und Gemeinden Geld bekommen, das müs-
sen Sie mir gleich erklären.  

Mit unserem Gesetzentwurf zur Änderung des Teil-
habe- und Integrationsgesetzes schaffen wir die 

Rechtsgrundlage, um noch in diesem Jahr 100 Milli-
onen Euro an die Kommunen weiterzugeben. Verteilt 
werden die Integrationsmittel kommunalscharf zu 
60 % nach der Zahl der anerkannten Flüchtlinge mit 
Wohnsitzauflage und zu 40 % nach der Zahl der 
Asylsuchenden im Verfahren. Der Mindestbetrag 
liegt bei 50.000 Euro. So ist sichergestellt, dass auch 
kleine Gemeinden und die Gemeinden mit Landes-
einrichtungen nicht leer ausgehen.  

Sowohl der Mindestbetrag als auch die Höherge-
wichtung von Personen mit Bleiberecht fanden bei 
der Anhörung im Juli breite Zustimmung und wurden 
als fair eingestuft.  

Gut angekommen ist in der kommunalen Familie 
auch, dass das Geld genau dorthin fließt, wo es für 
die Integration den größten Nutzen verspricht, näm-
lich direkt in die Städte und Gemeinden. Integration 
passiert vor Ort. Wir wissen um die Verdienste der 
Kommunen gerade in den ersten Monaten der 
Flüchtlingskrise. Es waren die Mitarbeiter der Städte 
und Gemeinden, die in der Krise vor Ort scheinbar 
Unmögliches möglich machten. Es waren die Mitar-
beiter der Städte und Gemeinden, die zahllose Eh-
renamtliche motivierten und immer noch motivieren.  

Für das Engagement aller Helfer und Helferinnen vor 
Ort möchte ich mich an dieser Stelle noch einmal 
ausdrücklich bedanken.  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Ohne ihr Engagement wäre die Flüchtlingskrise zur 
Flüchtlingskatastrophe geworden.  

Mit Dank allein soll es aber ausdrücklich nicht getan 
sein. Wir wollen die Städte und Gemeinden auch fi-
nanziell entlasten. Doch wie viel sind 100 Millionen 
Euro, heruntergebrochen auf die einzelnen Kommu-
nen? Ich habe mir das für meine Heimatstadt Del-
brück im Kreis Paderborn angesehen. Bei der ersten 
Berechnung kamen knapp 171.000 Euro über die In-
tegrationspauschale heraus. Eingeflossen in die Be-
rechnung sind 230 Personen mit Wohnsitzauflage 
und 182 Personen nach FlüAG. Delbrück hat 31.000 
Einwohner und zählt zum ländlichen Raum. Bei Wei-
tem nicht alle Flüchtlinge konnten zentral unterge-
bracht werden. Angebote vor Ort sind umso wichti-
ger, ersparen sie den Flüchtlingen doch lange Weg-
strecken und auch Fahrtkosten.  

Mit dem Geld könnten zum Beispiel Sprachkurse für 
Flüchtlinge finanziert werden, die keinen oder noch 
keinen Anspruch auf einen Integrationskurs haben. 
Die Stadt Delbrück bietet in Zusammenarbeit mit der 
Volkshochschule vor Ort A1-, A2- und B1-Kurse an. 
Solche Kurse werden für bis zu 20 Personen ange-
boten und umfassen bis zu 400 Unterrichtsstunden. 
Die Kosten dafür liegen je nach Kurs zwischen 4.000 
Euro und 9.000 Euro. Wenn man das Geld in Del-
brück also nur für Sprachkurse ausgeben würde, lie-
ßen sich davon rund 30 Kurse komplett organisieren. 
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Diese Integrationspauschale macht also einen Unter-
schied für Delbrück, genauso wie für alle anderen 
395 Städte und Gemeinden in Nordrhein-Westfalen. 

Die Kommunen liegen uns am Herzen, und auch die 
Integration liegt uns am Herzen. Von gelungener In-
tegration werden alle profitieren. – Ich danke Ihnen 
für Ihre Aufmerksamkeit.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Hoppe-Biermeyer. – Nun spricht für die SPD Kollegin 
Stock.  

Ellen Stock (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir haben bereits 
im Ausschuss mehrmals über die Änderung des Ge-
setzes geredet und dazu auch eine informative An-
hörung mit betroffenen Verbänden durchgeführt.  

In der Anhörung machten die Sachverständigen 
deutlich, dass sie den Anteil der weitergeleiteten Mit-
tel für viel zu gering halten; denn die Landesregie-
rung leitet lediglich 100 Millionen Euro an die Kom-
munen weiter. Das ist aber nur ein Bruchteil dessen, 
was die Fraktionen der Mitte-rechts-Koalition ur-
sprünglich selbst gefordert haben. Es geht hier im-
merhin um 434 Millionen Euro, welche der Bund dem 
Land Nordrhein-Westfalen zur Verfügung stellt.  

(Henning Höne [FDP]: Wie viel haben Sie da-
von zur Verfügung gestellt? – Gegenruf von 
der SPD: Stand es bei uns denn im Wahlpro-
gramm?) 

Die Landesregierung enthält den Kommunen damit 
einen ihnen zustehenden Anteil vor.  

Dabei waren die Versprechen vor der Wahl im ver-
gangenen Jahr noch ganz andere. Am 1. April 2017 
hatte die CDU ihr Wahlprogramm für den damaligen 
Wahlkampf beschlossen. Darin ist auf Seite 98 zu le-
sen – ich zitiere –:  

„Die durch den Bund dem Land Nordrhein-West-
falen zur Verfügung gestellte Integrationspau-
schale werden wir künftig zwingend und ohne 
Umwege oder Kürzungen an die Kommunen wei-
terleiten.“  

Vor diesem Hintergrund ist die Enttäuschung der 
kommunalen Spitzenverbände natürlich allzu ver-
ständlich; denn sie haben sich vor der Wahl auf die-
ses Versprechen verlassen. Oder sollten wir lieber 
sagen: „Auf dieses Versprechen sind sie reingefal-
len“?  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, nicht dass Sie mich 
falsch verstehen: Wir sind absolut dafür, dass die 
Kommunen bei ihrer Integrationsarbeit unterstützt 

werden. Sie sollen zudem gestärkt werden. Die Auf-
gaben, die vor Ort übernommen werden, sind von 
unschätzbarem Wert.  

Zu diesen wichtigen Integrationsaufgaben gehört ne-
ben den Leistungen der Kommunen auch die Arbeit 
des Landesintegrationsrates. Der Landesintegrati-
onsrat hat in der Anhörung darauf hingewiesen, dass 
in § 10 des Gesetzes die Vertreter auf Landesebene 
geregelt seien. Derzeit heißt es in Absatz 1:  

„Das Land fördert die Arbeit der von den kommu-
nalen Integrationsräten und Integrationsaus-
schüssen gebildeten Vertretung der Menschen 
mit Migrationshintergrund auf Landesebene 
durch finanzielle Zuwendungen.“ 

Aus unserer Sicht wäre es logisch und sinnvoll, wenn 
auch der Landesintegrationsrat Nordrhein-Westfalen 
namentlich im Gesetz vorkommen würde. Sie sehen: 
Es gibt einige Punkte, die an dem Gesetzentwurf 
nicht stimmig sind.  

In Richtung der Landesregierung kann ich nur Fol-
gendes sagen: Wir messen Sie an dem, was Sie ge-
fordert haben. Vor diesem Hintergrund liefern Sie 
eindeutig zu wenig. Die SPD-Fraktion lehnt den Ge-
setzentwurf der Landesregierung deswegen ab. – 
Vielen Dank.  

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Stock. – Nun spricht für die FDP Herr Kollege Len-
zen.  

Stefan Lenzen (FDP): Herr Präsident! Meine verehr-
ten Kolleginnen und Kollegen! Die NRW-Koalition 
setzt eine Trendwende. Mit der Änderung des Teil-
habe- und Integrationsgesetzes stellen wir zusätzli-
che Mittel in Höhe von 100 Millionen Euro zur Entlas-
tung der Kommunen bei der Integration von geflüch-
teten Menschen zur Verfügung. 

(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Da ist aber 
der Textbaustein verrutscht!) 

Die NRW-Koalition hat damit den finanziellen Spiel-
raum in den Beratungen zum Haushalt 2018 für die 
Unterstützung der Kommunen bei der Integration vor 
Ort entsprechend genutzt. In den vergangenen Jah-
ren – ich glaube, man muss es wiederholen, denn bei 
dem einen oder anderen in der Opposition herrschen 
ein paar Erinnerungslücken – gab es für die Städte 
und Gemeinden eigentlich nichts. Die Kommunen 
gingen leer aus. Die vorherige rot-grüne Landesre-
gierung hatte für die Kommunen im Haushalt 2016 0 
Euro, im Haushalt 2017 0 Euro, aber auch in der mit-
telfristigen Finanzplanung nicht einen Cent übrig. 

(Henning Höne [FDP]: Null, null, null!) 
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Man hatte auf der einen Seite wachsende Belastun-
gen und auf der anderen Seite die fehlende Unter-
stützung der rot-grünen Landesregierung. Dies ha-
ben wir geändert. Das war zu Beginn meiner Rede 
mit der Trendwende gemeint; das war kein Verrut-
schen des Textbausteins, lieber Kollege.  

Mit diesem Gesetz – zumindest im Ausschuss haben 
Sie mit der Enthaltung noch die Kurve bekommen – 
werden wir zusätzliche Mittel entsprechend weiterge-
ben. Damit senden wir ein wichtiges Signal an un-
sere Kommunen. Wir werden sie bei ihren Aufgaben 
zum Thema „Integration“ vor Ort nicht alleinlassen. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

So ist auch der Schlüssel für die Verteilung der Mittel 
richtig gewählt; denn es geht darum, die unterschied-
lichen Belastungen der Kommunen zu berücksichti-
gen. Wir richten uns nach den tatsächlichen Flücht-
lingszahlen. Es wurde ja in der Anhörung begrüßt, 
dass wir uns da ganz klar nach dem FlüAG und der 
Wohnsitzregelungsverordnung richten und das Ver-
fahren so unbürokratisch wie möglich gewählt haben. 
Das fand bei den Kommunen ausdrücklich Zustim-
mung. Jeder, der hier einen anderen Eindruck erwe-
cken möchte, war anscheinend nicht dabei. 

Diese zusätzlichen 100 Millionen Euro sind auch 
nicht die einzige Maßnahme zur Unterstützung der 
Kommunen; vielmehr werden wir mit dem Stufenplan 
unseres Ministers Dr. Joachim Stamp die Städte und 
Gemeinden langfristig entlasten. Wir haben für Pla-
nungssicherheit gesorgt und die Kommunalen Integra-
tionszentren bis 2022 abgesichert.  

Wir wollen – ich bin frohen Mutes, dass wir das noch 
gemeinsam hinbekommen – die Migrantenselbstor-
ganisationen entsprechend stärken. Darüber werden 
wir später ja noch sprechen. Genauso ist es richtig, 
dass wir das Flüchtlingsaufnahmegesetz anpassen 
und die Kommunen auch dort weiter unterstützen 
werden.  

Klar, auch der Bund ist gefordert. Wir brauchen eine 
verlässliche und dauerhafte Beteiligung des Bundes 
an der Finanzierung der Kosten für die Versorgung 
und Integration von Flüchtlingen, und zwar mindes-
tens auf dem bisherigen Niveau, aber auch über 
2019 hinaus. Nur dann können wir die Kommunen 
bei den flüchtlingsbedingten Zuweisungen des Lan-
des noch bedarfsgerechter unterstützen und das 
weiterentwickeln.  

Im Gegensatz zu der rot-grünen Landesregierung 
handelt die NRW-Koalition. Wir verstehen uns als 
Partner der Kommunen. Frau Kollegin Stock, ich war 
im Ausschuss ja schon schockiert über Ihr Nein so 
nach der Devise: ganz oder gar nicht. Spätestens da 
haben Sie doch ganz klar signalisiert: Wenn es ums 
Geld geht, lassen Sie die Kommunen bei der Integra-
tionsarbeit im Regen stehen. 

(Ellen Stock [SPD]: Nein, wir erinnern Sie nur 
an Ihr Versprechen! – Zuruf von der SPD: Er-
zählen Sie nicht so einen Unsinn!) 

Sie setzen das Verhalten aus Ihrer Regierungszeit in 
der Opposition fort. Sie sind weiterhin nicht bereit, 
nur einen Euro weiterzuleiten.  

(Zuruf von der SPD: Das ist ja Quatsch!) 

Es war ein klares, aber völlig falsches Signal, das Sie 
an die Städte und Gemeinden ausgesendet haben.  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Sprechen Sie doch einmal mit Ihren Bürgermeistern. 
Die wären über jeden Euro Unterstützung glücklich, 
zufrieden und bräuchten das vor Ort auch. Aber Sie 
lassen sie im Stich. Sie könnten sich einen Ruck ge-
ben;  

(Ellen Stock [SPD]: Geben Sie und Ihre Lan-
desregierung sich einen Ruck und geben Sie 
die 434 Millionen!) 

denn auch aus der Opposition heraus kann man Ver-
antwortung übernehmen. Stimmen Sie dem Gesetz-
entwurf zu. Die Integration gelingt nur gemeinsam 
mit den Kommunen. Die Grünen haben sich wenigs-
tens der Stimme enthalten. Die Devise „ganz oder 
gar nicht“,  

(Ellen Stock [SPD]: Ist das Ihr einziges Argu-
ment die ganze Zeit?) 

dass Sie nicht bereit sind, heute die Entscheidung 
über die 100 Millionen Euro mitzutragen, ist unwür-
dig. Das wird auch kein SPD-Bürgermeister verste-
hen. – Danke schön. 

(Beifall von der FDP und der SPD – Ellen 
Stock [SPD]: Sie haben Ihr Wahlversprechen 
gebrochen, und das wissen die Bürgermeis-
ter!) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Kol-
lege. – Für die Grünen spricht nun der Abgeordnete 
Mostofizadeh. 

Mehrdad Mostofizadeh (GRÜNE): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Stefan Lenzen, du 
drehst bei dieser Geschichte eine richtig schöne Pi-
rouette bzw. springst einen Salto. Nehmen wir einmal 
den Ausgangspunkt: 434 Millionen Euro hat die 
CDU-Fraktion 2016 per Antrag in diesem Landtag 
gefordert. Sie hat im Landtagswahlprogramm gefor-
dert: Kein einziger Cent der Integrationspauschale 
darf beim Land verbleiben. Jeder Euro aus dem Lan-
deshaushalt muss an die Kommunen weitergegeben 
werden. 

Jetzt könnte man sagen: Die Zeiten ändern sich. – 
Und die Zeiten haben sich verändert. Sie haben sich 
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sogar massiv verändert, was die Frage der Geflüch-
teten anbetrifft. Dieses Land hat nämlich, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, im Einzelplan 07 mehr als 1,5 
Milliarden Euro weniger Kosten für Geflüchtete zu 
verausgaben als 2016. Das ist die Wahrheit.  

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD) 

Sie drücken sich davor, die Verantwortung zu über-
nehmen, wie Sie es damals versprochen haben. 

Jetzt könnte man auch sagen: 1,5 Milliarden Euro hat 
das Land nun weniger auszugeben. – Aber vielleicht 
geht es den Kommunen auch besser, die Rahmen-
bedingungen haben sich verändert. Ja, die Rahmen-
bedingungen haben sich verändert, liebe Kollegin-
nen und Kollegen. Aber wie? Die kommunalen Spit-
zenverbände haben in der Anhörung zum GFG letzte 
Woche vorgetragen, dass sie mittlerweile 1 Milliarde 
Euro zusätzlich für den Personenkreis der Gedulde-
ten ausgeben müssen. Das wäre ein weiterer An-
satzpunkt, Herr Kollege Lenzen und auch Herr Kol-
lege Hoppe-Biermeyer, zu sagen: Okay, die Rah-
menbedingungen haben sich so sehr geändert, dass 
wir das jetzt anpassen müssen. Wir müssen auch an-
ders damit umgehen. 

Ich habe heute im Berichterstattergespräch auch 
noch einmal nachgefragt. Dort wurde gesagt, dass 
eine Ergänzungsvorlage geplant ist, weil, Herr Kol-
lege Lenzen, nämlich auch für 2019 bei der Integra-
tionspauschale 0 Euro im Haushalt stehen. Die An-
kündigung aus dem Ministerium ist, dass man sich 
dafür einsetzen wird – ich will das jetzt vernünftig 
ausdrücken, da es noch keine Kabinettsvorlage 
gibt –, 100 Millionen Euro für 2019 bereitzustellen. 

Ich kann Ihnen nur sagen: Angesichts dessen, was 
Sie im Wahlkampf veranstaltet haben, insbesondere 
die CDU – es gibt zahlreiche Pressemitteilungen aus 
Städten, wo gesagt wurde, dass, wenn die CDU an 
der Macht ist, 434 Millionen Euro von 434 Millionen 
Euro an die Städte und Gemeinden weitergegeben 
werden –, ist das hier eine Bankrotterklärung, eine 
Peinlichkeit. Es ist lächerlich, was Sie als Gesetzent-
wurf vorlegen. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Ich komme zu einem zweiten Aspekt, der auch im 
Flüchtlingsaufnahmegesetz eine Rolle spielen wird – 
auch darüber werden wir sprechen müssen, möglich-
erweise noch in den nächsten Wochen –, nämlich die 
Frage der Kosten, was den Einzelfall im Flüchtlings-
aufnahmegesetz betrifft.  

Ich kann Ihnen unser Abstimmungsverhalten im Aus-
schuss sehr klar erklären. Natürlich sind 100 Millio-
nen Euro besser als 0 Euro. Natürlich stimmen wir 
dann nicht dagegen, wenn es eine Verbesserung 
gibt. Das wäre ja auch albern. Aber dass wir das rich-
tig finden – deswegen können wir dem auch nicht zu-
stimmen –, können wir alles andere als konstatieren. 

Der Grund – das will ich wiederholen, ich habe es 
vorher in meinen Reden auch immer gesagt – ist fol-
gender: Ich empfinde es schon als Betrug am Wäh-
ler, wenn man vor der Wahl sagt: „Wir leiten jeden 
Cent weiter“ und bei 1,6 Milliarden Euro Minderaus-
gaben nach der Wahl das Gegenteil tut. Das ist nicht 
in Ordnung. Das kritisieren wir an diesem Gesetzent-
wurf sehr klar, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Vereinzelt Beifall von den GRÜNEN und der 
SPD) 

Meine Bitte ist, weil wir das nicht mehr werden än-
dern können – die Schlachten sind für den heutigen 
Tag geschlagen –: Wenn Sie es mit der Integration 
ernst meinen und wenn Sie das Verhältnis zwischen 
Kommune und Land ernst nehmen, dann müssen wir 
das Thema – davon gehe ich aus – neu anpacken, 
und zwar umfassend; Sie haben es eben angespro-
chen. 

Bei einem Thema ist das schon angelegt. Bei den 
Kosten für den einzelnen Fall wird es nach den Ge-
sprächen mit Sicherheit einen Vorschlag der Regie-
rung geben. Aber auch was den gesamten Umgang 
mit der Integration angeht, wird es nicht nur fachlich, 
sondern auch finanzpolitisch eine Neuaufstellung ge-
ben müssen.  

Das, was wir aus Berlin hören, ist alles andere als 
erfreulich. Nach der ersten Vermutung, dass es mehr 
Geld geben muss, hat der Finanzminister sofort 
Alarm geschlagen: Nein, es stimmt gar nicht, was in 
der „Süddeutschen Zeitung“ steht. Das haben wir in 
der Großen Koalition nicht vereinbart.  

Ich kann es nicht beurteilen, ich kann nur Zeitung le-
sen. Ich muss davon ausgehen, da bis heute nichts 
Regierungsamtliches vorliegt, dass der schlechte 
Fall bis jetzt Stand der Dinge ist.  

Ich kann nur sagen: Es ist gut, dass 100 Millionen 
Euro statt wie vorgesehen 0 Euro rüberkommen. 
Aber eines ist auch klar: Sie geben nicht 100 Millio-
nen Euro mehr für die Integration in den Städten aus, 
sondern mindestens 1,5 Milliarden Euro weniger. 
Das ist das Fazit, das ich nach zwei Jahren Regie-
rungsarbeit ziehen muss. – Vielen Dank.  

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Kol-
lege. – Für die AfD erteile ich der Abgeordneten Frau 
Walger-Demolsky das Wort. Bitte schön. 

Gabriele Walger-Demolsky (AfD): Vielen Dank. – 
Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Was man hier heute erleben konnte, war natürlich 
eine Steilvorlage für uns als Opposition. Die einen 
schimpfen: „Es ist nicht genug“ und haben selbst gar 
nichts ausgeschüttet. Die anderen versprechen im 
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Wahlkampf, 100 % auszuschütten, und schütten jetzt 
immerhin ein Drittel aus. Das ist besser als null. 

Der Bürger kann sich selbst ein Urteil darüber bilden, 
was ein Wahlkampfversprechen wert ist und was die 
Oppositionsarbeit der SPD und der Grünen wert ist – 
im Verhältnis zu dem, was sie früher selbst getan ha-
ben. 

(Beifall von der AfD) 

Gesetz zur Änderung des Teilhabe- und Integrations-
gesetzes klingt umfassend. Tatsächlich geht es aber 
nur um die Verteilung der Mittel, nämlich die vom 
Bund für Integrationsmaßnahmen sowie die, die im 
Zusammenhang mit dem Familiennachzug zur Ver-
fügung gestellt werden.  

Leider wird die Beschulung von Kindern in Landes-
einrichtungen immer noch nicht neu geregelt. Für 
diese Kinder, deren Entwicklung massiv behindert 
wird, ist eine Änderung mindestens genauso zeitkri-
tisch wie für die Haushalte unserer Kommunen. 
Wenn Sie zur Umsetzung noch Tipps brauchen, le-
sen Sie in unseren Anträgen oder auch im Landes-
wahlprogramm der AfD NRW nach. 

(Beifall von der AfD – Zuruf von der AfD: Ma-
chen die ja nicht!) 

Die SPD bemängelt, dass nicht die gesamte Summe 
in Höhe von 434 Millionen Euro an die Kommunen 
weitergeleitet wird, sondern nur 100 Millionen Euro. 
Vergessen wird dabei, dass sich das Land und die 
Kommunen die Integrationsaufgaben ebenfalls tei-
len. Prinzipiell kommt das Geld also doch vor Ort an, 
nämlich insbesondere bei denjenigen mit einer län-
gerfristigen Bleibeperspektive. Ob da jede Maß-
nahme sinnvoll ist, sei dahingestellt. Aber Integrati-
onsaufgaben sind auf Länder und Kommunen ver-
teilt, nicht nur auf die Kommunen. 

Der Landesintegrationsrat mag Ihre Ablehnung ver-
stehen, sehr geehrte Damen und Herren von der 
SPD. Die Kämmerer der Städte und Gemeinden soll-
ten aber ganz genau hinsehen. Denn ein Nein des 
Plenums würde billigend in Kauf nehmen, dass drin-
gend benötigte Gelder gar nicht bei den Kommunen 
ankommen. Für einen Änderungsantrag war Ihnen 
die Sache offensichtlich nicht wichtig genug. 

(Beifall von der AfD) 

Sowohl die Größenordnung der geplanten Auszah-
lungen an die Kommunen wie auch die Bedingun-
gen, die an die Kommunen zur Zuweisung gestellt 
werden, wurden von den beteiligten Sachverständi-
gen, unter anderem auch von Vertretern der Städte 
und Kreise, in der Anhörung als angemessen beur-
teilt. Dem ist also nichts hinzuzufügen. Wir stimmen 
dem Entwurf zu. – Danke schön.  

(Beifall von der AfD) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Frau Kolle-
gin. – Für die Landesregierung erteile ich Herrn Mi-
nister Dr. Stamp das Wort. 

Dr. Joachim Stamp, Minister für Kinder, Familie, 
Flüchtlinge und Integration: Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Integration findet vor Ort in den 
Städten und Gemeinden unseres Landes statt. Um 
in der Lage zu sein, das erfolgreich umzusetzen, 
brauchen die Kommunen die finanzielle Unterstüt-
zung des Landes. Für diese notwendige finanzielle 
Unterstützung werden wir sorgen, und zwar noch in 
diesem Jahr. 

Die rot-grüne Landesregierung hat die Integrations-
pauschale des Bundes Jahr für Jahr komplett selbst 
verbraucht und auch in der Mittelfristigen Finanzpla-
nung keine Mittel vorgesehen.  

Jetzt, im ersten Haushaltsjahr der NRW-Koalition, 
werden endlich auch die Kommunen von der Integra-
tionspauschale profitieren. Das haben wir verspro-
chen, und dieses Versprechen halten wir auch. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Mit dem vorgelegten Gesetzentwurf zur Änderung 
des Teilhabe- und Integrationsgesetzes schaffen wir 
die Voraussetzungen für eine Entlastung der Kom-
munen in Höhe von 100 Millionen Euro für Integrati-
onsmaßnahmen. Alle 396 Städte und Gemeinden 
werden einen Anteil an diesen 100 Millionen Euro er-
halten. 

(Zuruf von der SPD: Abzüglich GFG!) 

Wir werden dafür Sorge tragen, die Bescheide zeit-
nah zum Gesetzgebungsverfahren zu erteilen, um 
die von den Kommunen dringend benötigten Mittel 
auch zügig auszahlen zu können.  

Meine Damen und Herren, im Rahmen der Anhörung 
am 10. Juli haben die Sachverständigen die Zielset-
zung des Gesetzentwurfs und seine inhaltlichen Re-
gelungen, insbesondere den gewählten Verteilungs-
schlüssel, als gelungen bewertet. Das hat mich sehr 
gefreut. Bei dem vorliegenden Gesetzentwurf geht 
es darum, die Kommunen in 2018 zu entlasten. Inso-
weit handelt es sich also ausschließlich um eine fis-
kalische Neuregelung. 

Eine Gesamtnovellierung – das ist eben schon mal 
angesprochen worden – des Teilhabe- und Integrati-
onsgesetzes mit Blick auf die aktuellen und zukünfti-
gen Herausforderungen in der Integrationspolitik ist 
für das Jahr 2020 geplant. Wichtig dafür werden 
auch die Impulse aus dem Integrationsbeirat sein, 
der seine Arbeit am 17. September aufgenommen 
hat und mit dem wir sehr fruchtbare Diskussionen ge-
führt haben.  

Das Expertengremium und die Landesregierung 
werden die Integrationsstrategie 2030 gemeinsam 
erarbeiten. Ich würde mich freuen, wenn wir dann zu 
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einer sehr breiten Beschlussfassung kämen. Diesem 
Prozess sehe ich sehr gespannt und auch sehr zu-
versichtlich entgegen. 

Im Parlament werden wir dann die inhaltlichen Fra-
gestellungen zum Teilhabe- und Integrationsgesetz 
angehen. Dazu gehört auch – es ist eben angespro-
chen worden – die Frage der Benennung und Förde-
rung des Landesintegrationsrates. 

Meine Damen und Herren, Zuweisungen für Integra-
tionsmaßnahmen ab 2019 bedürfen einer erneuten 
Änderung des Gesetzes. Vorsorglich haben wir be-
reits bei dieser Gesetzesänderung die gesetzlichen 
Grundlagen für die angekündigte Weiterleitung von 
Mitteln aus dem europäischen Asyl-, Migrations- und 
Integrationsfonds vom Bund an die Kommunen ge-
schaffen. Höhe und Zeitpunkt der Auszahlung für 
den Familiennachzug von Syrern aus der Türkei ste-
hen noch nicht fest. Unter Umständen wird dieses 
Verfahren erst 2019 realisiert werden können. 

Lieber Herr Kollege Mostofizadeh, Sie haben zu 
Recht das Problem angesprochen, dass wir nicht 
wissen, wie sich die finanzielle Entwicklung seitens 
des Bundes gestalten wird. 

Ich möchte an dieser Stelle ausdrücklich darauf hin-
weisen: Es stellt für uns ein ernsthaftes Problem dar, 
wenn wir bei wesentlichen Herausforderungen, bei 
Defiziten in der Integrationspolitik, die nicht nur An-
gelegenheiten der Kommunen sind – es geht 
schließlich auch darum, dass das Land Dinge steu-
ert, beispielsweise was die Frage der Ausbildungsfä-
higkeit von nicht schulpflichtigen jungen Geflüchteten 
betrifft –, an Grenzen stoßen, weil wir keine Pro-
gramme auflegen können, weil immer nur von Jahr 
zu Jahr ein Finanzpaket auf den Weg gebracht wird. 
Wenn wir immer nur einen Batzen für ein Jahr be-
kommen, dann bleibt es bei einem Strohfeuer, das 
nicht in dauerhafte und nachhaltige Programme um-
gesetzt werden kann. Hierüber sind wir auch mit dem 
Bund im Gespräch. Wir werden das weiterhin einfor-
dern. 

Wenn wir die große Herausforderung des enormen 
Zuzuges von 2015/2016 in einer Weise bewältigen 
wollen, dass diejenigen, die zu uns gekommen sind, 
wirklich am Arbeitsmarkt Fuß fassen können, sind 
eine nachhaltige Finanzierung und eine nachhaltige 
Unterstützung des Bundes notwendig. Dementspre-
chend werden wir uns auch weiter gegenüber dem 
Bund dafür einsetzen und entsprechend verhalten. – 
Ich danke Ihnen herzlich für die Aufmerksamkeit und 
freue mich, wenn Sie dem Gesetz zustimmen. Danke 
schön. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Minis-
ter. – Mir liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. 

Wir haben somit den Schluss der Aussprache er-
reicht und kommen zur Abstimmung. 

Der Integrationsausschuss empfiehlt in Drucksache 
17/3823, den Gesetzentwurf Drucksache 17/2659 
unverändert anzunehmen. Wir kommen somit zur 
Abstimmung über den Gesetzentwurf Drucksache 
17/2659 und nicht über die Beschlussempfehlung. 
Wer dem zustimmen möchte, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Das sind CDU, FDP und AfD. Wer 
ist dagegen? – Das ist die SPD. Wer enthält sich der 
Stimme? – Das sind die Grünen. Damit ist der Ge-
setzentwurf Drucksache 17/2659 mehrheitlich an-
genommen und in zweiter Lesung verabschiedet. 

Ich rufe auf: 

11 Mobilität für Landesbeschäftigte in NRW 

Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 17/3794 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die Grünen 
Herrn Klocke das Wort. 

Arndt Klocke (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Wir wollen von grüner Seite einen 
weiteren Vorschlag in die Runde einbringen, wie wir 
mehr Klimaschutz in Nordrhein-Westfalen durchset-
zen können. Wir hatten heute Morgen bereits eine in-
tensive Debatte zum Klimaschutz und zur Energie-
wende. In unserem Antrag machen wir zwei konkrete 
Vorschläge, wie man den Klimaschutz und die Ener-
giewende im Konkreten umsetzen kann. 

Sie alle wissen – wir haben es bereits intensiv debat-
tiert –, dass im Verkehrsbereich bei den klimaschäd-
lichen Emissionen bislang noch nicht ansatzweise 
die Einsparungen erbracht worden sind, die notwen-
dig wären. Im Gegenteil, seit 1990 hat es hier Zu-
wächse gegeben. Bis 2030 müssen wir jedoch den 
Ausstoß klimaschädlicher Gase im Verkehrsbereich 
um 30 % senken. Wie kann das auf den Weg ge-
bracht werden? Auch das haben wir schon intensiv 
diskutiert. Die Antwort lautet: natürlich über den Um-
stieg auf alternative Verkehrsträger, auf mehr ÖPNV 
sowie über mehr Radverkehr. 

Wir Grüne wollen, dass hier das Land Nordrhein-
Westfalen als Arbeitgeber einen wichtigen Schritt 
nach vorne geht. In Nordrhein-Westfalen gibt es gut 
440.000 Beschäftigte im öffentlichen Dienst, zum 
Großteil Landesbeamte. Was kann ein Arbeitgeber 
tun? Er kann den Beschäftigten Angebote zur ver-
stärkten Nutzung von ÖPNV und Radverkehr unter-
breiten. 

Es gibt zwei Beispiele aus anderen Bundesländern: 
In Hessen wird seit dem 01.01.2018 allen Landesbe-



Landtag   10.10.2018 

Nordrhein-Westfalen 108 Plenarprotokoll 17/36 

 

amtinnen und Landesbeamten ein kostenloses Job-
Ticket angeboten. In Baden-Württemberg wurde der 
Weg für das JobRad frei gemacht, analog zu dem, 
was wir als Dienstwagen kennen. Mit der Nutzung 
des JobRades wird die Möglichkeit geschaffen, dass 
Angestellte, Beamtinnen und Beamte mit einem vom 
Arbeitgeber geleasten Dienstrad zum Arbeitsplatz 
fahren können. 

Johannes Remmel und ich hatten dazu im Aus-
schuss schon eine Anfrage gestellt. Die Antwort der 
Landesregierung, sprich: die Aussage, die wir von-
seiten des Ministeriums bekamen, war durchaus – 
ich formuliere es freundlich – ausbaufähig, was die 
bisherigen Überlegungen zur Einführung von Jobrad 
und Jobticket sowie die geleisteten Vorarbeiten be-
trifft. Deswegen bringen wir heute diesen Antrag ein. 

Um in Nordrhein-Westfalen beispielsweise ein 
Jobrad auf den Weg bringen zu können, müssten zu-
nächst die Besoldungsregelungen geändert werden. 
Es geht hier um einen geldwerten Vorteil, jedenfalls 
für den Fall, dass ein Jobrad auch privat genutzt 
würde. Dafür müsste dann das Landesbesoldungs-
gesetz und das Landesbeamtengesetz geändert 
werden. Man spricht hier von einem sogenannten 
Sachlohn, den es bislang nur für die betriebliche Al-
tersversorgung gibt. 

Das würde auch voraussetzen, dass man zu einem 
Einverständnis mit den Gewerkschaften kommt. In 
den bisherigen Gesprächen gestaltete sich das eher 
als schwierig, weil es dafür keine Offenheit und Be-
reitschaft gab. Das Vorbild des Landes Hessens 
zeigt aber, dass man mit den richtigen Argumenten 
entsprechend vorankommen kann. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Deswegen bringen wir diesen Antrag heute ein. Wir 
stellen ihn auch bewusst nicht zur direkten Abstim-
mung, sondern wir wollen eine Diskussion ermögli-
chen, die es im Ausschuss sicherlich geben wird. 

Möglicherweise wird auch eine Anhörung stattfinden, 
damit das größte Bundesland mit, wie ich eben 
schon sagte, gut 440.000 Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmern und Landesbeamten die Möglichkeit 
hat, zu diskutieren, ob nicht über die Kombination 
von Jobticket und Jobrad oder erst einmal nur mit ei-
nem Jobticket der Weg für mehr ÖPNV-Nutzung in 
Nordrhein-Westfalen frei gemacht werden kann. 

Alle, die sich mit dem ÖPNV beschäftigen, wissen – 
natürlich auch die Kollegen aus den Regierungsfrak-
tionen; Kollege Rehbaum, Kollege Voussem und an-
dere –, dass dazu intensive Gespräche mit den Auf-
gabenträgern und mit den Verkehrsverbünden not-
wendig sein werden. Hier müssten wir zu einem Ein-
verständnis kommen. 

Wir wissen auch um die belasteten Linien in Nord-
rhein-Westfalen und um die schon jetzt gut genutzten 
Regionalzüge und S-Bahnen. Dennoch halten wir die 

Einführung eines Jobtickets genauso wie das Ange-
bot eines Jobrades für einen wichtigen Schritt hin zu 
einer größeren Nutzung des öffentlichen Nahver-
kehrs. 

Wir hören immer wieder – mir geht es dabei, glaube 
ich, genauso wie vielen anderen –, dass gesagt wird: 
Wir wären bereit zum Umstieg. Wir wären bereit, an-
dere Verkehrsträger zu nutzen und das Auto zu 
Hause stehen zu lassen, wenn es gute Angebote 
gäbe, die bezahlbar sind und die eine entsprechende 
Servicequalität haben. Jobticket und Jobrad könnten 
hier wichtige Angebote seitens des Landes sein. 

Wir bitten Sie, den Antrag auf jeden Fall wohlwollend 
zu prüfen. Ich würde mich über eine intensive sachli-
che Debatte im Ausschuss zu diesen Themen – 
möglicherweise mit einer Anhörung – freuen. Noch 
besser würde mir gefallen, wenn wir den Antrag da-
nach gemeinsam hier beschließen könnten. – Danke 
für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Kol-
lege. – Für die CDU erteile ich dem Kollegen Moritz 
das Wort. 

Arne Moritz (CDU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Herr Klocke, gegen das grundsätzliche 
Interesse, den Individualverkehr in Nordrhein-West-
falen klimaneutraler zu gestalten, gibt es nichts ein-
zuwenden. Ihre Fraktion hat auch recht damit, dass 
das Land für attraktive Arbeitsbedingungen sorgen 
muss. Allerdings führen verkehrspolitisch viele Wege 
nach Rom. Dabei sehen wir Wege, die zu Ungleich-
behandlungen führen, kritisch. 

Das ist genau das Problem bei diesem Antrag. Das 
vorgeschlagene Jobticket würde erstens die Landes-
bediensteten besserstellen als die restlichen Bürger, 
Studenten und Azubis und hätte nur einen effektiven 
Nutzen für die Beamten, die im direkten Umfeld eines 
gut ausgebauten ÖPNV wohnen. 

Momentan würde ein Jobticket für viele der 440.000 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wenig Sinn ergeben, 
da das ÖPNV-Netz im ländlichen Raum längst nicht 
so gut ausgebaut ist. Kurz gesagt: Was nutzt mir ein 
kostenloses Jobticket, wenn ich es nicht nutzen 
kann, weil in meinem Dorf nur einmal in der Stunde 
ein Bus fährt oder ich hinterher am Bahnhof beim 
Umsteigen lange auf einen Zug warten muss? 

Das und auch eine eventuelle Überbelastung des 
ÖPNV-Netzes sind sicher Probleme, und über die 
Kosten haben wir an dieser Stelle noch gar nicht ge-
sprochen. 

Es gibt das Beispiel Hessen. Dort ist das JobTicket 
im Gegensatz zu NRW fest im Besoldungsrecht ver-
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ankert. Hessen zahlt für insgesamt 150.000 Beschäf-
tigte im öffentlichen Dienst 51 Millionen Euro für die 
JobTickets. Wenn man das grob für Nordrhein-West-
falen mit 440.000 Beamten überschlägt, dann kommt 
hier eine ganz schöne Summe zusammen. 

Präsident André Kuper: Herr Kollege, Entschuldi-
gung. Es gibt eine Zwischenfrage des Kollegen Klo-
cke. Gestatten Sie diese? 

Arne Moritz*) (CDU): Klar, immer. 

Arndt Klocke (GRÜNE): Danke, Herr Präsident. – 
Danke, Herr Kollege. Sie haben eben die Nutzungs-
möglichkeiten angesprochen. Wie bewerten Sie 
denn, dass wir an allen nordrhein-westfälischen 
Hochschulen, Fachhochschulen und Universitäten 
Semestertickets vergeben? Das können Personen, 
die in Studentenstädten mit einem gut ausgebauten 
ÖPNV leben, sicherlich besser nutzen als Personen 
an anderen Standorten. Das Semesterticket ist aber 
allenthalben als großer Erfolg bekannt, auch was die 
Finanzierung angeht. 

Meine Frage ist: Können Sie in Ihrer Argumentation 
„Semesterticket versus Einführung eines Jobtickets“ 
darlegen, ob Sie dann auch das Semesterticket für 
ein Angebot halten, das man eigentlich abschaffen 
müsste, weil es eben nicht alle im Land gleicherma-
ßen nutzen können? 

Arne Moritz (CDU): Sie wissen selbst – insofern war 
die Frage jetzt nicht sonderlich clever –, wie der öf-
fentliche Nahverkehr rund um die Hochschulen und 
Universitäten ausgebaut ist. 

(Arndt Klocke [GRÜNE]: In Lemgo? In St. Au-
gustin?) 

Dort können sie das gut nutzen. Folglich ist es ein 
großer Unterschied, ob Sie dort oder irgendwo im 
ländlichen Raum wohnen bzw. tätig sind. 

Das heißt, wir wissen nicht, wie groß der Nutzen ist 
oder wie das gegenfinanziert werden kann. Wir wis-
sen aber definitiv, dass wir die Beamten ungleich be-
handeln und damit auch keine attraktiven Arbeitsbe-
dingungen schaffen würden. Ich gestehe Ihnen zu, 
dass der Antrag im Ansatz gut gedacht ist, im Ergeb-
nis ist er aber zu kurz gedacht. 

Um den Umstieg auf Bus und Bahn attraktiver zu ma-
chen, hilft es aus unserer Sicht wenig, das für ein-
zelne Bevölkerungsgruppen zu forcieren. Vorteile 
müssten für alle Bürgerinnen und Bürger entstehen; 
zum Beispiel sollte ein verbundübergreifendes E-Ti-
cket ebenso wie ein Jobticket höhere Priorität genie-
ßen. 

Warum sollten wir hier Vorteile für einzelne Gruppen 
oder Landesbedienstete schaffen, wenn wir den Vor-
teil deutlich ausweiten können? Der Vorstoß des 
Wirtschaftsministeriums, Elektrolastenräder mit 30 % 
bis 60 % zu fördern, ist dafür genau richtig und leistet 
einen großen Beitrag dazu, den Verkehr in der 
Masse klimaneutraler zu gestalten. 

Abgesehen davon möchte ich auch noch einmal un-
terstreichen, was Herr Krähmer bereits im Verkehrs-
ausschuss betont hat: Eine Anreizgewährung durch 
den Dienstherrn, welche nur für die Beamten infrage 
käme, würde wieder zu einer Ungleichbehandlung 
von Angestellten des Landes führen. 

Herr Remmel hat im Ausschuss deutlich gemacht, 
dass das für die Grünen kein großes Problem ist. Wir 
von der CDU nehmen die Benachteiligung der Ange-
stellten des Landes aber nicht einfach in Kauf. 

Auch die Gewerkschaft ver.di hat sich zu dem Vor-
stoß aus Baden-Württemberg geäußert. Das darf 
nicht unter den Teppich gekehrt werden. Ver.di kriti-
siert an dem Modell, dass die Anschaffung und der 
Unterhalt durch Steuer- und Sozialversicherungsfrei-
heit versüßt würden. Geringere Rentenansprüche 
sowie Steuervorteile für einzelne Beschäftigte zulas-
ten der Allgemeinheit wären die Folge.  

Das alles gilt es im Ausschuss noch zu klären. Inso-
fern freuen wir uns auf die Beratungen im Aus-
schuss, in dem wir das alles noch einmal miteinander 
diskutieren können. 

Für uns als CDU-Fraktion ist jedoch klar, dass wir 
keine Ungleichbehandlungen schaffen möchten und 
die Maßnahmen allen Bürgerinnen und Bürgern nut-
zen müssen. – Danke schön. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Moritz. – 
Für die SPD spricht nun Herr Abgeordneter Löcker. 

Carsten Löcker (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Uns von der SPD war immer klar, 
dass nach der NOx-Debatte natürlich die CO2-Debatte 
folgen muss. Das sind zwei Seiten der gleichen Me-
daille, die wir in diesen Tagen engagiert diskutieren. 

Nicht umsonst haben gestern die EU-Gesund-
heitsminister eindringliche Anstrengungen mit Blick 
auf den CO2-Ausstoß angemahnt. Wir alle wissen, 
dass zur Erreichung dieses Ziels wirklich große An-
strengungen unternommen werden müssen. Inso-
fern sind heute die Beratung und die Befassung mit 
diesem Antrag, wie ich meine, folgerichtig. Man kann 
es sicher auch so ausdrücken: Es ist an der Zeit.  

Es ist vernünftig und richtig, dass der Fokus heute 
auch auf die Frage der Mobilität der Landesbediens-
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teten fällt. Da können wir steuern. Wir können dar-
über diskutieren, was wir hier im Land dazu beitragen 
wollen, dass Nordrhein-Westfalen CO2-neutraler 
werden kann. 

In Kenntnis dieser Chance, ein Jobrad für Landesbe-
schäftigte zu ermöglichen, hat sich die SPD bereits 
im letzten Jahr in einem anderen Zusammenhang mit 
dieser Frage beschäftigt. Ich muss ehrlich gestehen, 
dass wir einen Suchauftrag – wenn man so sagen 
darf, Herr Klocke –zunächst einmal nicht an die Lan-
desregierung delegieren wollten, weil uns nach ers-
ten Gesprächen klar wurde, dass die Situation etwas 
komplexer ist, als sie allgemein scheint. Man glaubt 
ja, man müsse nur Vorteile organisieren; dann wür-
den sich die Leute gerne ein entsprechendes Rad mit 
Unterstützung des Arbeitgebers anschaffen. Des-
halb konnten wir uns nicht so sehr dafür erwärmen, 
daraus eine Initiative zu machen. Dennoch begrüßen 
wir Ihren Antrag. Es lohnt sich, darüber weiter zu dis-
kutieren, meine Damen und Herren. 

Das Versprechen an die Umwelt durch Nutzung des 
Fahrrads reicht aber nicht aus – das will ich aus-
drücklich sagen –, wenn es zulasten – das ist jetzt 
die Einschränkung, Herr Klocke; wenn Sie mir zuhö-
ren würden, wäre das nicht schlecht – der Sozialkas-
sen oder der Rentenversicherung gehen soll. Dann 
wird es für Angestellte schwierig. Deshalb ist die Idee 
einer Entgeltumwandlung für Angestellte, in deren 
Rahmen tarifliche Bestandteile des Gehalts für ein 
Jobrad gekürzt werden, natürlich keine gute Idee, 
weil sie negative Auswirkungen auf das eigene Ge-
halt und die Absicherung für die Zukunft hätte, und 
zwar nicht nur auf die Rente, sondern auch auf das 
Krankengeld und die Arbeitslosenunterstützung. 

Deshalb kann das Modell Jobrad nur ein Erfolg wer-
den – dafür sind wir allerdings –, wenn das Land als 
Dienstherr analog zum Jobticket ins Obligo geht. 
Meine Damen und Herren, das muss doch völlig klar 
sein; denn niemand wird in dem Zusammenhang ei-
nen Vertrag zu seinen Lasten abschließen. Das Job-
ticket ist ein Erfolg, weil der Arbeitgeber und auch die 
Verkehrsverbände bereit sind, zu rabattieren. Am 
Ende wird daraus ein Vorteil für die Nutzerinnen und 
Nutzer generiert. Deshalb entscheiden sie sich für 
das Jobticket. 

Am Ende muss jedoch klar sein, dass jemand einen 
Vorteil daraus zieht. Wir sehen diesen Vorteil mit 
Blick auf die heutigen Ansätze, die wir diskutieren, 
noch nicht. Dazu gehört meiner Meinung nach noch 
vieles mehr. Man könnte es auch anders formulieren: 
Ohne ein gemeinsames Vorgehen werden wir keine 
Lösung finden. 

Sicher ist in diesem Zusammenhang – Herr Klocke, 
da gebe ich Ihnen recht –, dass wir eine landesseitige 
Initiative brauchen, um diesen Interessenausgleich, 
um den es am Ende gehen muss, zu organisieren. 

Es sind bereits die beiden Stichwörter „Lösungen fin-
den“ und „Interessenausgleich organisieren“ ge-
nannt worden. 

Für die SPD gibt es noch weitere Optionen, die in 
diesem Zusammenhang diskutiert werden müssen. 
Die SPD will dabei auch die Frage diskutieren, wel-
che Fahrten in Zukunft wegfallen können, meine Da-
men und Herren. Ich nenne das Stichwort „Home-
office“, das ein großes Thema in den Behörden und 
bei den Landesbeschäftigten ist. Jede Fahrt, die 
durch Arbeit zu Hause wegfallen kann, spart auch 
CO2. 

Es lohnt sich also, im Ausschuss ausführlich darüber 
zu diskutieren. Wir begrüßen die Überweisung. – 
Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit. 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Kollege 
Löcker. – Für die FDP erteile ich Herrn Abgeordneten 
Middeldorf das Wort. 

Bodo Middeldorf (FDP): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich will, bevor 
ich auf den Antrag der Grünen eingehe, kurz ganz 
grundsätzlich eines vorwegschicken. Für die Ver-
kehrspolitik der NRW-Koalition gilt: Wir setzen uns 
für eine unideologische und anreizorientierte Politik 
ein, die keinen Verkehrsträger benachteiligt, weder 
Auto noch Fahrrad noch ÖPNV, und die Entschei-
dung über die Nutzung des Verkehrsmittels dem Nut-
zer selbst überlässt. 

(Jochen Ott [SPD]: Da sind wir modern!) 

– Ja, das ist in der Tat modern, 

(Beifall von der FDP) 

weil das nämlich nicht Ihre Haltung war und ist. Das 
muss ich an dieser Stelle einmal ausdrücklich sagen. 

(Carsten Löcker [SPD]: Das spart CO2!) 

Wir sehen im Übrigen – insofern stimmen wir dem 
Antrag der Grünen durchaus zu – in den Pendlerver-
kehren einen zentralen Ansatzpunkt, um zu einer 
verkehrlichen Entlastung beizutragen. In diesem 
Kontext wäre es wünschenswert, wenn wir mehr 
Menschen zum Umstieg auf das Rad oder auch den 
ÖPNV bewegen könnten. Wir haben im Übrigen die 
Mittel für den Radwegebau und die ÖPNV-För-
derung in NRW vor diesem Hintergrund nicht etwa 
reduziert, sondern bewusst aufgestockt. 

Ja, finanzielle Anreize, etwa in Kombination mit der 
Anschaffung leistungsstarker, aber eben auch teurer 
Elektroräder, können ein zusätzliches Argument 
sein. Grundsätzlich wollen wir uns der Idee einer mit-
telbaren oder unmittelbaren Förderung daher über-
haupt nicht verschließen. 
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Freilich sind die Hürden, die solchen Instrumenten 
entgegenstehen, groß. Das ist schon angesprochen 
worden. Sie nennen sie in Ihrem Antrag selbst – 
etwa, indem Sie sehr zu Recht feststellen, dass ein 
Sachlohn im Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst 
im Augenblick nicht vorgesehen ist und – das ist die 
wirklich entscheidende Aussage – sich die Tarifpar-
teien bislang auch ausdrücklich dagegen sperren, 
meine Damen und Herren. 

Tatsächlich sind die Regelungen in Hessen und Ba-
den-Württemberg eben nicht eins zu eins auf Nord-
rhein-Westfalen übertragbar. Im Gegensatz zu Hes-
sen gehört Nordrhein-Westfalen der Tarifgemein-
schaft der Länder an, und in Baden-Württemberg 
führt die Einführung des Jobrades bei den Beamtin-
nen und Beamten zu einer Besserstellung dieser Be-
rufsgruppe gegenüber den Tarifbeschäftigten und 
damit zu einer massiven Ungleichbehandlung inner-
halb der Mitarbeiterschaft.  

Diese Hürden haben – nicht ganz überraschend – 
bislang übrigens auch andere Bundesländer davon 
abgehalten, entsprechende Modelle einzuführen. 

Eine Lösung, liebe Kolleginnen und Kollegen von 
den Grünen, haben auch Sie nicht. Im ersten Punkt 
Ihres Antrags – ich habe mir das genauer angese-
hen – wollen Sie die Landesregierung auffordern, 
„nach rechtlichen Möglichkeiten zu suchen, wie das 
Land NRW seinen Beschäftigten ein kostenloses 
Jobticket zur Verfügung stellen kann“. 

Im Lichte und in Kenntnis der geschilderten Rahmen-
bedingungen das Thema der Landesregierung ohne 
einen echten eigenen Lösungsvorschlag vor die 
Füße zu werfen, ist keine seriöse Oppositionsarbeit. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Wir setzen dagegen auf pragmatische Lösungen. In 
einer Vielzahl von Dienststellen der Landesverwal-
tung gibt es bereits Jobticket-Angebote. Wir unter-
stützen die Landesregierung ausdrücklich in dem Be-
mühen, dies auch noch auszuweiten. Uns scheint 
das ein sinnvoller Weg zu sein – vor allen Dingen, 
weil er praktikabel ist. 

Der Antrag der Grünen soll in den Ausschuss über-
wiesen werden. Das begrüßen wir ausdrücklich, weil 
wir durchaus sehr gespannt sind, welche konkreten 
Lösungsansätze uns die Grünen vorlegen werden. 

Ich sage Ihnen ausdrücklich die Offenheit meiner 
Fraktion für kreative Ideen zu. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Genauso deutlich sage ich aber auch bereits an die-
ser Stelle: Die Wege von Hessen und Baden-Würt-
temberg lehnen wir klar ab. Einem System, das zu-
gunsten im Augenblick noch völlig unbestimmter ver-
kehrs- und umweltpolitischer Effekte Ungleichbe-
handlungen in diesem Ausmaß zwischen einzelnen 

Berufsgruppen in Kauf nimmt oder gar den öffentli-
chen Dienst gegenüber anderen Beschäftigten ein-
seitig bevorzugt, werden wir in keinem Falle zustim-
men. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Kollege Mid-
deldorf. – Nun spricht für die AfD Herr Abgeordneter 
Vogel. 

Nic Peter Vogel (AfD): Danke schön. – Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir 
haben ja schon eine fortgeschrittene Stunde. Irgend-
wie finde ich einen solchen Antrag auch knuffig. Er 
hat ein bisschen etwas von „Herr der Ringe“; denn 
man braucht dafür jede Menge Fantasie. 

(Carsten Löcker [SPD]: Bisher war das ja eine 
sachliche Debatte! Mal schauen, wie es wei-
tergeht!) 

Irgendwie ist immer alles gratis und kostenneutral, 
und der Strom kommt ja aus der Steckdose. 

Wir haben bundesweit ungefähr 30 Millionen Benzin- 
und 15 Millionen Dieselfahrzeuge. Wenn wir davon 
ausgehen, dass unsere Landesbediensteten in 
Nordrhein-Westfalen zu zwei Dritteln mit dem Pkw 
zur Arbeit kommen, reden wir von ungefähr 100.000 
Dieselfahrern. 

Diese sind jetzt durch Fahrverbote in unseren Innen-
städten bedroht und sehen sich auch mit einem enor-
men Wertverfall ihrer Fahrzeuge konfrontiert. 

Man könnte also neben der ganzen Ideologie even-
tuell auch einmal die Fürsorgepflicht für Landesbe-
dienstete ins Auge fassen, anstatt andauernd aktiv 
Vermögen zu zerstören. 

Wir kommen zum Thema „Jobrad analog zum 
Dienstwagenprinzip“. Ich muss Ihnen ganz ehrlich 
sagen: Die meisten Arbeitgeber … Sie haben das im 
Antrag auch angesprochen: Man kann es machen. 
Einige tun es auch. Aber wer kommt denn eigentlich 
in den Genuss von Dienstwagen? Das ist die Füh-
rungsetage, oder es sind die Außendienstler. 

Mit ein bisschen Fantasie kann ich mir noch vorstel-
len, dass der eine oder andere aus der Führungs-
etage mit dem Fahrrad zur Arbeit kommt, wenn es 
räumlich passt. Bei Außendienstlern fehlt mir da wirk-
lich Ihre Fantasie. 

Die Steuervorteile fallen natürlich auch wieder ins 
Gewicht; denn – meine Güte – dem Land entgehen 
dadurch auch wieder Steuermittel. Dementspre-
chend kann man auch nicht von „kostenneutral“ re-
den. 
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Man muss auch bedenken, dass noch enorme admi-
nistrative Aufgaben regelmäßig dazukommen, bei-
spielsweise die Pflege der Leasing- oder Kaufver-
träge, die Wartung oder vermeintliche Unfälle oder 
Diebstähle. Diese ganzen Dinge werden nämlich 
normalerweise in der privaten Zeit erledigt. Wenn wir 
diese Verantwortung jetzt auf den Dienstherrn abwäl-
zen, kommen wir wieder zu enormen Kosten bei der 
ganzen Sache. Uns fehlt einfach die Fantasie, hier 
von „kostenneutral“ zu reden. 

(Beifall von der AfD) 

Das kostenlose Jobticket ist auch wieder so eine Sa-
che. Nehmen wir einmal an, nur 100.000 unserer 
Landesbediensteten würden es in Anspruch neh-
men. Bei einer realistischen Kostenkalkulation der Ti-
cketpreise kämen wir auf eine monatliche Belastung 
von ungefähr 5 Millionen Euro. Das heißt: Per annum 
fallen wir hier 60 Millionen Euro an, die noch zusätz-
lich erwirtschaftet werden müssen. 

Meine Damen und Herren, ich gebe zu: Ich bin über 
50. Ich kann nicht mehr so gut gucken. 

(Arndt Klocke [GRÜNE]: Wie wäre es mal mit 
einer Brille?) 

Vielleicht habe ich es im Antrag ja auch überlesen. 
Aber ich habe nirgendwo eine Gegenfinanzierung 
dieser enormen Summen feststellen können. 

(Carsten Löcker [SPD]: Das sind auch nur Ihre 
Summen!) 

Des Weiteren ärgert mich ein klein bisschen – mein 
Vorredner von der CDU hat es schon gesagt –, dass 
es viele Leute gibt, die überhaupt nicht in der Lage 
sind, auf den ÖPNV zurückzugreifen. Bedienstete 
Pendler aus den ländlichen Gebieten brauchen mit 
dem ganzen Umsteigen drei bis vier Stunden, um zur 
Arbeit zu kommen – und nachher wieder zurück. Der 
Begriff Zweitjob bekommt bei dieser ganzen Sache 
doch eine ganz andere Bedeutung. 

Wir haben wirklich die Möglichkeiten, vernünftig dar-
über zu diskutieren. Dagegen werden wir uns auch 
nicht stellen. Aber ich möchte noch eines sagen: Man 
kann es sicherlich befürworten, wenn die Leute mehr 
auf die Fahrräder steigen. Das ist gut gegen die 
Plauze und gut für den Biopuls. Aber tun Sie mir bitte 
einen Gefallen: Bremsen Sie nicht zu oft. Sonst ha-
ben wir nämlich irgendwann ein Fahrradverbot in den 
Innenstädten wegen möglicher Feinstaubbelas-
tung. – Ich danke Ihnen vielmals für Ihre Aufmerk-
samkeit. 

(Beifall von der AfD) 

Präsident André Kuper: Danke, Herr Kollege. – Für 
die Landesregierung erteile ich in Vertretung für Mi-
nister Lienenkämper Frau Ministerin Scharrenbach 
das Wort. Bitte schön. 

Ina Scharrenbach*), Ministerin für Heimat, Kommu-
nales, Bau und Gleichstellung: Vielen Dank. – Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren 
Abgeordneten! Der Antrag von Bündnis 90/Die Grü-
nen beinhaltet letztendlich im Wesentlichen zwei 
Themen, nämlich Jobticket und Jobrad. 

Vor diesem Hintergrund gestatten Sie mir, zum einen 
auf das Jobticket einzugehen. Die Nutzung öffentli-
cher Verkehrsmittel ist ohne Frage ein positiver Bei-
trag zum Umweltschutz. Bei guter Auslastung von 
Bussen und Bahnen entstehen weniger Lärm, 
Schadstoffe und Treibhausgase. Das kommt letzt-
endlich Mensch wie Umwelt zugute. Darüber hinaus 
werden die Innenstädte entlastet.  

Die Landesregierung verfolgt eine Mobilitätspolitik, 
die sich an den unterschiedlichen Mobilitätsbedürf-
nissen der Menschen orientiert. Hierzu gehört auch – 
das betonen wir sehr ausdrücklich – die Prüfung ei-
nes Jobtickets für Landesbeschäftigte. 

Vor Verhandlungen mit den Verkehrsverbünden al-
lerdings werden wir als Landesregierung unter den 
rechtlichen, tatsächlichen und haushälterischen Ge-
sichtspunkten prüfen, wie die energieeffiziente und 
umweltschonende Mobilität der Beschäftigten in 
Nordrhein-Westfalen gefördert werden kann. 

In Ihrem Antrag verweisen Sie auf das in diesem Jahr 
eingeführte Modell einer kostenfreien Fahrtberechti-
gung für Landesbedienstete in Hessen. Anders als 
ein Jobticket im engeren Sinne, das nur auf bestimm-
ten Strecken sowie zu bestimmten Zeiten Geltung 
entfalten kann, kann das Landesticket in Hessen zu 
jeder Tages- und Nachtzeit innerhalb von Hessen 
genutzt werden. Hierfür entstehen im Landeshaus-
halt Hessen Kosten in Höhe von rund 51 Millionen 
Euro bei rund 145.000 Landesbeschäftigten im Bun-
desland. 

Der Abgeordnete Moritz hat gerade schon darauf 
hingewiesen: Das hessische Modell einer kostenlo-
sen Fahrtberechtigung ist auf Nordrhein-Westfalen 
eben nicht eins zu eins übertragbar, da es auf einem 
gesonderten Tarifabschluss in Hessen beruht. Dies 
ist möglich, weil Hessen im Vergleich zu Nordrhein-
Westfalen eben nicht der Tarifgemeinschaft der Län-
der angehört. 

Lassen Sie mich bitte noch kurz auf den zweiten As-
pekt zum Jobrad eingehen. Die Umsetzung des 
Jobrads als Leasingmodell mit Gehaltsumwandlung 
durch den Arbeitgeber wäre für die Beamtinnen und 
Beamten des Landes nach Anpassung des Landes-
besoldungsgesetzes möglich – ohne Frage. Für die 
Regierungsbeschäftigten wäre die erforderliche Än-
derung des Ländertarifrechts aufgrund der ablehnen-
den Haltung der Mitgliederversammlung der TdL, der 
Tarifgemeinschaft deutscher Länder, und der Ge-
werkschaften jedoch nicht durchsetzbar. 
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Ein entsprechender Antrag aus Baden-Württemberg 
wurde in 2014 bereits abgelehnt. Das wissen Sie, 
weil Sie zuvor die Regierungsverantwortung in Nord-
rhein-Westfalen getragen haben. 

Eine nordrhein-westfälische Regelung im Landesbe-
soldungsgesetz würde daher zu einer Ungleichbe-
handlung der Beschäftigten führen. Zudem spricht 
gegen eine solche Regelung auch der erhebliche ad-
ministrative Aufwand, da zunächst entsprechende 
Strukturen für die Verwaltung dieses Jobrad-Lea-
sings in den Dienststellen des Landes geschaffen 
werden müssten. 

Deshalb halte ich abschließend fest: Für uns gehört 
zur Mobilitätspolitik, die wir als Landesregierung ver-
folgen, auch die Prüfung des Jobtickets für Landes-
beschäftigte. Aber vor Verhandlungen mit den Ver-
kehrsverbünden werden wir als Landesregierung die 
entsprechenden rechtlichen, tatsächlichen und haus-
hälterischen Gesichtspunkte prüfen. 

Insofern freuen wir uns auf die weitere Beratung die-
ses Antrags. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Frau Ministe-
rin. – Es liegt keine weitere Wortmeldung mehr vor. 

Somit kommen wir zur Abstimmung. Der Ältestenrat 
empfiehlt die Überweisung des Antrags Drucksache 
17/3794 an den Verkehrsausschuss – federfüh-
rend – sowie an den Innenausschuss und an den 
Rechtsausschuss. Die abschließende Abstimmung 
soll im federführenden Ausschuss in öffentlicher Sit-
zung erfolgen. Gibt es jemanden, der dagegen ist? – 
Gibt es jemanden, der sich enthalten möchte? – Das 
ist nicht der Fall. Dann haben wir diese Überwei-
sungsempfehlung einstimmig angenommen. 

Ich rufe auf: 

12 Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die 
Einsetzung und das Verfahren von Untersu-
chungsausschüssen des Landtags Nordrhein-
Westfalen 

Gesetzentwurf 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 17/3587 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Rechtsausschusses 
Drucksache 17/3755 

zweite Lesung 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die CDU 
Herrn Abgeordneten Dr. Geerlings das Wort. 

Dr. Jörg Geerlings (CDU): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Was in Abschluss-
berichten von Parlamentarischen Untersuchungs-
ausschüssen geäußert, festgestellt und bewertet 
wird, kann schwerwiegende Auswirkungen für die 
betroffenen Personen haben. Die Berichte werden 
als Parlamentsdrucksache veröffentlicht, enthalten 
oftmals politische Wertungen und müssen nicht zwin-
gend dem Anspruch objektiver Sachverhaltsdarstel-
lungen genügen. Also können sie Ehre, Ansehen und 
andere Rechte der Betroffenen schädigen. Erschwe-
rend kommt hinzu, dass die Beschlüsse der Untersu-
chungsausschüsse gemäß Art. 44 Abs. 4 Grundge-
setz der richterlichen Erörterung entzogen, also nicht 
mehr justiziabel sind. 

Müssen wir deshalb aber als Gesetzgeber darauf re-
agieren? Bedarf es einer Einführung eines Rechts 
zur Stellungnahme und zu den Ausführungen im Ent-
wurf eines Abschlussberichts? Bedarf es einer ge-
setzlichen Änderung, wie sie die AfD-Fraktion bean-
tragt hat? Die Antwort lautet: Nein. Denn ein An-
spruch auf rechtliches Gehör vor der Veröffentli-
chung des Abschlussberichts besteht schon jetzt aus 
der Verfassung heraus, und zwar unabhängig davon, 
ob es eine entsprechende einfachgesetzliche Rege-
lung gibt. Es ist ein subjektiv-öffentliches Recht des 
Einzelnen aus dem Rechtsstaatprinzips des Art. 20 
Abs. 3 unseres Grundgesetzes. 

Dieses Recht gibt es nicht nur in der Theorie. Im Ge-
genteil: Es ist gängige Praxis in den Untersuchungs-
ausschüssen von Bund und Ländern und ist sowohl 
von der verwaltungsgerichtlichen Rechtsprechung 
als auch der juristischen Literatur bestätigt. Nur bei-
spielhaft nenne ich einen Beschluss des Oberverwal-
tungsgerichts Münster vom 2. September 1986 zum 
Untersuchungsausschuss „Neue Heimat“, in dem 
dies noch einmal deutlich herausgestellt wurde. 

Das Recht zur Stellungnahme wird vielfältig gelebt. 
In der parlamentarischen Praxis wird dazu Gelegen-
heit gegeben. Es ist auch nur im Untersuchungsaus-
schussgesetz des Bundes und in einigen wenigen 
Untersuchungsausschussgesetzen der Bundeslän-
der ausdrücklich geregelt. Eine darüber hinausge-
hende ausdrückliche einfachgesetzliche Regelung 
ist deshalb in Nordrhein-Westfalen nicht erforder-
lich. – So weit zum Grundsätzlichen. 

Lassen Sie mich aber auch noch etwas zum konkre-
ten Formulierungsvorschlag der AfD-Fraktion sagen, 
der exakt der Regelung des § 32 der entsprechen-
den Bundesregelung gleicht. Denn festzuhalten ist 
auch, dass diese Formulierung ernst zu nehmenden 
Bedenken in der juristischen Literatur begegnet. 

Erstens. Damit jemand das Recht zur Stellungnahme 
wahrnehmen kann, muss eine erhebliche Beein-
trächtigung vorliegen. Der Begriff „erheblich“ ist un-
bestimmt und deshalb nur unzureichend geeignet, 
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als Kriterium zur Begrenzung des rechtlichen Gehörs 
zu dienen. 

Zweitens. Das Recht zur Stellungnahme soll nach 
dem Gesetzentwurf gar nicht bestehen, soweit die 
Ausführungen der beeinträchtigten Personen in einer 
Sitzung zur Beweisaufnahme erörtert worden sind. 
Auch diese Begrenzung hat sich in der Praxis als 
problematisch erwiesen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Sie sehen: 
Der Gesetzentwurf der AfD-Fraktion ist vielleicht gut 
gemeint, aber nicht gut gemacht und im Übrigen 
auch gar nicht erforderlich. Wir lehnen ihn deshalb 
ab. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank. – Für die 
SPD spricht nun Frau Abgeordnete Bongers. 

Sonja Bongers (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Mit dem 
vorliegenden Gesetzentwurf beabsichtigt die Frak-
tion der AfD, angeblich bestehende Lücken hinsicht-
lich des Grundrechtschutzes und des allgemeinen 
Persönlichkeitsrechts Betroffener im Gesetz über die 
Einsetzung und das Verfahren von Untersuchungs-
ausschüssen des Landtags Nordrhein-Westfalen zu 
beheben.  

Stein des Anstoßes war hierbei für die AfD insbeson-
dere die Veröffentlichung von Namen im Abschluss-
bericht des jeweiligen Untersuchungsausschusses, 
durch die sie potenzielle Beeinträchtigungen der Per-
sönlichkeitsrechte der genannten Personen sieht. 

Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, natürlich sind der Schutz und die Verteidi-
gung von Persönlichkeitsrechten für uns ein sehr ho-
hes Gut. Wir finden, dass sich ein Rechtsstaat ge-
rade durch einen angemessenen Schutz der Persön-
lichkeitsrechte für den Einzelnen auszeichnet. Aber 
der vorliegende Antrag suggeriert ja irgendwie, dass 
die Persönlichkeitsrechte Einzelner zurzeit nicht ge-
währt werden. Dem muss ich ausdrücklich wider-
sprechen. Kein Ausschuss macht es sich leicht mit 
der Entscheidung, welche Namen und Daten in einen 
Abschlussbericht aufgenommen werden und welche 
nicht. 

Die Kollegen, die im letzten Plenum zu diesem 
Thema gesprochen haben, haben genauso wie eben 
Herr Kollege Geerlings deutlich gemacht, dass eine 
sensible Abwägung zwischen den Interessen der Öf-
fentlichkeit nach einem umfassenden Bericht und 
dem Schutz des Einzelnen bereits gelebte Praxis ist. 
Aus diesem Grund lehnt meine Fraktion den Gesetz-
entwurf ab. – Danke. 

(Beifall von der SPD) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Frau Kolle-
gin. – Für die FDP erteile ich dem Abgeordneten 
Mangen das Wort. 

Christian Mangen (FDP): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! Es ist 
schon erstaunlich: Am 19.09. hatte die AfD diesen 
Antrag in erster Lesung eingebracht und beantragt, 
ihn an einen Ausschuss zu überweisen. Da saß man 
dann auch. Im Ausschuss sagte der Vertreter der an-
tragstellenden Fraktion, AfD-Anträge würde man ja 
eh nur abweisen; deshalb müsse er weiter nichts 
dazu sagen. – Wir hatten also gar keine Möglichkeit, 
im Ausschuss darüber zu beraten. 

(Andreas Keith [AfD]: Es ist keiner da! Sie 
brauchen keine Märchen zu erzählen!) 

Deswegen fällt mir jetzt auch nichts Neues ein, son-
dern nur das, was wir am 19.09. schon hier gesagt 
haben. Der eingebrachte Gesetzentwurf unterstellt 
eine Lücke, die es nicht gibt. Es ist bereits geübte 
Praxis, dass die Namen von Betroffenen meistens 
nur mit den Kürzeln eingebracht werden. 

Deswegen bleibt es bei dem, was wir vorher schon 
gesagt haben und was auch meine Vorredner bereits 
gesagt haben. Natürlich lehnt die FDP-Fraktion den 
Antrag ebenfalls ab. – Danke schön. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Kol-
lege. – Für die Grünen spricht der Abgeordnete 
Engstfeld. 

Stefan Engstfeld (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich kann 
mich weitestgehend den Ausführungen meiner Vor-
redner anschließen. Das gilt besonders für den 
Punkt, den der Kollege Mangen gerade ausgeführt 
hat. Ich kann auch auf meine Plenarrede zur Einbrin-
gung verweisen, weil es im Ausschuss de facto keine 
neuen Argumente gab. 

Ich hatte damals vorgetragen, dass wir diesen Ge-
setzentwurf ablehnen werden, weil ein solcher Pas-
sus, wie ihn die AfD hier vorschlägt, dazu führen 
würde, dass nach der Beweisaufnahme und der an-
schließenden Beweiswürdigung durch den Aus-
schuss, welche in einem geordneten parlamentari-
schen Verfahren stattgefunden haben, abweichende 
Meinungen einfach in den Abschlussbericht eines 
Untersuchungsausschusses gedrückt werden kön-
nen. Das wollen wir nicht. Theoretisch könnte so die 
gesamte Arbeit des Untersuchungsausschusses und 
die Funktion solcher parlamentarischen Verfahren ad 
absurdum geführt werden. 
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Deswegen gibt es auch von uns kurz und knapp eine 
Ablehnung. Neue Argumente gab es von Ihnen ja 
nicht. – Vielen Dank. 

(Vereinzelt Beifall von den GRÜNEN) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Kol-
lege. – Für die AfD spricht nun der Abgeordnete Rö-
ckemann. 

Thomas Röckemann (AfD): Herr Präsident! Sehr 
geehrte Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte Da-
men und Herren! Mit unserem Gesetzentwurf schlie-
ßen wir dennoch eine Lücke im Untersuchungsaus-
schussgesetz. 

Ich bin erfreut über die sachliche Diskussion, die hier 
stattfindet. Wir hatten schon ein Phrasenschwein be-
reitgestellt, in das wir etwas hätten hineinstecken 
können, wenn wieder Floskeln wie „handwerklich 
schlecht gemacht“ gekommen wären. Aber das ha-
ben wir nicht gehört. Schönen Dank dafür. 

Sie haben es selbst gesagt: Wir haben ähnliche ge-
setzliche Regelungen auf Bundesebene und auf 
Landesebene in Mecklenburg-Vorpommern, Sach-
sen-Anhalt und Schleswig-Holstein. Dort gibt es 
diese Regelungen natürlich nicht ohne Grund. 

Sie haben gesagt, wir hätten verfassungsrechtliche 
Grundsätze, die schon gelten würden. Diese Ausfüh-
rungen haben mich nicht überzeugt. Denn in dem 
Fall, um den es hier geht, der aufgrund des Urteils 
des Verwaltungsgerichts Düsseldorf besprochen 
wurde, passte das nämlich gerade nicht. Wie Sie wis-
sen, war Grundlage der Untersuchungsausschuss zur 
Aufarbeitung der Umtriebe des NSU. Hier wurde im 
Rahmen des Untersuchungsausschusses ein V-Mann 
als Zeuge angehört, der für die Aufklärung des Sach-
verhalts nicht von Bedeutung war. Unter voller Nen-
nung seines bürgerlichen Namens tauchte dieser 
Zeuge dann im Schlussbericht des Ausschusses auf. 

Es ist schon ein Unterschied, ob man weiß, dass 
man ein Recht hat, oder ob das Gericht oder ein Aus-
schuss eine Verpflichtung hat, jemanden darauf hin-
zuweisen, dass jemand ein Recht hat. Das ist schon 
ein Unterschied. Und das ist genau das, was wir ganz 
gerne hätten. 

Die Namensnennung hat natürlich nachteilige Fol-
gen für diesen Menschen. Wir wollen, dass solche 
Fehler zukünftig nicht mehr begangen werden. 

Es war ja ganz klar, und ich habe eingangs gesagt, 
ich hätte mein letztes Hemd darauf verwettet, dass 
Sie unseren Antrag, obwohl er eigentlich aus der Fe-
der Ihrer Parteigänger stammt, ablehnen werden, nur 
weil er von der Alternative für Deutschland stammt. 
Im Rechtsausschuss haben wir diese Posse ja schon 
durchexerziert. 

Doch denken Sie daran: Hier geht es eben nicht um 
die politische Reise nach Jerusalem, bei der die Al-
ternative für Deutschland mal wieder keinen Stuhl 
bekommt. Hier geht es um das Vertrauen in die ein-
wandfreie Arbeit der Untersuchungsausschüsse und 
vor allem um die schutzwürdigen Interessen Einzel-
ner. Opfer und Zeugen müssen geschützt werden. 

In diesem Sinne: Stimmen Sie doch einfach mal für 
unseren Antrag, und gut ist es. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Präsident André Kuper: Danke, Herr Kollege. – Mir 
liegen keine weiteren Wortmeldungen mehr vor. Da-
her schließe ich die Aussprache.  

Wir kommen zur Abstimmung. Der Rechtsausschuss 
empfiehlt in Drucksache 17/3755, den Gesetzent-
wurf Drucksache 17/3587 abzulehnen. Wir kommen 
somit zur Abstimmung über den Gesetzentwurf 
Drucksache 17/3587 selbst und nicht über die Be-
schlussempfehlung. Wer diesem zustimmen möchte, 
den bitte ich um das Handzeichen. – Das ist die AfD. 
Wer stimmt dagegen? – Das sind die FDP, die CDU, 
die Grünen und die SPD. Damit ist der Gesetzent-
wurf Drucksache 17/3587 abgelehnt.  

Ich rufe auf:  

13 Integration strukturiert gestalten – Qualifizie-
rung und Professionalisierung von Migranten-
selbstorganisationen weiterentwickeln  

Antrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 17/2157 

Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU, 
der Fraktion der SPD, 
der Fraktion der FDP und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 17/3873 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Integrationsausschusses 
Drucksache 17/3822 

Ich weise darauf hin, dass der Änderungsantrag der 
SPD Drucksache 17/3864 zurückgezogen wurde.  

Der Änderungsantrag Drucksache 17/3873 wird ge-
rade gedruckt und dann sofort verteilt.  

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die CDU 
der Abgeordneten Frau Wermer das Wort.  

Heike Wermer (CDU): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine Damen und 
Herren! Kulturforen, Sportvereine oder Vereine in der 
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sozialen Arbeit – Migrantenselbstorganisationen gibt 
es viele. So vielfältig ihre Kulturen, Nationalitäten und 
Anliegen sind, sind es auch die Verbände und Ver-
eine in Nordrhein-Westfalen. Die Vielfalt der Ver-
bände bietet den Vorteil, dass Migrantenselbstorga-
nisationen, kurz MSO, in unterschiedlichen Lebens-
bereichen aktiv sind und Lücken und Bedarfe füllen, 
Bedarfe, die ansonsten manchmal nicht offensicht-
lich sind oder übersehen werden können.  

Eines haben aber die Verbände gemein. Durch ihre 
Vielfalt und ihre Arbeit verfügen sie über ein großes 
integratives Potenzial. Sie zeichnen sich durch Enga-
gement und hohe Eigenmotivation aus. Deshalb ist 
es heute nur sinnvoll, dass wir mit unserem Antrag 
und dem Änderungsantrag ein Zeichen setzen und 
die Arbeit dieser Organisationen weiter fördern und 
stärken wollen.  

(Beifall von der CDU, der FDP und den 
GRÜNEN) 

MSO arbeiten vor Ort in den Kommunen. Sie ermög-
lichen es oftmals, an der Gesellschaft im Dorf oder in 
der Stadt teilzuhaben, und schlagen eine Brücke von 
der einen zur anderen Seite. Ich denke, dass ich den 
Begriff der Brückenfunktion hier nicht weiter erläutern 
muss.  

MSO erklären, bilden, unterstützen und klären auf. 
Sie agieren quasi als Kulturdolmetscher in der Ge-
sellschaft. Deshalb ist es auch parteiübergreifender 
Konsens, die Selbstorganisationen von Migrantinnen 
und Migranten politisch zu unterstützen. Deshalb ha-
ben wir uns auch zu einem gemeinsamen Ände-
rungsantrag zusammengeschlossen, über den ich 
mich sehr freue.  

Für eine aktivierende Integration sind MSO unerläss-
lich. Allein die Zahl von geschätzt 16.000 Organisati-
onen in Deutschland, die der Sachverständige Pries 
bei uns in der Anhörung genannt hat, spricht wohl für 
sich. Aber wir haben auch hohe Erwartungen an die 
MSO im Aufgabenbereich der Integration. Diese Er-
wartungen wollen wir nicht nur äußern, sondern wol-
len diese auch durch eine Förderung weitertragen.  

Seit dem Jahr 2012 besteht die MSO-Förderung des 
Landes darin, einen Anschub oder die Entwicklung 
zu unterstützen. Seit über 18 Jahren fördert das 
Land weiterhin die Fachberatung „MigrantInnen-
selbsthilfe“, angesiedelt beim Paritätischen NRW. 
Die Anhörung im Integrationsausschuss hat gezeigt, 
dass sich die Instrumente der MSO-Förderung be-
währt haben.  

Aber es gibt den Wunsch nach differenzierteren, 
passgenaueren Förderinstrumenten; denn so vielfäl-
tig, wie die MSO sind, sind sie es auch in ihrer Struk-
tur, in ihrer Entwicklung, in ihren Möglichkeiten. Wir 
sehen die großen Unterschiede bei den personellen 
und finanziellen Ressourcen. Bei wichtigen Projekten 

stoßen Vereine mit ehrenamtlichem Engagement 
schnell an ihre Grenzen.  

Andere haben sich zu professionellen Akteuren wei-
terentwickeln können. Hier wollen wir ansetzen, um 
die Stärkung der Strukturen, die Professionalisierung 
und Qualifizierung der Selbstorganisationen zu er-
möglichen. Die Förderung von MSO muss mit einem 
gezielten und bedarfsorientierten Beratungs- und 
Qualifizierungsangebot einhergehen. Als Partner 
steht hier die Fachberatung „MigrantInnenselbsthilfe“ 
zur Seite. Sie unterstützt sie bei der Neugründung, 
beim Aufbau von Strukturen und bei der Planung und 
Durchführung von Projekten.  

Die Fachberatung „MigrantInnenselbsthilfe“ hat mit 
bereits über 500 Vereinen und Verbänden zusam-
mengearbeitet, sie beraten und Netzwerke gebildet. 
Auf diese Erfahrung können wir aufbauen.  

Durch eine wissenschaftliche Evaluierung kann das 
Potenzial der MSO verortet werden. Eine Evaluie-
rung soll Bedarfe vor Ort aufzeigen, wie zum Beispiel 
in der Vergangenheit zum Thema „Flucht“. Wir kön-
nen hier auf die Jahresberichte und auf das Monito-
ring der Fachberatung zurückgreifen und so Ansatz-
punkte für eine Qualifizierung lokalisieren. Deshalb 
freue ich mich, wenn der Antrag heute Ihre Zustim-
mung findet, und bin gespannt auf die Ergebnisse 
der Evaluierung und die sich daraus ergebenden 
Schlüsse. – Vielen Dank.  

(Beifall von der CDU, der FDP und den 
GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Wermer. – Für die SPD-Fraktion 
spricht Frau Kollegin Lux.  

Eva Lux (SPD): Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine Damen und 
Herren! Die Regierungsfraktionen wollen die Migran-
tenselbstorganisationen qualifizieren und ihre Pro-
fessionalisierung weiterentwickeln. Dagegen ist gar 
nichts einzuwenden, im Gegenteil. Wir von der SPD 
begrüßen das.  

Organisationen von und für Migranten leisten wich-
tige Arbeit. Sie befördern Integration. Sie sind An-
sprechpartner für Migranten, aber auch für die Politik. 
Aus diesem Grunde haben wir bereits in der letzten 
Legislaturperiode die Förderung von Migrantenorga-
nisationen verdoppelt. Ich bin froh, wenn die neuen 
Regierungsfraktionen diesen Kurs weiterführen 
möchten, zeigt dies doch, dass zumindest manchmal 
der viele Jahre gepflegte Integrationsfriede unter den 
Fraktionen noch funktioniert.  

(Beifall von der SPD – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 
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Allerdings empfanden wir in den Beratungen den An-
trag von CDU und FDP doch noch recht unpräzise. 
Er wiederholte schlicht, was bereits im Koalitionsver-
trag der Regierung steht, nämlich – ich zitiere mit Ih-
rer Erlaubnis, Frau Präsidentin –:  

„Wir werden Migranten-Selbstorganisationen för-
dern und bereits hier lebende Zuwanderer und 
geeignete Organisationen aus der Einwanderer-
community stärker in die Integrationsprozesse 
einbeziehen.“ 

Dieser gut ein Jahr alten Absichtserklärung fügte 
man im Antrag dann die Evaluation und eine Fortent-
wicklung der Fachberatungsstelle MigrantInnen-
selbsthilfe des Paritätischen NRW hinzu. 

Unstrittig ist dabei hoffentlich, dass die Fachstelle 
seit 18 Jahren hervorragende Arbeit leistet. Der Pa-
ritätische NRW unterstützt eine Evaluation selbstver-
ständlich, plädiert allerdings für eine umfangreichere 
und zielgerichtetere, die sich nicht nur auf die Bera-
tungsstelle beschränkt. 

Den Entwicklungen der letzten Jahre müssen wir bei 
der Fortentwicklung von Maßnahmen und Angebo-
ten Rechnung tragen. Es gibt neue Zuwanderergrup-
pen – dabei denke ich beispielsweise an Syrer, Af-
ghanen, Somalier, Bulgaren und Rumänen. Diese 
Gruppen müssen sich erst noch organisieren; es 
steckt vieles noch in den Kinderschuhen. 

Das bringt im Vergleich zu bereits etablierten MSO 
andere Bedarfe mit sich. Deshalb halten wir es für 
unabdingbar, zu differenzieren, damit die Angebote 
der MSO nicht an den Bedarfen vorbeigehen. 

Wir brauchen vor allem unter den neu zugewander-
ten Gruppen Organisationen und Netzwerke. Diese 
müssen wir fördern, weil die MSO einen wichtigen 
Beitrag zur Selbsthilfe und Selbstintegration leisten 
können. Andererseits haben bereits etablierte MSO 
eher angepasste und stabile Finanzierungsbedarfe 
als Professionalisierungsbedarfe. Viele MSO sind 
bereits Experten auf ihrem Feld und gleichberech-
tigte Partner der Freien Wohlfahrtspflege. Wer also 
die MSO unterstützen möchte, muss diesen breit ge-
fächerten Unterschieden Rechnung tragen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Migrantenselbstor-
ganisationen sind nicht nur für die Communitys wich-
tig. Auch wir in der Politik haben ein großes Interesse 
an diesen Organisationen; denn nur in einem Netz-
werk von Organisationen können wir überhaupt Ge-
staltungsmacht entfalten. Ohne die MSO fehlen uns 
schlicht Ansprechpartner. Ohne diese Netzwerke 
wüssten wir nicht einmal, wen wir anrufen sollen, 
wenn es einmal brennt; wir wüssten häufig nicht ein-
mal, dass es brennt. 

Ziel der Professionalisierung der MSO muss die Part-
nerschaft auf Augenhöhe mit dem Land sein. Als le-
gitime Interessenvertretung der Menschen mit Migra-
tionshintergrund – also als ein wichtiger Baustein für 

ein gleichberechtigtes Zusammenleben – können 
Migrantenselbstorganisationen erst als Ansprech-
partner auf Augenhöhe Wirkung entfalten. 

Wir freuen uns sehr, dass bei der Förderung der 
MSO ein gemeinsames Vorgehen der etablierten 
Fraktionen möglich wurde und wir dem Antrag der 
Regierungskoalition mit dem gemeinsamen Ände-
rungsantrag von CDU, SPD, FDP und Bünd-
nis 90/Die Grünen zusammen zustimmen und die-
sen verabschieden können. – Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD und Berivan Aymaz 
[GRÜNE]) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Lux. – Für die FDP-Fraktion spricht 
jetzt Herr Kollege Lenzen. 

Stefan Lenzen (FDP): Frau Präsidentin! Meine ver-
ehrten Kolleginnen und Kollegen! Die Migranten-
selbstorganisationen, kurz MSO, und die sich dort 
engagierenden Menschen leisten einen entschei-
denden Beitrag für Integration und gesellschaftliche 
Teilhabe. Sie können zur Orientierung in unserer Ge-
sellschaft beitragen, indem sie Alltagswissen vermit-
teln und Hilfen – insbesondere bei der Integration in 
Arbeit und Bildung – anbieten. 

Über ihre wichtige Rolle und die Brückenfunktion, die 
sie einnehmen, haben meine Vorredner bereits ge-
sprochen. Es ist wohl unbestritten, dass sie diese 
Brückenfunktion insbesondere zwischen öffentlichen 
Institutionen und Migrantencommunities wahrneh-
men. 

Die Anhörung im Integrationsausschuss hat allen Be-
teiligten noch einmal vor Augen geführt, welche Be-
deutung die Arbeit der Migrantenselbstorganisatio-
nen hat, wie vielfältig die bundesweit Tausende von 
Vereinen sind und welche wichtigen Aufgaben diese 
übernehmen. 

Sie werden dabei weitgehend mithilfe ehrenamtlicher 
Tätigkeit getragen. Etablierte Organisationen über-
nehmen aber auch professionelle Aufgaben wie bei-
spielsweise soziale Arbeit. Gerade dabei ist der Aus-
tausch zwischen neuen und etablierten Organisatio-
nen, wie sie unser Land mit den sogenannten „Tan-
demprojekten“ fördert, ein wichtiges Instrument für 
die weitere Entwicklung. 

Die von einer Seite in diesem Haus befürchtete Ge-
fahr einer ethnischen Trennung – das konnte ich, 
während meine Vorredner sprachen, wieder so ver-
nehmen – kann ich und können wohl auch die, bei 
denen der Integrationskonsens besteht, in der Praxis 
bei den Migrantenselbstorganisationen nicht be-
obachten. 

Nicht allein als NRW-Koalition, sondern gemeinsam 
mit Teilen der Opposition wollen wir die Arbeit der 
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MSO auch in Zukunft voranbringen und fördern. Dies 
entspricht dem Ansinnen des ursprünglichen An-
trags. Wir haben seit Beginn des Verfahrens dazu 
eingeladen, und es haben nun am Ende diejenigen 
dazu zusammengefunden, bei denen ein Konsens 
besteht. 

Die Freude darüber ist ernst gemeint und es ist 
schön, wenn es nicht nur heraufbeschworen, son-
dern auch gelebt wird. Es ist wichtig und bleibt das 
Ansinnen, die MSO hinsichtlich der Qualifizierung 
und Professionalisierung voranzubringen. 

Eine hohe Qualität der Projektarbeit braucht geeig-
nete Strukturen. Von einem kleinen Verein können 
wir beispielsweise nicht erwarten, dass er eine Ge-
schäftsstelle mit hauptamtlichen Mitarbeitern einrich-
tet. Dies wäre auch bei einer deutlichen Ausweitung 
der Förderung nicht zu leisten. 

Die Fachberatung des Paritätischen spielt daher eine 
wichtige Rolle für die MigrantInnenselbsthilfe, wes-
halb diese schon seit 2000 unterstützt wird. Insbe-
sondere die MSO sind beim Thema „Qualifizierung 
und Vernetzung“ – insbesondere der kleinen Ver-
eine – ein wichtiger Ansprechpartner, um das weiter 
im Blick behalten zu können. 

Die Arbeit der Fachberatung wollen wir evaluieren 
und verbessern; sie sollte noch besser auf die struk-
turellen Bedürfnisse der MSO ausgerichtet werden.  

Ein erster wichtiger Schritt, den wir gegangen sind, 
war die Weiterentwicklung der Fachberatung – dort 
finanziert das Land ab dem Haushaltsjahr 2018 eine 
zweite Referentenstelle. Das ist ein klares Signal 
vonseiten der Landesregierung. Dafür auch von mei-
ner Seite und vonseiten der NRW-Koalition meinen 
Dank. 

Frau Präsidentin, meine verehrten Kolleginnen und 
Kollegen, für die bessere Vernetzung der MSO set-
zen wir aber auch auf die Kommunalen Integrations-
zentren. Diese könnten künftig eine Koordinierungs-
funktion vor Ort übernehmen. Die Landesregierung – 
das habe ich heute bereits an anderer Stelle ausge-
führt – hat die Arbeit bis 2022 finanziell abgesichert. 
Wir werden die Strukturen weiterentwickeln. So kön-
nen wir gemeinsam mit den MSO einen wichtigen 
Beitrag zur Integration vor Ort leisten. Den vielfach 
geäußerten Wunsch nach einem jährlichen Gipfel-
treffen der Migrantenselbstorganisationen wollen wir 
gerne umsetzen. Das war ja ein Ergebnis der Anhö-
rung.  

Am Ende ist es schön, dass jetzt ein gemeinsamer 
Änderungsantrag von CDU, SPD, FDP und Grünen 
vorliegt. Dann leben wir an dieser Stelle den Integra-
tionskonsens. Lassen Sie uns gemeinsam an einer 
vielfältigen Gesellschaft mit fairen Teilhabechancen 
arbeiten. – In diesem Sinne: vielen Dank.  

(Beifall von der FDP und der CDU – Vereinzelt 
Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Lenzen. – Für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen spricht Frau Kollegin Aymaz.  

Berivan Aymaz (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen der demokra-
tischen Fraktionen! Es ist noch nicht so lange her, 
dass Migrantenselbstorganisationen mit ihrer thema-
tischen Vielfalt als wichtige Akteure der gesellschaft-
lichen Teilhabe wahrgenommen werden. Viel zu 
lange wurden sie als folkloristische Hinterhofvereini-
gungen und als herkunftsorientierte Organisationen 
betrachtet, die im besten Fall bei Straßenfesten als 
nette musikalische und kulinarische Begleiterschei-
nungen auftauchten. Heute hingegen werden Mig-
rantenselbstorganisationen als Ausdruck kultureller 
Selbstbestimmung und Teil unserer pluralistischen 
Gesellschaft breit anerkannt, und das ist auch gut so. 

Damit das bunte und vielfältige Zusammenleben 
auch hier in NRW weiter gelingen kann, brauchen wir 
eine nachhaltige Förderung und Stärkung der politi-
schen und gesellschaftlichen Teilhabe von Menschen 
unterschiedlicher Herkunft. Dabei können Migranten-
selbstorganisationen eine zentrale Aufgabe in einer 
teilhabeorientierten Gesellschaftspolitik übernehmen.  

Aus meiner langjährigen Arbeit in und mit Migranten-
selbstorganisationen weiß ich, dass das Engagement 
in den Migrantenselbstorganisationen einen entschei-
denden Impuls für gesamtgesellschaftliches Engage-
ment geben kann. Nicht wenige Menschen mit Migra-
tionshintergrund, die heute mit ihrem gesellschaftli-
chen Engagement öffentlich sichtbar sind, haben ihre 
ersten Erfahrungen der Partizipation in Migranten-
selbstorganisationen gesammelt.  

Aus der erkenntnisreichen Anhörung, die wir im Zuge 
des vorliegenden Antrags hatten, ist sehr deutlich ge-
worden, dass – erstens – Migrantenselbstorganisati-
onen in ihrer Zielrichtung, im Handlungsfeld und der 
Klientel, die sie vertreten, sehr unterschiedlich und 
vielfältig sind, sich – zweitens – diese Eigenschaft je 
nach Ablauf von gesellschaftlichem Wandel und In-
tegrationsprozessen verändern kann, drittens immer 
mehr neue Migrantenorganisationen insbesondere 
vor dem Hintergrund der neuen Zuwanderungsbe-
wegungen entstehen und abschließend – viertens – 
wir leider kaum wissenschaftliche Erkenntnisse über 
diese so dynamische Landschaft der Migranten-
selbstorganisationen haben.  

Daher freue ich mich, dass wir, wenn auch in letzter 
Minute, heute einen gemeinsamen Änderungsantrag 
einbringen können, der genau diese Punkte, die für 
uns Grüne so wichtig sind, berücksichtigt, die Erstel-
lung einer wissenschaftlichen Studie zur Untersu-
chung der vielfältigen Landschaft der MSO vorsieht 
und eben nicht nur, wie im ursprünglichen Antrag vor-
gesehen, auf die Evaluation abstellt. – Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN) 
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Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Aymaz. – Für die AfD-Fraktion spricht 
Frau Kollegin Walger-Demolsky. 

Gabriele Walger-Demolsky (AfD): Vielen Dank. –
Sehr geehrte Damen und Herren! Frau Präsidentin! 
Immerhin, zu Beginn des Antrags gibt es etwas 
Neues. Darauf kann man sich super vorbereiten. 
Aber es ist eigentlich nur ein Zusammenfügen des-
sen, was wir im CDU-Antrag gesehen haben, und der 
Änderungsantrag der SPD ist eingeflossen. An man-
chen Punkten ist auch gar nichts zu kritisieren. 

„Integration strukturiert gestalten“ – wer kann dazu 
schon nein sagen? „Qualifizierung und Professiona-
lisierung von Migrantenselbstorganisationen weiter-
entwickeln“ klingt gut. Der Titel lässt viel erwarten, 
der Auftrag an die Landesregierung fiel aber beson-
ders im CDU-Antrag extrem dünn aus. Aber auf an-
derthalb Seiten kann man auch nicht mehr erwarten.  

Was fehlt? – Es fehlt die valide Grundlage in Form 
einer Evaluation über die Arbeit und die Erfolge aus 
der Arbeit der bis jetzt geförderten MSO. Dem ist 
selbstverständlich zuzustimmen.  

Was aber ebenso fehlt, sind definierte Ziele, die über 
Ihre Allgemeinplätze hinausgehen. Die Ausgestal-
tung dessen, was nicht neu ist und nach Ihrem Willen 
auch gar nicht grundlegend erneuert, sondern nur 
weitergeführt werden soll, ist Ihr Auftrag an die Lan-
desregierung. Da muss ich mich wundern, denn dazu 
hätte es wohl keinen Auftrag gebraucht. 

Aber jetzt kommt ja etwas dazu. Jetzt soll den neu 
Zugewanderten ein niederschwelliger Zugang in 
Selbstorganisationen ermöglicht werden, und der Fo-
kus soll auf Qualifizierungsmaßnahmen, auf die Neu-
bildung von Selbstorganisationen gelegt werden. 
Das ist genau die Stelle, die wir im Augenblick nicht 
für sinnvoll halten. Die neu Zugewanderten haben 
ganz andere Probleme, Frau Aymaz. Neu Zugewan-
derte sollten erst einmal versuchen, sich die deut-
sche Sprache anzueignen. Die sind zusammen in 
Sprachkursen. Sie sind also nicht alleine. Sie bekom-
men ja keinen Einzelunterricht. Und wenn sie das be-
herrschen und eine längerfristige Bleibeperspektive 
in unserem Land haben, dann wird es sich von selbst 
ergeben, dass auch diese neueren Mitbürger Migran-
tenselbstorganisationen gründen werden.  

Aber warum Sie das jetzt zu diesem Zeitpunkt forcie-
ren wollen, wo wir wissen – die Datenbasis dafür gibt 
es –, dass beispielsweise die sprachliche Ausbildung 
absolut unzureichend ist, dass die Hälfte die Sprach-
kurse nicht durchführt, das verstehe ich nicht. Die ge-
hen dann in Migrantenselbstorganisationen? Sie or-
ganisieren sich dann selbst? Das ist hervorragend, 
klingt für mich aber nicht nach gelungener Integra-
tion. Es ist einfach der falsche Zeitpunkt.  

Den CDU-Antrag hätten wir nicht abgelehnt, den fin-
den wir zwar dünn, hätten uns aber enthalten. Aber 
Ihren gemeinsamen Antrag lehnen wir selbstver-
ständlich ab. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Walger-Demolsky. – Für die Landesre-
gierung spricht jetzt Herr Minister Dr. Stamp. 

Dr. Joachim Stamp, Minister für Kinder, Familie, 
Flüchtlinge und Integration: Frau Präsidentin! Vielen 
Dank auch an den Sitzungsdienst für den Service. 
Ich denke, es geht auch so ganz gut.  

Meine Damen und Herren! Im gemeinsamen Koaliti-
onsvertrag der NRW-Koalition haben wir betont, 
dass wir die Migrantenselbstorganisationen beson-
ders fördern wollen. Ich möchte das hier noch einmal 
ausdrücklich unterstreichen. Bürgerschaftliches En-
gagement hat für uns einen besonderen Stellenwert. 
Die Bürgerinnen und Bürger sollen die Möglichkeit 
haben, wie Max Frisch es so schön ausgedrückt hat, 
sich in die eigenen Angelegenheiten einzumischen. 

Das macht eine lebendige Demokratie aus, und das 
gilt ganz selbstverständlich auch für die Bürgerinnen 
und Bürger mit Einwanderungsgeschichte. Die 
Migrantenselbstorganisationen sind ganz in diesem 
Sinne wesentliche Akteure, die wir brauchen, um un-
sere integrationspolitischen Ziele auch umzusetzen.  

Deshalb begrüße ich diesen Antrag, der bereits im 
Integrationsausschuss behandelt wurde und auch 
die Zustimmung der Sachverständigen in der Anhö-
rung im Juni gefunden hat, ganz ausdrücklich. Ich 
freue mich, dass er jetzt auch auf eine breite Basis 
gestellt worden ist.  

Es ist uns allen bewusst, dass die Anforderungen 
und Erwartungen, die an MSO gestellt werden, sehr 
hoch sind. Die Arbeit, das Selbstverständnis, die 
Ziele und Bedarfe von MSO sind ausgesprochen 
vielfältig. Viele MSO arbeiten ausschließlich ehren-
amtlich; andere haben sich bereits zu professionellen 
Akteuren der Integrationsarbeit weiterentwickelt.  

Daher muss die Förderung von MSO mit einem ge-
zielten und bedarfsorientierten Beratungs- und Qua-
lifizierungsangebot einhergehen. Nur so können 
MSO bei ihrer Professionalisierung auch unterstützt 
werden. 

Ich freue mich deshalb sehr, dass die Projektförde-
rung für die Fachberatung für Migrantenselbsthilfe 
beim Paritätischen Wohlfahrtsverband zu Beginn 
des Jahres im Vollzug um mehr als 40 % von 
151.000 Euro auf 215.000 Euro erhöht wurde und 
dort eine zweite Vollzeitstelle eingerichtet werden 
konnte. Durch die Personalaufstockung ist eine Wei-
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terentwicklung der Kapazitäten, Aktivitäten und Kon-
zepte der Fachberatung für Migrantenselbsthilfe an-
gestoßen worden. Diesen Prozess wird mein Minis-
terium eng begleiten. Eine Überprüfung der Arbeit 
sollte erfolgen, sobald neue Arbeitsergebnisse und 
entsprechende Berichte vorliegen.  

Die Migrantenselbstorganisationen zu qualifizieren 
und ausgehend von ihrem Entwicklungsstand zu för-
dern und zu professionalisieren, ist außerdem ein 
wesentliches Ziel des MSO-Förderprogramms. Über 
dieses Programm können neben der Förderung von 
Einzelprojekten neue, unerfahrene MSO relativ un-
kompliziert eine Anschubförderung erhalten, um Ver-
einsstrukturen aufzubauen.  

Ein weiterer Baustein des Programms ist die Förde-
rung von erfahrenen und professionell arbeitenden 
MSO, die andere Organisationen bei ihrer Vereinsar-
beit und bei ihrem Weg in die Professionalität in Form 
einer Partner-Projektförderung unterstützen. Ich 
glaube, das ist ein ganz wichtiger Weg. Die für diese 
Förderung zur Verfügung gestellten Haushaltsmittel 
wurden erst im vergangenen Jahr massiv erhöht.  

Darüber hinaus werden wir uns dafür einsetzen, dass 
sich die Akteure, die MSO beraten und qualifizieren, 
in Zukunft noch besser vernetzen und ihre Angebote 
aufeinander abstimmen, sodass Synergien optimal 
genutzt werden können.  

Dass diese Ansätze gut und richtig sind, meine Da-
men und Herren, belegen die Ergebnisse der beiden 
Sitzungen im Integrationsausschuss und natürlich 
auch die positiven Stellungnahmen bei der Experten-
anhörung. Aktuelle Entwicklungen, die Gründung 
neuer Dachverbände und das Entstehen neuer klei-
ner Initiativen wurden von uns in der aktuellen Über-
arbeitung der MSO-Richtlinie bereits mit bedacht. 

Ich freue mich, dass es jetzt hier eine Verständigung 
gegeben hat, das Thema auf eine breite Grundlage 
zu stellen. Wir können dazu auch Untersuchungen 
machen, die darüber hinausgehen. Ich kann Ihnen 
aber auf der anderen Seite auch versichern, dass wir 
mit Professor El-Mafaalani auch den entsprechen-
den Sachverstand bei uns ins Ministerium geholt ha-
ben. Von daher sehe ich das nicht als zwingend not-
wendig an. Aber wenn es vom Parlament gewünscht 
ist, werden wir uns dem natürlich nicht verweigern. – 
Herzlichen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Da keine weiteren Wortmeldungen 
mehr vorliegen, schließe ich an dieser Stelle die Aus-
sprache zu Tagesordnungspunkt 13. 

Wir kommen zur Abstimmung, und zwar erstens über 
den Änderungsantrag der Fraktionen von CDU, 
SPD, FDP und Bündnis 90/Die Grünen Drucksache 
17/3873. Wer diesem Änderungsantrag zustimmen 

möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Das 
sind die antragstellenden Fraktionen CDU, SPD, 
FDP, Bündnis 90/Die Grünen. Wer stimmt dage-
gen? – Das ist die AfD-Fraktion. – Der fraktionslose 
Abgeordnete Neppe enthält sich. Dann ist mit dem 
eben festgestellten Abstimmungsergebnis der Ände-
rungsantrag Drucksache 17/3873 angenommen. 

Wir kommen zweitens zur Abstimmung über den An-
trag von CDU und FDP Drucksache 17/2157. Wir 
stimmen sogleich über die soeben geänderte Fas-
sung dieses Antrags ab. Der Integrationsausschuss 
empfiehlt in Drucksache 17/3822, den Antrag Druck-
sache 17/2157 anzunehmen – wie gesagt, in der 
soeben geänderten Fassung. Über die soeben geän-
derte Fassung lasse ich abstimmen und nicht über 
die Beschlussempfehlung. Wer also dem soeben ge-
änderten Antrag seine Zustimmung geben möchte, 
den bitte ich jetzt um das Handzeichen. – Das sind 
CDU, SPD, FDP, Bündnis 90/Die Grünen. Die Ge-
genstimmen – sind auch hier bei der AfD-Fraktion. 
Die Enthaltung ist auch an dieser Stelle bei dem frak-
tionslosen Abgeordneten Neppe. Damit ist mit dem 
festgestellten Abstimmungsergebnis der Antrag 
Drucksache 17/2157 in der geänderten Fassung 
angenommen.  

Ich rufe auf:  

14 Elftes Gesetz zur Änderung der gesetzlichen 
Befristungen im Zuständigkeitsbereich des 
Ministeriums des Innern 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 17/3699 

erste Lesung 

Herr Minister Reul hat seine Einbringungsrede zu 
Protokoll gegeben (s. Anlage 1). Eine weitere Aus-
sprache ist nicht vorgesehen. 

Damit kommen wir zur Abstimmung. Der Ältestenrat 
empfiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs an 
den Innenausschuss. Wenn niemand der Überwei-
sung widersprechen möchte – das ist der Fall – und 
niemand sich enthalten möchte – das ist auch der 
Fall –, dann haben wir den Antrag so überwiesen. 

Ich rufe auf:  

15 Gesetz für einen qualitativ sicheren Übergang 
zu einem reformierten Kinderbildungsgesetz 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 17/3773 

erste Lesung 
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Wie Sie sehen, erhält Herr Minister Stamp das Wort 
zur Einbringung. Bitte schön. 

Dr. Joachim Stamp, Minister für Kinder, Familie, 
Flüchtlinge und Integration: Vielen Dank, Frau Präsi-
dentin! – Meine Damen und Herren! Das vergangene 
Jahr hat für die Kindertageseinrichtungen im Land 
dank des aufgelegten Kita-Träger-Rettungspro-
gramms deutliche Verbesserungen gebracht. 
500 Milliarden Euro sind zur Soforthilfe in die Einrich-
tungen geflossen. Damit wurden Schließungen ab-
gewendet und weitere Personaleinsparungen zulas-
ten der Betreuungsqualität verhindert.  

(Zurufe) 

– Bitte? 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Herr Minister, re-
den Sie ruhig weiter. Es geht um die Zahl.  

(Zurufe: 500 Millionen, nicht Milliarden!) 

Dr. Joachim Stamp, Minister für Kinder, Familie, 
Flüchtlinge und Integration: Ja, 500 Millionen. Wenn 
Sie „Milliarden“ verstanden haben, liegt das hier an 
der Akustik.  

(Heiterkeit und Beifall) 

Ich glaube, ich kann ganz ordentlich mit den kommu-
nalen Spitzenverbänden verhandeln, aber 500 Milli-
arden sind da nicht zu holen.  

Wir haben also die Soforthilfe auf den Weg gebracht 
und haben damit Schließungen abwenden können 
und weitere Personaleinsparungen zulasten der Be-
treuungsqualität verhindert. Wir sind aber noch nicht 
auf der sicheren Seite. Die Familien im Land können 
sich darauf verlassen, dass wir diese Situation weiter 
stabilisieren werden. Darum werden wir die Kitas in 
Nordrhein-Westfalen selbstverständlich nicht alleine 
lassen.  

Wir wollen der Kindertagesbetreuung in Nordrhein-
Westfalen eine gute finanzielle Grundlage, ein dau-
erhaft tragfähiges Fundament geben. Das Rettungs-
programm war hierfür ein erster notwendiger Schritt, 
und mit dem vorliegenden Gesetzentwurf für einen 
qualitativ sicheren Übergang zu einem reformierten 
Kinderbildungsgesetz wollen wir den nächsten wich-
tigen Schritt gehen.  

Die verschiedenen Stabilisierungsmaßnahmen des 
Landes für die Kindertagesbetreuung werden mit Ab-
lauf des Kindergartenjahres 2018/2019 enden: die 
Anhebung der jährlichen Dynamisierung von 1,5 % 
auf 3 % seit dem Kindergartenjahr 2015/2016, die zu-
sätzlichen Pauschalen zur Überbrückung mit den 
Mitteln aus dem weggefallenen Betreuungsgeld und 
das Kita-Träger-Rettungspaket.  

Zu diesem Zeitpunkt kann der Prozess für eine ver-
lässliche, dauerhaft auskömmliche und zukunftsfä-
hige Ausgestaltung der Finanzierung der gesamten 
Kindertagesbetreuung noch nicht abgeschlossen 
sein, Stichwort: Verhandlung mit allen entsprechen-
den Partnern.  

Sie wissen selbst, wie schwierig das ist. Deshalb 
werden wir für einen Übergang sorgen, der den Kitas 
Verlässlichkeit bietet. Genauso, wie wir das zuvor 
beim Kita-Träger-Rettungspaket gemacht haben, 
schaffen wir jetzt auch bei der Übergangsfinanzie-
rung rechtzeitig Planungssicherheit für alle Beteilig-
ten, damit es unseren Kindern in den Kitas gut geht.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Mit der Übergangsfinanzierung für das Kitajahr 
2019/2020 mit einem Gesamtvolumen von gut 450 
Millionen Euro für die Träger werden wir einen naht-
losen Anschluss an die auslaufenden Maßnahmen 
gewährleisten. Es wird erneut einen Zuschlag zu den 
Kindpauschalen geben. Darüber hinaus werden wir 
die Kindpauschalen für ein weiteres Kitajahr statt nur 
um 1,5 % um 3 % erhöhen. So sichern wir die Quali-
tät in der Kindertagesbetreuung.  

Ich begrüße dabei ausdrücklich, dass es wieder ge-
lungen ist, die Kommunen an diesem notwendigen 
Zwischenschritt finanziell zu beteiligen. An dieser 
Stelle möchte ich mich auch ganz herzlich bei den 
Kommunen für die Zusammenarbeit bedanken. Wir 
hatten gute Gespräche; wir führen weiterhin gute Ge-
spräche. Das ist angesichts der schwierigen Situa-
tion bei den Kitas im Land nicht selbstverständlich.  

Meine Damen und Herren, das Gesetz für einen qua-
litativ sicheren Übergang zu einem reformierten Kin-
derbildungsgesetz verschafft allen den zeitlichen 
Spielraum für die notwendigen Vorarbeiten und Um-
setzungsschritte einer Reform des KiBiz ab dem Kin-
dergartenjahr 2020/2021. Wir bringen das gemein-
sam mit den kommunalen Spitzenverbänden und al-
len Trägern der Kindertageseinrichtungen auf den 
Weg, und zwar mit der angemessenen Sorgfalt, die 
es für ein solch komplexes Finanzierungssystem 
braucht.  

Die Kindertagesbetreuung in Nordrhein-Westfalen 
braucht Sicherheit, braucht Stabilität und Qualität, 
um ihrer großen Verantwortung für die Kinder ge-
recht werden zu können. Gute Arbeit in Kindertages-
einrichtungen muss auch finanziell gut abgesichert 
werden. Deswegen würde ich mich freuen, wenn Sie 
alle diesen Gesetzentwurf unterstützen würden und 
eine zügige Befassung ermöglichen. Dafür möchte 
ich Ihnen schon jetzt herzlich danken.  

Ich möchte noch – ähnlich, Herr Mostofizadeh, wie 
ich das vorhin getan habe, als wir über die Finanzie-
rung der Integration diskutiert haben – einen erneu-
ten Appell an den Bund richten. Denn auch hier sind 
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wir wieder in der Situation, dass das Gute-Kita-Ge-
setz droht, ein „Schlechtes-Kita-Gesetz“ zu werden, 
wenn die Große Koalition es nicht hinbekommt, die-
ses Gesetz zu entfristen und es bei der Befristung bis 
2021/2022 bleibt. Das ist immer Stückwerk, und da-
mit kann man die Länder nicht alleine lassen. Dann 
gerät nämlich das Bund-Länder-Finanzverhältnis 
wieder aus den Fugen.  

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Herr Minister, 
entschuldigen Sie, dass ich Sie unterbreche.  

Dr. Joachim Stamp, Minister für Kinder, Familie, 
Flüchtlinge und Integration: So kann man nicht mitei-
nander arbeiten. Deswegen bitte ich noch einmal den 
Bund und die Kollegin Giffey darum, dieses Gesetz 
zu entfristen. Das würde uns allen bei der gemeinsa-
men Gestaltung für unsere Kinder helfen. – Vielen 
Dank.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Minister, für die Einbringung des Gesetzentwur-
fes.  

Wir kommen zur Abstimmung, da eine Aussprache 
heute nicht vorgesehen war. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs Drucksa-
che 17/3773 an den Ausschuss für Familie, Kinder 
und Jugend in der Federführung sowie an den Aus-
schuss für Heimat, Kommunales, Bauen und Woh-
nen und an den Haushalts- und Finanzausschuss in 
der Mitberatung. Möchte jemand gegen die Überwei-
sung stimmen? – Das ist nicht der Fall. Möchte sich 
jemand enthalten? – Auch nicht. Dann haben wir den 
Gesetzentwurf Drucksache 17/3773 so überwie-
sen.  

Ich rufe auf:  

16 Gesetz zur Stärkung religiöser und weltan-
schaulicher Neutralität der Justiz des Landes 
Nordrhein-Westfalen 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 17/3774 

erste Lesung 

Herr Minister Biesenbach hat seine Einbringungs-
rede ebenfalls zu Protokoll gegeben (s. Anlage 2).  

Auch hier ist eine Aussprache heute nicht vorgese-
hen, sodass wir unmittelbar zur Abstimmung und 
Überweisung kommen. Der Ältestenrat empfiehlt die 
Überweisung des Gesetzentwurfs an den Rechtsaus-
schuss in der Federführung sowie an den Integrations-

ausschuss und an den Hauptausschuss in der Mitbe-
ratung. Möchte jemand gegen die Überweisung stim-
men? – Möchte sich jemand enthalten? – Das ist bei-
des nicht der Fall. Dann haben wir den Gesetzent-
wurf Drucksache 17/3774 so überwiesen.  

Ich rufe auf: 

17 Gesetz zur Änderung des Kommunalwahlge-
setzes und weiterer wahlrechtlicher Vorschrif-
ten 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 17/3776 

erste Lesung 

Auch hier wurde die Einbringungsrede zu Protokoll 
gegeben (s. Anlage 3). 

Hier ist ebenfalls für heute keine Aussprache vorge-
sehen, und wir kommen zur Überweisung des Ge-
setzentwurfs. Gemäß der Empfehlung des Ältesten-
rates überweisen wir in der Federführung an den 
Ausschuss für Heimat, Kommunales, Bauen und 
Wohnen und in der Mitberatung an den Hauptaus-
schuss. Möchte jemand der Überweisung widerspre-
chen oder sich enthalten? – Beides ist nicht der Fall. 
Dann haben wir den Gesetzentwurf Drucksache 
17/3776 so überwiesen. 

Ich rufe auf: 

18 Gesetz zur Änderung des Altlastensanie-
rungs- und Altlastenaufbereitungsverbands-
gesetzes  

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 17/3778 – Neudruck 

erste Lesung 

Ich kann Ihnen erfreulicherweise mitteilen, dass Frau 
Ministerin Heinen-Esser ihre Einbringungsrede 
ebenfalls zu Protokoll gegeben hat (s. Anlage 4). 
Auch hier haben wir für heute keine Aussprache vor-
gesehen. 

Wir kommen zur Überweisung des Gesetzentwurfs 
an den Ausschuss für Umwelt, Landwirtschaft, Natur- 
und Verbraucherschutz in der Federführung sowie 
an den Ausschuss für Heimat, Kommunales, Bauen 
und Wohnen in der Mitberatung. Möchte jemand 
dem widersprechen oder sich enthalten? – Beides ist 
nicht der Fall. Dann haben wir den Gesetzentwurf 
Drucksache 17/3778 – Neudruck – so überwiesen. 

Ich rufe auf: 
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19 Wahl von Mitgliedern des Landesrechnungs-
hofs Nordrhein-Westfalen 

Wahlvorschlag 
der Fraktion der CDU, 
der Fraktion der SPD, 
der Fraktion der FDP und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 17/3848 

Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. Wir kommen 
somit zur Abstimmung.  

Wer dem Wahlvorschlag seine Zustimmung geben 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Das 
sind die Fraktionen von CDU, SPD, FDP und Bünd-
nis 90/Die Grünen, die AfD-Fraktion und der frakti-
onslose Abgeordnete Neppe. Ich frage vorsichtshal-
ber, ob jemand dagegen stimmen möchte. – Das ist 
nicht der Fall. Möchte sich jemand enthalten? – Das 
ist auch nicht der Fall.  

Damit ist der Wahlvorschlag in der Drucksache 
17/3848 einstimmig angenommen. 

Ich rufe auf: 

20 Nachwahl zur Umbesetzung eines stellvertre-
tenden Mitglieds des Parlamentarischen Un-
tersuchungsausschusses I (Fall Amri) 

Wahlvorschlag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 17/3816 

Eine Aussprache ist nicht vorgesehen, und wir kom-
men zur Abstimmung.  

Wer diesem Wahlvorschlag seine Zustimmung ge-
ben möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – 
Das sind die Fraktionen von CDU, SPD, FDP und 
Bündnis 90/Die Grünen, die AfD-Fraktion und der 
fraktionslose Abgeordnete Neppe. Darf ich davon 
ausgehen, dass es keinen Widerspruch, also keine 
Nein-Stimmen gibt? – Das ist so. Gibt es auch keine 
Enthaltungen? – Das ist ebenfalls so. 

Dann ist Herr Kollege Wolf einstimmig gewählt wor-
den. 

Ich rufe auf: 

21 In den Ausschüssen erledigte Anträge 

Übersicht 11 
gem. § 82 Abs. 2 GO 
Drucksache 17/3834 

Die Übersicht enthält fünf Anträge und einen Ent-
schließungsantrag, die vom Plenum gemäß § 82 
Abs. 2 der Geschäftsordnung an einen Ausschuss 

zur abschließenden Erledigung überwiesen wurden. 
Das Abstimmungsverhalten der Fraktionen können 
Sie aus der Übersicht erkennen. 

Ich lasse nun über die Bestätigung des Abstim-
mungsverhaltens der Fraktionen in den jeweiligen 
Ausschüssen entsprechend der Übersicht 11 abstim-
men. Möchte jemand widersprechen? – Das ist nicht 
der Fall. Möchte sich jemand enthalten? – Das ist 
auch nicht der Fall. 

Dann haben Sie die Übersicht einstimmig bestätigt, 
liebe Kolleginnen und Kollegen. 

Wir sind am Ende der heutigen Tagesordnung und 
damit auch am Ende der heutigen Sitzung.  

Ich berufe das Plenum wieder ein für morgen, Don-
nerstag, 11. Oktober 2018, 10 Uhr. 

Ich wünsche Ihnen einen angenehmen Abend und 
einen gelungenen Parlamentarischen Abend. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

Schluss: 19:41 Uhr  

 

_______________________________________ 

*) Von der Rednerin bzw. dem Redner nicht  
überprüft (§ 102 GeschO) 

Dieser Vermerk gilt für alle in diesem Plenarprotokoll 
so gekennzeichneten Rednerinnen und Redner. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 





Landtag   10.10.2018 

Nordrhein-Westfalen 125 Plenarprotokoll 17/36 

 

Anlage 1 

Zu TOP 14 – „Elftes Gesetz zur Änderung der 
gesetzlichen Befristungen im Zuständigkeits-
bereich des Ministeriums des Innern“ – zu Pro-
tokoll gegebene Rede 

Herbert Reul, Minister des Innern:  

Mit diesem Gesetzentwurf unterbreitet die Lan-
desregierung einen Vorschlag zur weiteren Be-
handlung befristeter Vorschriften.  

Im Einzelnen schlägt die Landesregierung dem 
Landtag die Verlängerung der Geltungsdauer be-
ziehungsweise die Entfristung von zwei Landes-
gesetzen vor: 

Erstens: Die Befristung des Zensusausführungs-
gesetzes 2011 NRW sollte um zwei Jahre bis zum 
31. Dezember 2020 verlängert werden. 

Vor den Verwaltungsgerichten in Nordrhein-West-
falen sind derzeit noch 67 Klagen anhängig. Die 
Kommunen klagen gegen die Feststellung ihrer 
amtlichen Einwohnerzahl anlässlich des Zensus 
2011 durch den Landesbetrieb IT.NRW.  

In einer Reihe der Verfahren haben die Verwal-
tungsgerichte im einstweiligen Rechtsschutz das 
Land verpflichtet, alle bei IT.NRW als Statisti-
schem Landesamt noch vorhandenen Zensusda-
ten zu sichern. Dies um gegebenenfalls noch ein-
zelfallbezogene Überprüfungen durchführen zu 
können.  

Im Hinblick auf Klagen der Länder Berlin und 
Hamburg beim Bundesverfassungsgericht gegen 
den Zensus 2011 sind diese verwaltungsgerichtli-
chen Verfahren bis zur verfassungsgerichtlichen 
Entscheidung ruhend gestellt worden. 

Das Bundesverfassungsgericht hat mit Urteil vom 
19. September 2018 festgestellt, dass die bundes-
gesetzlichen Vorschriften zum Zensus 2011 for-
mell und materiell mit dem Grundgesetz vereinbar 
sind. Vor diesem Hintergrund können die vor den 
nordrhein-westfälischen Gerichten anhängigen 
Verfahren jetzt wieder aufgenommen werden.  

Nach Feststellung der Verfassungsrechtskonfor-
mität der bundesrechtlichen Vorschriften zum 
Zensus 2011 dürften sich viele Argumente der kla-
genden Kommunen erledigt haben. Ob, wann und 
wie die Verfahren vor Verwaltungsgerichten abge-
schlossen werden, ist derzeit aber noch nicht ab-
sehbar. Auch schließt das Urteil des Bundesver-
fassungsgerichts nicht aus, dass verwaltungsge-
richtliche Verfahren weiter geführt geprüft werden.  

Es können noch Argumente und Umstände ge-
prüft werden, die in den von Berlin und Hamburg 
geführten Verfahren keine Rolle gespielt haben. 

Daher sind die Bestimmungen des Zensusausfüh-
rungsgesetzes 2011 NRW zur aufschiebenden 
Wirkung von Rechtsbehelfen bis zum Abschluss 
dieser Gerichtsverfahren weiterhin erforderlich. 
Dies gilt auch für die Ermächtigung des Landes-
betriebes IT.NRW zur Feststellung der ermittelten 
amtlichen Einwohnerzahl. 

Deshalb schlägt die Landesregierung vor, das Ge-
setz zunächst beizubehalten und um zwei Jahre 
zu verlängern. 

Zweitens: Das Gesetz über die Öffentlich bestell-
ten Vermessungsingenieurinnen und -ingenieure 
in Nordrhein-Westfalen sollte entfristet werden. 

Die Beibehaltung dieses Gesetzes ist zwingend 
erforderlich. Nur so kann der Berufsstand der Öf-
fentlich bestellten Vermessungsingenieurinnen 
und -ingenieure gewährleistet werden.  

Diese leisten einen unverzichtbaren Beitrag für 
das öffentliche Vermessungswesen in unserem 
Land. Ich fände es falsch, durch irgendwelche 
neuen Befristungen zu suggerieren, es ginge in 
Nordrhein-Westfalen auch ohne die ÖbVI. 





Landtag   10.10.2018 

Nordrhein-Westfalen 127 Plenarprotokoll 17/36 

 

Anlage 2 

Zu TOP 16 – „Gesetz zur Stärkung religiöser 
und weltanschaulicher Neutralität der Justiz 
des Landes Nordrhein-Westfalen“ – zu Proto-
koll gegebene Rede 

Peter Biesenbach, Minister der Justiz:  

Die Landesregierung hat sich die Stärkung der re-
ligiösen und weltanschaulichen Neutralität in der 
Justiz zur Aufgabe gemacht. In der zunehmend 
pluralistischen Gesellschaft muss auf die Wah-
rung der Neutralität der dritten Staatsgewalt be-
sonders geachtet werden.  

Es ist die vornehme Aufgabe der Justiz Rechts-
frieden und Rechtssicherheit herzustellen und zu 
bewahren. Die rechtsprechende Gewalt hat ohne 
Ansehung der Person und nur nach Recht und 
Gesetz zu entscheiden. Daher darf nicht der ge-
ringste Anschein von Voreingenommenheit ent-
stehen. Damit ist auch das äußere Erscheinungs-
bild der Justizangehörigen stets im Fokus der Ver-
fahrensbeteiligten und der Bevölkerung.  

Durch den heute vorgelegten Gesetzentwurf soll 
die verfassungsrechtlich gebotene staatliche Zu-
rückhaltung in religiöser und weltanschaulicher 
Hinsicht für den Bereich der Justiz gestärkt wer-
den.  

Mit dem Entwurf werden Regelungen vorgeschla-
gen, die es allen Beschäftigten in der Justiz – und 
zwar den Tarifbeschäftigten, Beamtinnen und Be-
amten sowie Richterinnen und Richtern gleicher-
maßen – verbieten, religiös oder weltanschaulich 
konnotierte Symbole und Kleidungsstücke bei der 
Ausübung ihrer dienstlichen Tätigkeiten zu tragen, 
wenn sie damit rechnen müssen, von Dritten 
wahrgenommen zu werden.  

Als Inbegriff rechtsprechender Gewalt liegt ein be-
sonderer Fokus des Gesetzgebungsvorhabens 
auf der gerichtlichen Verhandlung. In § 3 Abs. 1 
des Entwurfs wird das Verbot normiert, in diesen 
Verhandlungen Symbole und Kleidungsstücke 
sichtbar zu tragen, die auf eine bestimmte religi-
öse oder weltanschauliche Haltung schließen las-
sen. 

Dabei möchte ich ausdrücklich betonen, dass – 
und dies wird in § 1 des Entwurfs ausdrücklich auf-
gezeigt – die Freiheit des Glaubens, des Gewis-
sens und des religiösen und weltanschaulichen 
Bekenntnisses der Beschäftigen in der Justiz kei-
neswegs in Frage gestellt werden soll. Selbstver-
ständlich gilt das in Artikel 4 des Grundgesetzes 
verbürgte Recht auch für die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter der Justiz.  

Es war daher bei Ausarbeitung des Gesetzent-
wurfs ein Kernanliegen, die Religions-, Glaubens- 

und Bekenntnisfreiheit der Beschäftigten einerseits 
und die staatliche Neutralitätspflicht andererseits in 
einen angemessenen Ausgleich zu bringen. Daher 
beschränkt sich das Verbot ausdrücklich auf wahr-
nehmbare Symbolik und Kleidung. Wir sind der 
festen Überzeugung, damit das mildeste Mittel ge-
wählt zu haben, ohne das gesetzgeberische Ziel 
aus dem Auge zu verlieren.  

Dieses Verbot religiöser und weltanschaulicher 
Symbole und Kleidungsstücke in der gerichtlichen 
Verhandlung wird durch § 3 Abs. 2 des Entwurfs 
flankiert. Danach dürfen die in der Justiz Beschäf-
tigten auch bei den übrigen ihnen übertragenen 
hoheitlichen Aufgaben keine sichtbaren Symbole 
und Kleidungsstücke tragen, die Zweifel an der re-
ligiösen und weltanschaulichen Neutralität der 
Justiz hervorrufen könnten. Zur Wahrung der Ver-
hältnismäßigkeit kann dies allerdings nur dann 
Geltung beanspruchen, wenn die oder der jewei-
lige Beschäftigte mit seiner Wahrnehmung durch 
Dritte rechnen muss. Wer also typischerweise 
nicht mit Dritten in Sichtkontakt tritt, wird von die-
sem Verbot nicht erfasst.  

Der Sache nach werden von den Verboten des § 3 
des Entwurfs Symbole oder Kleidungsstücke er-
fasst, „die bei objektiver Betrachtung eine be-
stimmte religiöse oder weltanschauliche Auffas-
sung zum Ausdruck bringen.“ 

Damit ist im Sinne einer gleichheitsgerechten Aus-
gestaltung sichergestellt, dass christliche Kreuze 
oder etwa eine Kippa gleichermaßen erfasst sind, 
wie ein in muslimischer Weise gebundenes Kopf-
tuch. Auf die zum Ausdruck gebrachte Religion oder 
Weltanschauung kommt es nicht an!  

Durch § 4 des Entwurfs wird eine vom Bundesge-
setzgeber geschaffene Regelungslücke geschlos-
sen. Im Jahr 2017 hat der Bundesgesetzgeber in 
§ 34 Satz 4 Beamtenstatusgesetz das für Beam-
tinnen und Beamte sowie Richterinnen und Rich-
ter geltende Verbot aufgenommen, sich bei Aus-
übung des Dienstes oder bei einer Tätigkeit mit 
unmittelbarem Dienstbezug zu verhüllen. Dieses 
Verhüllungsverbot ist für eine vertrauensvolle 
Kommunikation der staatlichen Funktionsträger 
mit den Bürgerinnen und Bürgern sowie mit ande-
ren Beschäftigten unabdingbar.  

Soll dieses Ziel erreicht werden, müssen auch Ta-
rifbeschäftigte von dem Verhüllungsverbot erfasst 
werden. Dies ist im Übrigen auch ein Gebot der 
Gleichbehandlung zwischen den Beschäftigten. 
Die dem § 34 Satz 4 Beamtenstatusgesetz nach-
gebildete Regelung in § 4 des Entwurfs erfasst alle 
Beschäftigten gleichermaßen.  

Mit dem Gesetzentwurf wird unter Berücksichti-
gung der Interessen der Beschäftigten an ihrer 
Religions- und Bekenntnisfreiheit die dem Staat 
obliegende Neutralitätspflicht gestärkt. Anders als 
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bei anderen staatlichen Aufgaben – wie beispiels-
weise der Schulbildung – hat der Staat im Bereich 
der Justiz keinen an der religiösen und weltan-
schaulichen Pluralität der Bevölkerung ausgerich-
teten Auftrag. Vielmehr erfordert der staatliche 
Auftrag – der Justizgewährungsanspruch – von 
den Beschäftigten der Justiz unbedingte Neutrali-
tät gegenüber den Verfahrensbeteiligten und dem 
Verfahrensgegenstand. Diese Neutralitätspflicht 
wird durch den vorgelegten Gesetzentwurf in der 
gebotenen Weise konkretisiert und gestärkt. 
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Anlage 3 

Zu TOP 17 – „Gesetz zur Änderung des Kom-
munalwahlgesetzes und weiterer wahlrechtli-
cher Vorschriften“ – zu Protokoll gegebene 
Rede 

Herbert Reul, Minister des Innern:  

Im Herbst 2020 stehen die nächsten Kommunal-
wahlen in unserem Land an. Wie gewohnt, ist 
rechtzeitig vorher das Kommunalwahlgesetz zu 
überprüfen und fortzuschreiben.  

Aktuelle Veränderungen im Landtags- und Bun-
destagswahlrecht sind ebenso zu berücksichtigen 
wie Erfahrungen aus der Verwaltungspraxis. Zu-
gleich sind die Vorschriften an die jüngste Recht-
sprechung anzupassen. Der Gesetzentwurf der 
Landesregierung trägt diesen Anforderungen 
Rechnung.  

Der Gesetzentwurf ist in mehrere Artikel geglie-
dert. 

Artikel 1 enthält verschiedene Änderungen des 
Kommunalwahlgesetzes, Artikel 2 einmalig not-
wendige Übergangsregelungen wegen der aus-
nahmsweise 77 Monate langen Wahlperiode der 
Räte und Kreistage, die von Anfang Juni 2014 bis 
Ende Oktober 2020 dauert.  

Artikel 3 dient der Harmonisierung einiger Vor-
schriften im Landeswahlgesetz. Und Artikel 4 ent-
hält zwei kleinere Anpassungen im Gesetz über 
den Regionalverband Ruhr.  

Lassen Sie mich kurz auf die wesentlichen Neue-
rungen im Kommunalwahlgesetz in der Reihen-
folge der Vorschriften eingehen. 

Das vor der Bundestagswahl 2017 in das Bundes-
wahlgesetz aufgenommene Verhüllungsverbot für 
die Mitglieder von Wahlorganen soll auch in § 2 
Kommunalwahlgesetz aufgenommen werden. 
Dies betrifft in der Praxis die Wahlausschüsse und 
mehr noch die Wahlvorstände in den Kommunen.  

Ziel ist es, eine offene und vertrauensvolle Kom-
munikation und eine unparteiische Amtswahrneh-
mung in diesen Gremien zu gewährleisten. Eine 
entsprechende Ergänzung des Landeswahlgeset-
zes ist ebenfalls vorgesehen. 

Mittels Neufassung des § 14 Absatz 2 Kommunal-
wahlgesetz sollen die allgemeinen Kommunal-
wahlen auch im vorletzten Monat der laufenden 
Wahlperiode durchgeführt werden können, das 
heißt konkret im September 2020. 

Ohne diese Änderung bliebe nur der Oktober als 
Wahlmonat, der sich durch den Tag der Deut-

schen Einheit und die Herbstferien nur sehr be-
dingt für Kommunalwahlen einschließlich gegebe-
nenfalls erforderlicher Stichwahlen eignet.  

Die Erweiterung des Zeitfensters wird allgemein 
für sinnvoll erachtet. Wie in der Vergangenheit 
wird das Ministerium des Innern zu gegebener 
Zeit den Wahltag festlegen. 

Auch die Stichtage für die Eintragung der Wahlbe-
rechtigten in das Wählerverzeichnis von Amts we-
gen, für die Einreichung von Wahlvorschlägen und 
für die Entscheidung über deren Zulassung sollen 
um einige Tage vorverlegt werden. Damit wird 
mehr Zeit für die Durchführung der Briefwahl ge-
schaffen.  

In § 33 Absatz 1 Kommunalwahlgesetz soll die 
2,5 % Sperrklausel für die Wahlen von Gemeinde-
räten und Kreistagen gestrichen werden. Anlass 
sind die Urteile des Verfassungsgerichtshofs für 
das Land Nordrhein-Westfalen in acht Organ-
streitverfahren vom 21. November 2017, in denen 
die 2,5 %-Sperrklausel insoweit für verfassungs-
widrig erklärt wurde.  

Vorbehaltlich einer erneuten Erörterung im Land-
tag und eines Festhaltens an der Sperrklausel mit 
verfassungskonformer Begründung auch für die 
Gemeinderats- und Kreistagswahlen ist derzeit 
die Streichung in § 33 erforderlich.  

In Übereinstimmung mit der verfassungsgerichtli-
chen Rechtsprechung ist die 2,5 %-Sperrklausel 
jetzt nur noch für die Wahlen der Bezirksvertretun-
gen und der Verbandsversammlung des Regio-
nalverbands Ruhr vorgesehen.  

Schließlich soll in das Kommunalwahlgesetz ein 
gänzlich neuer Abschnitt VI.c mit den §§ 46f bis 
46k über die Wahl der Verbandsversammlung des 
Regionalverbands Ruhr aufgenommen werden. 
Der neue Abschnitt enthält neben einer Verwei-
sung auf die allgemeinen Bestimmungen des 
Kommunalwahlgesetzes spezifische und damit 
vorrangige Regelungen zum Beispiel über die 
Wahlorgane des RVR, Inkompatibilitäten, Wahl-
vorschläge und deren Zulassung, Stimmzettel und 
die Feststellung des Ergebnisses. 

Die Verabschiedung dieser Novelle stellt die 
Grundlage für die Überarbeitung der Kommunal-
wahlordnung mit ihren diversen Anlagen dar, die 
bis zum Herbst 2019 in Kraft treten soll, also eben-
falls rechtzeitig vor den nächsten Kommunalwah-
len. 
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Anlage 4 

Zu TOP 18 – „Gesetz zur Änderung des Altlas-
tensanierungs- und Altlastenaufbereitungs-
verbandsgesetzes“ – zu Protokoll gegebene 
Rede 

Ursula Heinen-Esser, Ministerin für Umwelt, Land-
wirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz:  

In Nordrhein-Westfalen sind Altlastensanierung 
und Flächenrecycling weiterhin ein großes 
Thema. So ist die Zahl der von den Behörden er-
mittelten Altablagerungen und Altstandorte auf-
grund der laufenden Nacherhebungen auch in 
den letzten beiden Jahren weiter angestiegen. 

In konkreten Zahlen ausgedrückt heißt dies: 

– Es wurden bislang insgesamt 26.500 Gefähr-
dungsabschätzungen vorgenommen und 
7.800 Sanierungsmaßnahmen durchgeführt,  

– die Anzahl aller ermittelten Altablagerungen 
und Altstandorte ist inzwischen auf mehr als 
96.000 Fälle gestiegen,  

– die Anzahl der noch nicht zugeordneten bzw. 
noch nicht bewerteten Flächen beläuft sich auf 
etwa 31.000 Flächen und  

– die Anzahl der altlastverdächtigen Flächen auf 
etwa 29.600 Fälle.  

Diese Zahlen führen uns sehr deutlich vor Augen, 
dass hier noch immer große Aufgaben vor uns lie-
gen, denen wir uns auch weiterhin widmen müs-
sen. Sie zeigen uns auch, wie wichtig zudem die 
Aufbereitung vorbelasteter Brachflächen durch 
das Flächenrecycling ist.  

Zur Altlastensanierung und zum Flächenrecycling 
leistet der „AAV – Verband für Altlastensanierung 
und Flächenrecycling“ – als anerkannter Fachver-
band seit vielen Jahren einen bedeutenden Bei-
trag. Der AAV ist in seinem Wirken über die Gren-
zen des Landes hinaus bekannt und in seiner Ar-
beit äußerst erfolgreich. 

Er wird im Rahmen einer Kooperation zwischen 
öffentlicher Hand, das heißt Land und Kommunen, 
und privater Wirtschaft tätig. Seine Sanierungs-
projekte dienen vorrangig der Abwehr von Um-
weltgefahren. Gleichzeitig kommen sie aber auch 
den Kommunen und der Wirtschaft zugute, da 
durch das Flächenrecycling geeignete Grundstü-
cke für neue Nutzungen angeboten werden kön-
nen, ohne neue Flächen auf der „Grünen Wiese“ 
zu verbrauchen. Der AAV leistet damit auch einen 
wichtigen Beitrag zur Verminderung der Freiflä-
cheninanspruchnahme. 

Für seine Aufgabenerledigung erhält der AAV al-
lein vom Land jährlich 7 Mio. Euro. Die Kommu-
nen beteiligen sich mit rund 1,1 Mio. Euro. Das ist 
so im AAV-Gesetz festgeschrieben. Die Beiträge 
der Wirtschaft sind freiwillig und betragen derzeit 
rund 0,5 Mio. Euro.  

Angesichts der gestiegenen Anzahl der erfassten 
und noch nicht bewerteten bzw. bearbeiteten Flä-
chen sind die Mittel, die das Land dem AAV jedes 
Jahr aus dem Aufkommen des Wasserentnahme-
entgeltgesetzes (WasEG) zur Verfügung stellt, 
auch weiterhin zur Bewältigung der Aufgaben er-
forderlich.  

Vor diesem Hintergrund haben wir im Haushalts-
gesetz 2018 dem AAV zur Finanzierung seiner 
Aufgaben für dieses Jahr weitere Haushaltsmittel 
in Höhe von 1,5 Mio. Euro bereitgestellt. Die zu-
sätzlichen Mittel dienen als Ergänzung der Bei-
träge.  

Nachdem sich das Land so großzügig gezeigt hat, 
hoffe ich, dass sich die Wirtschaft auch diesem 
Beispiel anschließt. Denn so sehr ich das freiwil-
lige Engagement der Wirtschaft schätze, wünsche 
ich mir doch von weiteren Unternehmen größere 
finanzielle Beteiligung. 

Um dem AAV diese zusätzlichen Haushaltsmittel 
auszahlen zu können, müssen wir in einem Punkt 
das AAV-Gesetz ändern, indem wir dort eine 
haushaltsrechtliche Öffnungsklausel einfügen.  

Die Gesetzesänderung muss noch im Jahr 2018 
in Kraft treten, damit dem AAV die im Haushalts-
gesetz 2018 veranschlagten Finanzmittel ausge-
zahlt werden können.  

Ich bitte um Ihre Zustimmung für diese Gesetzes-
änderung, damit die zusätzlich bereitgestellten 
und dringend erforderlichen Mittel nicht verfallen, 
sondern bestimmungsgemäß zur Altlastensanie-
rung verwendet werden können. 

 


